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1Einleitung
Im Kontext von Diskursen zur Klimapolitik und einer „Großen Transforma-
tion“ hin zu einer ressourcenschonenden Gesellschaft wird immer häufiger auch
über die Rolle der Wissenschaft bei diesen Prozessen diskutiert. Eine For-
schungsperspektive, die in diesem Zuge entwickelt wurde, ist die sogenannte
„transformative Forschung“, bei der Forschende als Katalysatoren Wandel selbst
initiieren und unterstützen. Da dieser Forschungsansatz bisher jedoch weitestge-
hend ohne theoretische Fundierung entwickelt und bisher kaum evaluiert wurde,
hat das vorliegende Buch es zum Ziel, ebendiesen genauer zu beleuchten. Das
folgende Kapitel stellt zunächst die Problemstellung und Forschungslücke dar,
gefolgt von Forschungsfrage, den Zielen sowie dem Forschungsdesign. Zum Ende
dieses Kapitels wird der Aufbau dieses Buches vorgestellt.
1.1 Problemstellung und Forschungslücke
„Forschung und Wissenschaft haben eine gesellschaftliche Verantwortung, aktiv zum
Gelingen der Transformation zu einer klimaverträglichen Gesellschaft beizutragen.
[…] JungeWissenschaftler können sich als ‚Forschungspioniere‘ amTransformations-
prozess beteiligen, indem sie die eigene Forschung innovativ auf die Erfordernisse des
Transformationsprozesses ausrichten und damit die Transformation beschleunigen.“
(WBGU 2011, S. 341)
Der Wissenschaftliche Beirat der Bundesregierung Globale Umweltveränderun-
gen (WBGU) spricht in seinem Gutachten „Welt im Wandel. Gesellschaftsvertrag
für eine Große Transformation“ der Wissenschaft eine wichtige Rolle bei der
Transformation hin zu einer nachhaltigen Gesellschaft zu (WBGU 2011). Diese
Forderung nach einer Transformation – einem umfassenden Wandel hin zu einer
Gesellschaft, die nachhaltig mit Ressourcen umgeht – basiert auf der Erkenntnis,
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dass mit den aktuellen Lebensweisen der Menschheit, die „planetaren Leitplan-
ken“ (Rockström et al. 2009; Steffen et al. 2015) nach und nach überschritten
werden und irreversible Umweltschäden zu erwarten sind.
Die Forderung nach nachhaltiger Entwicklung beziehungsweise Transfor-
mation hin zu Nachhaltigkeit ist seit mittlerweile mehr als drei Jahrzehnten
Gegenstand von Konferenzen und Abkommen internationaler Politik (u. a. UN
2015a; UNCED 1992; WCED 1987), Forderungen der Zivilgesellschaft (u. a.
BUND und Misereor 1997) und Empfehlungen der Wissenschaft (u. a. IPCC
1992). Teilweise wird dies verbunden mit einer Kritik an dem auf andauerndem
Wachstum basierenden Wirtschaftssystem sowie dem Fokus auf ökonomische
Aspekte von Lebensqualität (u. a. Jackson 2009; Robinson und Tinker 1998).
Nach und nach haben sich in den verschiedenen wissenschaftlichen Diszipli-
nen Forschungsansätze entwickelt, die das Ziel haben, mögliche Lösungen für
Nachhaltigkeitsfragen zu entwickeln, Klimafolgen und mögliche Auswege zu
prognostizieren, aber auch selbst Transformation mitzugestalten. Hier setzt der
WBGU (2011, S. 23 f.) mit seinem Konzept der transformativen Forschung an,
bei der nicht nur Analysen erstellt, sondern neue Ideen und Narrative aktiv in die
Gesellschaft hereingebracht und dabei Transformationsprozesse unterstützt wer-
den. Die Intension dabei ist es, Politik, Gesellschaft und die dahinter liegenden
Paradigmen zu verändern und in die Richtung einer sozial-ökologischen Transfor-
mation zu begleiten (Schneidewind, Singer-Brodowski, Augenstein, et al. 2016;
Schneidewind und Singer-Brodowski 2013). Die transformative Forschung baut
damit auf Forschungsansätzen, wie der transdisziplinären Forschung (u. a. Scholz
2017) sowie der Transition-Forschung (u. a. Geels 2002, 2011; Loorbach et al.
2017) auf und ordnet sich in eine größere Debatte über die Rolle der Wissenschaft
in gesellschaftlichen Prozessen und die dafür benötigten Formen von Wissen ein.
Transformative Forschung geht in ihren Aktivitäten daher über die klassische dis-
ziplinäre und interdisziplinäre Forschung hinaus und ist charakterisiert durch ihren
transdisziplinären Ansatz und den Anspruch, selbst Veränderungen zu initiieren
und zu katalysieren (Schneidewind, Singer-Brodowski, Augenstein, et al. 2016,
S. 6). Erste Projekte, die sich als transformative Forschungsaktivitäten verstehen,
wurden maßgeblich vom Wuppertal Institut (WI) sowie dem Zentrum für Trans-
formationsforschung und Nachhaltigkeit (Transzent) der Bergischen Universität
Wuppertal (BUW) in meist lokal angesiedelten Projekten in Wuppertal durchge-
führt, so auch die in diesem Buch untersuchten Fallbeispiele. Diese haben beide
die Lebensqualität der Wuppertaler Bevölkerung im Fokus, mit dem Ziel, dazu
beizutragen, diese nachhaltig und ressourcenschonender zu gestalten. Damit wird
1.1 Problemstellung und Forschungslücke 3
also eine umfassende Veränderung angestrebt (siehe Abschn. 4.2). Ob diese trans-
formativen Forschungsprojekte dem eigenen Ziel, Transformationen anzustoßen,
gerecht werden, wurde bisher noch nicht umfassend untersucht.
Auch wenn der Ansatz transformativer Wissenschaft bislang weitgehend unab-
hängig von sozialwissenschaftlichen Theorien postuliert wurde, so scheint er mit
seiner intendierten Wirkung auf Gesellschaft und Politik durch neue Narrative und
Ideen implizit einige Annahmen mit dem diskursiven Institutionalismus zu teilen,
der wiederum bisher kaum systematisch für Fragen im Bereich der Nachhaltig-
keitstransformation oder gar der transformativen Forschung angewendet wurde
(siehe Abschn. 3.5). Indem Wissenschaft Transformation initiiert und reflektiert,
wird sie selbst – in der Formulierung des diskursiven Institutionalismus – zur „in-
stitutionellen Unternehmerin“, also einer Akteurin, die neue Ideen in Gesellschaft
und Politik verbreitet und sich für Veränderungen einsetzt (vgl. Campbell 2004,
S. 177 f.; DiMaggio 1988, S. 14). Diese können laut dem diskursiven Institu-
tionalismus mit ihren neuen Vorschlägen für Policies, Programme und letztlich
Paradigmen Politikveränderungen anstoßen und gesellschaftliche Veränderungen
bewirken (Campbell 2004).
Nach Unterscheidung von Hall (1993) gibt es drei Grade von Veränderung,
von denen die Transformation die am schwersten erreichbare ist. Werden Poli-
tikinstrumente angepasst, kommt es nur zu einer leichten Veränderung (Wandel
erster Ordnung). Werden neue Instrumente oder umfassende Programme ein-
geführt, bedeutet dies eine Veränderung zweiter Ordnung. Ein Ersetzen der
Ziele von Politik stellt letztlich eine Veränderung dritter Ordnung beziehungs-
weise eine Transformation dar. Hierbei beziehen sich Autoren des diskursiven
Institutionalismus (u. a. Blyth 2002, S. viii) auf den Wirtschaftshistoriker und
Sozialwissenschaftler Polanyi (1944) und dessen Beschreibung der „Great Trans-
formation“ von der vorindustrialisierten zur industrialisierten Gesellschaft mit
freier Marktwirtschaft. Diesen Vergleich und Bezug zu Polanyi hat später auch
der WBGU (2011, S. 71) mit der „Großen Transformation“ gezogen.
Doch trotz der Annahme in der Debatte über Transformation, dass ein grund-
legender Wandel notwendig ist, werden laut Brand (2016, S. 24) von den
meisten Nachhaltigkeitsakteur*innen bisher meist kleine Veränderungen initiiert
und inkrementeller Wandel angestrebt statt radikale Veränderungen anzugehen.
Dahinter steht die Annahme, dass inkrementelle Veränderungen sich langfristig
zu der intendierten Transformation aufsummieren (Brand 2016, S. 24).
„Instead, the tension between radical diagnosis and rather docile strategies is connected
with an obvious – implicit or explicit – assumption that transformation processes can
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be better initiated and amplified within the current political, economic and cultural
institutional system, dominant actors and related rationales“ (Brand 2016, S. 24).
Ob dies möglich ist oder ob inkrementelle Veränderungen für eine radikale Trans-
formation nicht zielführend sind, ist Gegenstand des vorliegenden Buches. Diese
Frage bleibt auch in den bisherigen theoretischen Abhandlungen und empirischen
Studien des diskursiven Institutionalismus (siehe Kap. 3) offen – ob es also hilf-
reich ist, die Grade nacheinander zu durchlaufen oder ob bei einer gewünschten
Transformation direkt auf der Ebene von Paradigmen angesetzt werden sollte.
Die meisten Studien, die bisher den diskursiven Institutionalismus als Grund-
lage verwenden, untersuchen Fälle, bei denen das Vorhandensein oder die
Abwesenheit von Wandel bereits von vorneherein ersichtlich ist. Meist wird die
Theorie zur Untersuchung von Veränderungen auf der Ebene ganzer Staaten oder
der Europäischen Union (EU) genutzt. Ob der diskursive Institutionalismus auch
in der Lage ist, kleinere und lokale Veränderungen auf der Ebene einer Stadt,
die nicht von vorneherein sichtbar sind, zu erklären, soll in dieser Untersuchung
geprüft werden.
1.2 Forschungsfrage und Ziele
Um die transformative Forschung zu fundieren und ihr Potenzial zur Unter-
stützung transformativer Prozesse zu ermitteln, wird anhand einer empirischen
Analyse zweier transformativer Forschungsprojekte aus dem Kontext der Wupper-
taler Transformationsforschung untersucht, ob diese nach einer Laufzeit von drei
Jahren bereits die Diskurse verändert haben, ob also bereits Veränderungen einge-
treten sind. Folgende Forschungsfrage soll dabei beantwortet werden: Hat durch
die von den transformativen Forschungsprojekten eingebrachten Ideen bereits ein
Wandel in Wuppertal stattgefunden?
Dadurch wird geprüft, ob die Theorie des diskursiven Institutionalismus in der
Lage ist, das Auftreten oder Ausbleiben von Wandel in der Stadt durch transfor-
mative Forschungsprojekte zu erklären. Wie die Veränderungen unterschiedlicher
Grade von einer Diffusion der Ideen über Wandel erster und zweiter Ordnung
bis hin zu einer erfolgreichen Transformation zusammenhängen und was bei den
untersuchten Projekten noch notwendig wäre, um zu einem Paradigmenwechsel
zu gelangen, soll im Anschluss an den empirischen Teil herausgearbeitet werden.
Dieses Buch leistet also Beiträge sowohl für die Theorie des diskursiven Institu-
tionalismus als auch für die Praxis der transformativen Forschung: Theoretisch,
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indem im Anschluss an die empirische Analyse zentrale Thesen des diskursi-
ven Institutionalismus weiterentwickelt werden, insbesondere hinsichtlich dessen,
wie Veränderungen der unterschiedlichen Grade wechselwirken. Hierzu können
Schlussfolgerungen aus den Analyseergebnissen gezogen und zusätzlich weitere
theoretische Ansätze hinzugezogen werden, um den diskursiven Institutionalismus
zu verfeinern. Zur transformativen Forschung trägt dieses Buch bei, indem kon-
krete Handlungsempfehlungen für zukünftige transformative Forschungsprojekte
formuliert werden und die transformative Forschung theoretisch fundiert wird.
1.3 Forschungsdesign
In diesem Buch werden Ansätze, die sich auf den diskursiven Institutionalismus
berufen – oder diesem von Schmidt (2010) zugeordnet werden – dargestellt, und
es wird dargelegt, wie diese Theorieströmung Politikwandel erklärt. Als Basis
für die Analyse werden daraus Kriterien abgeleitet, bezüglich wann es bei ver-
änderten Diskursen zu einem Wandel in Politik und Gesellschaft kommt und
wie dieser einzuordnen ist. In einer empirischen Analyse wird anschließend der
Untersuchungsgegenstand – die transformative Forschung – auf zwei Anwendun-
gen heruntergebrochen und anhand dessen untersucht, ob bereits erfolgreich neue
Ideen verbreitet und die städtischen Diskurse verändert wurden (siehe Abb. 1.1).
Laut diskursivem Institutionalismus würde dies eine Grundlage für die von den
Forschenden erhoffte Transformation darstellen (siehe Kap. 3).
Zur Beantwortung der Forschungsfrage werden zwei exemplarische transfor-
mative Forschungsprojekte einer vergleichenden Fallanalyse unterzogen. Diese
sind Forschungsprojekte, die im Zeitraum von 2015 bis 2018 durchgeführt wur-
den und sich beide auf die Forderung nach neuen Wohlstandsmodellen und einem
Ersetzen des Wachstumsparadigmas beziehen: Die Entwicklung von Wohlstand-
sindikatoren für Wuppertal im Rahmen des Projektes Wohlstands-Transformation
Wuppertal (WTW) sowie die Entwicklung der App „Glücklich in Wuppertal“.
Beide Projekte hatten das Ziel, Veränderungen in der Stadt Wuppertal anzustoßen.
Ob der diskursive Institutionalismus die Entwicklung der beiden Fälle erklären
kann und bei kleinen, lokal ablaufenden Prozessen Geltung hat, wird mithilfe
einer Kongruenzanalyse (George und Bennett 2005) geprüft. Aus der Theorie
des diskursiven Institutionalismus werden dazu Prognosen abgeleitet, ob und wie
es in den beiden Fallbeispielen laut Theorie zu einem Wandel gekommen sein
müsste (Blatter et al. 2007, S. 150 f.; George und Bennett 2005, S. 181–192). In
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Fallbeispiel 2:
App-basiertes Panel „Glücklich 
in Wuppertal“
Abb.1.1 Forschungsdesign der vergleichenden Fallstudie.Die Abbildung zeigt das gewählte
Forschungsdesign der vergleichenden Fallstudie zweier Anwendungen transformativer For-
schung. Dazu werden aus den Thesen des diskursiven Institutionalismus Prognosen zur
erwarteten Entwicklung herausgearbeitet und später mithilfe einer Kongruenzanalyse mit
den Beobachtungen in der Empirie abgeglichen. Zusätzlich fließen Erkenntnisse aus anderen
theoretischen Konzepten sowie Forschungsperspektiven aus dem Feld der Nachhaltigkeits-
forschung in die Operationalisierung ein. Als Datenbasis werden Expert*inneninterviews
und Dokumente genutzt und mit der Methode einer qualitativen Inhaltsanalyse hinsichtlich
ihres Inhaltes sowie einer Dokumentenanalyse hinsichtlich ihrer Entstehungszusammenhänge
untersucht. Im Anschluss an die vergleichende Analyse werden die Theorie des diskursi-
ven Institutionalismus weiterentwickelt sowie praktische Handlungsempfehlungen für die
transformative Forschung formuliert.
Quelle: eigene
Dazu sollen ähnlich wie in vorhandenen Untersuchungen städtischer Diskurse
(siehe Abschn. 2.3 und 3.4) die lokale Presse, Webseiten, Beiträge in sozialen
Medien, Protokolle sowie Aussagen von Entscheidungsträger*innen herangezo-
gen werden. Dies geschieht mithilfe von Expert*inneninterviews zu beiden Fällen
sowie mithilfe der Einbeziehung weiterer Dokumente. Im Rahmen einer qualitati-
ven Inhaltsanalyse wird unter anderem untersucht, welche Ideen die Forschenden
vertreten und wie weit diese diffundiert sind, welche Akteur*innen sie unter-
stützt haben und ob es bereits zu Politikveränderungen, wie neuen Policies,
die sich auf alternative Paradigmen beziehen, gekommen ist. Daneben werden
die institutionellen Rahmenbedingungen und vorhandenen Krisen in der Stadt
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beleuchtet. Eine Dokumentenanalyse hilft zusätzlich dabei, aufzudecken, wie weit
die Ideen diffundiert sind, auf welchen Kanälen kommuniziert wurde und wen
die Wissenschaftler*innen dabei also letztlich erreicht haben. Diese methodologi-
sche Triangulation als Kombination der Dokumentenrecherche und Durchführung
von Interviews und damit zusammenhängender Datentriangulation von Doku-
menten wie Protokollen, Presseartikeln und Beiträgen in sozialen Medien mit
Transkripten der Expert*inneninterviews soll eine erweiterte Perspektive auf die
Fallbeispiele erlauben (Denzin 2009, S. 297–310; Flick 2014, S. 411).
Die Analyse ermöglicht dann Schlussfolgerungen, wie transformative For-
schung erfolgreich Veränderung bewirken kann. Dazu werden die Kriterien für
Veränderung des diskursiven Institutionalismus weiterentwickelt.
1.4 Aufbau des Buches
Das Buch ist wie folgt aufgebaut: Im folgenden Kapitel (Kap. 2) wird zunächst
ein Überblick über den für die Analyse relevanten Hintergrund gegeben: Die
Begründung für die Notwendigkeit einer Nachhaltigkeitstransformation und die
daraus abgeleiteten Anforderungen an die Wissenschaft sowie entsprechende
Forschungsperspektiven. Zur Einordnung der Fallbeispiele folgen dann eine Dar-
stellung der Bedeutung und der Handlungsspielräume von Städten bei Transfor-
mationsprozessen allgemein sowie eine Darstellung des institutionellen Kontextes
der Stadt Wuppertal.
Im Anschluss an diese Überblicke, die der Einordnung des Untersuchungsge-
genstandes dienen, wendet sich das Buch der gewählten Theorie zu: In Kapitel 3
wird der diskursive Institutionalismus als vierte Strömung des Neoinstitutionalis-
mus dargestellt und die relevanten Begrifflichkeiten und Kategorisierungen (Ideen,
Akteur*innen, Diskurse, Institutionen) werden definiert. Aus dem Theorieansatz
des diskursiven Institutionalismus werden dann Kriterien für Politikveränderung
abgeleitet. Anschließend werden die Besonderheiten der lokalen Ebene bei Para-
digmenwechseln und Politikveränderungen diskutiert. Im darauffolgenden Kapitel
werden das methodische Vorgehen sowie die Fallbeispiele vorgestellt (Kap. 4).
Es folgt der Analyseteil dieses Buches (Kap. 5). Dieser besteht jeweils aus
der Analyse von Interviews und Dokumenten im Hinblick auf die vorhandenen
Akteur*innen, Strategien, Arten von Ideen und Diskursen und das Vorhandensein
von Veränderung sowie einer Synthese und einem Vergleich der beiden Fälle.
Kapitel 6 erlaubt dann eine Weiterentwicklung der Theorie des diskursi-
ven Institutionalismus, indem aus der Theorie heraus die zentralen Thesen
verfeinert werden. Dies betrifft insbesondere konkrete Schlussfolgerungen zu
8 1 Einleitung
Transformationsprozessen auf lokaler Ebene, zu Anforderungen an die beteiligten
Akteur*innen, die propagierten Ideen sowie zum Zusammenspiel unterschiedli-
cher Grade von Veränderung. Zusätzlich werden praktische Handlungsempfehlun-
gen formuliert, wann es mithilfe der transformativen Forschung zu einer erfolg-
reichen Transformation kommen könnte. Bezüglich der konkreten Ausgestaltung
transformativer Forschungsprojekte, der Aktivitäten der Forschenden sowie der
notwendigen Rahmenbedingungen können aus der Theorie des diskursiven Insti-
tutionalismus Kriterien abgeleitet werden, wann transformative Forschung nach
den in Abschnitt 2.2.2 beschriebenen Intensionen erfolgversprechend umgesetzt
werden kann. Abschließend folgen in Kapitel 7 eine Zusammenfassung der
Ergebnisse sowie ein Ausblick auf weiteren Forschungsbedarf.
Open Access Dieses Kapitel wird unter der Creative Commons Namensnennung 4.0 Interna-
tional Lizenz (http://creativecommons.org/licenses/by/4.0/deed.de) veröffentlicht, welche die
Nutzung, Vervielfältigung, Bearbeitung, Verbreitung und Wiedergabe in jeglichem Medium
und Format erlaubt, sofern Sie den/die ursprünglichen Autor(en) und die Quelle ordnungsge-
mäß nennen, einenLink zurCreativeCommonsLizenz beifügen und angeben, obÄnderungen
vorgenommen wurden.
Die in diesem Kapitel enthaltenen Bilder und sonstiges Drittmaterial unterliegen eben-
falls der genannten Creative Commons Lizenz, sofern sich aus der Abbildungslegende nichts
anderes ergibt. Sofern das betreffende Material nicht unter der genannten Creative Commons
Lizenz steht und die betreffende Handlung nicht nach gesetzlichen Vorschriften erlaubt ist, ist
für die oben aufgeführtenWeiterverwendungen desMaterials die Einwilligung des jeweiligen
Rechteinhabers einzuholen.
2Hintergrund:Die„GroßeTransformation“ im Kontext von
Forschung und Politik
Im folgenden Kapitel wird zunächst der Hintergrund erläutert, vor dem die trans-
formative Forschung als Ansatz entwickelt wurde: Die Umweltfolgen mensch-
lichen Handelns im Zeitalter des Anthropozän, die damit zusammenhängende
Kritik an einer auf dauerhaftem Wachstum basierenden Gesellschaft sowie
die Schlussfolgerungen zur Notwendigkeit einer Transformation (Abschn. 2.1).
Damit zusammenhängend entstanden verschiedene Forschungsansätze, welche
an eine größere wissenschaftstheoretische und wissenschaftspolitische Debatte
über eine Neuorientierung der Wissenschaft angesichts globaler Herausforde-
rungen anschließen. Während die Transformationsforschung die geforderten und
stellenweise bereits gelungenen Veränderungsprozesse lediglich zu verstehen
versucht, intendieren Transition-Forschung und transformative Forschung, mög-
liche Visionen zu entwickeln und den Prozess mit zu begleiten (WBGU 2011,
S. 23). Diese sowie verwandte Forschungsperspektiven im Kontext der Forde-
rung nach einer Transformation werden in Abschnitt 2.2 dargestellt. Daraufhin
werden Städte in diesen Kontext eingeordnet, mit ihren Handlungsspielräumen
und Möglichkeiten, lokal Transformationen anzustoßen (Abschn. 2.3) sowie der
spezifische institutionelle Kontext Wuppertals beleuchtet (Abschn. 2.4). Den
Abschluss des Hintergrundkapitels bildet ein Zwischenfazit, das dazu dient, die
relevanten Annahmen der geschilderten Forschungsperspektiven für die Analyse
aufzubereiten (Abschn. 2.5).
2.1 Nachhaltige Entwicklung,Grenzen desWachstums
und die„GroßeTransformation“
Das aktuelle Zeitalter des Anthropozän, in dem sich die Erde laut Ergebnissen
aus Klima- und Umweltforschung seit Mitte des 18. Jahrhunderts befindet, ist
© Der/die Autor(en) 2021
K. Schleicher, Von alternativen Paradigmen zur umfassenden Transformation,
https://doi.org/10.1007/978-3-658-32601-2_2
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dadurch gekennzeichnet, dass die Menschheit durch ihre Aktivitäten zum ersten
Mal das Erdsystem beeinflusst (Crutzen 2002). Insbesondere in den vergangenen
Jahren sind dabei verstärkt Prozesse zu beobachten, durch die mit einer hohen
Wahrscheinlichkeit irreversible Umweltveränderungen eintreten könnten, die das
Erdsystem als solches verändern und dessen Folgen schwer abzuschätzen sind.
Rockström et al. (2009; sowie Steffen et al. 2015) haben in ihrem Konzept pla-
netarer Leitplanken neun Prozesse definiert, die zentral für die Funktion und
Stabilität des Erdsystems sind. Zwei werden besonders herausgestellt: Der Kli-
mawandel und das Funktionieren von Ökosystemen beziehungsweise der Verlust
von Biodiversität, da sie alleine das Erdsystem aus dem Gleichgewicht bringen
könnten. Bei allen diesen Prozessen gibt es Kipppunkte, ab deren Überschrei-
ten voraussichtlich irreversible Schäden entstehen und sich Effekte verstärken,
wodurch es zu rapiden, plötzlichen Veränderungen kommen kann. Bereits kurz
vor Erreichen dieser Schwellen setzen die Autoren die sogenannten planetaren
Leitplanken – Zeitpunkte, ab denen große Unsicherheiten über die Entwicklung
des Erdsystems bestehen, die also als Warnung gelten sollten, um Prozesse umzu-
kehren. Im Fall der Ozonschicht, so schreiben sie, wurde eine planetare Leitplanke
bereits überschritten. Die Entwicklung konnte durch politische Anstrengungen
jedoch wieder umgekehrt werden, so dass die Ozonschicht sich größtenteils
regeneriert hat. Die Autoren gehen davon aus, dass mehrere andere Leitplan-
ken bereits überschritten sind: der Klimawandel, der Biodiversitätsverlust, die
Stickstoff- und Phosphorkreisläufe und die Landnutzung (Rockström et al. 2009;
Steffen et al. 2015). Die Autoren sind sich sicher bezüglich des Einflusses der
Menschheit auf die Prozesse im Erdsystem, andere Fragen bleiben jedoch bislang
offen. So ist bisher an vielen Stellen unklar, wie genau die Prozesse miteinander
zusammenhängen und sich gegenseitig verstärken (Steffen et al. 2015, S. 7).
Das Konzept der planetaren Leitplanken ist eines der bekannten Konzepte
hinsichtlich der Umweltauswirkungen der Menschheit, doch bei weitem nicht
das einzige. Auch in anderen Publikationen wird vor irreversiblen Umweltver-
änderungen gewarnt und diese Warnung in vielen Fällen auch an die Politik
herangetragen. Besonders prominent geschieht dies in den regelmäßigen Berich-
ten des Intergovernmental Panel on Climate Change (IPCC, dt. Weltklimarat),
von denen bereits 1992 der erste erschien (IPCC 1992) oder in den Veröffent-
lichungen des Intergovernmental Science-Policy Platform on Biodiversity and
Ecosystem Services (IPBES, dt. Weltbiodiversitätsrat), beispielsweise 2019 mit
einer Auswertung zahlreicher Studien zum Artensterben (IPBES 2019).
Diese und andere Berichte treffen die klare Aussage, dass Veränderungen
notwendig sind, um die Ressourcennutzung, den Schadstoffausstoß und Landnut-
zungen zu verändern. In diesem Zusammenhang kam auch das Ziel nachhaltiger
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Entwicklung auf, das die Weltkommission für Umwelt und Entwicklung (WCED,
auch Brundtlandkommission) bereits in ihrem Bericht 1987 formulierte. Hier wird
nachhaltige Entwicklung definiert als „to ensure that it meets the needs of the pre-
sent without compromising the ability of future generations to meet their needs“
(WCED 1987). Später einigten sich die Mitgliedstaaten der Vereinten Nationen
(UN) und ihrer Unterorganisationen in weiteren Abkommen auf das Ziel einer
nachhaltigen Entwicklung, so in der Rio-Deklaration (UNCED 1992), der Agenda
21 (UN DSD 1992), dem Paris-Abkommen (UN 2015b) oder in der Agenda 2030
(UN 2015a).
Neben diesen internationalen Prozessen wird das Thema Nachhaltigkeit auch
auf nationaler und lokaler Ebene adressiert. Hintergrund dessen ist unter anderem,
dass in Städten Umweltfolgen schnell sichtbar werden, aber auch, dass mittler-
weile mehr als die Hälfte der Menschheit in Städten wohnt. Dadurch entsteht
ein großer Teil des Ressourcenverbrauchs in Städten und eine Entwicklung hin
zu nachhaltigem urbanen Leben erscheint wichtiger denn je (UN-Habitat 2016;
WBGU 2016).
Grundlage der Idee nachhaltiger Entwicklung als wirtschaftliche Entwick-
lung mit geringerem Umweltverbrauch ist es, dass durch eine Entkopplung bei
gleichbleibender Wirtschaftsaktivität durch den Einsatz effizienterer Technologien
weniger Ressourcen verbraucht werden (Rees 1995; Robinson und Tinker 1998).
Doch in der Praxis zeigt sich, dass sogenannte Rebound-Effekte dafür sorgen,
dass bei gesteigerter Ressourceneffizienz nicht die theoretisch errechnete Ein-
sparung erreicht wird, sondern durch Konsumverschiebung und -steigerung der
Verbrauch insgesamt direkt oder indirekt die Einsparungen verringert oder diese
gar ausbleiben (Sorell 2009). Deshalb argumentieren Kritiker der klassischen
Argumentation nachhaltiger Entwicklung, dass zusätzlich auch eine Entkopp-
lung der Lebensqualität von der Wirtschaftsaktivität gelingen muss (u. a. Raskin
et al. 2002; Robinson und Tinker 1998; Schneidewind 2018, S. 65). Diese abso-
lute Entkopplung, also eine wirkliche Verringerung des Ressourcenverbrauchs bei
gleichbleibender oder erhöhter Lebensqualität, wurde jedoch bisher kaum oder
gar nicht erreicht (Jackson 2009, S. 67–73; Wegner 2013, S. 9 f.). Jackson (2009,
S. 118) argumentiert,
„There is still no consistent vision of an economy founded on continual consumption
growth that delivers absolute decoupling. And the systemic drivers of growth push us
relentlessly towards ever more unsustainable resource throughput“.
Damit zusammenhängend wird schon seit langer Zeit Kritik daran geäußert,
dass oftmals davon ausgegangen wird, nachhaltige Entwicklung solle stets mit
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Wirtschaftswachstum einhergehen (u. a. Robinson und Tinker 1998, S. 21).
Dies bedeutet, dass Effizienzsteigerungen alleine nicht helfen, sondern dass auch
Veränderungen in Politik und Konsummustern, in Lebensstilen und Werten not-
wendig sind (BUND und Misereor 1997, S. 101–113; Robinson und Tinker 1998,
S. 33–35; Wegner 2013, S. 9 f.). Hieran schließen auch die Argumente derjeni-
gen an, die mit verschiedenen Konzepten wie Postwachstum oder Suffizienz das
ständige Wirtschaftswachstum hinterfragen und alternative Wege aufzeigen (u. a.
Jackson 2009; I. Seidl und Zahrnt 2013).
Bereits in den 1970er Jahren argumentierte der Club of Rome (Meadows et al.
1972), dass dauerhaftes Wachstum in einer begrenzten Welt nicht möglich sei
und andere Indikatoren für Lebensqualität notwendig seien. Vor diesem Hinter-
grund argumentieren viele der Befürworter*innen erweiterter Wohlstandsmodelle.
Sie argumentieren, dass, solange Wohlstand nur an materiellen Faktoren und
damit vor allem Konsum gemessen wird, absolute Entkopplung kaum möglich ist.
Ein erweitertes Wohlstandsverständnis dagegen würde eine hohe Lebensqualität
aller Bevölkerungsgruppen unabhängig von einem erhöhten Ressourcenverbrauch
ermöglichen (u. a. Zahrnt und Schneidewind 2015, S. 73). Notwendig sei, so
Zahrnt und Schneidewind (2015, S. 73), eine Suffizienzpolitik, die auf neuen
Wohlstandsmaßen basiert, welche auch immaterielle Aspekte abbilden können.
Eine Veränderung der vorherrschenden Paradigmen, insbesondere des Wachs-
tumsparadigmas, ist also als große aber notwendige Aufgabe zu sehen (Göpel
2016, S. 3; Sievers-Glotzbach und Tschersich 2019, S. 6 f.).
Daher beschäftigen sich zahlreiche Wissenschaftler*innen, Politiker*innen und
andere Akteur*innen mit der Suche nach diesem neuen „Kompass“ und damit
nach einer geeigneten Definition und zugehörigen Indikatoren für Lebensqualität.
Sie äußern Kritik am Bruttoinlandsprodukt (BIP) als viel verwendetem Indikator
für eben diese Lebensqualität und schließen sich damit einer schon seit den 1960er
Jahren laufenden Diskussion an (Delhey 2013, S. 147 f.; Stiglitz et al. 2009).
Ein grundsätzlicher Kritikpunkt am BIP ist, dass es nur Dinge und Prozesse
mit monetärem Wert beinhaltet. Verschiedenste Aspekte des guten Lebens liegen
allerdings außerhalb der Märkte, sind nicht monetär messbar und fließen daher
nicht in das BIP ein, haben aber dennoch einen Einfluss auf die Wirtschaft und
Gesellschaft – wie Haushaltsarbeit und Pflege. Außerdem gibt es negative Kosten,
die, wenn sie monetär messbar sind, positiv in das BIP eingerechnet werden, auch
wenn sie einen negativen Effekt auf die Lebensqualität haben, wie Krankheits-
oder Umweltkosten (BUND und Misereor 1997, S. 96 f.; Jackson 2009, S. 125).
Insbesondere seit den 1970er Jahren wurden zahlreiche Umwelt- und Res-
sourcenindikatoren entwickelt. Später wurden immer häufiger Indikatoren für
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Nachhaltigkeit sowie für Lebensqualität entwickelt und in verschiedenen Poli-
tikbereichen eingeführt (Lehtonen 2015, S. 77). Einige werden unter dem
Begriff Nachhaltigkeitsindikatoren gefasst (u. a. IAEG-SDG 2016; Landesre-
gierung Nordrhein-Westfalen 2016; Science for Environment Policy und UWE
2018; Statistisches Bundesamt 2016), andere als Wohlstandsindikatoren bezeich-
net (u. a. Canadian Index of Wellbeing 2016; OECD 2011). Sie wurden sowohl
für die Ebene von Staaten als auch für einzelne Regionen und Städte entwi-
ckelt1. Darüber hinaus werden ähnliche Indikatoren oftmals in Städterankings
verwendet, die Städte im Hinblick auf verschiedene Aspekte wie Wirtschaft und
Lebensqualität vergleichen (z. B. Städteranking der Wirtschaftswoche: Losse und
Fischer 2015; HWWI/Berenberg-Städteranking: Nitt-Drießelmann und Wedemei-
ner 2015) sowie in Bezug auf Nachhaltigkeitsaspekte (Morgenstadt City Index:
von Radecki et al. 2016). Einige Indikatorensets hinterfragen dabei explizit das
Wachstumsparadigma, während andere eher als Ergänzung zum BIP entwickelt
werden und Wirtschaftswachstum nicht in Frage stellen.
Seit der Rio-Konferenz 1992 wurden mit dem Brundtlandbericht und der
Agenda 21 Indikatoren von den meisten Regierungen weltweit als wichtig dekla-
riert, um eine Entwicklung hin zu Nachhaltigkeit zu fördern und zu evaluieren
(Rametsteiner et al. 2011, S. 61 f.). Dies zeigt auch die Entwicklung des Bet-
ter Life Index (BLI) durch die Organisation für Wirtschaftliche Zusammenarbeit
und Entwicklung (OECD), die seit 2011 alle zwei Jahre das gute Leben in den
OECD-Staaten in elf Dimensionen und mit dazugehörigen Indikatoren abbildet.
Die Einrichtung der Enquete-Kommission des Deutschen Bundestages
„Wachstum, Wohlstand, Lebensqualität“, die von 2011 bis 2013 Möglichkei-
ten der Messung von Lebensqualität diskutierte (Deutscher Bundestag 2013)
sowie der 2016 erschienene Bericht der Bundesregierung „Gut Leben in Deutsch-
land“ (Presse- und Informationsamt der Bundesregierung 2016) zeigen, dass
auch in Deutschland in vielen Bereichen der Politik weiterhin nach ergänzenden
oder alternativen Indikatoren gesucht wird, an denen politische Entscheidungen
ausgerichtet und Entwicklungen gemessen werden können. So kam die Enquete-
Kommission zu der gemeinsamen Aussage, dass das BIP kein geeigneter Indikator
ist, um Entwicklungen und Wohlstandsniveau zu messen (Deutscher Bundestag
2013, S. 23).
Diese Prozesse in und außerhalb Deutschlands lassen darauf schließen, dass
die BIP-Kritik beziehungsweise die Forderung nach einer Erweiterung dieses
1Für einen Vergleich der Indikatorensysteme siehe u. a. OECD (2013, 2014, 2015), Schepel-
mann et al. (2010), Widuto (2016), EC und Statistical Office of the European Communities
(2005), Science for Environment Policy und UWE (2018).
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Indikators in Politik und Wissenschaft vermehrt an Bedeutung gewonnen hat
(Hayden und Wilson 2017, S. 170). Laut einer Studie von Hayden und Wilson
(2017, S. 181) liegt ein möglicher Grund dafür, dass alternative Indikatoren sich
bisher schwer etablieren ließen und eine längerfristige Nutzung dieser Indikato-
ren bisher nicht gelungen ist, in der schwierigen Kommunikation der Konzepte
„Glück“, „Wohlstand“ und „Wohlbefinden“, da diese Themen in Gesellschaft und
Politik oft nicht ernst genommen würde.
Vor diesem Hintergrund wurde in den vergangenen Jahren die Forderung nach
einer Transformation in Richtung Nachhaltigkeit lauter (u. a. IPCC 2012; WBGU
2011). Um das Leben der Menschen innerhalb planetarer Leitplanken langfristig
zu ermöglichen, ist ein grundlegender Wandel notwendig, der über kleine Ver-
änderungen wie Effizienzsteigerungen oder Anpassungen innerhalb bestehender
Institutionen und Systeme hinausgeht. Dieser Wandel beinhaltet eine Veränderung
in Wirtschaft, Politik und Gesellschaft (Kemp und van Lente 2013, S. 116; Loor-
bach 2017, S. 193; WBGU 2011). Der WBGU (2011, S. 1 f.) verwendet für diesen
Prozess den Begriff „Große Transformation“ und bezieht sich dabei auf Polanyi
(1944), der mit der „Great Transformation“ den Umbruch zur industrialisierten
Wirtschaft und Gesellschaft bezeichnete. Im Kontext der Nachhaltigkeitswissen-
schaft meint „Große Transformation“ folglich eine grundlegende Umgestaltung
der Gesellschaft hin zu einer umweltverträglichen, nachhaltigen Lebensweise.
So wird eine Transformation oder Transition als „far-reaching change“ (Brand
2016, S. 24) beziehungsweise als „broad social, ecological and economic chan-
ges“ (Martens und Rotmans 2005, S. 1136) bezeichnet. Dabei handelt es sich
um Veränderungen der bestehenden Wirtschafts-, Politik- und Gesellschaftssys-
teme und nicht lediglich einzelner Bereiche (Martens und Rotmans 2005, S. 1136;
WBGU 2011, S. 89 f.).
Im Gegensatz zu einigen anderen Transformationen hat die Nachhaltigkeit-
stransformation ein definiertes Ziel – Veränderungen hin zu einer nachhaltigen
Gesellschaft (Geels 2011, S. 25; Nevens et al. 2013, S. 112). Diese Zielvision ist
laut WBGU (2011, S. 91) eine wichtige Grundlage: „Ohne veränderte Narrative,
Leitbilder oder Metaerzählungen, die die Zukunft von Wirtschaft und Gesellschaft
neu beschreiben, kann es keine gestaltete Große Transformation geben.“
Bei einigen Autor*innen wird der Begriff Transformation von Transition
abgegrenzt, wobei ersterer die umfassende bereichsübergreifende Veränderung
beschreibt (Kemp und van Lente 2013) während letzterer bereits die Verän-
derungen von lediglich einzelnen sozialen Bereichen wie Mobilität oder den
Energiesektor meint (Frantzeskaki et al. 2012, S. 20; Kemp und van Lente 2013).
Bei anderen wiederum wird der Begriff Transformation für Veränderungen einzel-
ner Bereiche und die Einführung neuer Technologien verwendet (u. a. Kemp und
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van Lente 2013; Nevens et al. 2013). Im folgenden Abschnitt werden einige For-
schungsperspektiven sowie die jeweils vorhandenen Transformationsverständnisse
vorgestellt.
2.2 Forschungsperspektiven über und für Transformation
2.2.1 Transdisziplinäre Ansätze undTransition-Forschung
Vor dem Hintergrund der genannten globalen Herausforderungen fordern einige
Wissenschaftler*innen auch eine Neuorientierung der Forschung. Gibbons et al.
(1994) und Nowotny et al. (2001) sehen in einer immer komplexer werden-
den Welt, in der Wissenschaft nicht mehr in einem unabhängigem Feld agiert
und Wissensproduktion in immer mehr Bereichen der Gesellschaft stattfindet,
die Notwendigkeit einer neuen Form von Wissenschaft. Das Ziel dieser soge-
nannten Modus-2-Wissenschaft ist es, sozial robustes Wissen zu schaffen, was
unter anderem durch die Einbettung in den Kontext, in dem das Wissen erzeugt
wird, und die Einbeziehung von Wissen aus der sozialen Praxis erreicht werden
kann. Damit grenzt sie sich von der klassischen Modus-1-Wissenschaft ab. Eine
Modus-2-Universität wäre dann daraus schlussfolgernd
„[…] more of a synergistic institution – in a double sense. First, it may be necessary to
delineate, and so demarcate, its activities according to anachronistic divisions between
research and teaching, scientific and social roles. […] Second, andmuchmore difficult,
the universities will have to acquiesce in a process of de-institutionalization, because
in a Mode-2 society the boundaries ‘inside’ and ‘outside’ make no better sense than
those between research and teaching.“ (Nowotny et al. 2001, S. 91)
Eine Forschungsperspektive, die sich der Mode-2-Wissenschaft zuordnen lässt,
ist die transdisziplinäre Forschung. Diese setzt auf die Wissensintegration zwi-
schen Wissenschaftler*innen und Praxisakteur*innen mit dem Ziel, Lösungen
für realweltliche Probleme zu entwickeln (Scholz 2017; R. Seidl et al. 2013).
Wissenschaft wird dabei als öffentliches Gut angesehen, das der Gesellschaft
nützlich sein sollte: Um diesem Anspruch gerecht zu werden, entwickeln Wis-
senschaftler*innen unterschiedlicher Disziplinen gemeinsam mit Stakeholdern
Forschungsfragen und produzieren einerseits neue Erkenntnisse für die Forschung
und andererseits praktische Lösungsstrategien für die Praxis (Scholz 2017, S. 7).
Eine andere Forschungsperspektive, die als Reaktion auf die sozial-
ökologischen Herausforderungen entstand, ist die Transition-Forschung. Von
zahlreichen Autor*innen dieser Forschungsperspektive wird betont, dass es sich
16 2 Hintergrund:Die„Große Transformation“ im Kontext …
bei der notwendigen Transformation – oftmals als Transition bezeichnet – um
einen Prozess handelt, der eine lange Zeit, womöglich mehrere Generationen, in
Anspruch nehme (Frantzeskaki et al. 2012, S. 20; Geels 2011, S. 24; Kemp und
van Lente 2013, S. 116; Loorbach et al. 2017, S. 600). Andere Autor*innen (u. a.
Park et al. 2012) verstehen den eigentlichen Umbruch als kurzen, weniger als
zehn Jahre andauernden Prozess, der zwischen langen Phasen der Stabilität statt-
findet. Auch sei der Transformationsprozess nicht überall gleich, Dauer, Art und
Stärke könnten variieren (Martens und Rotmans 2005, S. 1136).
Hier zeigen sich unterschiedliche Perspektiven aus dem Bereich der Transition-
Forschung. Erstere beschreibt Transition oder Transformation als fundamentalen,
systemübergreifenden Wandel (u. a. Kemp und van Lente 2013; Loorbach und Lij-
nis Huffenreuter 2013), andere als graduelle Veränderung einzelner Bereiche (u. a.
Nevens et al. 2013). Einige beschreiben beide Arten von Veränderung und nut-
zen dafür die beiden Begriffe Transformation und Transition als unterschiedliche
Prozesse (u. a. Frantzeskaki et al. 2012; Kemp und van Lente 2013).
Zahlreiche Autor*innen der Transition-Forschung (u. a. Binz et al. 2017;
Fuenfschilling und Truffer 2014; Loorbach 2017; Späth und Ornetzeder 2017;
Späth und Rohracher 2010) beziehen sich auf den Ansatz der Multi-Level-
Perspektive (MLP) von Geels (2002, 2011). Die MLP erklärt Transformationen
in einem Zusammenspiel aus Nischeninnovationen, den vorherrschenden Regi-
men – wie beispielsweise politischen Institutionen und Märkten – sowie externen
Entwicklungen und Veränderungen auf der Ebene der Landscape. Die drei
Ebenen sind durch unterschiedliche Grade der Strukturierung und der Beständig-
keit gekennzeichnet, wobei sich auf Giddens (1984) Theorie der Strukturierung
bezogen wird (Augenstein und Palzkill 2015, S. 5). Mit Regimen werden institu-
tionalisierte Praktiken, Routinen sowie geteilte Werte bezeichnet (Fuenfschilling
und Truffer 2014, S. 773; Geels 2011, S. 27), in denen Pfadabhängigkeiten Verän-
derungen erschweren (Kemp und van Lente 2013, S. 135; Loorbach et al. 2017,
S. 605). Nischen sind geschützte Netzwerke von Akteur*innen, in denen Ideen
und Innovationen entstehen können. Dazu zählen beispielsweise geförderte Pilot-
projekte, Start-ups oder Entwicklungsabteilungen von Unternehmen (Geels 2011)
oder auch Graswurzelbewegungen, die alternative Lebensstile und Konsummus-
ter erproben (Seyfang und Smith 2007). Im Sinne von Experimenten werden
diese Innovationen entwickelt, vorangebracht und verbreitet. Von Wirth et al.
(2019) unterscheiden dabei drei idealtypische Formen der Diffusion: dem Einbet-
ten der Experimente in bestehende Strukturen, der Übersetzung und Replizierung
in anderen Kontexte und der Skalierung als Vergrößerung der geografischen und
thematischen Verbreitung, der involvierten Akteur*innen und vorhandenen Res-
sourcen. Unklar bleibt bisher jedoch weitestgehend, wie die Formen der Diffusion
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zusammenhängen, ob sie alle für eine Transformation notwendig sind und unter
welchen Rahmenbedingungen sie erfolgreich sind.
In den meisten Studien werden zivilgesellschaftliche Gruppen oder einzelne
Unternehmen betrachtet, aber Nischenakteur*innen können auch aus anderen
Bereichen, wie Politik oder Verwaltung kommen (Avelino und Wittmayer 2016,
S. 638 f.). Die Stärke der Nischen wird darin gesehen, dass es dort Raum für
Experimente und neue Praktiken gibt (u. a. Loorbach 2017, S. 195 f.; Seyfang
und Smith 2007, S. 588).
Bei einigen dieser Innovationen gelingt es, ein Gelegenheitsfenster zu nutzen
und aus der Nische heraus in die Regime zu diffundieren und diese zu verändern.
Diese Gelegenheitsfenster können sich auftun, wenn durch äußere Entwicklungen
in der Landscape Druck auf die bestehenden Regime ausgeübt wird (Geels 2011,
S. 27 f.; Seyfang und Smith 2007, S. 589). Die entscheidende Rolle von Nischen
wird also insbesondere in der Zeit des Umbruchs gesehen, wenn Regime bereits
durch äußere Ereignisse und Entwicklungen destabilisiert sind (Loorbach 2017,
S. 193–195). Dabei ist die Chance einer Nischeninnovation auf erfolgreiche Dif-
fusion insbesondere dann hoch, wenn sie ein Problem anspricht, das zu der Zeit
von vielen wahrgenommen wird (Seyfang und Smith 2007, S. 589). So spielt auch
die öffentliche Diskussion eine Rolle dafür, in welche Richtung sich ein Regime
verändert (Loorbach et al. 2017, S. 614).
Um Innovationen erfolgreich von der Nische in das Regime zu überführen
und Gelegenheitsfenster nutzen zu können, müssen die Nischenakteur*innen laut
Kemp und van Lente (2013, S. 135) über intensive und breite Netzwerke verfü-
gen, die mit Ressourcen ausgestattet sind, dieselben Erwartungen in Bezug auf
die Innovationen teilen und einen Prozess gemeinsamen Lernens erfahren. Brown
et al. (2013, S. 703) argumentieren außerdem, dass für eine erfolgreiche Trans-
formation sowohl formelle als auch informelle Netzwerke hilfreich sind, da beide
unterschiedliche Funktionen erfüllen, die Nischeninnovationen voranzubringen.
Daneben ist ein gewisser Abstand zu den Regimen und Freiraum zum Experimen-
tieren förderlich (Fuenfschilling und Truffer 2014, S. 773). Einige Autor*innen
beschäftigen sich auch mit Prozessen der Vereinnahmung der Nischeninnova-
tionen durch die Regime. Hierbei nutzen die Regime ausgewählte Innovationen
zum Selbsterhalt und um größere Veränderungen zu verhindern. Während einige
Autor*innen in der Vereinnahmung vor allem Nachteile für die Nischeninnovatio-
nen sehen (u. a. Sievers-Glotzbach und Tschersich 2019, S. 7–9), betonen andere
auch Vorteile für die Nischen und beobachten sich abwechselnde Prozesse der
Vereinnahmung und Distanzierung (u. a. Bauler et al. 2017, S. 91; Pel 2016).
Auch wenn die MLP den Ursprung und wichtigsten Faktor einer Transfor-
mation nicht allein bei den Nischen sieht und es nicht nur um technologische
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Innovationen geht, so lag der Fokus vieler Studien aus dem Bereich der
Transition-Forschung bisher trotzdem hauptsächlich auf Nischen und dort ver-
orteten Akteur*innen mit innovativen Ideen oder Technologien (Loorbach et al.
2017, S. 605, siehe u. a. in Loorbach 2017; Nevens et al. 2013; Seyfang und
Smith 2007). Die Entwicklung und Diffusion neuer Paradigmen und grundle-
gender Strukturen spielte in den Studien bisher eine geringere Rolle als das
konkrete Erproben neuer Ideen und Technologien. In diesem Zusammenhang wur-
den Ansätze entwickelt, wie Transformationsprozesse aus den Nischen heraus von
der Praxis gestaltet und teilweise auch von der Wissenschaft mitbegleitet wer-
den können, so unter anderem die Urban Transition Labs (Nevens et al. 2013)
oder das Transition-Management (Rotmans et al. 2001). Mittlerweile wendet sich
jedoch auch die Transition-Forschung vermehrt der Ebene der Regime und Ver-
änderungen von Institutionen zu (Loorbach et al. 2017, S. 605–609). Was in
der Transition-Forschung bislang jedoch unklar bleibt, ist, wodurch Innovatio-
nen gekennzeichnet sind, die Transformationspotenzial haben und wie weit diese
diffundieren müssen, bis sie als mögliche Alternativen zu Regimen gelten kön-
nen. Auch der Rolle der proaktiven Unterstützung durch Politik wird sich bislang
kaum gewidmet.
2.2.2 Transformative Forschung
Etwas neuer ist der Ansatz der transformativen Forschung, der insbesondere vom
WBGU (2011, S. 23) in dem Gutachten „Welt im Wandel. Gesellschaftsvertrag
für eine Große Transformation“ sowie von Schneidewind und Singer-Brodowski
(2013) geprägt wurde und sich in das größere Feld der eben beschriebenen For-
schungsansätze einfügt2. Zusammen mit der transformativen Bildung stellt die
transformative Forschung eine Weiterentwicklung des Wissenschaftssystems zur
transformativen Wissenschaft dar. Diese soll es ermöglichen, die Gesellschaft hin
zu einer Transformation zu unterstützen.
Bei ihrer Beschreibung der transformativen Wissenschaft knüpfen Schnei-
dewind und Singer-Brodowski (2013, S. 78–81) an Gibbons et al. (1994)
und Nowotny et al. (2001) an und setzen auf deren Konzept einer Modus-2-
Wissenschaft (siehe Abschn. 2.2.1) eine Modus-3-Wissenschaft auf, zu der sie die
2Die Debatte über transformative Forschung spielt sich bisher hauptsächlich im deutschspra-
chigen Wissenschaftsdiskurs ab. In anderen nationalen Forschungskontexten gibt es zwar
ähnliche Debatten, die aber größtenteils unabhängig davon ablaufen und teilweise andere
Definitionen von transformativer Forschung beinhalten (u. a. Anderson undMcLachlan 2016;
National Science Foundation 2007; Sen 2014; Trevors et al. 2012).
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transformative Forschung zählen und den Fokus der Transformationsforschung
so um eine zusätzliche Perspektive erweitern. In der Modus-3-Wissenschaft
wird „[d]as Wissenschaftssystem […] damit zum zentralen Ort reflexiver Ver-
änderungsfähigkeit und zu einem Katalysator für gesellschaftliche Transformati-
onsprozesse in anderen Bereichen“ (Schneidewind und Singer-Brodowski 2013,
S. 80). Ihrer Einschätzung nach verharrt das Wissenschaftssystem bislang größ-
tenteils im Modus-1; Modus-2-Wissenschaft ist in Ansätzen vorhanden, während
Modus-3-Wissenschaft bisher kaum existiert.
Um die Ziele einer Modus-3-Wissenschaft zu erläutern, beziehen sich Schnei-
dewind und Singer-Brodowski außerdem auf Konzepte verschiedener Grade von
Lernprozessen von Argyris und Schön (1978) und Sterling (2010). Während Ler-
nen ersten Grades lediglich das Optimieren von Aktivitäten und Beheben von
Fehlern ohne ein Hinterfragen der dahinterstehenden Werte ist, so werden beim
Lernen zweiten Grades die Handlungen und dahinterstehenden Werte reflektiert
und neue Strategien angewendet. Bei dem Lernen dritten Grades, dem transfor-
mativen Lernen, werden das Handeln selbst und die dahinterstehenden Strukturen
hinterfragt:
„The case for transformative learning is that learning within paradigm does not change
the paradigm, whereas learning that facilitates a fundamental recognition of para-
digmand enables paradigmatic reconstruction is by definition transformative“ (Sterling
2010, S. 23).
In der Modus-1-Wissenschaft findet lediglich Lernen ersten Grades, also eine
Optimierung von Handlungen statt. In der Modus-2-Wissenschaft werden dagegen
die Ziele und Werte von Forschung und Lehre hinterfragt. In der Modus-3-
Wissenschaft würden darüber hinaus auch die Wissenschaftsinstitutionen selbst
reflektiert und an neue Herausforderungen angepasst (Schneidewind, Singer-
Brodowski, und Augenstein 2016, S. 130; Schneidewind und Singer-Brodowski
2013, S. 80, 121 f.). Die transformative Wissenschaft soll also als Modus-3-
Wissenschaft bewusst Transformationsprozesse hin zur Nachhaltigkeit unterstütz-
ten und initiieren, wozu teilweise neue wissenschaftliche Institutionen sowie eine
Reflexion und Veränderung der bisherigen Ziele und Aktivitäten von Forschung
notwendig sind, Wissenschaft sich also selbst in einen Prozess transformativen
Lernens begibt.
Transformative Forschung ist eng mit der im vorangegangenen Abschnitt
beschriebenen Transition-Forschung verbunden, baut dabei größtenteils auf den
in diesem Kontext entwickelten Konzepten, wie der MLP (Geels 2002, 2011)
20 2 Hintergrund:Die„Große Transformation“ im Kontext …
auf und stützt sich zu einem großen Teil auf dasselbe Verständnis von Trans-
formationsprozessen. So bezieht sich der WBGU (2011), der die transformative
Forschung als Konzept vorstellt, auf die MLP und schreibt, dass „Pioniere des
Wandels“ in Nischen experimentieren und Innovationen vorantreiben (WBGU
2011, S. 100). Dies können kleine zivilgesellschaftliche Gruppen sein, aber auch
einzelne Personen aus Ministerien, internationalen Organisationen oder Unterneh-
men (WBGU 2011, S. 100). Ebenfalls bezieht sich der WBGU (2011, S. 220)
auf die einschränkenden Regime und hebt hervor, diese müssten so gestaltet wer-
den, dass sie Raum für Experimente eröffnen und vielversprechende Innovationen
fördern.
In Bezug auf Gelegenheitsfenster und Druck der Landscape weisen sie jedoch
darauf hin, dass äußere Ereignisse zwar die Veränderungsbereitschaft in den
Regimen erhöhen können, aber auch das Gegenteil bewirken und Wandel wei-
ter erschwert werden kann (WBGU 2011, S. 101). Als förderlich für eine
erfolgreiche Transformation werden das Vorhandensein von geeigneten neuen
Technologien, der nötigen Finanzierung sowie eines Begleitnutzens der Neue-
rungen gesehen. Globale Netzwerke zum Wissensaustausch können ebenfalls
hilfreich sein (WBGU 2011, S. 6). Die Verbreitung der entsprechenden Wert-
haltungen gegenüber der Veränderung und die Einbeziehung der Bevölkerung
wird außerdem vorausgesetzt (WBGU 2011, S. 8). Daher sieht der WBGU
(2011, S. 257–278) die Rolle von Nischen darin, Ideen zu entwickeln, Alter-
nativen aufzuzeigen und einen Wertewandel zu ermöglichen, was insbesondere
zu Beginn einer Transformation von großer Bedeutung ist. Um Veränderungen zu
ermöglichen, müssen zur Unterstützung der Innovationen die politischen Rahmen-
bedingungen entsprechend angepasst und die Neuerungen institutionell verankert
werden (WBGU 2011, S. 269). Hinderlich sind ökonomische, politische und
institutionelle Pfadabhängigkeiten, das Fehlen von Vorbildern – beispielsweise
CO2-neutraler Städte – das Vorhandensein weiterer fossiler Ressourcen sowie das
enge Zeitfenster, das noch zur Verhinderung irreversibler Umweltveränderungen
bleibt (WBGU 2011, S. 6). Laut WBGU hat die „Große Transformation“ bereits
in den 1970er Jahren begonnen. Die zentralen Richtungsentscheidungen wurden
im Gutachten des WBGU von 2011 für in den zehn folgenden Jahren notwendig
und möglich beschrieben, gefolgt von einer Phase der Umsetzung der Entschei-
dungen und einer Stabilisierung. Insgesamt erstreckt sich die Transformation laut
WBGU ( 2011, S. 1, 7) folglich über mehrere Generationen, wobei die eigentli-
che Phase des Umbruchs mit zehn Jahren relativ kurz andauert. Da es sich bei
der „Großen Transformation“ um einen weltweiten Prozess handelt, finden par-
allel an verschiedenen Orten Transformationsprozesse in unterschiedlicher Form
und Geschwindigkeit statt (WBGU 2011, S. 89 f.).
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Wie genau Transformationsblockaden überwunden werden können, ist laut
WBGU (2011, S. 346) noch nicht genügend erforscht. Unklar bleibt aus den Aus-
führungen des WBGU außerdem, ob die kleinen Maßnahmen und Experimente
als wichtige kleine Schritte der Transformation zu sehen sind oder ob sie vor
allem den Wertewandel voranbringen, welcher notwendige Voraussetzungen für
diese darstellt. Bei der Forderung des WBGU (2011, S. 220 f.) nach Unterstüt-
zung von Innovationen und alternativen Ideen durch die Politik, stellt sich die
Frage, ob es realistisch ist, dass Entscheidungsträger*innen auch grundsätzliche
Alternativen zum Status-quo des aktuellen Wirtschafts- und Gesellschaftssystems
unterstützen.
Als Katalysatoren dieses eben beschriebenen gesellschaftlichen Wandels
machen die transformativen Wissenschaftler*innen ihre Werturteile und Nor-
men explizit (Schneidewind 2018, S. 432; Schneidewind, Singer-Brodowski,
und Augenstein 2016, S. 124–129; Schneidewind und Singer-Brodowski 2013,
S. 72 f.) und gehen über ihre neutrale Rolle als beobachtende Instanz hinaus,
indem sie selbst als Pionier*innen des Wandels agieren (Rose et al. 2017). Dies
resultiert neben der klassischen Forschung auch in zusätzlichen Tätigkeiten, so
beispielsweise der Begleitung von Prozessen, der Vernetzung von Akteur*innen
oder dem Initiieren von Interventionen in Reallaboren (Hilger et al. 2018). Die
Forschenden entwickeln selbst oder gemeinsam mit anderen Akteur*innen inno-
vative Lösungen und bringen diese voran (Schneidewind, Singer-Brodowski, und
Augenstein 2016, S. 127–171). So schreiben Augenstein et al. (2016, S. 171) über
die Rolle von Wissenschaft in diesen Prozessen:
„In urbanen Transformationssituationen können wissenschaftliche Narrative auf
unterschiedlichen Ebenen Wirkungen entfalten – insbesondere, wenn sie in enger
Kooperation mit den konkret in der Stadt handelnden AkteurInnen entstehen. Aus die-
sem Grund ist die partizipative Form von Wissenschaft ein konstituierendes Merkmal
transformativer Wissenschaft.“
Transformative Forschung arbeitet also oft gemeinsam mit Nischenakteur*innen,
die bereits versuchen, gesellschaftliche Veränderungen voranzubringen und so
von der Wissenschaft unterstützt werden. Um diese intendierte Wirkung zu errei-
chen und herauszufinden, wie Transformation aktiv unterstützt werden kann, wird
bei transformativer Forschung Wissen verschiedener Arten geschaffen: System-
wissen, Zielwissen und Transformationswissen (Schneidewind 2018, S. 431–433;
Schneidewind und Singer-Brodowski 2013, S. 69–72; siehe auch Pohl und Hirsch
Hadorn 2008). Erste Projekte, die sich im Sinne der transformativen Forschung
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verstehen, agieren vor allem auf kleinräumiger Ebene von Städten oder gar Quar-
tieren (Schneidewind et al. 2018) und erscheinen weniger bewusst gestaltet als im
Gutachten des WBGU beschrieben. Um sich mit geeigneten Nischenakteur*innen
zu vernetzen, müssen sie gewissermaßen ad hoc auf Prozesse reagieren. Wie dies
in den beiden hier untersuchten Fallbeispielen gelang, wird im Analyseteil des
Buches (siehe Kap. 5) genauer betrachtet.
Im deutschsprachigen Wissenschaftsdiskurs hat sich im Zusammenhang mit
dem Forschungsansatz der transformativen Forschung eine Debatte darüber ent-
zündet, ob Wissenschaft sich in diese Richtung entwickeln und aktiv Transfor-
mation mitgestalten sollte. Diese Diskussion wurde vor allem in der Zeitschrift
„GAIA – Ökologische Perspektiven für Wissenschaft und Gesellschaft“ ausgetra-
gen (u. a. Böschen 2014; Grunwald 2015; Kläy und Schneider 2015; Krainer
und Winiwarter 2016; Lucas et al. 2013; Rohe 2015; Schneidewind 2013,
2015; von Wissel 2015) sowie vom damaligen Präsidenten der Deutschen For-
schungsgemeinschaft Strohschneider (2014) in seinem Artikel „Zur Politik der
Transformativen Wissenschaft“ aufgegriffen.
Strohschneider (2014, S. 180) kritisiert die transformative Forschung dafür,
dass sie auf Problemlösung ausgerichtet sei und in erster Linie zur Lösung real-
weltlicher Probleme beitragen will. Ihm zufolge sollte Forschung aber zu allererst
wissenschaftliche Fragestellungen analysieren und verstehen. Auch wenn in eini-
gen Bereichen der Wissenschaft viel angewandte Forschung betrieben wird, sollte
diese die Grundlagenforschung nicht ersetzen. So argumentiert er, „[…] dass, um
es so zu sagen, Epistemologie wissenschaftlich generell durch Praxeologie sub-
stituierbar sei, dies muss bezweifelt werden“ (Strohschneider 2014, S. 180). Die
Fürsprecher*innen dieses transformativen Ansatzes fordern jedoch auch nicht ein
Ersetzen von Grundlagenforschung durch die anwendungsorientierte transforma-
tive Forschung, sondern sehen dies als notwendige Ergänzung (Grunwald 2015,
S. 19 f.). Daneben schafft die transdisziplinäre Forschung, die Strohschneider
(2014) hier ebenfalls kritisiert, stets auch Erkenntnisgewinne für die Wissen-
schaft und nicht lediglich Lösungsansätze für die Praxis (Scholz 2017, S. 7).
Auch wenn bei transformativer Forschung der Fokus auf praktischen Lösungs-
ansätzen liegt, wird auch eine Relevanz der Ergebnisse für die Wissenschaft
erwartet, so beispielsweise bei Reallaboren (Wanner et al. 2018) und sowohl Ziel-
und Transformations- als auch Systemwissen produziert (Schneidewind 2018,
S. 430 f.; Schneidewind und Singer-Brodowski 2013, S. 123). Trotzdem ist die-
ses stark kontextualisierte Wissen oftmals kaum generalisierbar (Schneidewind
und Singer-Brodowski 2013, S. 123).
An dem transdisziplinären Ansatz transformativer Forschung kritisiert Stroh-
schneider (2014, S. 180 f.) außerdem, dass außerhalb der Wissenschaft darüber
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entschieden werde, was als wissenschaftliche Fragestellung verstanden und was
wissenschaftlich bearbeitet werden soll. Auch die Kategorisierung von Ziel-,
System- und Transformationswissen sieht er kritisch. Dadurch würde die Grenze
zwischen Gesellschaft und Wissenschaft verschwimmen. Der ohnehin stattfinden-
den „Verwissenschaftlichung moderner Gesellschaften“ würde die transformative
Wissenschaft die „Vergesellschaftung von Wissenschaft“ entgegensetzen, wobei
er beide Entwicklungen kritisch sieht (Strohschneider 2014, S. 182). Scholz
(2017, S. 12) entgegnet diesen Ausführungen, dass sowohl transdisziplinäre
als auch transformative Forschung die Qualitätskriterien der Wissenschaft, die
Eigenständigkeit von Forschung und die Unterscheidbarkeit von Gesellschaft und
Wissenschaft nicht in Frage stellen. Außerdem werden Forschungsfragen nicht
lediglich von der Praxis diktiert, sondern gemeinsam zwischen Wissenschaft und
Praxis erarbeitet (Asayama et al. 2019; Mauser et al. 2013).
Auch wirft Strohschneider (2014, S. 181) der transformativen Forschung vor,
die klassischerweise in der Wissenschaft geltende Dichotomie zwischen wahr und
unwahr durch nützlich und nicht nützlich für Nachhaltigkeit ersetzen zu wollen.
Nachhaltigkeit würde durch die transformative Wissenschaft als letztendliches
normatives Ziel andere Ziele ausblenden. Dagegen läge es nicht in der Kompetenz
der Wissenschaft, Entscheidungen über eine Transformation zu treffen, da dies
politische Entscheidungen seien, die die Bevölkerung betreffen. Scholz (2017,
S. 12) argumentiert jedoch, dass die Transformation hin zu einer ressourcenscho-
nenden Gesellschaft schon als demokratisch legitimiert angesehen werden kann,
da sie in mehreren internationalen Verträgen formuliert wurde. Bei der grund-
sätzlichen Zielrichtung handelt es sich also nicht um eine ausschließlich von den
Forschenden gesetzte subjektive Einschätzung.
Bei einigen Kritikpunkten Strohschneiders handelt es sich also um Missver-
ständnisse, so bei der Annahme, dass die Modus-3-Wissenschaft die anderen
Aspekte von Wissenschaft ersetzen soll. Andere Kritikpunkte deuten auf zwei
grundsätzlich unterschiedliche Verständnisse davon hin, inwieweit sich Wissen-
schaft in gesellschaftliche und politische Prozesse einbringen darf oder gar sollte
und wie sehr sie dabei der Objektivität verpflichtet ist. Die Vertreter*innen der
transformativen Forschung sehen es gerade als ihre Aufgabe an, ihr Wissen der
Gesellschaft zur Verfügung zu stellen und den Weg hin zu einer Nachhaltigkeit-
stransformation zu unterstützen (Schneidewind 2015, S. 88; Schneidewind und
Singer-Brodowski 2013, S. 68; WBGU 2011, S. 342 f.).
Was bei der transformativen Forschung und dem dahinterliegenden Verständnis
von Transformationsprozessen jedoch tatsächlich bislang unklar ist, ist wie die
kleinteiligen Maßnahmen und Innovationen – ob von Forschenden oder anderen
Pionier*innen des Wandels – zusammenspielen und welche Rolle kleinräumige
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Prozesse beispielsweise in Städten für die „Große Transformation“ spielen. Im
folgenden Abschnitt werden zu diesem letztgenannten Punkt wissenschaftliche
Erkenntnisse anderer Forschungsgebiete hinzugezogen.
2.3 Städte als Orte der Transformation
Inwieweit in Städten überhaupt eigene Politikentscheidungen getroffen werden
und neue Ideen in städtischen Diskursen einen Einfluss auf darüberliegende
Prozesse haben können, soll in den nächsten Absätzen mithilfe von Literatur
aus den Bereichen Stadtsoziologie, Kommunalpolitik und urbaner Nachhaltig-
keitstransformation dargestellt werden. Städte haben in einigen Bereichen einen
Handlungsspielraum, in anderen Bereichen setzen sie vor allem die auf höheren
Politikebenen gefällten Entscheidungen um.
Städte haben die „Alleinzuständigkeit“ bei allen örtlichen Angelegenheiten,
die nur durch explizit im Grundgesetz genannte Kompetenzen von Ländern oder
dem Bund eingeschränkt werden und haben ein Recht auf Selbstverwaltung.
Außerdem müssen sie Bundes- und Landesgesetze umsetzen (Häußermann et al.
2008, S. 331; Wollmann 2008). Die Einschränkungen der Kompetenzen sind
aber mittlerweile sehr weitreichend und zusätzlich indirekt durch die finanziel-
len Abhängigkeiten und Verflechtungen sowie die knappe Haushaltslage vieler
Kommunen limitiert (Häußermann et al. 2008, S. 331). Häußermann et al. (2008,
S. 331) beschreiben die Situation zwiegespalten:
„DieKommunenhabendaher eine eigentümlicheStellung impolitisch-administrativen
System: Sie sind Körperschaften des öffentlichen Rechts, also nicht Teil des Staates,
aber sie können auch nicht selbstständig handeln, weil sie einerseits staatliche Auf-
gaben zu erledigen [haben] und andererseits finanziell davon abhängig sind, welche
Einkommensquellen ihnen von Bund und Ländern zugewiesen werden.“
Doch auch wenn der Spielraum für Entscheidungen limitiert ist, so werden die
Tätigkeiten von Kommunen laut Vetter und Holtkamp (2008, S. 19) von vielen
Bürger*innen teilweise als relevanter für sie persönlich wahrgenommen als natio-
nale oder europäische Politik. So ist die lokale Politik näher an ihrer Alltagswelt
und kann in Ansätzen kompensieren, dass durch Europäisierung und Globalisie-
rung viele Bürger*innen die Politik insgesamt entfernt von ihrer Lebensrealität
wahrnehmen (Vetter und Holtkamp 2008, S. 19). Dadurch können Kommunen
durch ihre Nähe zu örtlichen Gegebenheiten teilweise besser, effektiver und effi-
zienter öffentliche Mittel verteilen, da sie wissen, was an welcher Stelle benötigt
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wird (Vetter und Holtkamp 2008, S. 19). In diesem Zusammenhang hat auch Bür-
gerbeteiligung in Städten in der Vergangenheit an Bedeutung gewonnen und alle
Bundesländer haben Regelungen für Bürgerentscheide oder Bürgerbegehren auf
der Ebene von Städten (Häußermann et al. 2008, S. 334).
Die Aufgaben von Kommunen lassen sich in vier Bereiche differenzieren
(Häußermann et al. 2008, S. 335): Über die freiwilligen Tätigkeiten – wie kul-
turelle Aktivitäten, Sport- und Freizeiteinrichtungen und Integrationsleistungen
– können die Kommunen selbstständig entscheiden. Bei den Pflichtaufgaben
ohne Weisung sind die Aufgaben festgelegt, nicht aber die Details der Umset-
zung. Pflichtaufgaben nach Weisung sind dagegen auch bezüglich der Umsetzung
genau festgelegt. Daneben gibt es staatliche Auftragsangelegenheiten. Bei einigen
Themen können die städtischen Entscheidungsträger*innen also kaum Einfluss
nehmen, in anderen Bereichen haben sie jedoch durchaus Handlungsspielraum. So
sehen Häußermann et al. (2008, S. 341) den Einfluss von Städten insbesondere in
den Bereichen Wohnungsbau, städtische Infrastruktur, insbesondere die Verkehrs-
infrastruktur, Kultur und Handel. Je besser die Haushaltslage einer Stadt ist, umso
mehr können zusätzlich zu den Pflichtaufgaben noch freiwillige Aufgaben über-
nommen werden. Bei knapper Finanzlage bleibt hier wenig Handlungsspielraum
(Häußermann et al. 2008, S. 335; Kost 2010). So beobachtet auch Kost (2010,
S. 234):
„Für Städte und Gemeinden wird es immer schwieriger, politische Gestaltungsräume
zu eröffnen, weil durch die wirtschaftliche Krisensituation die dramatisch zunehmen-
den finanziellen Belastungen die Kommunen immer stärker auf die Erfüllung ihrer
von höherer Ebene zugewiesenen Pflichtaufgaben beschränken und an den Rand ihrer
Handlungsfähigkeit führen.“
In vielen Bereichen kann lokale Politik dennoch mehr gestalten und nicht nur
Gesetze der Landes-, Bundes- und EU-Ebene umsetzen. Insbesondere wird dies
daran deutlich, dass ähnliche Probleme in verschiedenen Städten unterschied-
lich angegangen werden (Zimmermann 2008, S. 211–213). Dies gilt nicht nur
für Kommunen in Deutschland, sondern auch darüber hinaus, was unter ande-
rem auch von Autor*innen der Transition-Forschung betrachtet wird. So zeigt
das Beispiel Kopenhagen mit seinen zahlreichen umweltpolitischen Maßnah-
men und seinem Ziel der CO2-Neutralität bis 2025, dass Städte beim Thema
Nachhaltigkeitstransformation durchaus eigenständig agieren und unterschiedli-
che Lösungsansätze entwickeln und umsetzen können (Frantzeskaki et al. 2017,
S. 1). Daneben werden viele neue Innovationen in Städten entwickelt und getestet
(Frantzeskaki et al. 2017, S. 1 f.; Loorbach und Shiroyama 2016, S. 4). In Städten,
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so Fuenfschilling und Truffer (2014, S. 773), verschwimmen teilweise die Gren-
zen zwischen Nischenakteur*innen mit innovativen Ideen auf der einen und den
Regimen auf der anderen Seite. Durch räumliche Nähe kommt es insbesondere in
Städten zu Netzwerken und personellen Überschneidungen zwischen den beiden
Bereichen.
Städte werden als einschränkende aber auch förderliche Strukturen für Wandel
beschrieben. Auf der einen Seite erschweren stark institutionalisierte Struktu-
ren von Städten und damit zusammenhängende Pfadabhängigkeit Wandel. Auf
der anderen Seite können bestimmte Strukturen aber auch förderlich für Wandel
sein und Städte als strategische Nischen dienen, in denen Best-Practice-Beispiele
entwickelt werden (Fuenfschilling 2017, S. 153). Dies geschieht insbesondere
auch im Bereich Klimaschutz, wo Städte in den Fokus rücken, weil nationale
Regierungen bisher keine ausreichenden Schritte ergriffen haben (Rohracher und
Späth 2017, S. 288). Da in Städten ökologische, sozio-ökonomische sowie poli-
tische Krisen jedoch besonders spürbar werden, ist hier in einigen Fällen der
Handlungsdruck höher (Loorbach und Shiroyama 2016, S. 4).
Dieser unterschiedliche Umgang von Städten mit Krisen und mit aufkom-
menden Innovationen kann auf spezifische lokale Gegebenheiten zurückgeführt
werden. Löw (2008, S. 77) beschreibt dies als „Eigenlogik“, als „die verborgenen
Strukturen der Städte als vor Ort eingespielte, zumeist stillschweigend wirksame
präreflexive Prozesse der Sinnkonstruktion (Doxa) und ihrer körperlich-kognitiven
Einschreibung (Habitus)“. Sie und andere Autor*innen weisen damit darauf hin,
dass Städte durchaus abgrenzbare Entitäten sind, in denen sich Prozesse unter-
schiedlich entwickeln und die auf äußere Einflüsse unterschiedlich reagieren (Löw
2008, S. 73–83, 2012; Zimmermann 2008, S. 208). Auch der WBGU (2016,
S. 153 f.) beschreibt mit dem Konzept „Eigenart“ einen ähnlichen Aspekt. Die
Eigenlogik einer Stadt ist unter anderem bestimmt durch die jeweilige historische,
kulturelle und ökonomische Prägung:
„Vielmehr existiert eine routinisierte und habitualisierte Praxis (verstanden als struktu-
rierte und strukturierende Handlungen), die ortsspezifisch imRückgriff auf historische
Ereignisse, materielle Substanz, technologische Produkte, kulturelle Praktiken sowie
ökonomische oder politische Figurationen (und deren Zusammenspiel) abläuft.“ (Löw
2008, S. 77)
Barbehön et al. (2015) und Barbehön und Münch (2017) untersuchen städtische
Diskurse und zeigen, dass ähnliche Probleme unterschiedliche Krisendefinitio-
nen hervorrufen, die sie der Eigenlogik der Städte zuschreiben. Diese Analysen
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von städtischen Krisendefinitionen zeigen, dass in Städten durchaus eigene Dis-
kursarenen existieren, die nicht völlig losgelöst, doch trotzdem unterschiedlich
ablaufen. So können sowohl spezifische Krisendefinitionen entstehen als auch
unterschiedliche Lösungsansätze formuliert und umgesetzt werden. Zimmermann
(2008, S. 214) beschreibt Eigenlogik als kontextspezifisches Politikmuster und
meint, die Ausprägung der Eigenlogik hänge
„[…] entscheidend von den örtlich differierenden Wahrnehmungen und Interpre-
tationen der gegenwärtigen sozialen und ökonomischen Umstrukturierungen, den
unterschiedlichen Konflikt- und Konsensbildungsprozessen in den lokalen Akteur-
snetzwerken sowie von den jeweiligen sozio-kulturellen Kontexten und Milieus ab
[…].“
Zu bestimmten Themen kann also auch in Städten ein abgrenzbarer Diskurs ent-
stehen, der natürlich von Diskursen und Vorkommnissen von außerhalb der Stadt
beeinflusst wird. Dies trifft jedoch auch auf nationale Diskurse zu, die insbe-
sondere in Zeiten fortgeschrittener Globalisierung und Europäisierung ebenfalls
nicht komplett losgelöst von Diskursen anderer Länder oder darüber liegen-
der Politikebenen sind (Alasuutari 2015, S. 165; Löw 2008, S. 122–132).
Trotz unterschiedlicher Problemwahrnehmungen und Lösungsansätze beobachtet
Häußermann (2008, S. 341 f.) bei allen Kommunen, dass „[…] sich eine Stadt-
verwaltung um wirtschaftliches Wachstum bemühen und damit das langfristige
Interesse der Stadt verfolgen muß, darüber gibt es nirgends Kontroversen“ und
spricht hiermit indirekt das vorherrschende Paradigma von Wirtschaftswachstum
an.
Um die vorherrschenden Paradigmen, Krisenwahrnehmungen oder andere
Inhalte vorhandener Diskurse aufzudecken, betrachten viele Autor*innen (u. a.
Barbehön et al. 2015; Gardner 2017; Romsdahl et al. 2017) in ihren Analy-
sen insbesondere lokale Presseartikel, Protokolle von Ratssitzungen, Webseiten
der Städte und Interviews mit Entscheidungsträger*innen und definieren diese
Dokumente somit als relevante Teile städtischer Diskurse.
Aus der in den vorangegangenen Absätzen genannten Literatur lässt sich
insgesamt schließen, dass politische Entscheidungen zu den gleichen Fragestel-
lungen in verschiedenen Städten durchaus unterschiedlich sein können und von
den Rahmenbedingungen in der jeweiligen Stadt abhängig sind. Durch die spe-
zifische Eigenart, die Konstellation der Akteur*innen sowie die vorherrschenden
Diskurse können Städte so in der Analyse als abgrenzbare Einheiten betrach-
tet werden. Es wird davon ausgegangen, dass auf der Ebene einer Stadt lokale
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Akteur*innen wie beispielsweise Entscheidungsträger*innen sowie zivilgesell-
schaftliche Akteur*innen und Wissenschaftler*innen spezifische Diskurse einer
Stadt sowie politische Entscheidungen mitgestalten, indem sie Ideen voranbrin-
gen. Dies kann durch Präsenz in lokalen Medien, sozialen Netzwerken oder
Ratssitzungen, Demonstrationen und Bürgerinitiativen geschehen. Durch eine
bestimmte Konstellation von Ideen und Akteur*innen, so wird angenommen, kann
es dabei auch zu Politikveränderungen kommen.
2.4 Institutioneller Kontext inWuppertal
Da wie eben erwähnt aufgrund der Eigenlogik (Löw 2008, 2012) beziehungsweise
Eigenart (WBGU 2016) von Städten Veränderungen in verschiedenen Städten
unterschiedlich verlaufen und von den örtlichen Begebenheiten und Akteur*innen
abhängen, wird im Folgenden ein Überblick über den Kontext in der Stadt
Wuppertal während des Untersuchungszeitraumes sowie wichtige Entwicklun-
gen davor gegeben. Fokus liegt dabei auf institutionellen Strukturen, aktuellen
Herausforderungen und vorherrschenden Narrativen.
Wuppertal wurde im 18. und 19. Jahrhundert zu einem wichtigen Industrie-
zentrum, insbesondere der Textilproduktion, jedoch auch von Werkzeugen und
anderen Waren. In diesem Kontext entstanden zahlreiche Innovationen und es
entwickelte sich zunehmender Wohlstand unter einem Teil der Bevölkerung. Das
Angebot an Arbeitsplätzen sorgte für einen Zuzug zahlreicher Menschen, so dass
die Bevölkerungszahlen stark wuchsen. Die Orte, die heute Teil der Stadt Wup-
pertal sind, gehörten am Ende des 19. Jahrhunderts zu den dichtest besiedelten
Regionen in Preußen und größten Stadtregionen Deutschlands (Wittmütz 2013,
S. 37–75).
Gleichzeitig erlebte die Stadt jedoch auch frühe Erfahrungen mit sozialen
Problemen, insbesondere hohe Ungleichheit, Armut durch niedrige Löhne und
schlechte Wohnbedingungen der armen Arbeiterklasse. Die Bevölkerungszahlen
wuchsen schneller als neue Wohnungen gebaut wurden und trotz zahlreicher Ver-
suche konnte dieses Problem lange Zeit nicht endgültig gelöst werden (De Buhr
1984, S. 58–62; Wittmütz 2013, S. 75–100).
Seit Beginn des 19. Jahrhunderts wurden insbesondere von der oberen Mit-
telschicht zahlreiche Bürgervereinigungen gegründet, die gute Kontakte zur
Stadtverwaltung hatten und ihren Einfluss auf lokale Entscheidungen steigern
konnten (Heinrichs 1984, S. 109–112). Einige Zeit später gründeten sich auch
Vereine der Arbeiterklasse, die Entwicklungen zu beeinflussen versuchten sowie
sich insbesondere dem Freizeitsektor widmeten (Heinrichs 1984, S. 116).
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Ab den 1970er Jahren sank wie in anderen ehemaligen Industriezentren auch
in Wuppertal im Zuge des Strukturwandels die Bevölkerungszahl wegen Abwan-
derung stark (IT.NRW o. J.) und Wuppertal hat bis heute mit den Folgen
der Schließung zahlreicher Fabriken und hoher Arbeitslosigkeitsquote unter den
Gebliebenen zu kämpfen. Bis heute ist die hohe Leerstandsquote von Wohnun-
gen im Stadtbild prägend (2013: 6,6 %, was 12.950 Wohnungen entspricht, Stadt
Wuppertal 2015, S. 4). Aktuell steigt die Bevölkerungszahl jedoch wieder leicht
an, was vor allem auf den Zuzug von Menschen aus dem Ausland zurückzuführen
ist (IHK 2015).
Die Arbeitslosigkeitsquote war mit 9,6 % im Jahr 2015 im Vergleich zu ande-
ren deutschen Städten hoch, war jedoch in den vorangegangenen Jahren leicht
gesunken (IHK 2015). Die Kommune ist seit Jahren hoch verschuldet. 2015,
zu Beginn des Untersuchungszeitraumes, beliefen sich diese Schulden auf 1,9
Milliarden Euro (IT NRW 2016) – und auch sehr viele private Haushalte sind
verschuldet (Reutter et al. 2012). In Städterankings schneidet Wuppertal meist
schlecht ab, so steht es im HWWI/Berenberg-Städteranking 2015 auf Platz 29 von
30, im Prognos Zukunftsatlas 2016 auf Platz 231 von 402 der Kreise und kreis-
freien Städte Deutschlands (Nitt-Drießelmann und Wedemeiner 2015; Prognos
AG 2016).
Die darin abgebildete wirtschaftliche Entwicklung und Wettbewerbsfähigkeit
als Wohnort spielen auch in den Stadtentwicklungsstrategien und Leitlinien der
Stadt Wuppertal eine zentrale Rolle. So beziehen sich ein Großteil der den „Leitli-
nien der Wuppertaler Stadtentwicklung 2015“ zugeordneten Projekte auf die Ziele
„Stärkung der Wirtschafts- und Innovationskraft Wuppertals“ und „Schaffung von
Arbeits- und Ausbildungsplätzen“ (Oberbürgermeister der Stadt Wuppertal 2008).
Die genannten Leitlinien sind jedoch insgesamt breiter aufgestellt und haben eine
Förderung von Bildung, Kultur und Freizeit, Sozialem sowie Umweltaspekte zum
Ziel.
Ähnlich hat es die Stadtentwicklungsstrategie W2025 als Fortschreibung der
Leitlinien 2015 zum Ziel, die Lebensqualität in Wuppertal allgemein zu stei-
gern und bezieht sich dabei auf die lange Phase der Kürzungen und finanziellen
Engpässe der Stadt infolge hoher kommunaler Schulden. 13 Schlüsselprojekte
sind hier auf unterschiedliche Bereiche verteilt, Hauptevaluierungsinstrument ist
dann jedoch das Städteranking der Wirtschaftswoche. Laut W2025 ist die primäre
Zielgruppe der Stadtentwicklungsstrategie die Einwohnerschaft. Als sekundäre
Zielgruppe wird dann direkt die Wirtschaft genannt, da
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„die materiellen Indikatoren der Lebensqualität […] durch eine gesunde Wirtschafts-
lage gesichert [werden]. Sie garantiert die Einkommen der Bürgerinnen und Bürger,
die wiederum die Einnahmen der Stadt sichern“ (Stadt Wuppertal 2013, S. 3).
Der Koalitionsvertrag der Wuppertaler Ratsfraktionen der Sozialdemokratischen
Partei Deutschlands (SPD) und der Christlich Demokratischen Union Deutsch-
lands (CDU) im Nachgang zu der Kommunalwahl 2014 beschreibt in der
Präambel
„[d]ie Aufrechterhaltung der finanzpolitischen Handlungsfähigkeit der Stadt Wupper-
tal [als] […] eine derKernaufgaben unserer gemeinsamenPolitik für dieseRatsperiode.
Vor diesem Hintergrund stehen sämtliche Vorhaben zunächst einmal unter dem
Vorbehalt der Finanzierbarkeit“ (SPD/CDU 2014, S. 2).
Auch hier fallen die Stichworte des Wirtschaftsstandortes Wuppertals und der
Familienfreundlichkeit im Wettbewerb mit anderen Städten als Wohnort. Diese
Fokussierung auf einen ausgeglichenen Haushalt hängt maßgeblich mit dem Stär-
kungspaktgesetz zusammen, durch das verschuldete Kommunen finanzielle Unter-
stützung bekommen, im Gegenzug jedoch selbst Anstrengungen unternehmen
müssen, um den Haushalt auszugleichen (SPD/CDU 2014, S. 2–4).
Es kann also davon ausgegangen werden, dass die Stadtpolitik und -verwaltung
zwar ein ganzheitliches Bild von Lebensqualität in ihren Programmen vertritt, bei
konkreten Projekten und Entwicklungen dann jedoch meist ökonomische Aspekte
in den Vordergrund stellt, da davon ausgegangen wird, dass diese die Grundlage
für andere Bereiche der Lebensqualität sind. Dahinterliegendes Paradigma scheint
es zu sein, dass Wirtschaftswachstum die Lebensqualität steigert und eine Stadt
sich im Wettbewerb mit anderen behaupten muss. Dabei wird vor allem auf die
Gewinnung von Investoren und das Schaffen von Arbeitsplätzen gesetzt und kaum
alternative Formen regionalen oder nachhaltigen Wirtschaftens erwähnt.
Doch trotz oder gerade wegen der schwierigen finanziellen Lage in Wupper-
tal verfügt die Stadt über eine sehr aktive Zivilgesellschaft. Viele der im 19.
Jahrhundert gegründeten Bürgervereine sind heute noch aktiv, insbesondere die
Quartiersvereine, welche in fast allen Quartieren der Stadt vorhanden sind und
sich für die Verbesserung des lokalen Lebens und der Nachbarschaft einsetzen.
Außerdem gibt es zahlreiche stadtweite Vereine und Initiativen, die sich für ein-
zelne Themen einsetzen, wie beispielsweise die Verbesserung des Radverkehrs
oder die Parkanlagen der Stadt. Zusätzlich zu diesen thematisch ausgerichteten
Initiativen und Quartiersvereinen wurden in den vergangenen Jahren zahlreiche
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Kulturzentren gegründet und urbane Gärten und soziale Projekte auf Brachflächen
umgesetzt. Wuppertal zeichnet sich also durch eine hohe Anzahl und Varietät von
zivilgesellschaftlichen Gruppen aus, die meist gut miteinander vernetzt sind. In
vielen Bereichen konnte die aktive Zivilgesellschaft in den vergangenen Jahren
bereits viel erreichen, so beispielsweise den Bau einer Fahrrad- und Fußverbin-
dung zwischen dem östlichen und westlichen Rand der Stadt auf einer ehemals
brachliegenden Zugtrasse, der Nordbahntrasse (Wuppertalbewegung e. V. o. J.).
Auch in der Stadtverwaltung und -politik gibt es Veränderungen der letzten
Jahre zu verzeichnen. So hatte Wuppertal von Mitte 2016 bis 2017 als erste deut-
sche Stadt ein Beteiligungsdezernat. Dieses wurde zwar 2017 mit Abwahl des
Dezernenten wieder aufgelöst, jedoch in eine Stabsstelle für Bürgerbeteiligung
umgewandelt. Diese hat zum Ziel, den Dialog zwischen Bürgerschaft und Stadt-
politik und -verwaltung zu verbessern (Stadt Wuppertal 2016). Von Beginn an
gab es von Seiten der Bürgerschaft und Politik Kritik an der Schaffung des neuen
Dezernates sowie hohe Erwartungen schneller und spürbarer Veränderungen der
Beziehung zwischen Stadtrat, -verwaltung und -gesellschaft. Dass an anderen
Stellen durch die hohen Kosten des zusätzlichen Dezernates Geld gekürzt wurde,
stieß auf viel Kritik und Unverständnis (WZ 2014, 2015a, 2015b, 2016).
Zusätzlich zur aktiven Zivilgesellschaft und den Veränderungen in der Stadt-
verwaltung ist Wuppertal außerdem geprägt von den Forschungsinstitutionen, die
dort ihren Standort haben. Das WI beschäftigt sich seit 1991 mit verschiede-
nen Themen im Bereich Umwelt und Nachhaltigkeit und vermehrt auch mit
den Entwicklungen in der unmittelbaren Region (WI o. J.). Die BUW wurde
1972 als Gesamthochschule gegründet und ist seitdem stetig gewachsen (BUW
o. J.). Im Jahr 2013 gründeten das WI und die BUW gemeinsam das Transzent
und institutionalisierten so ihre enge Zusammenarbeit in den Themenbereichen
Nachhaltigkeit und sozial-ökologische Transformation. Dieses Forschungszen-
trum vereint die anwendungsorientierte Forschung des WI mit der universitären
Forschung und Lehre (Transzent 2019).
Insgesamt kann Wuppertal also als Stadt in einer schwierigen finanziellen und
sozialen Lage bezeichnet werden, die jedoch aktuell einige positive Veränderun-
gen verzeichnet und die von einer sehr aktiven Bürgerschaft charakterisiert ist.
Daneben gibt es durch die Forschungseinrichtungen weitere Akteur*innen, die
eine nachhaltige Stadtentwicklung voranzutreiben versuchen und neue Ideen in
die Stadt bringen. Auf die verschiedenen institutionellen Veränderungen im Laufe
des Untersuchungszeitraumes wird im Rahmen der Analyse an einigen Stellen
Bezug genommen.
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2.5 Zwischenfazit: Zusammenführung des für die Analyse
relevanten Hintergrundes
In den vorangegangenen Abschnitten wurden die Hintergründe erläutert, die für
die vorliegende Arbeit relevant sind: Ein kurzer Überblick über die Forderungen
nachhaltiger Entwicklung und einer Transformation von Politik und Gesellschaft,
um irreversible Umweltveränderungen aufzuhalten (Abschn. 2.1); die transforma-
tive Forschung sowie weitere verwandte Forschungsperspektiven, die als Reaktion
darauf entstanden sind (Abschn. 2.2) sowie die Handlungsmöglichkeiten von
Städten bei diesen Transformationsprozessen (Abschn. 2.3). Zuletzt wurde der
institutionelle Kontext der Stadt Wuppertal, in dem beide im späteren Verlauf
analysierten Fallbeispiele zu verorten sind, vorgestellt.
Hierbei hat sich gezeigt, dass Wuppertal als hochverschuldete Stadt weiterhin
einen stadtpolitischen Fokus auf die ökonomische Entwicklung, Wettbewerbsfä-
higkeit sowie Arbeitsplätze legt. Die knappe Haushaltslage erschwert womöglich
den eigenen Handlungsspielraum der Kommune, der wie erläutert (Abschn. 2.3)
von finanziellen Mitteln abhängt (Häußermann et al. 2008, S. 335; Kost 2010).
Doch gleichzeitig sind zahlreiche Akteur*innen aus Wissenschaft und Zivilgesell-
schaft und teilweise Stadtverwaltung an Veränderungen in Richtung Nachhaltig-
keit interessiert und setzen sich für eine Verbesserung der Lebensqualität in der
Stadt Wuppertal oder ihrer Nachbarschaft ein.
Eine Notwendigkeit dieser Veränderung in Richtung Nachhaltigkeit wurde in
den vergangenen Jahren und Jahrzehnten immer deutlicher, da planetare Leit-
planken bald erreicht oder gar bereits überschritten sind (Rockström et al. 2009;
Steffen et al. 2015) und irreversible Umweltschäden zeitnah verhindert werden
müssen (siehe Abschn. 2.1). Dazu ist eine umfassende Veränderung – eine „Große
Transformation“ – notwendig (WBGU 2011), die auch die Überwindung des
auf andauerndem Wachstum und dem Verbrauch fossiler Ressourcen basierenden
Wirtschaftssystems und den damit zusammenhängenden Paradigmen beinhaltet.
Eine prominente Forschungsperspektive, die sich mit diesen Transformati-
onsprozessen beschäftigt, wurde in Abschnitt 2.2.1 vorgestellt: Die Transition-
Forschung mit ihrem Konzept der MLP (Geels 2002, 2011). Darauf stützt sich
auch der WBGU (2011, siehe Abschn. 2.2.2) in seiner Darstellung von Transfor-
mationsprozessen und möglichen Lösungswegen. Wie die MLP, so spricht auch
der WBGU kleinen Nischenakteur*innen eine wichtige Rolle bei Transformatio-
nen zu, wobei der WBGU diese insbesondere zu Beginn des Prozesses sieht, wo es
um die Verbreitung neuer Werthaltungen und das Experimentieren an neuen Inno-
vationen geht, die als kleine Teilschritte einer Transformation dann von der Politik
unterstützt und institutionalisiert werden müssen. Die MLP fokussiert dagegen
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meist auf die Prozesse der Diffusion in die Regime hinein (siehe Abschn. 2.2.1).
Die Rolle der Politik wird über einzelne von dort agierende Nischenakteur*innen
hinaus bei der MLP kaum betrachtet.
Vom WBGU (2011) wurde auch der Forschungsansatz der transformativen
Forschung eingeführt, bei dem die Forschenden selbst Ideen entwickeln und ver-
breiten, um Transformationsprozesse anzustoßen und zu unterstützen. Der WBGU
(2011) sowie andere zentrale Autor*innen, die sich mit der transformativen For-
schung beschäftigen (u. a. Schneidewind und Augenstein 2016) setzen zwar auf
der MLP sowie weiteren theoretischen Konzepten (u. a. Kristof 2010) auf, doch
trotzdem bleiben bislang einige Fragen offen und der Ansatz erscheint weiter-
hin nicht hinreichend theoretisch fundiert. So bleibt unklar, ob die verschiedenen
kleinen Innovationen und Maßnahmen dabei wirklich einzelne Schritte einer
Transformation darstellen oder eher die entsprechenden Werthaltungen verbrei-
ten, die als Grundlage notwendig sind. Wie diese Experimente gestaltet sein
müssen, damit sie Transformationspotenzial haben und auch den geforderten
Paradigmenwechsel herbeiführen können, wird ebenfalls nicht deutlich. Daneben
ist bisher unklar, wie die verschiedenen beobachteten Transformationsblockaden
überwunden werden können (WBGU 2011, S. 346).
Hier zeigen sich einige Überschneidungen mit der Theorie des diskursi-
ven Institutionalismus, bei der es auch um die Entwicklung, Verbreitung und
Umsetzung von neuen Ideen, sowohl für neue Instrumente als auch alternative
Paradigmen, geht, die unterschiedliche Arten von Wandel – so auch Transforma-
tionen – mit sich bringen können. Wann dies laut diskursivem Institutionalismus
erfolgreich gelingt, welche Voraussetzungen dafür vorliegen müssen und wie die
Veränderungsprozesse ablaufen, wird im folgenden Kapitel erläutert. Am Ende
dieses Kapitels (Abschn. 3.5) werden dann die Transformationsverständnisse der
transformativen Forschung und der MLP mit der Transformationsdefinition des
diskursiven Institutionalismus verglichen und Schlussfolgerungen für die Analyse
gezogen.
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3Theorie des diskursivenInstitutionalismus
Im Folgenden werden zunächst die Grundgedanken des diskursiven Institu-
tionalismus dargelegt und danach ein Überblick über die zentralen Konzepte
dieser Theorieströmung gegeben: Definitionen und Kategorien von Ideen, von
Akteur*innen als Träger dieser Ideen, von Diskursen sowie Institutionen. Im
darauffolgenden Schritt werden Arten von Politikwandel dargestellt – diese rei-
chen von graduellem zu transformativem Wandel – sowie deren Voraussetzungen.
Abschnitt 3.4 gibt einen Überblick, welche Studien bisher den diskursiven Insti-
tutionalismus verwendet haben. Im letzten Abschnitt dieses Kapitels wird dann
ein Zwischenfazit gezogen, in dem die in dieser Arbeit verwendeten Kategorien
und Begriffe herausgestellt und miteinander in Verbindung gebracht werden.
3.1 Grundgedanken des diskursiven Institutionalismus
Der diskursive Institutionalismus liefert einen Erklärungsansatz, wie sich Poli-
tik durch Ideen und Diskurse verändern kann. Er reiht sich damit in weitere
Strömungen des Neoinstitutionalismus ein: den rational-choice-Institutionalismus,
den historischen Institutionalismus und den soziologischen Institutionalismus, die
unterschiedliche Erklärungen dafür bieten, wie Institutionen politische Entschei-
dungen beeinflussen, wie sie sich verändern und wie Institutionen zu definieren
sind1.
1Einige Autor*innen (u. a. Schimank 2007) zählen weitere Theorieansätze dazu, wie
die Institutionenökonomik und den akteurszentrierten Institutionalismus. An dieser Stelle
beziehe ich mich aber auf die meistverbreitete Kategorisierung in drei Hauptströmungen des
Neoinstitutionalismus und die Neuerung des diskursiven Institutionalismus.
© Der/die Autor(en) 2021
K. Schleicher, Von alternativen Paradigmen zur umfassenden Transformation,
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Laut rational-choice-Institutionalismus treffen Akteur*innen rationale und kal-
kulierte Entscheidungen und folgen dabei ihren persönlichen Interessen. Der
historische Institutionalismus geht dagegen davon aus, dass politische Institutio-
nen als routinierte Praktiken und regulierte Strukturen Handlungen leiten und
betont die Einschränkung von Entscheidungen durch Pfadabhängigkeit. Verän-
derungen sind daher nur schwierig umzusetzen und geschehen weitestgehend
durch Druck von außen, durch den sich sogenannte „windows of opportunities“
beziehungsweise Gelegenheitsfenster auftun. Laut Capoccia und Kelemen (2007,
S. 305) sind diese Ereignisse von kurzer Dauer im Vergleich zu den langen Pha-
sen der Stabilität und ermöglichen es, neue Wege in der Politik einzuschlagen.
Die dritte Strömung, der soziologische Institutionalismus, lenkt den Blick auf
soziale Akteur*innen, die nach erlernten Handlungsmustern agieren und Erwar-
tungssicherheit anstreben. Laut dieser Strömung ermöglichen Institutionen es, die
Handlungen von anderen Akteur*innen einzuschätzen und das eigene Handeln
daran zu orientieren (Schimank 2007, S. 164–170; Schmidt 2010, S. 2).
Campbell beschreibt Forderungen nach einem „Second Movement“ im Insti-
tutionalismus seit den 1990er Jahren, bei dem die verschiedenen Strömungen
zusammengebracht und sinnstiftend ergänzt werden (Campbell 2004, S. 4). Im
Zuge dessen haben sich seit einigen Jahren vermehrt Autor*innen dieser ver-
schiedenen Strömungen des Neoinstitutionalismus auch der Bedeutung von Ideen
und Diskursen sowie Veränderungen gewidmet, die nicht auf Vorkommnisse von
außen zurückzuführen sind. Sie brechen dabei teilweise mit den Traditionen
ihrer neoinstitutionalistischen Schule, weshalb Schmidt diese als neue Strömung
bezeichnet und sie diskursiven Institutionalismus nennt (Schmidt 2010, S. 2).
Andere Autor*innen fassen diese Ansätze unter dem Namen konstruktivisti-
scher Institutionalismus zusammen (u. a. Hay 2006, S. 57). In den vorliegenden
Buch wird der häufiger verwendete Begriff des diskursiven Institutionalismus
genutzt. Die meisten Überschneidungen gibt es dabei mit dem soziologischen
Institutionalismus; aber auch aus dem rational-choice Institutionalismus und dem
historischen Institutionalismus kommende Autor*innen können dem diskursiven
Institutionalismus zugeordnet werden (Schmidt 2002, S. 8, 2010, S. 9–13). Bei
diesen Autor*innen spielen jeweils außer Ideen und Diskursen auch noch weitere
Aspekte wie rationale Entscheidungen, exogene Schocks und Veränderungen oder
Machtgefüge ebenfalls eine Rolle (Schmidt 2010, S. 21). Daher ist nicht immer
klar abzugrenzen, welche Ansätze sich zwar Diskursen widmen, aber noch in
einer der drei älteren Strömungen verbleiben und welche dem diskursiven Insti-
tutionalismus zugerechnet werden können. Schmidt (2008, S. 304) empfiehlt, die
Autor*innen dazu zu zählen, die in ihren Aussagen den Annahmen der anderen
Institutionalismusansätze widersprechen.
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Der diskursive Institutionalismus untersucht Diskurse und Ideen, um Verände-
rungen und Kontinuität von Politik zu erklären. Er beschäftigt sich außerdem mit
dem institutionellen Kontext, in dem und durch den Ideen kommuniziert werden
(Schmidt 2008, S. 314, 2010, S. 2–4). Im Gegensatz zu den anderen Neoinstitu-
tionalismusansätzen wird dabei die Handlungsfähigkeit von Akteur*innen betont,
die einerseits durch ihre Umgebung sozialisiert sind, andererseits aber auch stra-
tegisch handeln können (Hay 2006, S. 58; Schmidt 2008, S. 316). Aufbauend
auf dieser Annahme wird beim diskursiven Institutionalismus davon ausgegan-
gen, dass Veränderungen nicht immer nur als Reaktion auf exogene Schocks und
andere Vorkommnisse zu verstehen sind, sondern auch durch interne Prozesse und
Entscheidungen von Akteur*innen zu erklären sind (Hay 2006, S. 65; Schmidt
2010, S. 1).
Eine Analyse dieser Diskursprozesse ermöglicht zu erklären, warum einige
Ideen einflussreich werden und andere nicht, je nachdem, wie sie in einem
bestimmten Kontext von welchen Akteur*innen kommuniziert werden (Schmidt
2008, S. 309). Diese Theorieströmung eignet sich dazu, herauszufinden, wie sich
neue Ideen, so auch die von Wissenschaftler*innen, verbreiten und wann sie
erfolgreich Politik beeinflussen können.
3.2 Zentrale Konzepte des diskursiven Institutionalismus
3.2.1 Ideen
Die Autor*innen, die dem diskursiven Institutionalismus zugeordnet werden,
unterscheiden verschiedene Kategorien von Ideen mit unterschiedlichen Funktio-
nen in Diskursen. An dieser Stelle werden unterschiedliche Kategorisierungen
von Schmidt (2008, 2017) und Campbell (2004) genannt und miteinander in
Verbindung gebracht (siehe Tab. 3.1).
Schmidt (2008, S. 305) und Campbell (2004, S. 93) unterscheiden beide zwi-
schen kognitiven Ideen – was vorhanden und was zu tun ist, um ein bestimmtes
Ergebnis zu erreichen – und normativen Ideen – was gut und was schlecht ist und
wie gehandelt werden sollte. Kognitive Ideen sind Richtlinien für politische Hand-
lungen, die es erleichtern, politische Entscheidungen zu rechtfertigen, indem auf
Interessen und Notwendigkeiten verwiesen wird (Schmidt 2008, S. 306). Sie sind
auch Erklärungen über Ursache-Wirkungs-Zusammenhänge zwischen mehreren
Variablen (Campbell 2004, S. 93). Ideen dieses Typs sind nur dann erfolgreich,
wenn sie logisch, relevant und passend für den Kontext erscheinen. Dabei können
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sie von wissenschaftlichen Erkenntnissen unterstützt werden, wobei der Wahr-
heitsgehalt nicht für den Erfolg einer kognitiven Idee entscheidend ist (Schmidt
2006, S. 251). Normative Ideen sind verknüpft mit Werten, die politische Entschei-
dungen legitimieren, indem sie auf deren Angemessenheit verweisen (Schmidt
2008, S. 307). Erfolgreich können sie also nur dann sein, wenn sie mit bestimm-
ten Werten und Normen übereinstimmen, was sowohl neu aufkommende Werte
als auch bestehende sein können (Schmidt 2006, S. 252).
Gleichzeitig unterscheidet Schmidt (2008, 2017) zwischen drei Ebenen von
Ideen, die unterschiedlich leicht veränderbar sind: policy ideas, programmatic
ideas und philosophical ideas. Erstere sind konkrete politische Entscheidungen,
die sich häufig verändern, insbesondere, wenn die bisher angewandte Politik die
Probleme nicht mehr zu lösen scheint. Programmatic ideas verändern sich hin-
gegen seltener, und zwar zumeist in Zeiten hoher Unsicherheit. Sie beinhalten
Ideen über Methoden, Instrumente und Ziele von Politik und verbinden diese zu
einem umfassenden Programm. Die dritte Art von Ideen, philosophical ideas, bet-
tet die politischen Entscheidungen und Programme in eine größere Idee ein und
verändert sich nur sehr selten. Sie beinhalten beispielsweise Weltansichten oder
Ideologien (Schmidt 2017, S. 251). Klenk und Larson (2015, S. 21) beziehen sich
auf die Unterscheidung Schmidts und konkretisieren sie bezüglich einer zeitlichen
Komponente, indem sie argumentieren, dass policy und programmatic ideas eher
unmittelbar gedacht sind, während philosophical ideas die längerfristige Richtung
zeigen. Programmatic ideas verstehen sie außerdem als in enger Verbindung zu
Problemen und deren Lösungen stehend.
Andere Autor*innen nehmen abweichende Unterscheidungen zwischen den
Arten von Ideen vor. So unterscheidet Campbell (2004, S. 93) zusätzlich zu nor-
mativen und kognitiven Ideen noch zwischen Ideen, die im Hintergrund liegen und
Ideen, die im Vordergrund präsent sind und artikuliert werden (siehe Tab. 3.1).
Während sich die Ideen im Vordergrund leicht und häufig ändern, sind die Ideen
im Hintergrund langlebiger und hemmen Veränderungen (Campbell 2004, S. 93).
Eine Kombination der Unterscheidungen zwischen normativen und kognitiven
Ideen sowie im Hintergrund und im Vordergrund liegenden Ideen ergibt vier
Arten von Ideen: Paradigmen, öffentliche Empfindungen, Politikprogramme und
Rahmen (Campbell 2002, S. 21, 2004, S. 93).
Paradigmen sind laut Campbell (2004, S. 94 f.) kognitive Annahmen, die im
Hintergrund liegen und die Auswahl an Alternativen, die von Entscheidungsträ-
ger*innen als nützlich angesehen werden, einschränken. Dies sind beispielsweise
Annahmen darüber, wie Familienstrukturen aufgebaut sind, was Einfluss darauf
hat, welche Unterstützungen der Wohlfahrtsstaat bereitstellen sollte. Paradigmen
stecken ein Spektrum ab, innerhalb dessen Politik gemacht und Entscheidungen
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Tab.3.1 Kategorisierung von Ideen
Nach Campbell (2004) Nach Schmidt (2008, 2017)
Kognitiv Normativ Kognitiv/normativ
Hintergrund Paradigmen Empfindungen Philosophical ideas 3. Ebene
Vordergrund Programme – Programmatic ideas 2. Ebene
– Frames Policy ideas 1. Ebene
Die Tabelle zeigt verschiedene Kategorien von Ideen und deren Verortung im Hinter- und
Vordergrund der Diskurse. Von Ebene eins bis drei, beziehungsweise vom Vorder- zum
Hintergrund steigt der Schwierigkeitsgrad der Veränderung.
Quelle: Campbell (2004, S. 93) und Schmidt (2008, S. 305, 2017, S. 251). EigeneDarstellung.
getroffen werden. Somit beeinflussen Paradigmen, was als möglich angesehen
wird (Campbell 2002, S. 22 f.): „[T]aken-for-granted paradigms constrain the
range of policies that policy makers are likely to consider“. In früheren Artikeln
betonen bereits andere Autor*innen, die dem diskursiven Institutionalismus zuge-
ordnet werden können (u. a. Hall 1993, S. 279; Hay 2001, S. 200), die Bedeutung
von Politikparadigmen. Hall (1993, S. 279) führte diesen Begriff in die Strömung
des Neoinstitutionalismus ein und argumentierte, dass Politiker*innen vor dem
Hintergrund eines Sets an Ideen und Standards – den Politikparadigmen – han-
deln, welche beeinflussen, was als gegeben angesehen und nicht hinterfragt wird.
Auch Kjaer und Pedersen (2001, S. 224) argumentieren, dass Paradigmen, ähn-
lich wie formale Institutionen, den politischen Diskurs strukturieren. Diese Art
von Ideen ändert sich nur selten und geht mit Pfadabhängigkeiten einher. Sie
entspricht in den Grundzügen den philosophical ideas nach Schmidt (2008).
Als zweite Art von Ideen nennt Campbell öffentliche Empfindungen. Diese
liegen ebenfalls im Hintergrund, sind normative Annahmen darüber, was richtig
und falsch ist. Dies sind Werte, Normen, Identitäten und geteilte Erwartungen,
beispielsweise darüber, wofür ein Staat zuständig ist und wofür nicht, was wie-
derum politische Entscheidungen beeinflusst (Campbell 2004, S. 96 f.). Außerdem
beeinflussen sie, wie Akteur*innen ihre Rollen und Interessen wahrnehmen. Sie
schränken daher mögliche Entscheidungen ein, was als akzeptabel oder legitim
angesehen wird. Die öffentlichen Empfindungen entsprechen keiner der drei von
Schmidt genannten Kategorien im Detail. Da sie aber wie die Paradigmen im Hin-
tergrund angesiedelt sind und Wandel eher hemmen, können sie den philosophical
ideas zugeordnet werden.
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Programme sind Theorien oder Konzepte, die den Entscheidungsträger*innen
als Vorschläge dienen, wie ein bestimmtes Problem gelöst werden kann, bei-
spielsweise Sozialprogramme, die konkrete Ziele und Schritte vorgeben. Dadurch
beeinflussen und erleichtern sie die Entscheidungsfindung und den Politikwandel.
Programme sind kognitive Ideen, die im Vordergrund des politischen Diskur-
ses angesiedelt sind, also bewusst zugänglich und relativ leicht veränderbar sind,
im Gegensatz zu den oft unbewussten Paradigmen und öffentlichen Empfindun-
gen (Campbell 2004, S. 98). Programme entsprechen den von Schmidt (2008)
genannten programmatic ideas.
Auch Frames sind im Vordergrund des politischen Diskurses angesiedelt,
werden aber normativ begründet. Diese Art von Ideen erlaubt es Eliten, ihre
Programme und institutionellen Veränderungen bewusst mithilfe von Symbolen
und Konzepten zu legitimieren. So können politische Veränderungen beispiels-
weise mit Bezug auf den Frame der traditionellen Familienstruktur legitimiert
werden. Frames können einerseits Politikwandel verhindern, können ihn aber auch
erleichtern, je nachdem, wie sie eingesetzt werden. Sie spielen insbesondere dann
eine Rolle, wenn Ideen und politische Entscheidungen der Öffentlichkeit präsen-
tiert und legitimiert werden (Campbell 2004, S. 98–100). Da sie bewusst genutzt
werden und leicht veränderbar sind, werden sie hier auf der Ebene der policy
ideas eingeordnet, haben jedoch keine genaue Entsprechung bei Schmidts (2008)
Kategorisierung.
Die zwei Kategorisierungen lassen sich also wie folgt zusammenführen (siehe
auch Tab. 3.1): Auf der untersten Ebene befinden sich Policies (Schmidt 2017,
S. 251) und Frames (Campbell 1998, S. 99 f.). Sie liegen im Vordergrund des
politischen Diskurses und sind leicht veränderbar. Dabei können Frames als nor-
mativ und Policies als kognitiv beziehungsweise outcome-orientiert verstanden
werden. In Campbells Unterscheidung fehlen die Policies, die hier jedoch einbe-
zogen werden sollen. Warum Campbell diese außen vorgelassen hat, wird nicht
deutlich. Auf der zweiten Ebene stehen Programme, die sich auch regelmäßig
ändern, was jedoch mit größeren Hürden verbunden ist als bei der ersten Ebene.
Auf der dritten Ebene, den philosophical ideas, sind letztlich Paradigmen und
öffentliche Empfindungen, die beide im Hintergrund stehen, sich nur sehr selten
ändern und Politikwandel eher hemmen.
3.2.2 Akteur*innen
Wie bereits erläutert nehmen Akteur*innen laut diskursivem Institutionalismus
eine entscheidende Rolle bei Politikveränderungen ein, weil sie Ideen entwickeln
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und verbreiten. Den im vorherigen Abschnitt genannten Arten von Ideen ordnet
Campbell dabei anhand ihrer Funktionen bestimmte Akteur*innengruppen zu. Er
unterscheidet dabei Entscheidungsträger*innen, Theoretiker*innen, Framer*innen
und Auftraggeber*innen sowie Vermittler*innen (Campbell 2004, S. 100 f.).
Entscheidungsträger*innen – wie Politiker*innen und Verwaltungsmitarbei-
tende – wählen Programme aus oder entwickeln sie selbst. Wegen ihrer
weitreichenden Entscheidungsbefugnis sind sie wichtige Akteur*innen in Bezug
auf politischen Wandel. Die Entwicklung und Umsetzung von Programmen liegt
hauptsächlich bei ihnen, wobei auch sie in ihrer Wahrnehmung und bei ihren
Entscheidungen von verinnerlichten Paradigmen und öffentlichen Empfindungen
beschränkt werden (Campbell 2004, S. 94–102).
Theoretiker*innen wie Wissenschaftler*innen oder andere Intellektuelle unter-
stützen und verbreiten einzelne Paradigmen; sie entwickeln und propagieren
teilweise auch neue Paradigmen. Außerdem leiten sie daraus neue Programme her
oder unterstützen bestehende (Campbell 2004, S. 102). Laut Skowronek (1982,
S. 31) gibt es in allen stark institutionalisierten Staaten Gruppen von Intellektuel-
len, die über einen längeren Zeitraum enge Verbindungen zur Politik pflegen und
mit Entscheidungsträger*innen Ideen austauschen.
Framer*innen beschreiben Programme passend zu bestehenden öffentlichen
Empfindungen, damit diese als legitim angesehen werden und nutzen dafür
bewusst geeignete Frames. Zu dieser Gruppe gehören beispielsweise Kampagnen-
manager*innen und Medienberater*innen (Campbell 2004, S. 103).
Als weitere Gruppe sieht Campbell Auftraggeber*innen bzw. Wähler*innen
(engl. Original: constituents), zu denen er die allgemeine Öffentlichkeit zählt. Je
nachdem, wen eine politische Entscheidung betrifft, können jedoch auch Entschei-
dungsträger*innen selbst oder andere Gruppen Auftraggebende sein. An diese
Gruppe richten sich die Framer*innen, wenn sie Programme rechtfertigen und
sich dabei auf die verbreiteten öffentlichen Empfindungen beziehen (Campbell
2004, S. 104).
Die fünfte und letzte Gruppe von Akteur*innen, die Vermittler*innen, stehen
zwischen den vorher genannten Gruppen und zwischen verschiedenen Arten von
Ideen. Sie transportieren Ideen von einem Bereich in einen anderen. Zu ihnen
zählen Berater*innen, Intellektuelle und Medien. Beispielsweise durch Policy
Briefs bringen sie etwa Paradigmen oder Politikprogramme von der Forschung
zur Politik und verbreiten ihre Ideen in der Presse, um so öffentliche Empfindun-
gen zu beeinflussen (Campbell 2004, S. 104–107). Oft bilden Vermittler*innen
epistemische Gemeinschaften („epistemic communities“) – Netzwerke von Wis-
senschaftler*innen, Expert*innen oder NGOs zu bestimmten Themen – die neue
Paradigmen und Programme entwickeln und diese an Entscheidungsträger*innen
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herantragen. Laut Haas (1992, S. 3 f., 27–29) werden diese epistemischen
Gemeinschaften insbesondere dann um Rat gefragt, wenn hohe Unsicherheiten
bestehen, beispielsweise zum Umgang mit Gefahren. Je mehr sich eine epistemi-
sche Gemeinschaft in einem politischen Kontext etabliert hat, umso mehr kann sie
ihren Einfluss institutionalisieren. In der Folge werden ihre Ideen dann vermehrt
in Politik und Gesellschaft akzeptiert.
Hier zeigt sich also eine Überschneidung zwischen den Theoretiker*innen und
Vermittler*innen, die beide in der Wissenschaft verankert sein können, beide Para-
digmen entwickeln und Programme daraus ableiten. Den Vermittler*innen spricht
Campbell (2004, S. 104–107) die Rolle zu, die Ideen in unterschiedliche Bereiche
zu verbreiten, wobei er insbesondere die Verbreitung von Programmen erwähnt,
jedoch auch Paradigmen und andere Arten von Ideen:
„Particularly since the early 1970s, think tanks in the United States and Europe have
become increasingly interested in simplifying and disseminating the paradigms and
programs of other researchers rather than conducting research themselves. They have
learned to transmit these ideas to decision makers through pithy policy briefs designed
to affect programmatic thinking.“ (Campbell 2004, S. 106)
Campbell (2004, S. 177 f.) nennt außerdem die Kategorie der institutionellen
Unternehmer*innen, deren Vorhandensein Voraussetzung für Politikwandel ist,
da diese neue Ideen voranbringen. Diese können aus den unterschiedlichen,
vorher genannten Gruppen, kommen. Um ihre Ideen umzusetzen, müssen sie
außerdem über finanzielle, politische und organisationale Ressourcen verfügen
(Campbell 2004, S. 178). Campbell bezieht sich mit dem Begriff institutionel-
ler Unternehmer*innen auf DiMaggio (1988, S. 14), der damit Akteur*innen
beschreibt, die über Ressourcen verfügen und ein Interesse an institutioneller
Veränderung haben, da sie in der Veränderung eine Möglichkeit sehen, ihre
Interessen zu realisieren. Lawrence und Suddaby (2006, S. 217) haben diesen
Begriff aufgegriffen jedoch argumentiert, dass es zusätzlich zu den institutionellen
Unternehmer*innen weiterer Akteur*innen bedarf, die deren Arbeit unterstützen.
Diese Unterstützungsaktivitäten verschiedener Akteur*innen haben sie analysiert
und kategorisiert (Lawrence und Suddaby 2006, S. 220–229). Im Rahmen der
Schaffung neuer Institutionen beobachten sie, dass Akteur*innen konkrete neue
Regeln und Rechte einführen oder dafür werben. Als zweite Kategorie bezeich-
nen sie Aktivitäten, bei denen Glaubenssysteme, Identitäten, Normen und um
diese herum gespannte Netzwerke verändert und konstruiert werden. Die dritte
Art von Aktivitäten bezieht sich auf die abstrakteren Konzepte, wobei einerseits
neue Ideen entwickelt werden und andererseits Methoden vermittelt werden, diese
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umzusetzen (Lawrence und Suddaby 2006, S. 220 f.). Diese unterschiedlichen
Aktivitäten können zum Teil direkt den Akteur*innengruppen von Campbell zuge-
ordnet werden. So wird hier angenommen, dass insbesondere Theoretiker*innen
neue abstrakte Ideen entwickeln und insbesondere die Framer*innen Normen,
Glaubenssysteme und Identitäten konstruieren.
In Gesellschaften existieren immer verschiedene Werte gleichzeitig, teilweise
widersprechen sie sich, teilweise gelten sie nur in bestimmten Kontexten oder zu
bestimmten Zeiten und sie verändern sich kontinuierlich. Wenn Politiker*innen
sich in ihren Diskursen auf bestimmte Werte beziehen, ist dies immer ein selek-
tiver Prozess, der strategisch geführt werden kann (Schmidt 2005, S. 232). Diese
und andere rhetorische Strategien sind Machtinstrumente, die politische Eliten
nutzen können, um Entscheidungen zu beeinflussen. Ihre Position garantiert den
Politiker*innen, mit ihren Argumenten gehört zu werden und Diskurse mitzuge-
stalten, was alleine jedoch nicht für Veränderung ausreicht (Grube und van Acker
2017, S. 195).
Zusammengefasst zeigt sich, dass die genannten Gruppen von Akteur*innen
einige Überschneidungen zeigen, beispielsweise zwischen Theoretiker*innen und
Vermittler*innen, zu denen jeweils epistemische Gemeinschaften gezählt werden.
Jeder Gruppe werden bestimmte Arten von Ideen zugeordnet, die insbesondere
von diesen verändert und vorangebracht werden. So entwickeln Entscheidungs-
träger*innen insbesondere Programme, während Theoretiker*innen Paradigmen
verändern und vertreten können. Framer*innen legitimieren Programme mithilfe
von Frames und adressieren damit insbesondere die Auftraggeber*innen mit ihren
öffentlichen Empfindungen. Vermittler*innen nutzen Ideen aller Kategorien und
bringen diese von einem Kontext in einen anderen (Campbell 2004, S. 101–105).
Wie Paradigmen von einer Gruppe zur anderen kommen und ob sich lediglich
die Theoretiker*innen und Vermittler*innen diese bewusstmachen und die ande-
ren Akteur*innen nur die abgeleiteten Programme wahrnehmen, bleibt unklar.
Außerdem fällt auf, dass auch hier keine Policies erwähnt werden. Abgeleitet
von der in Abschnitt 3.2.1 genannten Unterscheidung wird hier davon ausge-
gangen, dass Theoretiker*innen neben Programmen auch Policies ableiten und
verbreiten und Entscheidungsträger*innen und Vermittler*innen neben Program-
men auch Policies entwickeln. Dementsprechend legitimieren Framer*innen nicht
nur Programme, sondern auch Policies gegenüber den Auftraggeber*innen.
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3.2.3 Diskurse
Schmidt (2002, S. 210) definiert Diskurse als interaktive Prozesse, in denen
Ideen kommuniziert und ausgehandelt werden. Sie würden bestehen aus „wha-
tever policy actors say to one another and to the public in their efforts to generate
and legitimate a policy programme“ (Schmidt 2002, S. 210). Da hier die Ideen
mit dem Kontext, in dem sie formuliert werden, verschwimmen, werden in dieser
Arbeit weitere Definitionen von Diskursen herangezogen und die Definition von
Diskursen nach Schmidt (2002, S. 210) dementsprechend konkretisiert. Foucault
(2015, S. 156) definiert Diskurse als „eine Menge von Aussagen, die einem glei-
chen Formationssystem zugehören“. Kjaer und Petersen (2001, S. 220), Vertreter
des diskursiven Institutionalismus, beschreiben Diskurse als
„a system of meaning that orders the production of conceptions and interpretations of
the social world in a particular context. In this view, ideas are always embedded in
discourses and become meaningful only by being interpreted as part of a particular
discursive system of meaning“.
Schlussfolgernd werden Diskurse hier als die interaktiven Kontexte verstanden, in
denen Ideen von bestimmten Akteur*innen dargelegt werden. Ideen, also Paradig-
men, öffentliche Empfindungen, Policies, Programme und Frames sind dagegen
die Inhalte dieser Diskurse, wobei insbesondere die drei letztgenannten offen
formuliert werden.
Abgeleitet von der Unterscheidung kognitiver und normativer Ideen sieht
Schmidt (2002, S. 213) zwei Funktionen von Ideen im Diskurs2: Die kogni-
tive Funktion, bei der Politikprogramme gerechtfertigt werden, indem Vorteile
bestimmter Lösungen kommuniziert werden und die normative Funktion, die
bei der Legitimierung von Politikprogrammen die Angemessenheit in einem
bestimmten Kontext und eine Verbindung zu bestehenden Werten aufzeigt.
So werden Ideen ihrer kognitiven Funktion in Diskursen nur gerecht, wenn
sie relevant und die kommunizierten Informationen glaubwürdig erscheinen. Die
empfohlenen Aktionen müssen außerdem als machbar und sinnvoll wahrge-
nommen werden und zeigen, wie sie die empfundenen Probleme lösen werden
(Schmidt 2002, S. 217–219). Werden Ideen unterschiedlicher Ebenen (siehe
Abschn. 3.2.1) im Diskurs miteinander verknüpft, müssen diese stimmig sein,
die Konzepte, Normen, Methoden und Instrumente eines Politikprogrammes also
2Schmidt (2002, S. 213) bezeichnet diese als Funktionen von Diskursen. Aufgrund der eben
erwähnten konkreteren Definition von Diskursen in dieser Arbeit werden diese Funktionen
hier auf die Ideen innerhalb von Diskursen bezogen.
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erklärt werden, ohne deutliche Widersprüche zu den genannten Policies oder Para-
digmen zu offenbaren (Schmidt 2002, S. 219). Darüber hinaus muss eine Idee,
um erfolgreich zu sein, im Vergleich zu anderen Politikprogrammen dargestellt
werden, um zu zeigen, dass sie Probleme besser lösen kann, als die anderen
möglichen Programme (Schmidt 2002, S. 219).
Darüber hinaus müssen die Ideen im Diskurs normative Kriterien erfüllen,
um erfolgreich zu sein. So muss ein vorgeschlagenes Programm in Bezug zu
bestehenden Normen und Werten gesetzt werden und zeigen, dass es diesen ent-
spricht (Schmidt 2002, S. 219). Allerdings müssen Diskurse sich nicht immer auf
bestehende Werte berufen. Fordert ein Diskurs eine radikale Transformation von
bestehenden Werten, so kann er sich auch auf neu aufkommende Werte berufen
und damit einen Wertewandel bestärken (Schmidt 2002, S. 221). Auch wenn Dis-
kurse die Ideen verständlich und handlungsanleitend hervorbringen müssen, kann
in einigen Fällen gerade auch eine Ungenauigkeit und Mehrdeutigkeit einem Dis-
kurs zum Erfolg verhelfen, da sich Akteur*innen mit unterschiedlich ausgeprägten
normativen Ideen ihm zuordnen können (Schmidt 2006, S. 253).
Schmidt unterscheidet zwei Arten von Diskursen (2002, S. 210, 2008, S. 303,
2010, S. 16): Auf der einen Seite den koordinativen Diskurs, bei dem poli-
tische Akteur*innen untereinander kommunizieren, Programme entwickeln und
politische Entscheidungen in der Öffentlichkeit präsentieren, begründen und
rechtfertigen. Akteur*innen sind sowohl Politiker*innen und Verwaltungsmitar-
beitende, die die politischen Entscheidungen koordinieren, als auch Medien, Akti-
vist*innen, Intellektuelle, Expert*innen, Think-tanks, Interessengruppen, episte-
mische Gemeinschaften und soziale Bewegungen (Schmidt 2006, S. 253, 2008,
S. 310). Hier spielen insbesondere die kognitiven Kriterien von Ideen eine Rolle
(Schmidt 2002, S. 221).
Auf der anderen Seite findet der kommunikative Diskurs zwischen politischen
Akteur*innen und der Öffentlichkeit statt und kommuniziert die im koordinati-
ven Diskurs entwickelten Ideen wie Politikprogramme, vor allem in Bezug auf
die normativen Kriterien der Ideen. Akteur*innen sind öffentliche Verwaltungs-
mitarbeitende, gewählte Vertreter*innen, Expert*innen, Interessengruppen und
Aktivist*innen, die sich in politische Entscheidungen einbringen wollen sowie
die allgemeine Öffentlichkeit (Schmidt 2006, S. 255, 2008, S. 310). Oft geht ein
diskursiver Prozess von den politischen Eliten zur Öffentlichkeit, kann aber auch
andersherum geschehen, von Aktivist*innen zur politischen Ebene, oder auch nur
im Bereich der Zivilgesellschaft bleiben ohne die politische Ebene zu erreichen
(Schmidt 2008, S. 311).
Diffundieren Ideen von einem Kontext in einen anderen – räumlich oder the-
matisch gesehen – müssen sie für den jeweiligen neuen Kontext als passend
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übersetzt werden (Campbell 2004, S. 65). Diffusion wird dabei von Camp-
bell (2004, S. 77) verstanden als „spread of institutional principles or practices
with little modification through a population of actors“. Je größer die Unterstüt-
zung für die neue Idee ist, umso wahrscheinlicher ist eine Übersetzung der Idee
während der Diffusion ohne große Abwandlungen (Campbell 2004, S. 81).
Für die vorliegende Arbeit kann aus den vergangenen Absätzen geschluss-
folgert werden, dass Ideen im Diskurs sowohl normativen als auch kognitiven
Kriterien gerecht werden müssen. Welches Kriterium im Fokus ist, liegt am jewei-
ligen Diskurs, in dem die Ideen vorgebracht werden und den daran beteiligten
Akteur*innen. Daneben müssen Ideen übersetzt werden, wenn sie von einem Kon-
text in einen anderen diffundieren. Je besser sie zu den dortigen Gegebenheiten
passen, umso weniger werden sie im Laufe der Übersetzung abgewandelt.
3.2.4 Institutionen
Institutionen werden im diskursiven Institutionalismus als Regeln oder Struktu-
ren verstanden, die das Handeln von Individuen und Gruppen leiten. Sie können
sowohl formelle Gesetze als auch informelle Regeln sein. Campbell (2004, S.
1) definiert sie als
„the foundation of social life. They consist of formal and informal rules, monitoring
and enforcement mechanisms, and systems of meaning that define the context within
which individuals, corporations, labor unions, nation-states, and other organizations
operate and interact with each other.“
Hier werden Überschneidungen zwischen Institutionen und den im Hinter-
grund liegenden Ideen deutlich, da auch Paradigmen als „systems of meaning“
bezeichnet werden könnten und das Handeln von Akteur*innen beeinflussen. Im
soziologischen Institutionalismus werden Institutionen definiert als „letztlich jede
Art von (dauerhaft) reproduzierten sozialen Praktiken, die sich in der Empirie
für eine Organisation als bedeutungsvoll herausgestellt haben“ (Senge und Hell-
mann 2006, S. 18). Auch Normen, Orientierungspunkte für Handeln, Werte und
unbewusste Handlungsroutinen sind Institutionen, da sie das Handeln von Orga-
nisationen bestimmen (Senge und Hellmann 2006, S. 18). An Hay (2001, S. 213)
orientiert stellt dagegen ein Paradigmenwechsel nicht automatisch institutionellen
Wandel dar. Die Übersetzung eines Paradigmas in Institutionen ist ein längerer
Prozess, der nicht immer erfolgreich ist.
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Campbell (2004, S. 1) weist darauf hin, dass die Institutionen stets die Res-
sourcen und Macht derjenigen reflektieren, die sie geschaffen haben und dadurch
gleichzeitig die weitere Macht- und Ressourcenverteilung in einer Gesellschaft
beeinflussen. Diese Institutionen beeinflussen, welche Ideen sich durchsetzen kön-
nen und stellen daher wichtige Rahmenbedingungen dar. Sind neue Ideen einmal
institutionalisiert, hemmen sie zukünftigen institutionellen Wandel und sorgen für
Pfadabhängigkeit (Campbell 2004, S. 110). Dadurch und durch ihren Einfluss auf
das Handeln von Menschen und wie sie ihre Umwelt wahrnehmen, tragen sie zu
einer Stabilisierung der sozialen Welt bei (Campbell 2004, S. 1).
Durchlässige Institutionen ermöglichen es institutionellen Unternehmer*innen
im Vergleich zu sehr isolierten Institutionen, sich einzubringen und Verän-
derungen anzustoßen (Campbell 2004, S. 178). Wie genau sich durchlässige
Institutionen auszeichnen, wird jedoch bei Campbell (2004) nicht deutlich. Laut
Sheingate (2003, S. 193) können institutionelle Unternehmer*innen Innovatio-
nen besonders gut dann einbringen, wenn Unsicherheiten oder Unklarheiten
über institutionelle Strukturen bestehen. Dies kann durch externe Vorkommnisse
geschehen, aber beispielsweise auch in Zeiten von Wahlkämpfen.
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3.3.1 Arten und Intensitäten von Politikwandel
Die Vertreter*innen des diskursiven Institutionalismus beschreiben unterschied-
liche Intensitäten von Wandel, die mit der Veränderung von Ideen auf unter-
schiedlichen Ebenen einhergehen. Auch wenn im diskursiven Institutionalismus
und anderen Strängen des Neoinstitutionalismus meist von Veränderungen von
Institutionen gesprochen wird, geht diesen stets eine Veränderung von vorherr-
schenden Ideen sowie von politischen Entscheidungen und Policies voraus. Hier
wird sich zunächst dem Politikwandel in seinen unterschiedlichen Ausprägungen
zugewandt.
Verändern sich die Dimensionen einer Institution nach und nach und nur
geringfügig und passen sich den neuen Gegebenheiten an, sprechen Vertre-
ter*innen des diskursiven Institutionalismus (u. a. Blyth 2002; Campbell 2004;
Quack 2006) von graduellem oder inkrementellem Wandel. Wenn sich alle
Dimensionen eines Diskurses abrupt verändern, sprechen sie von revolutionärem
oder transformativem Wandel und beziehen sich auf den Begriff der „Great
Transformation“ von Polanyi (1944).
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Viele Autor*innen (u. a. Béland 2005; Blyth 2002; Cashore und Howlett 2007;
Gardner 2017; Hay 2001; Schmidt 2008) verwenden dabei die von Hall (1993)
eingeführte Klassifikation von Politikwandel. Er argumentiert, dass Politik aus
drei zentralen Variablen besteht: Den Zielen der Politik, den Techniken oder Poli-
tikinstrumenten, die verwendet werden, um die entsprechenden Ziele zu erreichen
sowie der spezifischen Ausgestaltung der Politikinstrumente (Hall 1993, S. 278).
Politikwandel kann daraus abgeleitet von der geringfügigen Anpassung der Aus-
gestaltung der Instrumente (wie der Rentenhöhe, Wandel erster Ordnung), über
eine Anpassung der Instrumente selbst (wie ein neues Rentensystem, Wandel
zweiter Ordnung) bis hin zur Veränderung der Ziele dieser Politik (wie hinter
der Altersvorsorge stehende Werte, Wandel dritter Ordnung) reichen. Während
die Veränderungen erster und zweiter Ordnung einen gewöhnlichen Teil von Poli-
tik darstellen, ist die dritte Form der Veränderung eine radikale Transformation
(Hall 1993, S. 278–281). Veränderungen erster und zweiter Ordnung gesche-
hen regelmäßig, wenn Unzufriedenheit mit den bestehenden Instrumenten und
vergangenen Erfahrungen aufkommt und die gesetzten Ziele nicht mehr zufrieden-
stellend erreicht werden (Hall 1993, S. 278–283). Veränderung dritter Ordnung
passiert dagegen seltener und geht zudem mit einer Veränderung oder Erneuerung
der bestehenden Paradigmen einher (Hall 1993, S. 279).
In diesem Zusammenhang argumentiert Hall, dass die Wahl zwischen konkur-
rierenden Paradigmen meist nicht nur auf Basis wissenschaftlicher Erkenntnisse
getroffen werden kann und der Wechsel von einem vorherrschenden Paradigma
zu einem neuen meist nicht nur von den Argumenten der Verfechter*innen des
neuen Paradigmas abhängt, sondern auch von Macht- und Ressourcenverteilungen
und äußeren Einflüssen (Hall 1993, S. 280). In demokratischen Gesellschaften
findet der Kampf um konkurrierende Paradigmen und ein möglicher Paradigmen-
wechsel unter anderem in der Öffentlichkeit statt und beinhaltet Diskussionen
und Abwägungen alternativer Paradigmen auch in den Medien (Campbell 2004,
S. 34; Hall 1993, S. 286; Hay 2001, S. 200). Schmidt (2002, S. 223 f.) fügt dem
jedoch hinzu, dass es keinen kompletten Austausch eines Paradigmas benötigt,
um von Paradigmenwechsel zu sprechen, da stets unterschiedliche Paradigmen in
einer Gesellschaft nebeneinander existieren. Ein Paradigmenwechsel ist also der
Austausch des vorherrschenden Paradigmas, das politische Entscheidungen leitet,
jedoch keine komplette Verdrängung oder Veränderung des früheren Paradigmas.
Laut Hay (2001, S. 213) kann transformativer Wandel beziehungsweise Para-
digmenwechsel mit Institutionenwandel einhergehen, was aber nicht immer der
Fall sein muss. Doch wenn es dazu kommt, kann die durchgesetzte Idee unab-
hängig von den Akteur*innen ein Eigenleben entwickeln und strukturiert damit
Handeln und sorgt für Pfadabhängigkeiten (Berman 1998, S. 26 f.). Um diese
3.3 Politikwandel laut diskursivem Institutionalismus 49
unterschiedlichen Grade der Veränderung besser unterscheiden zu können, wer-
den diese in diesem Buch weiter ausdifferenziert und anhand der Ebenen von
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Abb. 3.1 Formen und Intensitäten von Politikwandel. Die Abbildung zeigt die Grade von
Politikwandel. Während Stabilität eine Zeit ohne Veränderung ist, werden beim graduellen
Wandel nur Politikinstrumente bzw. Policies angepasst (Wandel erster Ordnung) oder auch
neue Instrumente oder Programme eingeführt (Wandel zweiter Ordnung). Bei Transformation
werden auch die Ziele von Politik und die dahinterstehenden Paradigmen und öffentlichen
Empfindungen verändert (Wandel dritter Ordnung). Auf alle Grade des Wandels kann eine
Implementierung der neuen Instrumente oder Ziele in neue Institutionen folgen, was jedoch
nicht immer der Fall ist.
Quelle: Hall (1993), Blyth (2002), Campbell (2004) und Hay (2001). Eigene Darstellung
Stabilität beschreibt den Zustand ohne Veränderung. Inkrementeller oder gra-
dueller Politikwandel ist eine Veränderung von Ideen auf den Ebenen der Policies
und Programme. Eine erste Stufe hiervon ist Veränderung erster Ordnung, bei der
lediglich die Politikinstrumente angepasst werden beziehungsweise neue Policies
umgesetzt werden. Eine zweite Stufe graduellen beziehungsweise inkrementellen
Wandels, der Wandel zweiter Ordnung, beinhaltet neben neuen Policies auch die
Einführung neuer Programme, jedoch noch keinen grundlegenden Wandel. Eine
weitere Stufe von Veränderung ist die Transformation, ein grundlegender Wandel
dritter Ordnung, der die Veränderung der Ziele von Politik sowie der Paradig-
men beinhaltet. An letzter Stelle dieser Abstufung unterschiedlicher Formen von
Politikwandel steht eine Institutionalisierung, bei der Policies, Programme oder
Paradigmen verändert werden und es zusätzlich zu einer formellen Überführung
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der neuen Ideen in Institutionen kommt. Dadurch erhalten die neuen Ideen zusätz-
liche Stabilität und sind schwieriger zu verändern. Institutionalisierung kann sich
aber sowohl auf die Verstetigung von kleinen Policies als auch von umfassen-
den Programmen oder gar Paradigmen beziehen, also unterschiedliche Intensitäten
haben. Ausschlaggebend ist hier die Langfristigkeit der Veränderung.
3.3.2 Voraussetzungen für Politikwandel
In den folgenden Abschnitten werden Thesen aus der Theorie des diskursiven
Institutionalismus zu der Frage herausgearbeitet, unter welchen Voraussetzun-
gen es zu Politikwandel kommt und wann die Chance für höhere Grade von
Wandel besteht. Dabei wird sich insbesondere an von Campbell (2004, S. 174–
181) genannten Thesen orientiert, diese jedoch mit den Annahmen weiterer
Autor*innen zusammengeführt und anhand der drei Bereiche Krise, neue Idee
und institutionelle Unternehmer*innen sortiert (siehe Abb. 3.2).
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• ... vorhanden
• ... als solche wahrgenommen 
und kommuniziert






• ... als legitim, relevant, machbar 
angesehen
• ... als passend für den Kontext 
angesehen
• ... erscheint effektiver und 





• ... kommunizieren alternative 
Lösungen
• ... sind gut vernetzt
• ... haben Zugang zu 
Entscheidungsträger*innen
Abb.3.2 Kriterien für Politikwandel. Die Abbildung zeigt Voraussetzungen für Politikwan-
del. Demnach muss eine Krise vorhanden sein, die von den Entscheidungsträger*innen als
solche wahrgenommen und kommuniziert wird und als Gefahr für die Macht- und Ressour-
cenverteilung wahrgenommen wird. Daneben müssen Ideen vorhanden sein und artikuliert
werden, die als legitime, machbare, passende, relevante und im Vergleich zu anderenMöglich-
keiten als effektivere Lösung angesehen werden. Institutionelle Unternehmer*innen müssen
vorhanden sein, die diese Lösung voranbringen und dafür über die nötigen Netzwerke
verfügen.
Quelle: Campbell (2004). Eigene Darstellung
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(a) Politikwandel geschieht in Krisenzeiten, wenn durch Vorkommnisse von
außen oder Widersprüche von innen Unsicherheiten vorhanden sind, welche
die Akteur*innen zur Suche nach neuen Institutionen bewegen (Blyth 2002,
S. 10 f.; Campbell 2004, S. 174 f.).
Einige Autor*innen argumentieren, dass in Zeiten von hoher Unsicherheit oder
Krisen am ehesten institutioneller Wandel durch Ideen hervorgerufen wird. Dies
können wirtschaftliche Katastrophen aber auch interne Widersprüche sein (Blyth
2002, S. 11, 270; Schmidt 2002, S. 225 f.). Krisen sind laut Hay (2006, S. 67)
Momente, in denen Akteur*innen die Wahrnehmung ihrer Interessen in Frage
stellen und in denen Kämpfe über die Definition der Krise und möglicher Lösun-
gen stattfinden. In Krisenzeiten ist es für Akteur*innen schwierig oder unmöglich,
mit ihren üblichen Programmen bestehende Probleme zu lösen (Campbell 2004,
S. 115; Schmidt 2002, S. 225 f.). Auch ist den Entscheidungsträger*innen teil-
weise selbst unklar, was ihre Interessen sind (Campbell 2004, S. 115). In diesen
Zeiten hoher Unsicherheit entsteht eine Offenheit gegenüber neuen Ideen und
Werten, bestehende Werte und Ideen werden vermehrt herausgefordert. „It is
only in those moments when uncertainty abounds and institutions fail that ideas
have this truly transformative effect on interests“ (Blyth 2002, S. 270). In diesen
Phasen ermächtigen Ideen Akteur*innen dazu, bestehende Institutionen zu hinter-
fragen, reduzieren außerdem Unsicherheiten und ermöglichen Koalitionenbildung
zwischen Anhänger*innen ähnlicher Ideen, ermöglichen die Konstruktion neuer
Institutionen und koordinieren die Erwartungen der Akteur*innen (Blyth 2002,
S. 15, 35). Doch auch interne Widersprüche können zu institutionellen Verän-
derungen führen, wenn beispielsweise kognitive und normative Argumente sich
widersprechen (Schmidt 2002, S. 227) oder neue Machtkonstellationen entstehen:
„Veränderungen in den Interessen- und Machtkonstellationen, sozialer Wandel sowie
neue Einstellungen und Präferenzen in einer Gesellschaft veranlassen individu-
elle und kollektive Akteure dazu, sich Institutionen immer wieder neu anzueignen,
sie zu interpretieren und ‚auszuhandeln‘: Dies sind die internen Triebfelder des
Institutionenwandels.“ (Quack 2006, S. 180)
(b) Weitere Voraussetzung für Politikwandel ist, dass die Entscheidungsträ-
ger*innen die Situation als Krise und als Gefahr für die aktuelle Macht- und
Ressourcenverteilung wahrnehmen (Blyth 2002, S. 9; Campbell 2004, S. 175 f.;
King 1999, S. 39).
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Das Vorhandensein von Krisen alleine führt nicht automatisch zu Politikverän-
derungen, da eine weitere Voraussetzung ist, dass die Krisen von den Entschei-
dungsträger*innen als solche wahrgenommen werden und eine Suche nach neuen
Lösungen angestoßen wird (Campbell 2004, S. 115–175).
Wird in Krisenzeiten das Versagen bestehender Politikinstrumente und Para-
digmen deutlich und kann ein vorherrschendes Paradigma die Entwicklungen
nicht mehr ausreichend erklären, stehen die Chancen besonders gut, dass ein
neues Paradigma erfolgreich ein altes ersetzt (Hall 1993, S. 285). In diesen von
Unsicherheit geprägten Zeiten wird in der Politik zunächst versucht, bestehende
Instrumente oder das Paradigma geringfügig anzupassen oder das bestehende Pro-
blem umzudefinieren. Gelingt dies nicht, kann es zu einem Legitimationsverlust
der Paradigmen und einem Paradigmenwechsel kommen (Hall 1993, S. 280; Hay
2001, S. 193).
Dabei werden Akteur*innen einen Wandel eher unterstützen, wenn sie anneh-
men, dass er ihre Ressourcen oder ihre Macht steigert, und eher versuchen ihn
zu verhindern, wenn er ihre Ressourcen oder Macht voraussichtlich verringern
wird (Campbell 2004, S. 176). Mit der Macht der Entscheidungsträger*innen ist
hier ihre Möglichkeit gemeint, die Denk- und Handlungsalternativen bestimm-
ter Gruppen einzuschränken, indem politische Entscheidungen getroffen oder
indem Paradigmen und öffentliche Empfindungen beeinflusst werden (Knight
1992, S. 41 f.). Oder, bezogen auf drei von Carstensen und Schmidt (2016)
beschriebene Formen von Macht, verfügen die Entscheidungsträger*innen ins-
besondere über „power over ideas“ – die Möglichkeit, zu beeinflussen, welche
Ideen diffundieren und politische Entscheidungen zu beeinflussen –, sowie „power
through ideas“ – die Möglichkeit der bewussten Kommunikation von Ideen zur
Beeinflussung des Denkens und Handelns anderer. Sehen die Entscheidungsträ-
ger*innen diese Macht gefährdet, unterstützen sie eher eine Idee für politische
Veränderung, wenn sie annehmen, dass diese eine Stärkung ihrer Macht ermög-
licht. Einmal von vielen Akteur*innen als gegeben angesehen, können jedoch
auch Ideen selbst eine Macht entfalten, „power in ideas“ (Carstensen und Schmidt
2016), sich gegenüber anderen Ideen durchsetzen und Veränderungen verhindern
oder voranbringen. Pfadabhängigkeiten erschweren dabei aber Veränderungen, da
der Aufbau neuer Institutionen stets aufwändiger ist als das Beibehalten des Status
quo (Campbell 2004, S. 65–67).
(c) Eine neue Idee muss vorhanden sein und so kommuniziert werden, dass
sie für das wahrgenommene Problem als im Vergleich zu anderen Ideen als
effektivere Lösung gesehen wird und als legitim, angemessen und nützlich
erscheint (Campbell 2004, S. 117, 179; Dacin et al. 2002, S. 47; Schmidt 2002,
S. 217–219).
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Eine Idee, beispielsweise ein neues Programm, kann am ehesten dann durchge-
setzt werden, wenn glaubwürdig gezeigt werden kann, dass es effektiver ist als
ein anderes Programm in Bezug auf die wahrgenommene Krise. Sie muss wün-
schenswerter und nützlicher erscheinen als die bisherige und als andere neue
Lösungsideen (Dacin et al. 2002, S. 47; vgl. auch Schmidt 2002, S. 217–219).
Daneben müssen Entscheidungsträger*innen überzeugt werden, dass die Idee für
den jeweiligen lokalen Kontext angemessen und legitim ist und dass sie sich
einfach umsetzen lässt. Dazu ist es hilfreich, wenn die Idee bereits in anderen
Kontexten erfolgreich umgesetzt wurde (Campbell 2004, S. 179). Hier spielen
die in Abschnitt 3.2.3 genannten normativen und kognitiven Kriterien von Ideen
in Diskursen eine Rolle, sowie Frames, die zur Legitimierung der Ideen genutzt
werden.
(d) Institutionelle Unternehmer*innen mit finanziellen Ressourcen müssen vor-
handen sein und ihre Idee einfach und verständlich formulieren (Campbell
2004, S. 177 f.; Schmidt 2002, S. 304).
Die Kommunikation der neuen Idee ist eine weitere notwendige Voraussetzung für
Politikwandel. Dazu muss die Idee von den institutionellen Unternehmer*innen
einfach und verständlich als geeignete Lösung für die bestehenden Probleme
artikuliert werden. Bei der Ablösung von Paradigmen gehören, zumindest in
demokratischen Gesellschaften, auch Diskussionen der Paradigmen in der Öffent-
lichkeit dazu, beispielsweise in den Medien (Campbell 2004, S. 34; Hall 1993,
S. 286; Hay 2001, S. 200). Dafür sind personelle und auch weitere Ressourcen
notwendig, weshalb institutionelle Unternehmer*innen größere Chancen haben,
ihre Ideen durchzusetzen, wenn sie über mehr finanzielle Ressourcen verfügen
als die Verfechter*innen konkurrierender Ideen (Campbell 2004, S. 178 f.).
(e) Institutionelle Unternehmer*innen müssen vernetzt sein, insbesondere zu
den Entscheidungsträger*innen und müssen die Idee an diese kommunizieren
(Campbell 2004, S. 178 f.).
Um ihre Idee zu verbreiten und zur Umsetzung zu bringen, müssen die institu-
tionellen Unternehmer*innen Zugang zu den jeweils relevanten Entscheidungs-
träger*innen haben und ihnen die Idee vermitteln. Daneben benötigen die institu-
tionellen Unternehmer*innen Unterstützung von anderen Akteur*innen, weshalb
sie ihre Idee in unterschiedlichen Kontexten verbreiten müssen (Campbell 2004,
S. 178 f.).
Es lässt sich also festhalten, dass das Vorhandensein von Krisen, die als solche
anerkannt und kommuniziert werden, notwendige Voraussetzung für Politikwan-
del ist. Darüber hinaus werden alternative Ideen für neue politische Lösungen
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benötigt sowie institutionelle Unternehmer*innen, die diese kommunizieren (siehe
Abb. 3.2). Daneben gibt es eine Reihe von Kriterien dafür, ob der Wandel eher
graduell oder transformativ ausfällt, die in den folgenden Thesen dargestellt
werden und in Tabelle 3.2 aufgeführt sind.
Tab.3.2 Voraussetzung für graduellen und transformativen Wandel
Gradueller Wandel Transformativer Wandel
Ideen, die besser in den bestehenden
Kontext passen







vollkommen von der Idee überzeugt und
stellen nicht die nötigen Ressourcen bereit
Entscheidungsträger*innen stehen voll
hinter der Idee und nutzen die notwendigen
Ressourcen
Die Tabelle zeigt Kriterien dafür, wann ein Politikwandel eher graduell, als Wandel erster
oder zweiter Ordnung, und wann eher transformativ (Wandel dritter Ordnung) verläuft. Wie
der Tabelle zu entnehmen ist, hängt dies von der Passung der Ideen, den Netzwerken der
institutionellen Unternehmer*innen sowie den Einstellungen der Entscheidungsträger*innen
ab.
Quelle: Campbell (2004). Eigene Darstellung.
(f) Ideen, die besser in den bestehenden Kontext passen, können zwar einfa-
cher umgesetzt werden, bewirken dann aber eher einen graduellen als einen
transformativen Wandel (Campbell 2004, S. 179–181).
Ideen, die in bestehende institutionelle Kontexte passen, können sich leichter
durchsetzen ohne abgewandelt oder verworfen zu werden als Ideen, die große
Veränderungen erfordern. Dies betrifft sowohl die Übereinstimmung mit beste-
henden Gesetzen als auch mit Paradigmen oder Empfindungen der Öffentlichkeit.
Ideen, die besonders gut in den bestehenden Kontext passen – also Policies oder
Programme, die mit bestehenden Paradigmen und Empfindungen übereinstim-
men – sorgen folglich für einen Wandel eher geringeren Grades und hinterfragen
nicht die im Hintergrund stehenden Ideen (Campbell 2004, S. 179–181).
(g) Institutionelle Unternehmer*innen, die verschiedenen Netzwerken ange-
hören und dadurch Zugang zu einem breiteren Ideenspektrum haben, können
eher radikale Ideen durchsetzen als Akteur*innen die weniger breit vernetzt
sind (Campbell 2004, S. 178).
Neue Ideen sind in den meisten Fällen eine innovative Kombination aus verschie-
denen vorhandenen Ideen. „[…] [A]ctors often craft new institutional solutions
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by recombining elements in their repertoire through an innovative process of bri-
colage whereby new institutions differ from but resemble old ones“ (Campbell
2004, S. 69). Mit bricolage meint Campbell ebendiese Zusammenstellung vor-
handener Ideen verschiedener Kontexte zu einer neuen innovativen Idee. Daher
fällt der Wandel umso geringer aus, je näher die neue Idee an den bisher beste-
henden ist und umso eher ist der Wandel von Pfadabhängigkeiten gekennzeichnet.
Grundlegende Annahmen werden dann nicht in Frage gestellt.
Sind institutionelle Unternehmer*innen in verschiedenen Netzwerken veran-
kert und haben aus diesem Grund Zugang zu einem breiten Ideenspektrum, so
können sie radikalere neue Ideen formulieren. Sind sie weniger breit vernetzt, so
bewirkt ihr Zugang zu einem nur sehr begrenzten Repertoire an Ideen das Ent-
stehen weniger radikaler Ideen. Dementsprechend fällt der angestoßene Wandel
dann eher graduell als transformativ aus (Campbell 2004, S. 178).
(h) Politikwandel kann eher dann einen höheren Grad erreichen, wenn die Ent-
scheidungsträger*innen die neue Idee unterstützen und die nötigen Ressourcen
für die Umsetzung einsetzen (Campbell 2004, S. 181).
Da die Veränderung von Paradigmen oder gar Institutionen mehr Aufwand
bedeutet als ein Wandel erster oder zweiter Ordnung, werden Entscheidungsträ-
ger*innen stets erst versuchen, nur Policies und Programme zu verändern, es sei
denn sie sind von der Notwendigkeit der neuen Paradigmen überzeugt. Dafür
müssen sie zu der Einschätzung gelangen, dass sie über die dafür notwendi-
gen Ressourcen verfügen und diese einsetzen können (Campbell 2004, S. 181).
Daher ist ein transformativer Wandel wahrscheinlicher, wenn die Entscheidungs-
träger*innen die Idee unterstützen und ihre Ressourcen für dessen Umsetzung zur
Verfügung stellen.
3.4 Bisherige Anwendungen des diskursiven
Institutionalismus
Der theoretische Ansatz des diskursiven Institutionalismus und die sich dar-
aus ergebenden Forschungsfragen und methodischen Vorgehen wurden in den
vergangenen Jahren von zahlreichen Autor*innen verwendet. Nachdem in den
vorangegangenen Abschnitten die Grundgedanken, Konzepte und Annahmen der
Theorie dargestellt wurden, wird im Folgenden nun gezeigt, in welchen Themen-
feldern und mit welchen Methoden der Theorieansatz bisher Anwendung fand.
Daraus können möglicherweise Schlüsse gezogen werden, für welche Anwen-
dungen sich die Theorie eignet, welche Methoden in Frage kommen und welche
Fragen bisher offengeblieben sind.
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In den meisten Studien ist bereits zu Beginn der Analyse deutlich, ob es zu
einer Veränderung kam oder nicht; die Autor*innen analysieren dann die Ursache
und den genauen Prozess der Veränderung. Bei einem Blick auf Studien, die den
diskursiven Institutionalismus als Grundlage verwenden, fällt außerdem auf, dass
die meisten Studien mit einzelnen Fallstudien die nationale Ebene untersuchen
oder Diskurse und politische Entscheidungen im Ländervergleich untersuchen
(u. a. Berman 1998; Boswell und Hampshire 2017; Di Gregorio et al. 2017; Kern
2011; Lieberman 2007; Ochieng et al. 2016; Schmidt 2002, 2014; K. Smith 2013;
Wallaschek 2020). Nur wenige Studien untersuchen Diskurse und Ideen auf loka-
ler Ebene (u. a. Gardner 2017; Granqvist et al. 2020; Romsdahl et al. 2017). So
beziehen sich auch die meisten Hypothesen zur Bedeutung von unterschiedlichen
Arten von Diskursen und Ideen auf die nationale Ebene der Politik.
Besonders häufig wurde der diskursive Institutionalismus außerdem im Zusam-
menhang mit Studien zur Europäisierung oder Politik der Europäischen Union
verwendet (u. a. Fairbrass 2011; Heidbreder 2013; Heron und Murray-Evans
2016; Herranz-Surralles 2016; Lauber und Schenner 2011; Nordin 2017; Ray-
roux 2014; Risse 2001; Schmidt 2006, 2014, 2016; Wallaschek 2020; Wendler
2019). Fairbrass (2011) findet in ihrer Studie heraus, dass die Diskussionen um
Corporate Social Responsibility auf europäischer Ebene hauptsächlich in koor-
dinativen Diskursen unter Einbeziehung nur weniger Akteur*innen stattgefunden
haben.
Darüber hinaus wenden Autor*innen den diskursiven Institutionalismus im
Zusammenhang mit unterschiedlichen Entscheidungen und Entwicklungen in
wirtschafts- und finanzpolitischen Fragen an (u. a. Bakir 2009; Campbell-Verduyn
2017; Heron und Murray-Evans 2016; Hope und Raudla 2012; Schmidt 2002,
2016; Warren 2020; Widmaier 2016) und mit der Analyse von Veränderungen
der sozialdemokratischen Parteien in Deutschland und Schweden (Berman 1998).
Bei einem Vergleich der Steuerpolitik in Estland und den USA kommen Hope
und Raudla (2012) zu dem Schluss, dass der diskursive Institutionalismus auch
zur Erklärung von politischer Stabilität geeignet ist und auch der Mangel an Ver-
änderung ein Ergebnis von Diskursaktivitäten sein kann. Andere Analysen, für
welche die Autor*innen den diskursiven Institutionalismus verwenden, beschäf-
tigen sich unter anderem mit nationalen und europäischen Identitäten (Risse
2001), den politischen Entscheidungen für oder gegen die Einführung der Ehe
zwischen gleichgeschlechtlichen Paaren (Grube und van Acker 2017) oder der
Gesundheitspolitik (K. Smith 2013). Vermehrt wird diese Theorieströmung auch
für Studien im Nachhaltigkeitsbereich verwendet, wie zur Untersuchung von
Umwelt-, Energie- und Klimapolitik (u. a. Buijs et al. 2014; den Besten et al.
2014; Di Gregorio et al. 2017; Gillard 2016; Henrysson und Hendrickson 2020;
Kern 2011; Klenk und Larson 2015; Ochieng et al. 2016; Romsdahl et al. 2017;
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Vijge 2013; Wendler 2019). In ihrer Studie kommen Romsdahl et al. (2017) zu
dem Schluss, dass in unterschiedlichen Städten sich die Narrative und Diskurse
über den Klimawandel durchaus unterscheiden, um besser an lokale Begebenhei-
ten anzuschließen. Diese Diskursunterschiede können dann auch unterschiedliche
politische Entscheidungen mit sich bringen.
Die meisten Studien verwenden als Methode zur Analyse der Ideen und Dis-
kurse qualitative Interviews (u. a. Bosomworth 2018; Gardner 2017; Granqvist
et al. 2020; Kern 2011; Kromidha und Cordoba-Pachon 2017; Lauber und Schen-
ner 2011; Romsdahl et al. 2017), Online-Fragebögen (u. a. Bosomworth 2018;
Romsdahl et al. 2017) und Dokumentenanalysen, beispielsweise von Zeitungs-
artikeln oder Politikdokumenten (u. a. Fairbrass 2011; Granqvist et al. 2020;
Henrysson und Hendrickson 2020; Kern 2011; Kromidha und Cordoba-Pachon
2017; Lauber und Schenner 2011; Romsdahl et al. 2017; Stassen et al. 2010).
Boswell und Hampshire (2017) untersuchen in ihrer Studie verschiedene Stra-
tegien, die politische Akteur*innen nutzen, um ausgewählte Ideen gegenüber
anderen hervorzuheben. Eine dieser Strategien ist das Betonen der technischen
Seite einer Idee, wodurch mögliche Widersprüche zu verbreiteten normativen
Ideen nicht deutlich werden und Diskussionen auf grundlegender Ebene mög-
lichst vermieden werden können. Heidbreder (2013) zeigt am Beispiel der EU,
wie öffentliche Empfindungen von Paradigmen entkoppelt werden, wenn sie sich
widersprechen. So existieren die Werte und Ziele nationaler Souveränität parallel
mit dem nach europäischer Integration, sowie Politikinstrumente für beide Seiten,
gleichwohl die im Hintergrund liegenden Ideen sich widersprechen. Bei der Legi-
timierung der Ideen kann es in einigen Fällen jedoch zu Schwierigkeiten kommen,
wenn Politikinstrumente offensichtlich nicht zu den öffentlichen Empfindungen
passen.
Kern (2011) dagegen untersucht anhand der Energiepolitik in den Nieder-
landen und Großbritannien, wie Interessen, Diskurse und Institutionen zusam-
menhängen. Er kommt dabei zu dem Ergebnis, dass radikaler Wandel dann vor-
kommen kann, wenn die neuen Diskurse sowohl den bestehenden Interessen der
im jeweiligen Feld wichtigen politischen Akteur*innen widersprechen, als auch
bestehende Institutionen herausfordern. Ansonsten seien nur kleinere oder keine
Veränderungen zu erwarten. Oft würden aber im Prozess der Institutionalisierung
die neuen Ideen insoweit abgeschwächt, dass sie die bestehenden Interessen oder
Institutionen unterstützen. Kern liefert allerdings keinen Ansatzpunkt, wann und
mit welchen diskursiven Strategien diese erfolgreiche Durchsetzung von neuen
Diskursen ohne Anpassung an bestehende Interessen und Institutionen erfolg-
reich ist. Wichtig für die vorliegende Arbeit ist jedoch seine Schlussfolgerung,
dass durch unterschiedliche Interessen und Institutionen in verschiedenen Kon-
texten keine universelle Lösung für erfolgreiche Energietransformation möglich
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ist, da aufgrund der bestehenden Rahmenbedingungen jeweils unterschiedlich auf
Lösungsvorschläge reagiert wird (Kern 2011, S. 1130). Dieses Forschungsergeb-
nis kann womöglich auch auf andere Bereiche von Transformation übertragen
werden, wo auch stets die Rahmenbedingungen einer gewünschten Veränderung
beachtet werden müssen, was in der vorliegenden Arbeit vorgenommen wird.
Bezüglich der Operationalisierung von Wandel erster, zweiter und dritter Ord-
nung schlägt Gardner (2017, S. 154 f.) vor, Wandel erster und zweiter Ordnung
als materiellen Wandel zu begreifen, während Wandel dritter Ordnung diskur-
siv erfolgt. Dies widerspricht jedoch dem Argument von Hall (1993, S. 179,
Endnote 21), Wandel dritter Ordnung würde zusätzlich die Veränderungen der
Instrumente (zweite Ordnung) und deren Ausgestaltung (erste Ordnung) mit sich
bringen. Umgekehrt beinhalten auch Veränderungen erster und zweiter Ordnung
diskursive Veränderungen, da dort ebenfalls Ideen ausgetauscht und durchgesetzt
werden.
3.5 Zwischenfazit: Zusammenführung der theoretischen
Konzepte und Schlussfolgerungen für die Analyse
Der diskursive Institutionalismus ist im Vergleich zu den anderen Strömungen
des Neoinstitutionalismus dadurch gekennzeichnet, dass der Fokus auf der Rolle
von Ideen bei Politikveränderungen liegt. Gleichzeitig beinhaltet der diskursive
Institutionalismus aber auch einige Argumente der anderen Strömungen, indem
Pfadabhängigkeiten ebenfalls als einschränkend für Politikwandel wahrgenom-
men werden, die Interessen von Entscheidungsträger*innen und ihr Streben nach
Macht und Ressourcen auch eine Rolle spielen ebenso wie ihre Werte, Nor-
men und Identitäten. Der Fokus liegt bei dem diskursiven Institutionalismus
jedoch auf der Kommunikation von Ideen durch Akteur*innen in Diskursen. Es
wird angenommen, dass Politikveränderungen nicht nur durch exogene Ereignisse
ermöglicht werden, sondern dass auch durch interne Widersprüche und Krisen
neue Ideen an Bedeutung gewinnen und in der Folge Politikwandel mit sich
bringen können.
Dieser Wandel kann unterschiedliche Arten von Ideen betreffen. So werden
hier, angelehnt an die drei Ebenen von Ideen nach Schmidt (2008) sowie die Kate-
gorisierung von Campbell (2004), fünf Arten von Ideen unterschieden: Policies,
Programme, Frames, Paradigmen und öffentliche Empfindungen. Im Vordergrund,
in Diskursen explizit benannt und den Akteur*innen bewusst, sind die Policies,
Programme und Frames. Paradigmen und öffentliche Empfindungen dagegen lie-
gen im Hintergrund der Diskurse, werden oftmals nicht explizit formuliert und
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sind vielen Akteur*innen nicht bewusst. Während sich Policies und Frames häu-
fig und leicht verändern, ist dies bei Programmen etwas schwieriger. Paradigmen
und öffentliche Empfindungen lassen sich nur sehr schwer und selten verändern.
Wenn dies aber geschieht, dann stellt es einen Wandel höherer Intensität dar, als
lediglich die Einführung einer neuen Policy.
Daran schließt die Unterscheidung von drei Graden der Veränderung nach Hall
(1993) an, die hier daher mit der Kategorisierung von Ideen nach Schmidt (2008)
und Campbell (2004) in Verbindung gebracht wird (siehe Abb. 3.3). Wenn sich
lediglich Policies oder Frames verändern, führt dies zu einem Wandel erster Ord-
nung. Werden umfassende Programme neu eingeführt, kommt es zu einem Wandel
zweiter Ordnung. Beide Formen stellen einen graduellen Wandel dar. Verändern
sich dagegen Paradigmen und öffentliche Empfindungen und damit einhergehend
nach und nach auch die daraus abgeleiteten Policies, Programme und Frames, so
kommt es zu einem Wandel dritter Ordnung. Dieser wird auch als Transformation
bezeichnet. In allen drei Fällen kann es zu einer Institutionalisierung der neuen
























Abb. 3.3 Ideen, Akteur*innen und Wandel im diskursiven Institutionalismus. Die Abbil-
dung zeigt den Zusammenhang zwischen verschiedenen Kategorien von Ideen und Gruppen
von Akteur*innen, die diese voranbringen. Außerdem werden die Ideen den unterschiedli-
chenGraden von Politikwandel zugeordnet, wobei die Institutionalisierung separat betrachtet
werden muss, da aus allen Ideen und Graden von Wandel Institutionalisierung folgen kann.
Quelle: Schmidt (2008), Campbell (2004), Hall (1993), Hay (2001). Eigene Darstellung.
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Während von einigen Autor*innen auch Paradigmen als Institutionen ver-
standen werden (Senge und Hellmann 2006, S. 18), werden hier, um die
Unterscheidung zwischen Institutionen als formelle Regeln und Organisationen
und den dahinterliegenden Sinnstrukturen aufrecht zu erhalten, Institutionen enger
definiert (Hay 2001, S. 213), und zwar als formelle Regeln, Gesetze und Organi-
sationsstrukturen. Statt von institutionellem Wandel wird hier daher allgemeiner
von Politikwandel gesprochen, mit dem eine Veränderung der vorherrschenden
Ideen (Paradigmen, Empfindungen, Frames, Programme und Policies) sowie in
dessen Folge der in diesem Zusammenhang stehenden Institutionen gemeint ist.
In der folgenden Analyse sind einerseits das Aufkommen und die Diffusion von
neuen Ideen sowie daraus möglicherweise folgende Veränderungen von Politik
von Interesse. Sind diese tiefgreifend auf der Ebene von Paradigmen angesie-
delt, stellen sie eine Transformation dar. Werden die Paradigmen anschließend
institutionalisiert, können sie längerfristig verstetigt werden. Andererseits werden
hier auch institutionelle Veränderungen im Kontext der Fallbeispiele betrachtet,
die jedoch im Sinne von veränderten Rahmenbedingungen betrachtet werden,
innerhalb derer die institutionellen Unternehmer*innen agieren.
Ob und zu welchem Grad von Veränderung es kommt – ob also eine Transfor-
mation erfolgt oder lediglich Veränderungen erster oder zweiter Ordnung – hängt
von der Art der vorgeschlagenen Lösungen, deren Passung mit dem bestehen-
den Kontext, der Art, wie die Lösungen im Kontext kommuniziert werden sowie
zusätzlich von den Interessen, der Macht und den Ressourcen der beteiligten
Akteur*innen ab (siehe Abschn. 3.3.2). Hierbei wird deutlich, wie der diskur-
sive Institutionalismus in seinem Erklärungsansatz Aspekte aus verschiedenen
Strömungen des Neoinstitutionalismus zusammenbringt. So liegt der Fokus auf
Akteur*innen mit ihren Ideen und ihrer Kommunikation in Diskursen; die Rolle
von Interessen, Ressourcen und Kontextfaktoren wird jedoch auch berücksichtigt.
Dabei ist das Vorhandensein und die Kommunikation einer Krise, die von den
Entscheidungsträger*innen als Gefahr für ihre Macht- und Ressourcenausstattung
wahrgenommen wird, Voraussetzung für Politikwandel. Weiterhin muss eine neue
Idee als alternative Lösung vorhanden sein und so kommuniziert werden, dass sie
als geeignet, legitim, passend und machbar angesehen wird und einer anderen
Idee vorgezogen wird. Dies geschieht, indem institutionelle Unternehmer*innen
diese Idee voranbringen und dabei auf gute Netzwerke und den Zugang zu Ent-
scheidungsträger*innen zurückgreifen können. Während Ideen, die besser in den
Kontext passen, leichter umgesetzt werden können und einen graduellen Wandel
mit sich bringen, können radikalere und weniger passende Ideen zwar schwieri-
ger umgesetzt werden, bewirken, wenn sie erfolgreich sind, dann aber eher eine
Transformation.
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Den in der Theorie genannten Arten von Ideen können Gruppen von
Akteur*innen zugeordnet werden, die diese in Diskursen voranbringen (siehe
Abschn. 3.2.2). Nach der Unterscheidung von Campbell (2004, S. 100–107)
bringen Entscheidungsträger*innen insbesondere Policies und Programme voran.
Framer*innen helfen dabei, diese passend für den Kontext und die öffentli-
chen Empfindungen zu formulieren. Theoretiker*innen entwickeln Paradigmen,
verbreiten diese und leiten daraus Programme und Policies her. Die Auftragge-
ber*innen sind als Zielgruppe der Programme und Policies von ihren Empfin-
dungen, also Werten, Normen und Identitäten, beeinflusst und bewerten, ob eine
vorgeschlagene Idee dazu passt. Zwischen diesen Akteur*innen stehen Vermitt-
ler*innen, die die Ideen von einem Diskurs in einen anderen und zwischen den
Gruppen von Akteur*innen verbreiten und für den jeweiligen Kontext passend
übersetzen. Die institutionellen Unternehmer*innen, die neue Ideen voranbrin-
gen und damit einen Politikwandel intendieren, können aus den unterschiedlichen
Gruppen von Akteur*innen kommen (Campbell 2004, S. 178). Aufgrund der Ver-
ortung der Paradigmen bei den Theoretiker*innen stellt sich die Frage, ob ein
Wandel dritter Ordnung nur möglich oder zumindest wahrscheinlicher ist, wenn
die institutionellen Unternehmer*innen aus der Gruppe der Theoretiker*innen
stammen oder ob auch andere Akteur*innen neue Paradigmen voranbringen und
Transformation anstoßen können.
Eben diese Transformation wird bei der transformativen Forschung angestrebt,
bei der Forschende selbst als institutionelle Unternehmer*innen – hier als Pio-
nier*innen des Wandels bezeichnet – agieren, neue Ideen entwickeln und in
politische Prozesse einbringen (siehe Abschn. 2.2.2). Da sie dies in den meis-
ten Fällen auf der Ebene von Städten versuchen, der diskursive Institutionalismus
jedoch bisher kaum die lokale Ebene betrachtet, stellt sich die Frage, ob Verän-
derungen dritter Ordnung, wie vom diskursiven Institutionalismus verstanden, in
dem begrenzten Raum von Städten überhaupt möglich sind. Aufgrund der Über-
schneidung der Definitionen von Eigenlogik als „strukturierte und strukturierende
Handlungen“ (Löw 2008, S. 77) und Paradigmen sowie der Beobachtung von
durchaus unterschiedlichen Krisendefinitionen, Lösungsstrategien und Diskursen
in Städten (u. a. Barbehön et al. 2015; Barbehön und Münch 2017; Romsdahl
et al. 2017) wird in der vorliegenden Arbeit davon ausgegangen, dass sich durch-
aus in Städten eigenständig neue Paradigmen entwickeln und verbreiten können
(siehe Abschn. 2.3).
Auch die Transition-Forschung sowie das teilweise daran angelehnte Trans-
formationsverständnis des WBGU (2011), der die transformative Forschungs-
perspektive vorgestellt hat, sehen in Städten durchaus die Möglichkeit einer
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umfassenden Transformation. Insgesamt zeigen diese drei Ansätze viele Ähn-
lichkeiten in ihrem Verständnis von Transformationsprozessen, wie deren Vor-
aussetzungen, Dauer, Umfang sowie die Art der Veränderung (siehe Tab. 3.3).
Während die Transition-Forschung und der WBGU lediglich Transformationen
betrachten, unterscheidet und untersucht der diskursive Institutionalismus drei
Grade von Veränderungen, von denen Transformation die umfassendste ist. Alle
drei Ansätze verstehen Transformation als einen umfassenden, systemübergreifen-
den, fundamentalen Wandel, der einen Paradigmenwechsel beinhaltet, wobei eine
Teilströmung der sich auf die MLP beziehenden Transition-Forschung auch das
Ersetzen einzelner Technologien als Transformation bezeichnet. In Bezug auf die
zeitliche Dauer der Veränderung kann diese über mehrere Jahrzehnte geschehen,
wobei sowohl der WBGU (2011) als auch einige Autor*innen aus dem Kon-
text der MLP (u. a. Park et al. 2012) den eigentlichen Umbruch als weniger
als zehn Jahre andauernd ansehen, dem ein längerer Prozess der Destabilisierung
vorangegangen ist. Während der diskursive Institutionalismus sich allgemein mit
Transformationen beschäftigt und diese als anhand von alternativen Paradigmen
ausgerichtet ansieht, betrachten die Transition-Forschung sowie die transforma-
tive Forschung vor allem die von ihnen geforderte Nachhaltigkeitstransformation.
Auch diese spezielle Form der Transformation ist in Richtung einer vorhandenen
Vision einer nachhaltigen Gesellschaft ausgerichtet.
Größere Unterschiede der Betrachtungsweise, wenngleich nicht unbedingt
Widersprüche, zeigen sich bezüglich des Kontextes, der Ursachen sowie der Pro-
zesse der Transformation. So sehen zwar alle drei Perspektiven die Rolle von
Akteur*innen mit neuen Ideen oder Technologien als zentral an. Der diskursive
Institutionalismus beschreibt die Rolle der institutionellen Unternehmer*innen
in allen Phasen der Transformation sowie ihre notwendigen Aktivitäten und
Eigenschaften (siehe Abschn. 3.3.2). Während die MLP insbesondere die Dif-
fusion der Innovationen in die Regime herein betrachtet, wenn Druck von außen
die vorherrschenden Strukturen destabilisiert, spielen Nischenakteur*innen laut
WBGU (2011) insbesondere am Anfang einer Transformation eine besondere
Rolle, wenn neue Werthaltungen verbreitet und Alternativen aufgezeigt werden
(siehe Abschn. 2.5). Der WBGU (2011) weist zusätzlich noch darauf hin, dass
diese Ereignisse und Druck von außen nicht nur Wandel erleichtern, sondern im
Gegenteil auch erschweren können. Auch der diskursive Institutionalismus betont
die Rolle von äußeren Ereignissen und Problemen, differenziert hier jedoch noch
weiter aus, dass Krisen von den Entscheidungsträger*innen wahrgenommen und
kommuniziert werden müssen, was ein langer Prozess sein kann.
In allen drei Erklärungsansätzen spielen Pfadabhängigkeiten eine große Rolle,
die Veränderungen hemmen. Alle drei Perspektiven nennen weitere förderliche
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und hinderliche Faktoren für eine erfolgreiche Transformation (siehe Tab. 3.3),
wobei der diskursive Institutionalismus dabei bereits tiefgreifender entwickelt ist
als die anderen Perspektiven und konkrete Thesen nennt (siehe Abschn. 3.3.2),
wohingegen bei der MLP und den Ausführungen des WBGU in seinem Gutach-
ten von 2011 und anderer Autor*innen im Zusammenhang mit der transformativen
Forschung einige Punkte unklar bleiben. So meint der WBGU (2011), dass ver-
schiedene kleine Maßnahmen und Experimente der Pionier*innen des Wandels
inkrementelle Veränderungen bewirken, die gemeinsam für eine Dynamik sorgen,
welche unter veränderten Rahmenbedingungen vonseiten der Politik eine Trans-
formation ermöglichen. Wie genau diese kleinteiligen Veränderungen zu einer
Transformation – einem fundamentalen Paradigmenwechsel – führen, bleibt wei-
testgehend unklar. Die MLP, auf die sich die transformative Forschung stützt,
widmet den veränderten Paradigmen nicht ausreichend Aufmerksamkeit, um
diese Frage abschließend zu beantworten. Auch wird bei der MLP die Rolle
der Entscheidungsträger*innen kaum beleuchtet und nicht genauer ausdifferen-
ziert, welche Eigenschaften Nischeninnovationen erfüllen und welche Strategien
Nischenakteur*innen anwenden müssen, um ihre Innovationen in die Regime zu
überführen, wann also aus einer Diffusion eine Transformation folgt. An dieser
Stelle könnte der diskursive Institutionalismus möglicherweise hilfreiche Beiträge
leisten, um die von Forschenden angestoßenen Veränderungen in Richtung alter-
nativer Paradigmen untersuchen zu können. Der diskursive Institutionalismus ist
dagegen bisher nicht systematisch auf die lokale Ebene – beispielsweise eine Stadt
– angewendet worden, wodurch weitestgehend offen bleibt, wie die Prozesse einer
Transformation auf der lokalen Ebene konkret ablaufen, wobei die Perspektiven
der MLP und der transformativen Forschung Ergänzungen liefern könnten.
Dadurch wird die Theorie des diskursiven Institutionalismus mit ihren in
den vergangenen Abschnitten genannten zentralen Thesen weiterentwickelt und
gleichzeitig für die transformative Forschung ein theoretisch fundiertes Analyse-
tool entwickelt. Einerseits dienen die hier vorgestellten Transformationsdefinitio-
nen der MLP sowie der transformativen Forschung zur Einordnung des Untersu-
chungsgegenstandes der transformativen Forschung. Die vorliegende Arbeit stützt
sich auf das beschriebene Transformationsverständnis des diskursiven Institutio-
nalismus. Da der WBGU sowie die MLP sich jedoch auch auf sehr ähnliche
Definitionen beziehen, kann die transformative Forschung als Untersuchungsge-
genstand gut in das Konzept des diskursiven Institutionalismus eingebettet und
anhand daraus abgeleiteter Kriterien untersucht werden. Andererseits können dar-
aus möglicherweise im Laufe der Analyse Thesen herausgearbeitet werden, die
zur Weiterentwicklung des diskursiven Institutionalismus und zur spezifischen
Anwendung auf der lokalen Ebene dienen.
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4MethodischesVorgehen
Wie in den vorangegangenen Kapiteln dargestellt, beruht die transformative
Forschung auf ähnlichen Annahmen wie die Theorie des diskursiven Institutio-
nalismus, laut welcher Akteur*innen durch neue Ideen und Diskurse letztlich
Politikveränderungen herbeiführen können. Um herauszufinden, inwieweit dies
bei bisherigen transformativen Forschungsprojekten auch gelang oder was dafür
nötig wäre, wird im Rahmen einer Analyse untersucht, ob mithilfe zweier Anwen-
dungen transformativer Forschung in Wuppertal bereits erfolgreich die Ideen in
städtischen Diskursen diffundiert sind, ob damit eine Grundlage für eine Trans-
formation gelegt wurde oder ob dies sogar bereits erfolgreich war. Was für eine
umfassende Transformation ansonsten noch notwendig wäre, soll im Anschluss an
die empirische Analyse konzeptionell aus der Theorie und den Ergebnissen der
Empirie geschlussfolgert werden, indem Handlungsempfehlungen für die trans-
formative Forschung herausgearbeitet werden (siehe Abschn. 6.2). Daneben dient
die Analyse einer Weiterentwicklung der Theorie (siehe Abschn. 6.1).
In den folgenden Abschnitten wird zunächst der Ansatz der Kongruenzme-
thode vorgestellt (Abschn. 4.1) und die Auswahl der beiden Fälle (Abschn. 4.2)
erläutert. Daran anschließend werden die Prognosen dargestellt, die mithilfe
der Kongruenzmethode auf Übereinstimmung mit der Empirie abzugleichen
sind (Abschn. 4.3), und die Erhebungs- und Auswertungsmethoden dargelegt
(Abschn. 4.4 und 4.5). Im abschließenden Teil dieses Kapitels wird die Methode
sowie die Rolle der Autorin kritisch beleuchtet und die Strategien zur Einhaltung
von Qualitäts- und Gütekriterien dargelegt (Abschn. 4.6).
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4.1 Vergleichende Fallstudie mithilfe der
Kongruenzmethode
Aus der im vorherigen Kapitel beschriebenen Theorie zum diskursiven Institutio-
nalismus wurden Kriterien hergeleitet, wann es eher zu einer Politikveränderung
kommt und wann diese erschwert ist. Dabei wurde auch gezeigt, dass die meisten
Studien, die bisher den diskursiven Institutionalismus als Grundlage verwenden,
Fälle untersuchen, bei denen das Vorhandensein oder die Abwesenheit von Wan-
del bereits von vorneherein ersichtlich ist. Ob der diskursive Institutionalismus
auch in der Lage ist, kleinere Veränderungen zu erklären, soll in dieser Arbeit mit-
hilfe der Kongruenzmethode geprüft werden. Dadurch, dass kleinräumige Projekte
bereits nach drei Jahren Laufzeit analysiert werden und das Vorhandensein von
Wandel zu erheben ist, stellt das vorliegende Buch auch eine methodische Wei-
terentwicklung des diskursiven Institutionalismus dar. Daneben bezieht sich die
transformative Forschung bisher weitestgehend auf Erkenntnisse der Transition-
Forschung, so insbesondere der MLP. Im Bereich der transformativen Forschung
und allgemein Prozessen der Nachhaltigkeitstransformation wurde der diskursive
Institutionalismus bisher kaum verwendet (siehe Abschn. 3.5). So können zum
Forschungsfeld der transformativen Forschung und allgemein der Nachhaltigkeit-
stransformation gegebenenfalls wertvolle Erkenntnisse generiert werden, sollte
sich der diskursive Institutionalismus als anwendbar herausstellen.
Der Ansatz der Kongruenzmethode wurde von George und Bennett (2005) ein-
geführt. Andere Autor*innen verweisen auf deren Buch „Case studies and theory
development in social sciences“, verwenden dann allerdings teilweise den Begriff
Kongruenzanalyse (Blatter et al. 2018; Blatter und Blume 2008; Haverland 2010).
Im Folgenden werden die Begriffe Kongruenzmethode und Kongruenzanalyse
auswechselbar verwendet. Dieser Ansatz ist eher als Perspektive beziehungsweise
als eine Vorgehensweise bei Fallstudien zu verstehen, denn als ein spezifisches
Analysewerkzeug. Wie genau vorgegangen wird, bleibt in der genannten Literatur
größtenteils unklar. Als mögliche Datenquellen werden Interviews, Dokumente,
statistische Daten sowie Sekundärquellen wie wissenschaftliche Veröffentlichun-
gen genannt (Blatter et al. 2018, S. 275). Meist wird qualitativ analysiert, teilweise
jedoch durch quantitative Berechnungen ergänzt. Spezifisch ist für die Kongruenz-
methode, dass deduktiv aus einer oder mehreren Theorien heraus Erwartungen
abgeleitet werden, was laut dieser Theorien in einem oder mehreren Fällen zu
erwarten wäre. Der oder die Forschende untersucht dann jeweils, ob eine gewählte
Theorie die Beobachtungen in den ausgewählten Fällen erklären kann, ob also
die Prognosen aus der Theorie in der Empirie eingetreten sind (George und Ben-
nett 2005, S. 181). Dabei schaut die Kongruenzmethode nicht auf den zeitlichen
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Ablauf oder die Identifikation von Kausalmechanismen, sondern vergleicht die
aus der Theorie hergeleiteten Prognosen mit den Ergebnissen in den Fallstudien
(Blatter et al. 2007, S. 151). Die Fallauswahl sollte dahingehend erfolgen, was
sie in Bezug zu einer oder mehreren Theorien erwarten lässt (Nordbeck 2013,
S. 141). Folgendes Vorgehen wird dabei in der Literatur vorgeschlagen:
Im ersten Schritt der Kongruenzanalyse wird herausgearbeitet, was für eine
Entwicklung die Theorie für einen ausgewählten Fall unter den gegebenen Vor-
aussetzungen prognostizieren würde; Indikatoren dafür werden festgelegt (Blatter
et al. 2007, S. 151; George und Bennett 2005, S. 181; Nordbeck 2013, S. 142).
Im nächsten Schritt wird überprüft, ob sich diese Prognosen in der Empirie bestä-
tigt finden, ob also eine Kongruenz zwischen Theorie und Empirie vorliegt. Diese
Übereinstimmung kann jedoch noch nicht als Kausalität gedeutet werden. Dafür
wäre eine weiterführende Analyse notwendig (Blatter et al. 2007, S. 151; George
und Bennett 2005, S. 181; Nordbeck 2013, S. 142). Blatter et al. merken an,
„[…], dass die Kongruenz-Methode nach unserem Verständnis kaum auf die Feststel-
lung der Kovarianz von abhängigen und unabhängigen Variablen zielt, sondern auf
einen detaillierten Vergleich der vielfältigen Implikationen einer etablierten Theorie
mit empirischen Tatbeständen in einem oder mehreren Fällen.“ (Blatter et al. 2007,
S. 155)
So kann die Kongruenzmethode zur Theorieentwicklung beitragen, diese anpas-
sen, stärken oder verwerfen (Blatter et al. 2007, S. 156; Blatter und Blume 2008,
S. 325; George und Bennett 2005, S. 182). Die Methode kann außerdem hel-
fen, einen Theoriediskurs zu erweitern, indem beispielsweise eine Theorie auf ein
neues Untersuchungsfeld angewendet wird oder neue theoretische Perspektiven
getestet werden (Blatter et al. 2018, S. 267 f.), was hier geschehen soll, indem
der diskursive Institutionalismus in einem Teil des Feldes Nachhaltigkeitstransfor-
mation systematisch auf Anwendbarkeit getestet wird. Für die Kongruenzanalyse
eignen sich insbesondere Theorien, die mehr als nur eine abhängige und eine
unabhängige Variable in Verbindung bringen, sondern mehrere Variablen betref-
fen (Blatter und Blume 2008, S. 326). So können Übereinstimmungen zwischen
mehreren Elementen der Theorie überprüft werden (Blatter et al. 2007, S. 151).
Laut George und Bennett (2005, S. 182 f.) ist die Kongruenzmethode
sowohl für Einzelfallstudien als auch vergleichende Fallstudien geeignet und
kann mithilfe einer oder mehrerer konkurrierender Theorien durchgeführt wer-
den, wohingegen Blatter und Blume (2008, S. 325) sowie Blatter et al. (2018,
S. 266) vorschlagen, mindestens zwei konkurrierenden Theorien zu verwenden.
In dieser Arbeit soll die Kongruenzmethode, wie von George und Bennett (2005,
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S. 182 f.) vorgeschlagen, als vergleichende Fallstudie mit lediglich einer Theorie
durchgeführt werden, um zu untersuchen, ob der diskursive Institutionalismus die
Vorgehensweise der transformativen Forschung erklären kann und ob bereits eine
Veränderung eingetreten ist. Da dieser neue Forschungsansatz, ohne tiefgehend
theoretisch fundiert zu sein, implizit doch an die gesellschaftliche Wirkung von
neuen Diskursen und die spezifischen Akteur*innenkonstellationen von transfor-
mativen Forschungsprojekten glaubt, ist es zunächst sinnvoll zu prüfen, ob die
im diskursiven Institutionalismus genannten Mechanismen und Prognosen mit
der Empirie übereinstimmen. Die Kongruenzmethode stellt hier eine hilfreiche
Vorgehensweise dar, um die Theorie mit den Fällen auf Übereinstimmung zu
prüfen.
Dazu wird eine vergleichende Analyse von zwei Fällen durchgeführt, die beide
zum Ziel haben, Veränderungen anzustoßen, bei denen jedoch davon ausgegangen
wird, dass sie aufgrund ihrer kurzen Projektlaufzeit noch keine umfassende Trans-
formation – also keinen Paradigmenwechsel – bewirkt haben. Ob sie bereits die
Diffusion von neuen Ideen im städtischen Kontext bewirkt und Diskurse verän-
dert haben, soll im Rahmen der Analyse aufgedeckt und diese Ergebnisse mit den
Prognosen aus der Theorie auf Kongruenz überprüft werden. Da Fallstudien ein
tieferes Verstehen weniger Fälle ermöglichen, mit dem Ziel, existierende Theo-
rien weiterzuentwickeln (Blatter et al. 2007, S. 127; Kaiser 2014, S. 4; Muno
2009, S. 121), wird hier das Vorgehen einer vergleichenden Fallstudie mit dem
Vorgehen der Kongruenzmethode verknüpft.
4.2 Fallauswahl
Wie im Abschnitt 3.3.2 beschrieben, hängt erfolgreiche Veränderung von Ideen,
Politik und Institutionen von folgenden Kriterien ab: Vorhandensein, Wahrneh-
mung und Kommunikation einer Krise oder eines Widerspruchs – sowohl aus
inneren Herausforderungen als auch exogenen Ereignissen heraus – die als Gefahr
für die bestehende Macht- und Ressourcenverteilung wahrgenommen wird; das
Vorhandensein einer Idee, die als legitim, relevant, umsetzbar und für den Kontext
angemessen, sowie als effektiver oder nützlicher als andere Vorschläge erscheint.
Außerdem müssen institutionelle Unternehmer*innen vorhanden sein, die die
neue Idee vertreten und deren Umsetzung fordern. Sie benötigen Zugang zu Ent-
scheidungsträger*innen und müssen breit vernetzt sein, um die Idee erfolgreich
umsetzen zu können.
Für die Analyse werden daher zwei Fallbeispiele ausgewählt, die sich in meh-
reren dieser Kriterien unterscheiden, jedoch auf dasselbe Paradigma beziehen.
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Ausgehend von der Theorie werden einem der Fälle größere Erfolgsaussichten
beim Anstoßen von Veränderung prognostiziert als dem anderen, weshalb sie sich
gut für eine Kongruenzanalyse eignen. Im Folgenden wird der Kontext beider
Fallbeispiele sowie die Auswahl der Fälle erläutert und begründet.
Transformative Forschung als neuer Forschungsansatz wurde bisher nur in
wenigen Projekten explizit erprobt. Maßgebliche Akteur*innen dabei sind unter
anderem der WBGU sowie das WI. Durch die Position von Professor Uwe
Schneidewind als Präsident des WI von 2010 bis 2020 und seine Mitgliedschaft
im WBGU von 2013 bis 2020 ist Wuppertal ein räumlicher Fokus transformativer
Forschung geworden. Erste Projekte, die sich selbst im Sinne transformativer For-
schung verstehen, wurden vom WI und dem Transzent in Wuppertal durchgeführt
und standen miteinander im Zusammenhang. Dadurch stellt diese Stadt einen
interessanten Fall für eine Analyse der Wirkungen dieses Forschungsansatzes dar.
Als Zeitraum der Analyse wird die Laufzeit des Forschungsprojektes
Wohlstands-Transformation Wuppertal (WTW) von Mai 2015 bis Mai 2018
gewählt1, welches das erste große gemeinsame Projekt der beiden Institute (WI
und Transzent) darstellt und wohl eines der ersten Projekte war, das sich expli-
zit als transformatives Forschungsprojekt bezeichnete. Im Rahmen dessen hat das
Transzent enge Kontakte mit der Stadtgesellschaft und -politik geknüpft und ist
vermehrt als Akteur der Transformation in der Stadt aufgetreten (Schneidewind
et al. 2018, S. 16; Transzent und WI 2018). Zwei Projekte, die als Teilprojekt
beziehungsweise eng angeschlossenes Projekt stattgefunden haben, werden im
Rahmen einer vergleichenden Fallanalyse genauer betrachtet. Ob diese Projekte
bereits zu einer Veränderung geführt beziehungsweise erfolgreich neue Ideen
in die städtischen Diskurse eingebracht haben, wird in der folgenden Analyse
untersucht.
Diese zwei ausgewählten Fälle beziehen sich beide auf die Forderung nach
neuen Wohlstandsmodellen und einem Ersetzen des Wachstumsparadigmas (siehe
Abb. 4.1): Die Entwicklung von Wohlstandsindikatoren für Wuppertal im Rahmen
des Projektes WTW sowie die Entwicklung der App „Glücklich in Wuppertal“.
Zur Entwicklung der Wohlstandsindikatoren für Wuppertal wurde die Stadt-
gesellschaft stichprobenartig im Rahmen eines Workshops mit Mitgliedern von
zivilgesellschaftlichen Organisationen und einer Umfrage mit einer Zufallsstich-
probe von Wuppertaler Einwohner*innen ab 16 Jahren zu ihren Vorstellungen
1Projektstart war Mai 2015. Projektende am WI Juli 2018, am Transzent April 2018, was
der ursprünglichen Laufzeit ohne Verlängerung entspricht. Da jedoch einige der Abschluss-
veröffentlichungen zwar im April verfasst, aber erst im Mai erschienen sind, wurde als
Untersuchungszeitraum Mai 2015 bis Mai 2018 gewählt.














Wandel 2. OrdnungWandel 1. Ordnung
Stabilität Gradueller Wandel Transformativer Wandel
Abb. 4.1 Veränderungsintension der Fallbeispiele. Die Abbildung zeigt, an welcher Stelle
die Fallbeispiele mit ihren Zielen Veränderungen bewirken wollen. Zugeordnet zu den drei
Graden der Veränderung nach Hall (1993) intendieren beide Fallbeispiele einen Wandel
dritter Ordnung beziehungsweise eine Transformation.
Quelle: Hall (1993). Eigene Darstellung
des guten Lebens befragt. Anschließend wurde der BLI mit seinen elf Dimen-
sionen und dazugehörigen Indikatoren auf die Stadt Wuppertal angepasst und
zu zwölf Dimensionen weiterentwickelt. Zusätzlich wurde in Gesprächen und
städtischen Prozessen die Etablierung der Indikatoren und Dimensionen in der
Stadtpolitik und -verwaltung angestoßen. Ziel war es, ein erweitertes Verständ-
nis von Wohlstand zu schaffen, das städtische Entscheidungen in Zukunft lenken
kann. Angesiedelt war das Projekt am Transzent. Das WI war Projektpartner und
hat die Projektidee von Beginn an maßgeblich vorangebracht. Finanziert wurde es
vom Bundesministerium für Bildung und Forschung (BMBF) in der Förderlinie
Nachhaltiges Wirtschaften für die Dauer von drei Jahren.
Die Entwicklung der Wohlstandsindikatoren war in eine Reihe weiterer
Teilprojekte eingebettet, die das Ziel hatten, mithilfe des Reallaboransatzes (Wan-
ner et al. 2018) lokale Projekte regionalen Wirtschaftens aufzubauen oder zu
begleiten, die eine Transformation in Wuppertal unterstützen sollten. Die Wohl-
standsindikatoren stellten dabei als Klammer des Projektes die Zielrichtung der
Veränderung dar, um den Wohlstand bei geringem Ressourcenverbrauch zu erhö-
hen. Daneben wurden die Wohlstandsdimensionen zur Abschätzung der Beiträge
der Reallabore zum Wuppertaler Wohlstand im Rahmen von transdisziplinären
Workshops abgeschätzt (Transzent 2018a). Auch in städtische Prozesse wurden
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diese Wohlstandsdimensionen bewusst eingebracht, so als Kriterienset zur Bewer-
tung von Projektvorschlägen im Rahmen eines Bürgerbudget-Prozesses der Stadt
Wuppertal im Jahr 2017. Eine ähnliche Nutzung wurde für die Stadtentwicklungs-
strategie W2025 geplant, jedoch nie realisiert (Transzent 2018a, 2018b). Während
die zwölf Wohlstandsdimensionen mehrmals genutzt wurden, sind die konkreten
Indikatoren bisher nicht zur Anwendung gekommen. Die Berechnungen dieser
Indikatoren für die Stadt Wuppertal im Zeitvergleich sind bisher auch noch nicht
vollständig öffentlich dokumentiert.
Der zweite Fall, das Projekt „Glücklich in Wuppertal“, zielt darauf ab, mit der
Entwicklung und Anwendung einer App die Datenlage zu subjektiven Indikato-
ren in Wuppertal zu verbessern und den Blick auf subjektive, nicht-materielle
Faktoren von Lebensqualität zu lenken. Gleichzeitig sollte durch kurzfristige
Panelbefragungen der Bevölkerung ein neues Beteiligungsinstrument geschaf-
fen und Einschätzungen der Teilnehmenden zu stadtpolitischen Fragen erhoben
werden. Die App wurde von einem Konsortium aus WI und Happiness Rese-
arch Organisation (HRO) mit Unterstützung der Stadtsparkasse Wuppertal und
den Wuppertaler Stadtwerken (WSW)2 entwickelt und in Wuppertal umgesetzt.
Ermöglicht wurde das Projekt durch Anschubfinanzierung vom Forschungsin-
stitut Gesellschaftliche Weiterentwicklung (FGW), Eigenanteile der beteiligten
Forschungsinstitute sowie finanzielle Unterstützung der WSW und Stadtsparkasse
Wuppertal.
Der Fragebogen der App wurde zwischen 2017 und 2018 über 2000 Mal
ausgefüllt, ein stabiles Panel konnte bisher jedoch noch nicht aufgebaut wer-
den und die Erhebung ruht derzeit (Haake et al. 2019). Im Rahmen städtischer
Prozesse konnten die ersten Ergebnisse der Erhebungen trotzdem bereits genutzt
werden. So wurden im Rahmen des Stadtentwicklungskonzeptes Wuppertal
2030 (STEK2030) zusätzliche Fragen in den Fragebogen aufgenommen und die
Einschätzung der Teilnehmenden zu Stadtentwicklungsthemen in das Konzept
integriert. Für die Evaluierung der vorhergegangenen Stadtentwicklungsstrategie
W2025 war es geplant, die App zu nutzen, wozu es dann allerdings nicht mehr
gekommen ist (Haake et al. 2019; Stadt Wuppertal 2018, o. J.).
Das WI versteht die verschiedenen Aktivitäten in Wuppertal als gesamtstäd-
tisches Reallabor (Schneidewind et al. 2018, S. 16). Die beiden zur Analyse
ausgewählten Projekte stellen dabei zwei Vehikel dar, die zur Transforma-
tion beizutragen und alternative Verständnisse von Lebensqualität zu fördern
2Beide lokalen Unternehmenspartner werden in der folgenden Analyse als stadtnahe Betriebe
bezeichnet, da sie eng mit der Stadt verbunden sind. Die Stadtsparkasse Wuppertal ist
Anstalt des öffentlichen Rechts (Stadtsparkasse Wuppertal o.J.). An den WSW hält die Stadt
Wuppertal 99.39 % der Unternehmensanteile (WSW o. J.).
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versuchen. Eine vergleichende Analyse kann daher spannende Erkenntnisse
darüber liefern, welcher der Fälle, die sich insbesondere hinsichtlich der
Akteur*innenzusammensetzung, der vorhandenen Netzwerke und Kommunikati-
onsmaßnahmen unterscheiden, ein größeres Potenzial und eine größere Wirkung
hat und mit welchen Diskursen, Ideen und Akteur*innenkonstellationen transfor-
mative Forschung erfolgreicher ist.
4.3 Prognosen für die Kongruenzanalyse
Die beiden ausgewählten Projekte beziehen sich auf dieselbe Forderung der
transformativen Forschung und finden im selben städtischen Kontext statt (siehe
Abschn. 2.4), beziehen sich dabei aber auf sehr unterschiedliche Begrifflichkeiten
und Ideen (Glück vs. Wohlstand) und werden von sehr unterschiedlichen Koope-
rationspartner*innen durchgeführt (Forschungsinstitutionen und lokale Unterneh-
men vs. lediglich Forschungsinstitutionen). Dadurch ist davon auszugehen, dass
die Ideen Zugang zu unterschiedlichen Diskursarenen hatten und durch die
jeweiligen Konstellationen von Akteur*innen auch unterschiedliche Veränderun-
gen anstoßen konnten. Auch ist davon auszugehen, dass die Verwendung der
zwei Konzepte Glück und Wohlstand unterschiedliche Akteur*innen mobilisieren
konnte und die Anschlussfähigkeit mit bestehenden Ideen und Diskursen variiert
(siehe Abschn. 3.3.2). Daher sollen die zwei Fälle im Hinblick auf die Ideen,
Akteur*innen, Diskurse und Anzeichen für Politikwandel untersucht werden.
Die heterogene Zusammenstellung des Projektkonsortiums bei „Glücklich in
Wuppertal“ und die damit einhergehenden größeren Netzwerke könnten laut
diskursivem Institutionalismus ein Indiz für eine Stärke dieses Falls gegen-
über den Wohlstandsindikatoren sein. Ebenso könnte es sein, dass der Begriff
Glück gegebenenfalls leichter an lokale vorhandene Ideen anknüpfen kann als
die Umdefinition des Begriffes Wohlstand und weniger deutlich das beste-
hende Wachstumsparadigma hinterfragt, was ebenfalls darauf hindeuten würde,
dass „Glücklich in Wuppertal“ größere Chancen hätte, Veränderungen anzusto-
ßen. Gleichzeitig ist davon auszugehen, dass eine Umdefinition des Begriffes
und eine andersartige Messung von Wohlstand eine tiefergehende Veränderung
darstellen würde als die vermehrte Verwendung des Begriffes Glück, weshalb
– wenn erfolgreich – die Wohlstandsindikatoren einen Wandel höherer Ordnung
(siehe Abschn. 3.3.1) anstoßen könnten als „Glücklich in Wuppertal“. Wie im
vorangegangenen Abschnitt erörtert, intendieren jedoch beide Fälle einen Para-
digmenwechsel – also eine Transformation – vom Wachstumsparadigma hin
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zu alternativen Wohlstandsverständnissen. Aus dem diskursiven Institutionalis-
mus werden daher folgende Prognosen zu den beiden Fällen abgeleitet (siehe
Tab. 4.1), die mithilfe der Kongruenzmethode auf Übereinstimmung mit der
Empirie überprüft werden:





Ex-ante Beobachtungen der Fälle in Bezug auf die zentralen Konzepte des diskursiven
Institutionalismus
Wahrgenommene Krisen Die knappe Finanzlage wird
in Wuppertal als Krise
wahrgenommen
Die knappe Finanzlage wird
in Wuppertal als Krise
wahrgenommen
Ideen Neue Ideen sind vorhanden,
die insbesondere auf der
Ebene von Paradigmen
angesiedelt sind, Ideen für
Policies und Programme
werden kaum vorangebracht;
Erscheinen zwar legitim und




Neue Ideen sind vorhanden,
die auf der Ebene von
Paradigmen angesiedelt sind,
jedoch auch Ideen auf den
niedrigen Ebenen (Policies
und Programme);
Sind relativ einfach fassbar,
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Netzwerke, aber
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Veränderung 2. oder 3.
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Die Tabelle zeigt zu beiden Fällen die aus im Vorfeld bekannten Informationen sowie aus der
Theorie abgeleiteten Prognosen für die Kongruenzanalyse.
Quelle: eigene.
4.4 Erhebungsmethode: Expert*inneninterviews
4.4.1 Methode der Expert*inneninterviews
Expert*inneninterviews eignen sich bei Fallstudien als Datenerhebungsmethode
meist in Kombination mit anderen Datenquellen, wie der Analyse von Pres-
seberichten oder Protokollen. Das Durchführen von Expert*inneninterviews ist
ein
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„[…] systematisches und theoriegeleitetes Verfahren der Datenerhebung in Form der
Befragung von Personen, die über exklusives Wissen über politische Verhandlungs-
und Entscheidungsprozesse oder über Strategien, Instrumente und die Wirkungsweise
von Politik verfügen.“ (Kaiser 2014, S. 6)
Ziel dabei ist es, Informationen über Prozesse, Kontexte und Zusammenhänge
zu erhalten und weniger, dahinter liegende Wertvorstellungen der Befragten zu
ermitteln (Kaiser 2014, S. 2–4). Der oder die Interviewte steht mit seiner bzw.
ihrer Funktion als Expert*in im Vordergrund und ist als Person an sich nicht von
Interesse für die Forschungsfrage (Gläser und Laudel 2010, S. 12; Hildebrandt
2015, S. 251 f.; Lamnek 1995, S. 38; Lamnek und Krell 2016, S. 687). Empfin-
dungen und Position der Expert*innen sind nur insofern von Interesse, als dass
sie für die Einordnung der Interviewaussagen relevant sind (Gläser und Laudel
2010, S. 12).
Dabei gelten wie bei anderen qualitativen Verfahren die Gütekriterien der inter-
subjektiven Nachvollziehbarkeit, eine theoriegeleitete Vorgehensweise sowie die
Neutralität und Offenheit des Forschenden (Kaiser 2014, S. 6–8). Aus diesem
Grund werden im Folgenden die Expert*innenauswahl, der Interviewleitfaden
sowie Informationen zu den Interviewsituationen und den Analysemethoden
offengelegt.
Das leitfadengestützte Expert*inneninterview ist die klassische Form des
Expert*inneninterviews. Es ist systematisch und theoriegeleitet und hat das Ziel,
spezifische Informationen zu gewinnen (Kaiser 2014, S. 29–35). Um zu einer
Beantwortung der Forschungsfragen zu gelangen, waren auch in dieser Arbeit
die Expert*inneninterviews durch einen Interviewleitfaden (Blatter et al. 2007,
S. 62; Gläser und Laudel 2010, S. 43; Kaiser 2014, S. 5; Meuser und Nagel
2009, S. 472) strukturiert. Dieser war für alle Interviewten ähnlich aufgebaut,
jedoch mit leichten Anpassungen an die jeweilige Gruppe von Akteur*innen,
wobei die Vergleichbarkeit erhalten blieb (Gläser und Laudel 2010, S. 152; Kai-
ser 2014, S. 53, siehe Abschn. 9.2 im Anhang). Ziel dabei war es, wie von
Kaiser beschrieben, unterschiedliche Arten von Wissen abzugreifen: Betriebs-
wissen über Vorgänge in den Organisationen wie beispielsweise über Probleme
und Lösungsansätze, die in der Organisation diskutiert wurden; Kontextwissen
über die Rahmenbedingungen; und Deutungswissen über die subjektiven Wahr-
nehmungen der Expert*innen. Kontext- und Deutungswissen helfen insbesondere
bei der Einordnung der Aussagen der Expert*innen (Kaiser 2014, S. 5, 42 f.).
Im Vorfeld wurden außerdem explorative Expert*inneninterviews (Kaiser 2014,
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S. 29 f.) durchgeführt, um die Hypothesen zu formulieren und erste Informationen
über den Untersuchungsgegenstand zu gewinnen.
Im ersten Schritt nach der Durchführung jedes Interviews wurde ein kurzes
Protokoll (Gläser und Laudel 2010, S. 192; Kaiser 2014, S. 86 f.) angefertigt,
in welchem Informationen über den Ablauf des Interviews, zur Atmosphäre, zu
den Reaktionen der interviewten Person, zu Länge, Ort und Zeit des Interviews
sowie Informationen zur Vereinbarung zum Umgang mit den erhobenen Daten
festgehalten wurden. Im Anschluss an die Durchführung der Interviews wurden
diese transkribiert. Daraufhin wurden nach den im folgenden Abschnitt genannten
Regeln weitere Interviewpartner*innen ausgewählt und kontaktiert.
4.4.2 Auswahl und Ansprache der Expert*innen
Zu beiden Fällen wurden zunächst jeweils die Projektleiter*innen, wenn vor-
handen Teilprojektleiter*innen sowie die jeweils zuständigen Mitarbeitenden
des Projektes befragt. Zusätzlich wurde jeweils eine Person aus den betei-
ligten Projektpartnerinstitutionen befragt. Nach der Befragung dieser internen
Projektbeteiligten wurde bei der Auswahl weiterer Expert*innen im Schneeball-
verfahren, ausgehend von den Interviews sowie den analysierten Dokumenten
(siehe Abschn. 4.5.1), vorgegangen.
Expert*innen werden durch ihre Position und ihren Status definiert, die ihnen
Zugang zu bestimmten Informationen verschaffen, welche für die Beantwortung
der Forschungsfrage notwendig sind (Kaiser 2014, S. 38; Mayring und Fenzl
2014, S. 570 f.). Dabei ist die Rolle als Expert*in nicht unbedingt an den Beruf
gebunden, jedoch an eine Funktion, die der entsprechenden Person Zugang zu
exklusivem Wissen verschafft. Dies kann auch durch ehrenamtliches Engage-
ment in einem Verein oder einem bestimmten Bereich geschehen (Meuser und
Nagel 2009, S. 468). Wichtig für die Definition einer Person als Expert*in für
die spezifische Forschungsfrage ist, dass sie über die nötigen Informationen ver-
fügt und diese auch herausgeben kann (Kaiser 2014, S. 72). Daher wurden in der
vorliegenden Analyse neben den Expert*innen aus den durchführenden Organi-
sationen der Projekte auch Beteiligte aus Stadtpolitik und -verwaltung sowie aus
der Zivilgesellschaft befragt, um analysieren zu können, inwieweit sich die Ideen
der Projekte und der transformativen Forschung in der Stadt verbreitet haben.
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Um diese auszuwählen, wurde in den Interviews jeweils nach beteiligten
Personen oder Organisationen gefragt und die in die Analyse einbezogenen Doku-
mente nach weiteren beteiligten Akteur*innen durchsucht. Aufgrund der großen
Zahl an beteiligten Personen durch beispielsweise größere Veranstaltungen, konn-
ten nicht alle Personen mit dem notwendigen Detailsgrad befragt werden, die in
den Interviews und Dokumenten erwähnt wurden. Im Analysekapitel (Kap. 5)
wird jedoch dargestellt, wie viele Personen bei Veranstaltungen, bei denen die
Projekte zur Sprache kamen, anwesend waren und wer in Interviews mit den
Projekten in Verbindung gebracht wurde.
Die Personen oder Organisationen bzw. bei größeren Organisationen einzelne
Bereiche, die in den Interviews oder Dokumenten mindestens zweimal genannt
wurden, wurden für ein Interview angefragt. Wurden in den Dokumenten oder
Interviews unterschiedliche Personen in einer Organisationseinheit genannt, so
wurde jeweils die erstgenannte Person zuerst angeschrieben. Sollte sich mit dieser
kein Interviewtermin vereinbaren lassen, so wurde dann die zweitgenannte Person
kontaktiert.
Für die Interviews wurden die ausgewählten Personen jeweils per E-Mail ange-
schrieben, um einen Terminvorschlag für ein Interview gebeten und, soweit die
Telefonnummer verfügbar war, ein Anruf angekündigt. Gab es innerhalb einer
Woche keine Antwort mit einem Vorschlag für einen Interviewtermin, wurden
die Personen von der Autorin entweder angerufen oder, falls nicht möglich,
nochmals per E-Mail angeschrieben. Insgesamt wurden die gewünschten Inter-
viewpartner*innen zweimal erinnert, falls zunächst kein Interviewtermin zustande
kam. Auf diese Weise konnten mit Vertreter*innen aller für Interviews ausgewähl-
ten Organisationen außer einer zivilgesellschaftlichen Organisation Interviews
durchgeführt werden, was einer Rücklaufquote von 97 Prozent entspricht. Alle
Interviewten waren in den Interviews sehr gesprächsbereit und zeigten sich offen
und interessiert am Forschungsthema.
Zu den Wuppertaler Wohlstandsindikatoren wurden 13 Interviews durchge-
führt, zu „Glücklich in Wuppertal“ 20, die alle zwischen August 2018 und April
2019 stattfanden und durchschnittlich 33 Minuten dauerten (siehe auch Tab. 4.2).
Die meisten davon (29) fanden an den Arbeitsorten der Interviewten statt. Durch
die Wahl des Interviewzeitraumes waren die Projekte zwar bereits abgeschlossen,
lagen jedoch noch nicht so lange zurück, dass sich die Interviewten sehr weit
zurück erinnern mussten.
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Stadtnahe Betriebe 1 3
Zivilgesellschaft 4 1
Dauer der Interviews
Min. – Max 16–68 Minuten 16–46 Minuten
Durchschnitt 35 Minuten 31 Minuten




Die Entwicklung der Interviewfragen orientiert sich an Kaisers (2014, S. 57) Vor-
schlag einer mehrstufigen Operationalisierung, bei der aus der Forschungsfrage
zunächst Analysedimensionen entwickelt und im Anschluss daraus Fragekom-
plexe hergeleitet werden („konzeptionelle Operationalisierung“). Im nächsten
Schritt, der sogenannten instrumentellen Operationalisierung, wurden aus den
Fragekomplexen dann letztlich Interviewfragen abgeleitet. Der in Abschnitt 9.2
im Anhang dargestellte Interviewleitfaden wurde in leicht veränderter Form für




Neben den Expert*inneninterviews wurden weitere Dokumente in die qualita-
tive Inhaltsanalyse einbezogen, um herauszufinden, wie sich die in den beiden
Fällen angestoßenen Ideen in der Stadt verbreitet haben und um durch Metho-
dentriangulation die Ergebnisse wechselseitig zu validieren (siehe Abschn. 4.6).
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Eine Dokumentenanalyse sollte die Diffusion der Ideen aufdecken, also unter wel-
chen Akteur*innen und in welchen Medien sich die Projekte verbreitet haben
und wo darüber berichtet wurde. Folgende Dokumente wurden sowohl in die
Inhalts- als auch Dokumentenanalyse einbezogen: Protokolle oder Transkripte
von Treffen zwischen den Projektpartner*innen sowie von Workshops mit Bür-
ger*innen, Berichte in lokalen Medien, Beiträge von lokalen Akteur*innen in
sozialen Medien sowie Projektdokumentationen wie Broschüren oder Texte auf
den Webseiten der Projektpartner*innen. Außerdem wurden wissenschaftliche
Publikationen, die auf den Webseiten der Projekte hochgeladen wurden, in die
Analyse einbezogen. Auch wenn diese in internationalen Zeitschriften oder auf
Tagungen publiziert wurden und somit nicht direkt zum lokalen Diskurs zählen,
so wurden diese aus folgenden Gründen trotzdem einbezogen: Zum einen werden
diese Publikationen auf den Webseiten der Projekte zur Verfügung gestellt, zum
anderen sollte herausgefunden werden, ob der Fokus laut Projektbeteiligten auf
der Produktion wissenschaftlicher Erkenntnisse lag oder auf dem transformativen
Charakter. Dazu sollte die Analyse der eigenen Darstellung der Fälle in wis-
senschaftlichen Diskursen dienen. Einbezogen wurden Dokumente, die während
des Untersuchungszeitraumes von Mai 2015 bis Mai 2018 veröffentlicht wurden
beziehungsweise, wenn es sich um interne, nichtöffentliche Dokumente handelt,
in diesem Zeitraum verfasst wurden.
Die Dokumentenanalyse dient in der vorliegenden Studie insbesondere dazu,
die Prozesse zu rekonstruieren sowie zu analysieren, welche Akteur*innen wie
eingebunden wurden und wie sich die Ideen in welchen Diskursen verbreitet
haben. In der Dokumentenanalyse wurde untersucht, wo sich Informationen zu
den beiden Fällen finden lassen, von wem sie herausgegeben und wo veröffentlicht
wurden. Im anschließenden Schritt, der qualitativen Inhaltsanalyse, wurden diesel-
ben Dokumente herangezogen und der konkrete Inhalt der Dokumente betrachtet
und analysiert. So konnte die Idee aus Sicht der Projekte selbst in Protokollen
untersucht und durch die Analyse der Presseberichterstattung verglichen werden,
wie hoch die Resonanz in den Medien und der Öffentlichkeit bei den beiden
Projekten war. Die Expert*inneninterviews ergänzen die fehlenden Informatio-
nen zum Verständnis der Ideen, deren Passung, Anwendbarkeit und Relevanz in
der Stadtpolitik und -verwaltung und ermöglichen, detaillierter und theoriegelei-
tet die Charakteristika der jeweiligen Ideen und beteiligten Akteur*innen sowie
Möglichkeiten für Wandel aufzudecken.
Für die Dokumentenanalyse des ersten Falles, der Wohlstandsindikatorenent-
wicklung, wurde in Lokalzeitungen, in Facebook, Twitter, auf den Webseiten
beteiligter Organisationen und deren Blogs sowie, um möglicherweise weitere
Artikel zu finden, in der Suchmaschine Google Search nach der Kombination
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der Begriffe „Wohlstandsindikatoren Wuppertal“ oder „gutes Leben Indikato-
ren Wuppertal“ gesucht. Außerdem wurden in einem explorativen Interview mit
einem Projektmitarbeiter projektinterne Dokumente angefragt und in die Analyse
einbezogen, wie Protokolle und Mitschnitte von Veranstaltungen. Dabei wur-
den insgesamt 40 Dokumente gefunden und in die Analyse einbezogen (siehe
Tab. 4.3 und elektronisches Zusatzmaterial 2).
Für die Dokumentenanalyse des zweiten Falls, der App „Glücklich in Wup-
pertal“, wurde auf denselben Plattformen und mit denselben Suchmaschinen nach
Dokumenten gesucht, die die Stichworte „App“, „glücklich“ und „Wuppertal“
enthalten. Darüber hinaus wurden in einem explorativen Interview mit einem
Projektmitarbeiter projektinterne Dokumente angefragt und in die Analyse ein-
bezogen. Dabei wurden 216 Dokumente gefunden, die in die Analyse einbezogen
wurden (siehe Tab. 4.3 und elektronisches Zusatzmaterial).


















Dokumente insgesamt 40 216
Die Tabelle zeigt die Anzahl der in die Analyse einbezogenen Dokumente sowie die Verteilung
der öffentlichen Dokumente auf die jeweiligen Kanäle der Verbreitung.
Quelle: eigene.
4.5.2 Qualitative Inhaltsanalyse
Die Dokumente und Expert*inneninterviews wurden zunächst getrennt vonein-
ander ausgewertet, werden jedoch gemeinsam in der Auswertung dargestellt.
Ziel der qualitativen Inhaltsanalyse ist eine detaillierte Erkenntnis über die
4.5 Auswertungsmethoden 85
Akteur*innen, Ideen und Diskurse in den Projekten. Aus der Kombination aus
Expert*inneninterviews und weiteren Dokumenten sollte ein möglichst detaillier-
tes und tiefgehendes Bild darüber entstehen, welche Ideen sich durch welche
Akteur*innen wo verbreitet haben und ob es bereits zu einer Diffusion der Ideen
oder gar einer Politikveränderung gekommen ist.
Im Gegensatz zu der von beispielsweise Lamnek (1995, S. 197–199) vor-
geschlagenen sehr offenen Vorgehensweise wird bei der Inhaltsanalyse nach
Mayring (2010, S. 603) bereits zu Beginn ein Kategoriensystem entwickelt. Da in
der vorliegenden Analyse deduktiv vorgegangen wurde, eignete sich die Methode
nach Mayring besonders gut. Er empfiehlt für Inhaltsanalysen zunächst festzu-
legen, welches Material in die Analyse einbezogen und interpretiert wird. Im
nächsten Schritt müssen Informationen zu dem Material dargelegt werden: Wie
das Material entstanden ist und wer bei der Erhebung beteiligt war (Mayring 2010,
S. 603). Daraufhin sollen Analyseregeln formuliert werden, nach denen die Text-
analyse vorgenommen wird. Diese Regeln können während der Analyse jedoch
überarbeitet werden (Mayring 2010, S. 603).
Diese regelgeleitete Vorgehensweise wurde gewählt, um die intersubjektive
Nachvollziehbarkeit des Forschungsprozesses so gut es geht zu ermöglichen
(Mayring und Fenzl 2014, S. 543, siehe auch Abschn. 4.6). Die Analyse des
gesamten Datenmaterials wurde mithilfe der Software MAX-QDA durchgeführt.
Dabei entsprachen die Analysekategorien in der vorliegenden Analyse den Frage-
komplexen des Interviewleitfadens für die Expert*inneninterviews (Abschn. 4.4.3,
sowie Abschn. 9.2 im Anhang).
Die Expert*inneninterviews wurden nach dem von Kaiser (2014) vorgeschla-
genen Vorgehen, einer an Mayring (2000) orientierten, jedoch leicht angepassten
Methode, analysiert. Die nach dem in Abschnitt 4.4 bereits beschriebenen Vor-
gehen durchgeführten und transkribierten Interviews wurden kodiert, indem
Textpassagen den vorab festgelegten Analysekategorien und Indikatoren zuge-
ordnet wurden. Stellte sich heraus, dass für wichtige Aussagen in den Interviews
noch Kategorien fehlten, wurden diese aus dem Text heraus induktiv hergeleitet
und ergänzt, woraufhin die in Tabelle 4.4 dargestellten Kategorien und Indikatoren
feststanden.
Als Analyseeinheit wurde in dieser Arbeit ein Absatz im transkribierten Inter-
view gewählt, der, wie von Kaiser (2014, S. 102) empfohlen, dadurch abgegrenzt
wird, dass ein neuer Gedanke im Interview eingeführt wird. Wenn in unterschied-
lichen Passagen eines Interviews identische Angaben zu einer Analysekategorie
gemacht wurden, wurden diese Doppelungen im folgenden Schritt zusammen-
gefasst (vgl. Kaiser 2014, S. 105 f.). Nachdem alle Interviews unabhängig
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Tab.4.4 Operationalisierung der Voraussetzungen für und Anzeichen von Politikwandel
Analysedimension Kategorie Indikator
Rahmenbedingungen Vorhandensein und Kommunikation von
Krise
In mind. 2 Datenquellen
als wahrgenommenes
Problem oder Widerspruch







als wichtig für die Ideen
genannt werden
Ideen Veränderungsintension allgemein Ideen des Falls werden in
Datenquellen mit
gewünschten
Veränderungen in der Stadt
in Verbindung gebracht










um konkrete Probleme zu
lösen
Intension Wandel 3. Ordnung Ideen des Falls werden in
























Akteur*innen Institutionelle Unternehmer*innen Die Wissenschaftler*innen







an, sich aktiv für die Idee
eingesetzt zu haben oder










geben in Interviews an,
dass sie sich für das
Projekt engagiert haben
oder tun dies laut anderen
Interviews oder
Dokumenten
Netzwerke Die Ideen wurden in
verschiedenen Netzwerken





Wandel Diffusion der Ideen und diskursiver
Wandel
Externe Interviewte haben
viel Wissen über die Ideen
oder in der Presse finden
sich viele Berichte darüber
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Tab.4.4 (Fortsetzung)
Analysedimension Kategorie Indikator
Wandel 1. Ordnung Es werden in Datenquellen
Entscheidungen auf die
Ideen zurückgeführt
Wandel 2. Ordnung Es wird in Datenquellen
die Einführung neuer
Instrumente auf die Ideen
des Falles zurückgeführt
Wandel 3. Ordnung Es werden in Datenquellen
Veränderungen der
Paradigmen auf die Ideen
des Falles zurückgeführt
Die Tabelle zeigt die aus der Theorie abgeleiteten Analysekategorien sowie die dazugehörigen
Indikatoren.
Quelle: eigene.
voneinander auf diese Weise kodiert waren, wurden die Kategorien und dazuge-
hörigen Aussagen aus den unterschiedlichen Interviews zusammengeführt (Kaiser
2014, S. 108). Induktiv gebildete Kategorien sind in diesem Schritt ergänzt und
angepasst worden, sofern in mehreren Interviews sich überschneidende Katego-
rien gebildet wurden. Daraufhin wurden Kernaussagen zu den Fragekomplexen
identifiziert (vgl. Kaiser 2014, S. 108). Im weiteren Verlauf der Analyse wurden
dann die Kernaussagen aus den Interviews mit der Theorie in Verbindung gebracht
und interpretiert sowie die Kernaussagen induktiv Subkategorien zugeordnet.
Nach Abschluss dieser Analyse von Expert*inneninterviews und Doku-
menten wurden die Ergebnisse der Analyse von Dokumenten und von
Expert*inneninterviews zusammengeführt, um zu einer Beantwortung der For-
schungsfrage zu gelangen. Dies geschah ebenfalls anhand der Zusammenführung
der vergebenen Kodierungen. Neben der Frage, ob die Prognosen aus der Theo-
rie eingetroffen sind (Kongruenzmethode), sollten Anzeichen für möglicherweise
vorhandene Kausalitäten aufgedeckt werden. Durch den anschließenden Vergleich
der beiden Fälle konnte einerseits die Kongruenz der Prognosen mit der Theo-
rie überprüft und andererseits Schlussfolgerungen hergeleitet werden, warum
womöglich einer der beiden Fälle erfolgreicher war als der andere.
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Selbstverständlich kann durch eine begrenzte Anzahl an Interviews nicht der
komplette städtische Diskurs abgebildet und nicht alle Wirkungsmechanismen in
den untersuchten Fällen aufgedeckt werden. Durch eine strategische Auswahl an
Interviewpartner*innen (siehe Abschn. 4.4.2) war es jedoch ermöglicht, herauszu-
finden, bis wohin die Ideen der beiden Fälle gedrungen sind und eventuell schon
stattgefundene Veränderungen aufzudecken. Auch bezüglich der Datenerhebung
und -auswertung wurden Strategien gewählt, um Qualitäts- und Gütekriterien
der qualitativen Forschungsergebnisse gerecht zu werden, auf die im Folgenden
genauer eingegangen wird3. Besonderes Augenmerk liegt dabei auch auf der Rolle
der Autorin als Forscherin und ihrer Nähe zum Untersuchungsgegenstand.
Dabei ist diese Nähe auf der einen Seite ein Gütekriterium qualitativer Sozi-
alforschung, da nur durch das Eintauchen in den Fall dieser wirklich verstanden
und der Kontext der Erhebung berücksichtigt werden kann (Lamnek und Krell
2016, S. 151; Mayring 2016, S. 146). In der vorliegenden Analyse wurde das
dadurch ermöglicht, dass einerseits die Autorin dieses Buches selbst als wissen-
schaftliche Mitarbeiterin am Transzent im ersten der beiden Fälle (Entwicklung
der Wohlstandsindikatoren) involviert war und über den zweiten Fall („Glück-
lich in Wuppertal“) aus dieser institutionellen Einbindung heraus ebenfalls nähere
Einblicke hatte. Um jedoch im Vorfeld über beide Fälle ausreichend Informatio-
nen zu besitzen und diese von der subjektiven Erfahrung als Projektmitarbeiterin
zu lösen, wurden vor Beginn der eigentlichen Analyse explorative Interviews
mit Beteiligten beider Fälle durchgeführt. Daneben stützt sich die Analyse der
beiden Fälle nicht auf das durch die Involviertheit gesammelte Vorwissen, son-
dern lediglich auf die Interviews und Dokumente. Der empirische Teil der Arbeit
fand außerdem erst nach Ende der Untersuchungszeiträume statt, als die Projekte
bereits abgeschlossen waren.
So sehr diese Involviertheit und Nähe zum Gegenstand den Einstieg in die
Fälle und die Kontaktaufnahme mit den Interviewpartner*innen erleichterte, so
könnte dies auch als Kritikpunkt bezüglich der Objektivität beziehungsweise
Neutralität (Kaiser 2014, S. 6–8) gedeutet werden, was jedoch eine generelle
Schwierigkeit qualitativer Sozialforschung ist. Lamnek und Krell (2016, S. 174)
nennen dazu die Aspekte:
3Zur Anwendbarkeit der klassischen Gütekriterien Validität, Reliabilität und Objektivität
und ihre Übertragbarkeit auf qualitative Sozialforschung siehe Lamnek und Krell (2016,
S. 141–180) und Flick (Mayring 2016, S. 140–148).
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„Der Objektivitätsbegriff der qualitativen Sozialforschung ist dialektisch, weil einer-
seits die Subjektivität be- und gewahrt wird, andererseits diese aber durch die Lösung
vom Subjekt aufgehoben wird. Objektivität wird vor allem dadurch erzielt, dass die
Relevanz vom untersuchten Subjekt bestimmt wird. Transparenz ist wichtiger als
Objektivität, d. h. der Forschungsprozess ist zum Zwecke der Nachvollziehbarkeit
offen zu legen.“
Um diese Transparenz zu ermöglichen, wurden die Schritte der Datenerhebung
und Analyse genau dokumentiert (siehe Abschn. 4.4 und 4.5). Bei der Aus-
wahl der Interviewpartner*innen und der Dokumente wurden konkrete Kriterien
formuliert und davon geleitet vorgegangen und die einzelnen Schritte festge-
halten. Auch die qualitative Inhaltsanalyse wurde regelgeleitet durchgeführt.
Diese Dokumentation und Strukturiertheit des Vorgehens soll eine intersubjek-
tive Nachvollziehbarkeit ermöglichen (Flick 2014, S. 420 f.; Lamnek und Krell
2016, S. 147–152; Mayring 2016, S. 144 f.). Gleichzeitig wurde die Offenheit
beibehalten, das Vorgehen bei der Erhebung sowie die Analysekategorien bei
Bedarf anzupassen, um die Nähe zum Untersuchungsgegenstand nicht zu verlieren
(Lamnek und Krell 2016, S. 167).
Um trotzdem mögliche Unstimmigkeiten in der Kodierung der Daten auf-
zudecken, wurde außerdem die Intrakoderübereinstimmung (Mayring und Fenzl
2014, S. 546) geprüft, indem Stichproben des Datenmaterials im Nachgang von
der Autorin noch einmal kodiert und mit den ursprünglich vergebenen Codes
verglichen wurden.
Zusätzlich muss selbstverständlich beachtet werden, dass Intervieweffekte
dafür sorgen könnten, dass die Interviewten positiver über die Ideen der Fälle und
die beteiligten Wissenschaftler*innen sprechen, als sie es in anderen Kontexten
formulieren würden und dies die Validität der Daten infrage stellen könnte. Diese
möglicherweise vorhandenen Verzerrungen werden aber auf zweierlei Weise wei-
testgehend ausgeglichen: Erstens war es für die Analyse zwar wichtig, die Unter-
stützung durch Entscheidungsträger*innen und andere Akteur*innen zu erheben,
gleichzeitig aber auch ihr Wissen über die Ideen der beiden Fälle aufzudecken.
Sollten von einem/einer Interviewten aus Gründen von sozialer Erwünschtheit
positivere Einschätzungen formuliert werden als bei anderen Gelegenheiten, dann
würde trotzdem deutlich werden, wenn bei diesem/dieser Interviewten eigentlich
kaum Wissen über die Ideen vorhanden ist und diese*r sich nicht genauer mit
den Ideen auseinandergesetzt hat und nicht formulieren kann, wieso er/sie die
Ideen für unterstützenswert hält. Dies könnte auf den Intervieweffekt der sozialen
Erwünschtheit hindeuten. Zweitens können durch Methoden- und Datentriangu-
lation der Dokumente mit den Interviews die Ergebnisse wechselseitig validiert
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werden und dabei Unstimmigkeiten in den Aussagen aufgedeckt werden. Die Stär-
ken und Schwächen der unterschiedlichen Erhebungs- und Auswertungsmethoden
können sich so ausgleichen und der Untersuchungsgegenstand in seiner Komple-
xität besser verstanden werden (Flick 2014, S. 411; Lamnek und Krell 2016,
S. 155).
Durch die in den vorangegangenen Absätzen beschriebene Vorgehensweise
kann in der vorliegenden Analyse von einer hohen Glaubwürdigkeit der Ergeb-
nisse ausgegangen werden. Um diese auch auf andere Fälle verallgemeinern zu
können, wurde nach den von Flick vorgeschlagenen Schritten vorgegangen, indem
die zwei Fälle zunächst unabhängig voneinander analysiert und ausgewertet wur-
den und erst im Nachgang ein Vergleich vorgenommen und Generalisierungen
abgeleitet wurden (Flick 1990, S. 186 f.). So wird im folgenden Analysekapitel
nun auch vorgegangen.
Open Access Dieses Kapitel wird unter der Creative Commons Namensnennung 4.0 Interna-
tional Lizenz (http://creativecommons.org/licenses/by/4.0/deed.de) veröffentlicht, welche die
Nutzung, Vervielfältigung, Bearbeitung, Verbreitung und Wiedergabe in jeglichem Medium
und Format erlaubt, sofern Sie den/die ursprünglichen Autor(en) und die Quelle ordnungsge-
mäß nennen, einenLink zurCreativeCommonsLizenz beifügen und angeben, obÄnderungen
vorgenommen wurden.
Die in diesem Kapitel enthaltenen Bilder und sonstiges Drittmaterial unterliegen eben-
falls der genannten Creative Commons Lizenz, sofern sich aus der Abbildungslegende nichts
anderes ergibt. Sofern das betreffende Material nicht unter der genannten Creative Commons
Lizenz steht und die betreffende Handlung nicht nach gesetzlichen Vorschriften erlaubt ist, ist
für die oben aufgeführtenWeiterverwendungen desMaterials die Einwilligung des jeweiligen
Rechteinhabers einzuholen.
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Um herauszufinden, ob durch die von den transformativen Forschungsprojekten
geführten Diskurse schon ein Wandel in Wuppertal stattgefunden hat, werden im
Folgenden die beiden Fälle zunächst getrennt voneinander analysiert und später
verglichen. So können Rückschlüsse darauf gezogen werden, welche Charakte-
ristika der Projekte möglicherweise die Erfolgsaussichten erhöht oder verringert
haben. Dazu wurden jeweils die transkribierten Interviews sowie die Dokumente
einer Inhaltsanalyse unterzogen und mithilfe der Dokumentenanalyse jeweils die
Verbreitung der in den Fällen vertretenen Ideen untersucht.
In der folgenden Darstellung (Abschn. 5.1) wird auf die aus der Theorie des
diskursiven Institutionalismus herausgearbeiteten Kategorien (siehe Abschn. 3.5)
eingegangen, zunächst auf die vorhandenen Akteur*innen und Ideen, dann auf
den institutionellen Kontext des Projektes, auf vorhandene Herausforderungen
und relevante externe Veränderungen. Danach wird auf die Anschlussfähig-
keit, Umsetzbarkeit und Relevanz der Projektideen eingegangen und auf bereits
wahrgenommene Veränderungen beziehungsweise Umsetzungen der Ideen. Im
letzten Teil des Kapitels wird auf die Prognosen der Kongruenzanalyse (siehe
Abschn. 4.3) Bezug genommen und abgeglichen, ob die vom diskursiven Insti-
tutionalismus prognostizierte Situation in der Empirie beobachtet werden kann.
In Abschnitt 5.2 werden die Analyseergebnisse des zweiten Falles mit demsel-
ben Vorgehen geschildert, in Abschnitt 5.3 folgt dann ein Vergleich der beiden
analysierten Fälle.
Elektronisches Zusatzmaterial Die elektronische Version dieses Kapitels enthält
Zusatzmaterial, das berechtigten Benutzern zur Verfügung steht
https://doi.org/10.1007/978-3-658-32601-2_5.
© Der/die Autor(en) 2021
K. Schleicher, Von alternativen Paradigmen zur umfassenden Transformation,
https://doi.org/10.1007/978-3-658-32601-2_5
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5.1 Wohlstandsindikatoren fürWuppertal
5.1.1 Akteur*innen und Ideen
5.1.1.1 Institutionelle Unternehmer*innen und deren Ideen
Erste Voraussetzung für erfolgreichen Wandel ist das Vorhandensein von institu-
tionellen Unternehmer*innen, die Ideen voranbringen. Diese benötigen außerdem
Ressourcen, um ihre Ideen zu verbreiten. Auch welches Ansehen und welche
Netzwerke die institutionellen Unternehmer*innen haben, spielt laut diskursivem
Institutionalismus für den Erfolg eine Rolle (siehe Abschn. 3.3.2) und soll im
Folgenden analysiert werden.
Im Projekt zur Entwicklung der Wuppertaler Wohlstandsindikatoren waren
zwei wissenschaftliche Institute Teil des Projektkonsortiums (DI2, DI5, DI11,
DI38, DI40)1: Das Transzent der BUW und das WI. In beiden Institutionen arbei-
teten Personen für das Projekt, das für drei Jahre vom BMBF gefördert wurde
(I1–4, DI39). Ressourcen, um eine Idee voranzubringen, die laut Campbell (2004,
S. 178 f., siehe Abschn. 3.3.2) wichtiger Faktor für erfolgreiche Veränderung sind,
waren also vorhanden. Mit dem Projekt wurden unterschiedliche Ideen verfolgt.
So sollte einerseits der BLI der OECD auf eine Stadt angepasst und am Beispiel
Wuppertals herausgefunden werden, was Lebensqualität oder Wohlstand in dieser
Stadt bedeutet beziehungsweise ob der BLI geeignet ist, diese abzubilden (DI2,
DI7–9, DI14–15, DI29, DI32–34, DI37). Damit zusammenhängend sollte her-
ausgefunden werden, wie Wohlstand und Ressourcenverbrauch sich entkoppeln
lassen, wie also ressourcenleichter Wohlstand in Wuppertal aussieht (DI2–3, DI5,
DI7, DI18–19, DI29, DI36, DI38–40). Diese Ideen wurden als der wissenschaft-
liche Beitrag des Teilprojektes beschrieben (I2–4, DI5, DI7–8, DI18, DI28–29,
DI33–34, DI36–40). Dieser wissenschaftliche Beitrag alleine wäre noch nicht als
innovative Idee zu verstehen, die von institutionellen Unternehmer*innen in der
Stadt verbreitet wurde. Andererseits wurde aber von drei der vier projektinter-
nen Interviewten sowie in zahlreichen Dokumenten formuliert, das Projekt ziele
außerdem darauf ab, einen umfassenden Blick auf Wohlstand zu etablieren, weg
von rein ökonomischen Aspekten von Wohlstand und deren Messung durch das
BIP hin zu weiteren Aspekten wie Gesundheit, Bildung oder Umwelt (DI5–6,
1Um die Verweise auf Interviews und Dokumente exakt, aber in kurzer Form anzugeben,
wurden diese jeweils nummeriert (siehe elektronisches Zusatzmaterial). DI1–DI40 stehen
für die analysierten Dokumente des ersten Falles, der Indikatorenentwicklung, I1–I13 für
die Expert*inneninterviews dieses Falles. DG1–DG216 bezeichnen die Dokumente über
„Glücklich in Wuppertal“ und G1–G20 die dazu geführten Interviews.
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DI8, DI12, DI16, DI18, DI29, DI31). Ein Interviewter des Projektteams fasste
dies folgendermaßen zusammen:
„Undauch eineKommune ist eigentlich imWettbewerbmit anderenKommunen immer
dabei zu schauen, dass es als Wirtschaftsstandort, oder … sich da wirklich behaup-
ten kann. Andere Indikatoren eben wie Umwelt, Gesundheit, Bildung und so weiter
rücken immer in den Hintergrund vor diesem wirtschaftlichen Wachstumsgedanken.
Und gerade wenn wir über Wohlstand sprechen – im Sinne von Wohlfahrt auch, dass
man sich wohl fühlt – dann ist es eben nicht nur abhängig vom BIP sondern eben
auch von den anderen bereits genannten Faktoren und von vielen mehr. Und das sys-
tematisch in Beziehung zu bringen, das war einfach das Anliegen von AP 12 […] Und
damit eben auch einen weiteren Blick auf Wohlstand nach vorne bringen, der nicht
eben reduziert ist auf unternehmerische Perspektive und BIP.“ (I1)
Das Vorhandensein dieser Idee eines erweiterten Verständnisses von Wohlstand
wurde als der transformative Beitrag des Projektes beschrieben (I1–2, I4). Die
Anpassung des BLI auf Wuppertal als Better Life Index urban (BLI-u) sollte nicht
nur getestet, sondern dieser daraufhin auch genutzt und als Kompass für städtische
Entscheidungen dienen (I2–3, DI4, DI7, DI12, DI16, DI30–31, DI34–35, DI40).
Der BLI-u sollte als alternatives Wohlstandsverständnis neues Paradigma werden,
das Politik leitet (I1–2, DI8, DI31). Die Forschenden sahen es dabei auch als
ihre Rolle, die Implementierung der Indikatoren in städtische Prozesse aktiv mit
voranzutreiben (DI14, DI32). Hier wird also deutlich, dass die institutionellen
Unternehmer*innen eine Veränderungsintension auf der Ebene eines Paradigmas,
also eines Wandels dritter Ordnung, hatten.
Konkreter heruntergebrochen war außerdem die Idee vorhanden, die Indikato-
ren und Dimensionen könnten als Instrument und Angebot eingesetzt und dazu
genutzt werden, Projekte zu bewerten (I2, DI12). Bezüglich dieser Nutzung der
Dimensionen als Bewertungskriterium für kleinere Projekte argumentiert einer
der Interviewten, dass diese kleineren Anwendungen als Projektbewertung zwar
auch im Sinne des Projektes seien, die Wohlstandsdimensionen aber eigentlich nur
als übergreifendes Leitbild bzw. Paradigma ihrem Sinn gerecht werden würden
(I2). Trotzdem wird hier eine Veränderungsintension auf der Ebene von konkre-
ten Policies deutlich, teilweise auch die Idee, dies längerfristig in Programme zu
integrieren. Diese Ideen beziehen sich also auf einen von den Projektbeteiligten
angestrebten Wandel erster und zweiter Ordnung.
2Das Arbeitspaket 1 umfasste im WTW-Projekt die in diesem Fall analysierte Entwicklung
von Wohlstandsdimensionen und -indikatoren für Wuppertal mithilfe eines partizipativen
Forschungsprozesses.
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Bei einem Blick auf die öffentlichen Dokumente des Projektes (Broschüren,
Webseiten, Protokolle) fällt auf, dass die Beschreibung der Idee sich meist auf die
Wohlstandsdimensionen bezieht, die genauen Indikatoren und deren Berechnung
jedoch, wenn überhaupt, nur beispielhaft auftauchen. Die Kommunikation blieb
also meist auf der Ebene der Wohlstandsdimensionen. Drei von vier projektin-
ternen Interviewten sahen diese transformative Wirkung auf Ideen und damit auf
politische Entscheidungen in der Stadt als ein Ziel (I1–2, I4). Der vierte Projekt-
beteiligte (I3) sagte, dies sei nicht Ziel gewesen, erwähnte es im späteren Verlauf
des Interviews jedoch auch als Nebeneffekt. Die Priorisierung zwischen den Zie-
len wurde also unterschiedlich verstanden von verschiedenen Projektbeteiligten,
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Abb. 5.1 Zuordnung der Ideen zu Veränderungsintensionen (Wohlstandsindikatoren). Die
Abbildung zeigt die Zuordnung der Ideen der institutionellen Unternehmer*innen im Fall der
Wohlstandsindikatoren zu den drei Graden der Veränderung nach Hall (1993). Die Wohl-
standsindikatoren zur Evaluierung von Stadtentwicklungsprojekten zu nutzen würde je nach
Ausgestaltung einen Wandel erster oder zweiter Ordnung bedeuten, während die Einführung
eines alternativen Wohlstandskompasses eine Transformation mit sich bringen würde.
Quelle: Hall (1993) und eigene. Eigene Darstellung
Das Projekt zielte also neben dem klassischen wissenschaftlichen Beitrag
auch auf eine Veränderung von Ideen unterschiedlicher Ebenen in der Stadt ab
(siehe Abb. 5.1). Die Projektpartner*innen agierten als institutionelle Unterneh-
mer*innen, indem sie ihre Idee eines erweiterten Wohlstandsverständnisses als
neuen Kompass für Stadtentwicklung voranbrachten, der im Sinne eines Paradig-
mas (Campbell 2002, S. 22 f., 2004, S. 94 f.; Schmidt 2017, S. 251) verstanden
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werden kann und einen Wandel dritter Ordnung bezweckte. Die Wohlstandsindi-
katoren zur Projektbewertung zu nutzen, kann je nach konkreter Ausgestaltung
dagegen als Policy oder Programm (Schmidt 2017, S. 251) verstanden werden
und lediglich Wandel der ersten oder zweiten Ordnung herbeiführen.
5.1.1.2 Unterstützung durch zivilgesellschaftliche Akteur*innen
und Unternehmen
Um erfolgreich Wandel herbeizuführen, unabhängig davon, auf welcher Ebene,
benötigen institutionelle Unternehmer*innen Unterstützung und Netzwerke zu
anderen Akteur*innen. Im Folgenden wird daher zunächst dargelegt, ob und
von wem die institutionellen Unternehmer*innen des Projektes Unterstützung aus
der Zivilgesellschaft oder von Unternehmen bekamen, bevor sich später anderen
Gruppen von Akteur*innen zugewendet wird.
In diesem Fall wurden punktuell Vereine und engagierte Zivilgesellschaft ein-
gebunden, insbesondere im Rahmen von Workshops zur Indikatorenentwicklung
und -nutzung und in Wirkungsabschätzungsworkshops mit den im WTW-Projekt
aufgebauten Reallaboren (I1–2, I4, I6, I8, I11, DI14, DI15, DI32). So fand zu
Beginn des Projektes ein Workshop zur Entwicklung der Wohlstandsindikatoren
statt, bei dem 20 Personen von 16 Vereinen und Initiativen teilnahmen und über
Dimensionen des guten Lebens aus ihrer Sicht sprachen, diese sammelten und
priorisierten (DI5). Im Nachgang fand eine Befragung statt, bei der zwar kein
persönlicher Kontakt entstand, aber eine Information über das Forschungspro-
jekt an 1000 zufällig ausgewählte Wuppertaler*innen mit Bitte um Beantwortung
eines Online-Fragebogens versendet wurde. Dieser fragte ebenfalls Aspekte des
guten Lebens und deren Gewichtung sowie sozio-demografische Merkmale der
Befragten ab (DI7, DI29, DI31, DI40).
In den Interviews wurden zwei Vertreter der Zivilgesellschaft besonders her-
ausgestellt, die in die Indikatorenentwicklung involviert waren: Ein Repräsentant
von Utopiastadt und ein Mitglied des Kompetenznetz Bürgerhaushalt. Beide
haben die Idee der Wohlstandsindikatoren in andere städtische Kontexte getragen,
beispielsweise in den Stadtentwicklungsprozess W2025 (I2) und das Bürgerbud-
get (I11). Daher können sie beide als Vermittler*innen (Campbell 2004, S. 104 f.)
verstanden werden, die zur Verbreitung der Ideen beigetragen haben. Der Vertreter
des Kompetenznetz Bürgerhaushalt könnte zusätzlich selbst auch als institutionel-
ler Unternehmer (Campbell 2004, S. 177 f.) verstanden werden, der seine Ideen in
der Stadt umsetzen will und dafür Gelegenheiten und Verbündete sucht, wo sich
die Wohlstandsindikatoren anboten. Aus diesem Grund schlug er sie zur Nutzung
in anderen Kontexten vor und erleichterte dadurch die Vernetzung und Diffusion,
aber auch erste Umsetzungen (I9). Mit diesen beiden Vertretern konnte das Projekt
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Unterstützer gewinnen, die die Projektziele und die Idee alternativer Wohlstands-
konzepte voranbrachten. Weitere zivilgesellschaftliche Akteur*innen waren eher
punktuell eingebunden und gaben an, nur wenig über den Projektverlauf gewusst
und nur sporadisch von Veranstaltungen erfahren zu haben, die sie später kaum
mehr in Erinnerung hatten (I11–12).
Daneben wurde Kontakt zur Wirtschaftsförderung hergestellt, die als Anstalt
des öffentlichen Rechts sehr enge Kontakte zur Stadtverwaltung pflegt und
teilweise in städtischen Gremien vertreten ist. So hat eine Person in der Wirt-
schaftsförderung sich für die Ideen der Wohlstandsindikatoren eingesetzt, indem
sie diese in den Kontext der Stadtentwicklungsstrategie W2025 integriert hat und
so in neue Netzwerke hereingeholt hat (I2, I8). Daher kann auch sie als Vermitt-
lerin im Sinne von Campbell (2004, S. 104 f.) verstanden werden. Der Austausch
zwischen ihr und einem der Projektmitarbeitenden wurde als regelmäßig beschrie-
ben, so dass sie über die Entwicklungen im Projekt informiert war (I8). Mit ihr
konnte das Projekt also eine weitere Unterstützerin gewinnen, in diesem Fall aus
einem städtischen Betrieb. Sie stellte den Kontakt zu einem städtischen Kontext
her, in dem die Ideen des Projektes vorgestellt wurden und durch die die meisten
der genannten Personen der Stadtverwaltung von den Ideen erfuhren.
Insgesamt konnte das Projekt also bereits einzelne Unterstützer*innen aus der
Zivilgesellschaft und Unternehmen gewinnen, die sich aktiv dafür einsetzten und
die Ideen voranbrachten, und erreichte während der Befragung oder dem Bürger-
budget eine größere Gruppe an Personen mit allgemeinen Informationen zu Ideen
über Wohlstand. Daneben konnten bereits zwei Unterstützer*innen aus der Zivil-
gesellschaft sowie eine aus einem städtischen Unternehmen gewonnen werden,
die die Ideen in andere Kontexte trugen.
5.1.1.3 Zugang zu Entscheidungsträger*innen
Neben Unterstützung aus der Bürgerschaft benötigen institutionelle Unterneh-
mer*innen außerdem Zugang durch und Unterstützung von Entscheidungsträ-
ger*innen, um die Ideen in der Stadt umzusetzen (siehe Abschn. 3.3.2), welche in
diesem Fall eher punktuell eingebunden wurden (DI7, DI30, DI40). Hier wurde
die Statistikstelle, das Dezernat für Stadtentwicklung, der Oberbürgermeister und
die Stabsstelle Bürgerbeteiligung genannt (I1–6, I8, I13). Mit dem Mitarbeiter der
Statistikstelle bestand Kontakt, als es um städtische Daten über Wuppertal ging
und um eine Stichprobe von Wuppertaler Einwohner*innen (I5).
Durch den Einsatz der Vertreterin der Wirtschaftsförderung wurden die
Wohlstandsdimensionen bei einem Termin des Lenkungskreises der Stadtent-
wicklungsstrategie W2025 vorgestellt, bei dem 19 Personen, größtenteils aus der
Stadtverwaltung, anwesend waren. Die Mitglieder dieses Gremiums entschieden
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sich für eine Nutzung der Dimensionen in diesem Kontext, was bisher jedoch noch
nicht realisiert wurde. Mitglieder des Lenkungskreises waren Projektverantwort-
liche der 13 Schlüsselprojekte, die aus verschiedenen Bereichen der Verwaltung
kommen: der Oberbürgermeister und sein Büroleiter, die Dezernenten für Sozia-
les, Kultur und Sport, Beteiligung, der Zoodirektor, die Leitungen der Ressorts
Stadtentwicklung und Umweltschutz, des Presseamtes und des Rechtsamtes, der
Gleichstellungsstelle und des Bereichs Schulen sowie stadtnahe Betriebe und
Zivilgesellschaft (DI13). Durch eine Präsentation in diesem breit besetzten Gre-
mium konnten also Entscheidungsträger*innen über das Projekt und die damit
verbundenen Ideen informiert werden.
Ein zweiter städtischer Kontext, in dem die Ideen vorgestellt wurden, waren
Gespräche der Bürgerbegleitgruppe zum Bürgerbudget 2017, bei dem die Mitar-
beitenden der Stabsstelle Bürgerbeteiligung sowie sieben Bürger*innen anwesend
waren. Dort wurden die Dimensionen ebenfalls vorgestellt und sich für eine Nut-
zung dieser entschieden (I6, I9, DI17), die dann später in einer Bürgerwerkstatt
mit circa 120 Teilnehmenden umgesetzt wurde. Dort wurden die Dimensionen
dann erneut vorgestellt (DI20). Die Beteiligten der Bürgerbegleitgruppe haben
sich also für die Dimensionen entschieden und die Projektziele und die verfolgten
Ideen damit ein Stück vorangebracht.
Insbesondere bei diesen zwei Projekten gab es einen längerfristigen Austausch
zwischen den Beteiligten des Projektes und der Stadtverwaltung und beide Seiten
profitierten von der Zusammenarbeit. Im Fall des Bürgerbudgets war die Stabs-
stelle Bürgerbeteiligung auf der Suche nach Kriterien für einen Gemeinwohlcheck
und nahm die Beratung der Wissenschaftler*innen gerne an, die dadurch wie-
derum Öffentlichkeit erzeugen und die Verwendung der Dimensionen erproben
konnten (I6).
Auch zum Oberbürgermeister und dessen Büro bestand neben dem W2025-
Prozess zusätzlich Kontakt durch einen regelmäßigen Erfahrungsaustausch zwi-
schen dem Oberbürgermeister und dem Leiter des WI, gleichzeitig Projektleiter
(I13). Insgesamt zeigt sich also, dass diese von Campbell (2004, S. 178 f.)
genannte Voraussetzung für institutionellen Wandel, Zugang zu Entscheidungs-
träger*innen zu haben, vorliegt. Dies kam insbesondere durch zwei Unterstüt-
zer*innen beziehungsweise Vermittler*innen zustande, die die Ideen in städtische
Kontexte trugen. Dieser Austausch wurde aber nur in Einzelfällen intensiviert und
es ist bisher keine größere Unterstützung von Entscheidungsträger*innen zu beob-
achten. Darauf, welche der Ideen die Entscheidungsträger*innen wahrnahmen und
gegebenenfalls unterstützten, wird später genauer eingegangen.
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5.1.1.4 Öffentliche Diskurse und Diffusion der Ideen
Neben dem Zugang zu Entscheidungsträger*innen und der Unterstützung ver-
schiedener Akteur*innen könnte außerdem eine öffentliche Diskussion über die
angesprochenen Ideen einen Wandel wahrscheinlicher machen beziehungsweise
eine Grundlage dafür schaffen. Darüber hinaus kann an der Verbreitung der Ideen
über die Wohlstandsindikatoren im städtischen Diskurs erkannt werden, wie weit
die Ideen diffundiert sind und ob es bereits zu einem diskursiven Wandel gekom-
men ist. Nutzen bereits andere Akteur*innen die Ideen und Begriffe des Projektes,
wer agiert in dem Diskurs und wer wurde dadurch erreicht? Um herauszufin-
den, wie weit die öffentliche Kommunikation der Ideen ging und ob es schon
zu einer diskursiven Veränderung kam, wurden diese öffentlichen Diskurse und
Kommunikationskanäle ebenfalls untersucht.
Die Prozesse und Ideen des Projektes wurden hauptsächlich über die eige-
nen Kanäle wie Blog, Webseiten oder Broschüren verbreitet (I1–2, I4). Artikel
in Zeitungen und anderen Pressemedien sind nur wenige erschienen, was auch
die Ergebnisse der Dokumentenanalyse bestätigen. So wird in 24 der 40 gefunde-
nen Dokumente die Indikatorenentwicklung nur am Rande erwähnt und es wird
hauptsächlich etwas anderes oder ein allgemeineres Thema behandelt. Bei den 16
Dokumenten, die hauptsächlich das Projekt der Indikatorenentwicklung themati-
sieren, handelt es sich zur Hälfte um nichtöffentliche projektinterne Dokumente
wie Protokolle oder Transkripte von Workshops. Die anderen acht Dokumente,
bei denen die Indikatorenentwicklung im Mittelpunkt steht, sind öffentliche
Dokumente.
Von allen öffentlich verfügbaren Dokumenten, die in die Analyse einbezo-
gen wurden, sind neun Einträge auf eigenen Webseiten der Projektpartner*innen
und vier auf einem eigenen Blog veröffentlicht. Bei fünf Dokumenten handelt es
sich um Projektberichte wie Broschüren oder Kurzinformationen und bei zwei
um Artikel in wissenschaftlichen Zeitschriften. Auf diese wurde jeweils ebenfalls
auf der Projekthomepage verwiesen. Ein wissenschaftliches Poster und fünf wis-
senschaftliche Vorträge wurden auf Tagungen präsentiert und die dazugehörigen
Abstracts oder Präsentationsfolien auf der projekteigenen Webseite veröffentlicht.
Daneben berichtete die Presse in vier Artikeln in den Lokalzeitungen unter ande-
rem über die Ideen der Indikatorenentwicklung sowie in einem Radiobeitrag.
Zusätzlich sind auf Internetseiten anderer Anbieter dreimal Artikel auf Blogs und
in Newsbereichen anderer Akteur*innen zu finden.
Bei der Dokumentenanalyse wird deutlich, dass in der zweiten Hälfte des
Untersuchungszeitraumes mehr Dokumente über die Indikatorenentwicklung ver-
öffentlicht wurden. Während 2015 fünf Dokumente entstanden, 2016 elf, entstan-
den im ersten Halbjahr 2017 bereits elf Dokumente, im zweiten Halbjahr weitere
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vier. 2018 wurden bis zum Ende des Untersuchungszeitraumes und damit auch
Ende der Förderlaufzeit des Projektes zehn Dokumente verfasst, von denen die
meisten auch öffentlich verfügbar sind. Einige der 2016 beispielsweise im Zusam-
menhang mit wissenschaftlichen Präsentationen entstandenen Dokumente wurden
erst im Laufe des Jahres 2018 hochgeladen, um zum Projektende hin die Ergeb-
nisse Interessierten zur Verfügung zu stellen. Autor*innen der meisten Dokumente
waren die Projektmitarbeitenden, also die institutionellen Unternehmer*innen
selbst oder sehr eng daran Beteiligte (wie die Pressestellen der beteiligten Organi-
sationen). Acht Dokumente wurden von Journalist*innen oder anderen Personen
verfasst, die nicht zu den projektdurchführenden Einrichtungen gehörten.
Schlussfolgernd aus den Kanälen, über die die Dokumente verbreitet wurden,
sowie deren Inhalte, hat sich herausgestellt, dass Zielgruppe von circa der Hälfe
der Dokumente (19) unter anderem die Bürgerschaft in Wuppertal und der Region
ist, beispielsweise bei Broschüren und Presseartikeln. Ebenfalls 19 Dokumente
richten sich unter anderem an Akteur*innen der Wissenschaft und Wissenschafts-
politik oder Fördergeber, wobei es hier einige Überschneidung mit der Zielgruppe
Bürgerschaft gibt. Die nichtöffentlichen Dokumente sind an Projektmitarbeitende
oder Teilnehmende von Sitzungen gerichtet und dienen der Dokumentation des
Prozesses.
Die meisten Dokumente berichten direkt über Veranstaltungen im Rahmen
des Projektes oder über Projektergebnisse. Neunmal werden die Indikatoren auch
im Zusammenhang mit Bürgerbeteiligung in Wuppertal genannt, alle im Zusam-
menhang mit der Nutzung der Wohlstandsdimensionen in einer Bürgerwerkstatt
des Bürgerbudget-Prozesses, bei dem parallel mehrere Protokolle an mehreren
Tischgruppen angefertigt wurden. Zusätzlich werden die Indikatoren in zwei
Dokumenten im Rahmen einer Sitzung des Lenkungskreises der Stadtentwick-
lungsstrategie W2025 genannt. Achtmal wurde das Projekt in wissenschaftlichen
Abhandlungen erwähnt und analysiert.
Die Wohlstandsindikatoren tauchen in keinem öffentlichen städtischen Doku-
ment auf, sondern lediglich in einem Protokoll einer städtischen Sitzung zur
Stadtentwicklungsstrategie W2025. Die Ideen scheinen also nicht Schwerpunkt in
städtischen Prozessen geworden zu sein. Die größte Zahl der Dokumente wurde
von den institutionellen Unternehmer*innen des Projektes selbst oder über ihre
Kanäle veröffentlicht, wodurch davon ausgegangen werden kann, dass nur ein
spezifischer Teil der Bevölkerung in Wuppertal mit den Ideen erreicht wurde,
die schon zuvor an den Themen interessiert waren. Dies wurde auch in den
Interviews mit den Projektbeteiligten so eingeschätzt (I1–4). Dort und in einigen
Dokumenten wurde außerdem angemerkt, dass hauptsächlich engagierte Personen
mit hohem Bildungsstatus und meist ohne Migrationshintergrund von den Ideen
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erfuhren und diese nicht in die Breite der Bevölkerung getragen wurden (I1–2, I4,
DI5, DI8, DI21–26, DI29–31, DI40). Auch die Interviewten außerhalb des Projek-
tes merkten an, dass bisher noch wenig Öffentlichkeitsarbeit geschehen ist, was
jedoch in der verfügbaren Zeit kaum möglich gewesen wäre (I7–8) und darüber
hinaus verschiedene Bevölkerungsgruppen unterschiedlich angesprochen werden
müssten (I11).
Dies lässt schlussfolgern, dass die Ideen des Projektes vor allem die bereits
involvierten oder über die Arbeit der Institute informierten Akteur*innen erreicht
haben und insbesondere die eigenen Kanäle verwendet wurden. Darüber hinaus
sind die Ideen des Projektes kaum in die Breite der Bevölkerung diffundiert.
Neben der lokalen Bürgerschaft wurden andere Wissenschaftler*innen sowie Wis-
senschaftsförderer adressiert. Die Entscheidungsträger*innen wurden dagegen in
keinem Dokument explizit angesprochen und andersherum spielen die Ideen auch
bisher in keinem öffentlichen städtischen Dokument eine Rolle. Möglicherweise
lässt sich aus der geringen Resonanz in den lokalen Medien auf mangelnde
Anschlussfähigkeit oder wenig Vernetzung und Öffentlichkeitsarbeit schließen,
worauf in Abschnitt 5.1.3 genauer eingegangen wird. Ob diese Kommunikation
in ausgewählte Kreise der Zivilgesellschaft hinein statt in die Breite die Wahr-
scheinlichkeit für erfolgreiche Veränderungen verringerte, wird ebenfalls noch an
späterer Stelle untersucht.
5.1.1.5 Kommunikation der Ideen
Nachdem nun allgemein die Verbreitung der Ideen dargestellt wurde, wird nun
dargelegt, von welchen Ideen die Personen aus Zivilgesellschaft und Stadtver-
waltung beziehungsweise städtischen Betrieben Kenntnis bekommen haben und
ob diese Wahrnehmung sich von den ursprünglichen Ideen der institutionellen
Unternehmer*innen unterscheidet, ob also die Übersetzung zu einer Abwandlung
der Ideen geführt hat. Daran kann erkannt werden, inwieweit welcher Teil der
Ideen diffundiert ist und wie gut die Kommunikation dieser Ideen in verschiedene
Netzwerke hinein gelungen ist.
Von den externen Interviewten wurde einerseits der wissenschaftliche Bei-
trag genannt, herauszufinden, was Wohlstand oder gutes Leben in Wuppertal
über rein materielle Aspekte hinaus ausmacht (I11–12), dafür ein Indikatoren-
set zu entwickeln und zu messen (I8–9, I13). Im Laufe des Gesprächs erinnerte
sich ein Interviewter der Zivilgesellschaft wieder an die Bedeutung des Begriffes
Wohlstand:
„Also für mich ist wirklich Wohlstand insgesamt eine weitere Zufriedenheit mit mei-
ner Lebenssituation, die auch … gut es muss eine gewisse materielle Basis sein aber
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irgendwann hört es auf, an der Stelle weiter zu gehen. Es hat sehr viel mit Sozialkon-
takten zu tun, sehr viel mit sozialer Zufriedenheit. Ja, hat was mit Sicherheit zu tun,
mit Wohlfühlen, natürlich auch was mit Gesundheit. Und soweit ich weiß, so langsam
erinnere ich mich, haben wir eigentlich ähnliche Sachen diskutiert.“ (I12)
Gleichzeitig wurde gesehen, dass hinter der Wohlstandsdefinition und dem Projekt
die Idee steht, den Blick zu weiten und nicht-monetäre Aspekte von Wohlstand
in den städtischen Diskurs zu bringen (I5–6, I9, I12), also eine Veränderungsin-
tension auf der Ebene von Wandel dritter Ordnung vorhanden ist. So formulierte
ein Interviewter der Stadtverwaltung die Zielsetzung als
„[…] eigentlich so diese alternative Zielsetzung, vielleicht jetzt auch diese alte Diskus-
sion: Bruttoinlandsprodukt oder so, ist das jetzt, was ja häufig als Wohlstandsindikator
genommen wird, ja letztendlich in Ermangelung anderer, ist ja dann auch schon ewig
umstritten. Und dass das jetzt einfach mal so eine Alternative bietet.“ (I5)
Mehrere externe Interviewte verstanden die Wohlstandsindikatoren als Angebot
für einen Kompass oder Instrument für städtische Entscheidungen (I5–6, I9).
Von einem Interviewten wurde außerdem als Ziel gesehen, eine Transformation
anzuregen und die Stadtgesellschaft zu aktivieren (I11). Diese Interviewant-
worten zeigen, dass von einigen der externen Personen also der gewünschte
transformative Beitrag des Projektes erkannt wurde, der von den institutionellen
Unternehmer*innen angestrebt wurde.
Aus den Diskussionen rund um das Stadtentwicklungskonzept W2025 wur-
den die Wohlstandsindikatoren außerdem als Maßstab für Lebensqualität und als
Instrument zur Evaluierung von Projekten der Stadt verstanden (I7–8, DI13). Wie
genau diese Evaluierung durchgeführt werden soll, wurde jedoch weder von den
Interviewten noch im Protokoll eines W2025-Treffens beschrieben (I7–8, DI13).
Da es sich dabei um konkrete Vorschläge für Instrumente handelt, sind hier
Ideen angesprochen, die als neue Policies einen Wandel erster Ordnung bewirken
können.
Einige der externen Interviewten konnten nicht alle Projektziele wiedergeben,
kannten nur einen Teilbereich davon oder vermischten es gedanklich mit anderen
Projekten wie der App „Glücklich in Wuppertal“ oder den Reallaboren des WTW-
Projektes (I5, I8–9, I11–12). Bei einer Befragten stand die subjektive Bewertung
städtischer Entwicklungen im Vordergrund (I8). Auch von einigen Entscheidungs-
träger*innen wurde eingeräumt, dass sie über die Ergebnisse des Projektes nicht
Bescheid wussten und nicht über den Verlauf informiert wurden (I5, I7). Teilweise
hätten sie sich mehr Informationen gewünscht.
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„Ja, also ich fände das super, wenn es quasi so einen jährlichen, zweijährlichenBericht,
woman halt auch dannwiederumEntwicklungen festmachen kann. Also, das fände ich
für unsere Arbeit interessant. […] Und wenn man da einfach ein institutionalisiertes
Instrument hat, was von mir aus alle zwei Jahre da ist, und einfach auch dann mal
über zehn Jahre vielleicht schaut: Okay, was haben… wie entwickelt sich Stadt? In
der Richtung fände ich das höchst willkommen.“ (I6)
Auch zwei Interviewte aus der Zivilgesellschaft hätten sich regelmäßige Infor-
mationen über das Projekt gewünscht (I9, I11). Da es sich bei diesen Personen
bereits um die handelt, die oder deren zivilgesellschaftliche Initiative mindestens
zweimal in Dokumenten oder Interviews genannt wurde (siehe Abschn. 4.4.2),
ist davon auszugehen, dass andere Personen der Zivilgesellschaft eher noch weni-
ger Bescheid wussten. In einem Zeitungsartikel über die Bürgerwerkstatt wurde
geschrieben, dass eine Mitarbeiterin der Universität die Spielregeln der Bürgerbe-
teiligungsveranstaltung vorstellte, obwohl die zwölf Wohlstandsdimensionen als
Kriterien für den Gemeinwohlcheck vorgestellt wurden und das Vorgehen der Ver-
anstaltung an sich von der Moderatorin erläutert wurde (DI20). Die Inhalte und
Ziele der Dimensionen wurden also nicht korrekt wiedergegeben.
Bei der Analyse der Dokumente ist außerdem auffällig, dass keines der
Dokumente genauer über die eigentliche Berechnung der Indikatoren oder deren
Entwicklung im Zeitverlauf berichtet, also quantitative Ergebnisse liefert. Meist
bleiben die Informationen auf der Ebene der Dimensionen und nennen keine kon-
kreten Zahlen. Zum Ende des Untersuchungszeitraumes waren auf der Webseite
zu den Indikatoren nur zu drei der zwölf Wohlstandsdimensionen Zahlenreihen
der Indikatoren hinterlegt. Und auch diese wurden erst spät im Laufe des Prozes-
ses veröffentlicht, nachdem sich aus dem Beteiligungsprozess zwölf Dimensionen
herausgestellt hatten. Dies wurde ebenfalls kritisch von einem Projektbeteiligten
reflektiert:
„Und umglaube ich in so einen Impact zu kommen, wäre es glaube ich besser gewesen,
wir hätten uns intern in einem sehr kleinen Workshop darauf verständigt: Das sind
jetzt die Elf für Wuppertal. Die hauen wir jetzt mal raus. Jetzt gucken wir, wer darauf
reagiert, und dann in demProzess passenwir sie nochmal an.Also, daswar akademisch
vermutlich total redlich, aber jetzt unter so einem transformativen Aspekt, den man
sich gewünscht hätte, vielleicht nicht ganz optimal.“ (I4)
Es wurden also durchaus alle in diesem Zusammenhang stehenden Ideen der insti-
tutionellen Unternehmer*innen kommuniziert, es gelangte aber jeweils nur ein
Teil davon zu den jeweiligen Adressaten. Die meisten externen Projektbeteilig-
ten haben die Ziele des Projektes nicht in Gänze und nicht auf allen Ebenen von
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dahinterliegenden Ideen überblickt. Andere vermischten versehentlich die Ideen
des Projektes mit anderen Projekten. Dies und auch die Darstellung in den Medien
weist darauf hin, dass das Projekt schwer zu vermitteln und zu verstehen war.
Dies deutet darauf hin, dass die Ideen des Projektes nicht, wie von Campbell
als Kriterium für erfolgreichen institutionellen Wandel formuliert, einfach und
verständlich kommuniziert wurden (Campbell 2004, S. 177 f.). Ein Interviewter
eines Reallabores formulierte diese Problematik:
„Ehm, ja, ich hatte so durchweg im Projekt teilweise so das Gefühl, dass das sehr
abstrakt ist irgendwie. Das fand ich jetzt irgendwie immer, wenn man von… damusste
man immer aufpassen und glaube ich einen gutenWeg finden, das überhaupt zu vermit-
teln und… ich meine gut, das war klar, dass es auch umWissenschaft geht, deswegen
ist es halt auch so. Aber das fand ich immer sehr schwierig, immer mal wieder. Selbst
für mich war es teilweise nicht… [lacht] Oder mir wurden am Anfang auch ein paar
Sachen nicht gesagt, oder…“ (I10)
Daneben wurde teilweise der Begriff Wohlstand verwendet, teilweise von Dimen-
sionen des guten Lebens gesprochen. Beim Bürgerbudget 2017 wurden die 12
Dimensionen außerdem noch mit dem Thema Gemeinwohl zusammengebracht.
So war die Kommunikation oft nicht einheitlich. Zwar erleichterte dies, an Dis-
kurse anzuknüpfen, führte insgesamt aber auch zu einer Unklarheit. Laut Schmidt
(2006, S. 253) kann Mehrdeutigkeit auch förderlich für den Erfolg einer neuen
Idee sein, da sich dann Akteur*innen unterschiedlicher Perspektiven zuordnen,
was in dem Fall jedoch nur bedingt erfolgreich war. Die Vielschichtigkeit und die
Komplexität wurden hier eher als Nachteil denn als Vorteil empfunden, da so die
Öffentlichkeitsarbeit und Suche nach Unterstützer*innen erschwert war und die
meisten das Gefühl hatten, die Ideen nicht einordnen zu können (I2, I4).
Zusammenfassend lässt sich also feststellen, dass zwar alle von den institutio-
nellen Unternehmer*innen propagierten Ideen von einigen externen Interviewten
wahrgenommen wurden, jedoch von den meisten jeweils nur ein Ausschnitt
verstanden und in Dokumenten nur einzelne Aspekte erwähnt wurden. Wäh-
rend einigen in der Zivilgesellschaft das alternative Paradigma und damit die
Intension einer Transformation klar wurde, so erfuhren die meisten Entschei-
dungsträger*innen lediglich von den Policies und teilweise Ideen neuer Pro-
gramme, die Veränderungen erster oder zweiter Ordnung bewirken würden. Die
Komplexität und Mehrdeutigkeit durch die Ideen unterschiedlicher Ebenen und
unterschiedlichen Formulierungen stellten eher eine Schwierigkeit dar. Einfache
und verständliche Kommunikation war hauptsächlich bezüglich der Ideen auf den
Ebenen von Policies und Programmen möglich, schwieriger in Bezug auf die
Paradigmen.
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5.1.1.6 Rolle derWissenschaft
Da für die Analyse der Ideen, Akteur*innen und Veränderungsprozesse auch von
Relevanz ist, wie die Wissenschaftler*innen wahrgenommen wurden und welche
Funktionen sie außer der von institutionellen Unternehmer*innen noch einnah-
men, widmet sich das folgende Teilkapitel nochmals dieser Gruppe mit einem
Fokus auf den ausgeführten Rollen und der Wahrnehmung bei Personen außerhalb
der Wissenschaft.
Das Transzent und das WI wurden von den externen Interviewten als glaub-
würdig, engagiert und mit hoher Reputation beschrieben (I6, I8–9, I11, I13).
Dadurch wurde es als positiv wahrgenommen, dass lediglich wissenschaftliche
Partner*innen und keine Unternehmen in das Projekt involviert waren, um die
Glaubwürdigkeit und Wissenschaftlichkeit zu erhalten (I6, I13). Die Wissenschaft
profitierte dabei von einem Vertrauensvorschuss in der Stadt und verfügte über
eine gute Stellung (I2, I4).
In den Interviews und in Dokumenten nannten die Wissenschaftler*innen
selbst zwei verschiedene Rollen die sie eingenommen hätten: die klassische
forschende und die transformierende Rolle, in der die Wissenschaftler*innen
Stellung zu städtischen Themen beziehen (I1–4, DI6–7, DI9, DI14, DI31–32,
DI37–38, DI40). Die Wissenschaftler*innen beschrieben sich selbst als transfor-
mativ Forschende, die „sozial robustes Wissen“ (Nowotny et al. 2001, S. 167)
produzieren und selbst aktiv Transformation und die Implementation der Indi-
katoren voranbringen wollen (DI10–11) und schrieben sich damit klar die Rolle
institutioneller Unternehmer*innen zu, wie bereits in Abschnitt 5.1.1.1 dargestellt.
Indem die Forschenden ihre Rolle hinterfragten und an die wahrgenommenen
Herausforderungen anpassten und mit der Gründung des Transzent dazu sogar
eine neue Organisation geschaffen wurde, kann hier ein Ansatz einer Modus-3-
Wissenschaft erkannt werden (siehe Abschn. 2.2.2) Auch wenn die Wissenschaft
immer wieder aus dem transformativen Prozess heraustreten sollte, um diesen zu
reflektieren, um die Unterscheidung von Forschung zu den Tätigkeiten der Zivil-
gesellschaft aufrecht zu erhalten (I1), so wurde doch genau diese aktive Rolle als
wichtig beschrieben, da diese von niemand anderem eingenommen würde:
„Und da zeigt ja einfach die Erfahrung, dass alleine das Erstellen [eines Indikatoren-
sets] einfach nicht reicht. Es wäre sicherlich denkbar, dass andere Akteure dasmachen.
Intermediäre Akteure, Journalisten, Wissenschaftsjournalisten, die dann diese Arbei-
ten aufgreifen und auf konkrete Prozesse beziehen. Aber realistisch ist es ja einfach,
dass das nicht stattfindet. Genauwie in derKlimawissenschaft, woKlimawissenschaft-
ler immer aktivistischer geworden sind, weil sie gemerkt haben: Es bringt nichts, das
nur ins Journal zu schreiben. Genauso ist es auch da einfach klar, dass dieWissenschaft
da einfach ihr Wissen aktiver transportieren muss.“ (I2)
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Auch von den meisten externen Personen wurden beide Seiten der Tätigkeiten
der Wissenschaft beschrieben (I6, I8–13) und größtenteils beide positiv bewertet.
Einerseits wurden die Wissenschaftler*innen als Akteur*innen wahrgenommen,
die die Indikatoren entwickeln, den Wohlstand messen und dabei anwendungs-
orientiert forschen (I6, I11–12), andererseits aber auch mit ihren praktischen
Tätigkeiten: als Impulsgeber*innen und Berater*innen, die neue Ideen in die
Stadt bringen und Veränderungen anstoßen (I5, I9, I12, DI13, DI17, DI37). Ein
Interviewter der Stadtverwaltung formulierte den Vorteil der Wissenschaft als
Impulsgeberin folgendermaßen:
„Also von städtischer Seite wäre jetzt keiner auf so eine Idee gekommen. Ja weil es
einfach hier so ein bisschen praktischer amAlltagsgeschäft orientiert ist und ich würde
sagen, dass wirklich nur, ja was heißt nur, aber ja dass dieWissenschaft da Impulsgeber
für so neue Modelle ist und die Stadt das dann eventuell aufgreift.“ (I5)
Die Wissenschaftler*innen wurden also neben der Rolle als Forschende auch im
Sinne von institutionellen Unternehmer*innen (Campbell 2004, S. 177 f.) oder
epistemischen Gemeinschaften (Campbell 2004, S. 106 f.; Haas 1992, S. 27–
29) angesehen, die neue Ideen voranbringen und Politik durch ihre Expertise
unterstützen. Allerdings ist zu beobachten, dass die Wissenschaftler*innen sich
meist selbst als Berater*innen in städtischen Prozessen angeboten haben und nicht
aus der Stadt heraus angefragt wurden. Die Initiative ging also meist von der
Wissenschaft aus (I3).
Zusätzlich wurden in diesem Fall auch die Wissenschaftler*innen selbst im
Sinne von Vermittler*innen (Campbell 2004, S. 104 f.) beschrieben, die ihre Ideen
von einem Netzwerk in ein anderes vermitteln und ihre Ideen an die Öffentlichkeit
bringen. So beschrieben einige Interviewte sie als Netzwerker*innen (I10–12). In
dieser Rolle wurden insbesondere die Leitungen der beiden Institutionen und des
Projektes genannt, die in der Stadt gut vernetzt und anerkannt sind (I1–4, DI29–
31, DI40). Dazu zählen beispielsweise ein regelmäßiger Austausch zwischen dem
Präsidenten des WI und dem Oberbürgermeister3 (I13) sowie auch die langjährige
Zusammenarbeit auf unterschiedlichen Ebenen zwischen Universität und Stadt
(I7). Im Laufe des Projektes wurde außerdem ein wissenschaftlicher Beirat des
Oberbürgermeisters gegründet, in dem auch die Projektleitung vertreten ist, was
die Vernetzung mit der Stadt und anderen Akteur*innen noch intensivierte (I1).
Daneben hatten die Projektveranstaltungen einen Netzwerkeffekt innerhalb der
Gruppe der Nachhaltigkeitsakteur*innen, der von einigen aus der Zivilgesellschaft
3Diese und folgende Funktionsbezeichnungen beziehen sich jeweils auf die personelle
Besetzung zum Zeitpunkt der Interviews.
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als positiv hervorgehoben wurde (I10–12). Ein Interviewter der Zivilgesellschaft
beschrieb die Netzwerkfunktion und das Engagement der Wissenschaftler*innen:
„Sicherlich sehr gut und relevant ist, dass die Wissenschaftler hier vor Ort ansässig
waren und sind und auch eben viele Akteure kennen und Anknüpfungspunkte haben
in der Stadtgesellschaft.“ (I9)
Auch die Einladung eines Projektmitarbeiters zu den Treffen des Lenkungskrei-
ses W2025 intensivierte den Austausch zwischen Stadt und Wissenschaft (I7–8,
I13). Durch diese verschiedenen Prozesse sowie die Stellung, die Universität und
WI bereits genossen, kann die Voraussetzung von Politikwandel, dass die institu-
tionellen Unternehmer*innen über Netzwerke verfügen, insgesamt als vorliegend
beobachtet werden (Campbell 2004, S. 178, siehe Abschn. 3.3.2).
Zusammenfassend lässt sich also festhalten, dass die Wissenschaftler*innen
neben der Rolle als institutionelle Unternehmer*innen außerdem noch als Ver-
mittler*innen agierten. Beide Funktionen wurden von den Interviewten als positiv
wahrgenommen und die Wissenschaftler*innen als epistemische Gemeinschaft
anerkannt. Ihre hohe Reputation und Glaubwürdigkeit erleichterten so den Zugang
zu den Netzwerken und Entscheidungsträger*innen.
5.1.2 Rahmenbedingungen
Für den Erfolg institutioneller Unternehmer*innen bei der Umsetzung ihrer Ideen
spielen außerdem Rahmenbedingungen wie Probleme und Widersprüche (Blyth
2002, S. 10 f.; Campbell 2004, S. 174 f.) sowie Veränderungen von Machtkonstel-
lationen (Quack 2006, S. 180) eine Rolle, weshalb diese im folgenden Abschnitt
dargestellt werden.
In den Interviews und Dokumenten wurden verschiedene Rahmenbedingun-
gen genannt, unter denen das Projekt stattgefunden hat. Einige davon können
im Sinne von Hay (2006, S. 67) als Krisen verstanden werden, die als solche
wahrgenommen und kommuniziert werden und neue Lösungen erfordern (siehe
Abschn. 3.3.2). So wurden insbesondere die hohe Verschuldung der Kommune
und die schlechte wirtschaftliche Lage infolge des Strukturwandels in vielen
Interviews sowie in zahlreichen Dokumenten beschrieben (I1–4, I7–9, I11, DI2,
DI5–6, DI10–11, DI30, DI38, DI40).
„Das größte Problem der Stadt ist das Schuldenproblem. Die Stadt ist überschuldet
und der Schuldenberg ist so groß, dass die Stadt das nicht aus eigener Kraft lösen kann
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und dadurch sind erstmal die Gestaltungsmöglichkeiten der Stadt von vorne herein auf
unbegrenzt lange Zeit massiv eingeschränkt. So, das ist ein großes Problem.“ (I9)
Die Interviewten beschrieben dies als Herausforderung, die auch in der Stadtge-
sellschaft als solche wahrgenommen und kommuniziert wird. Aufgrund der hohen
Schulden wurde oft der mangelnde Entscheidungsspielraum der Kommune als
negativer Punkt genannt (I1–4, I11) und an vielen Stellen wurde derart gespart,
dass nun einige Prozesse in der Verwaltung nicht mehr wie gewünscht funktionier-
ten (I8, I11). Zusätzlich wurden ein Mangel an Arbeitsplätzen (I1, I4), eine hohe
Armutsquote (I1, I4–5, I10, I13, DI30), niedrige Bildungsabschlüsse (I5, I7, I11)
sowie Ungleichheit und damit zusammenhängend eine Spaltung der Gesellschaft
(I10, DI30) genannt. Zusätzlich sieht sich Wuppertal mit Herausforderungen in
Bezug auf die Integration von Geflüchteten und anderen Migrant*innen konfron-
tiert (I1, I7, I10, DI6). Auch die Themen Bildung und Armut wurden von den
Interviewten als offen kommunizierte Krisen angesehen (I5–7, I9, I13). Dane-
ben leidet Wuppertal unter einem schlechten Image und Selbstbild der Stadt, und
schneidet auch in Städterankings meist schlecht ab (I1–2, DI10). An diesen Ran-
kings kritisierte ein Interviewter, dass die negative Bewertung niedriger Mieten
im Gegensatz zu den positiven Effekten für Niedrigverdienende stehe. Hier liegt
also ein Widerspruch vor zwischen der negativen Bewertung in Rankings und dem
auch dadurch schlechten Image der Stadt auf der einen Seite und dem eigentlich
positiven Aspekt niedriger Mietkosten für die Bevölkerung auf der anderen Seite
(I2).
Des Weiteren gibt es eine hohe Leerstandsquote und heruntergekommene
Straßenzüge (I1, I10, DI10, DI30–31). Damit zusammenhängend nannte ein
Interviewter energetische Sanierung, Wohnen im Alter sowie den Erhalt des
Gebäudebestandes als Herausforderungen (I10). Ein anderer erwähnte die Heraus-
forderung, Wohnraum zu schaffen (I13). Weiterhin wurde das Thema Mobilität
genannt, beispielsweise der Wunsch, den ÖPNV zu verbessern und auch das
Thema Verkehrslärm (I9–11). Ein Interviewter nannte außerdem den Widerspruch
zwischen verschiedenen Entwicklungspfaden der Stadt, einerseits alternative Pro-
jekte zu unterstützen und andererseits investorengetriebene Entscheidungen zu
treffen (I2). Auch glaubte ein Interviewter, viele Verwaltungsangestellte würden
gerne nach Nachhaltigkeitskriterien entscheiden, seien aber oft an wirtschaftliche
Aspekte gebunden (I11). Die Interviewten sahen noch weitere Widersprüche, wie
zum Beispiel zwischen ökonomisch motivierten Entscheidungen und den ökolo-
gischen und teilweise auch ökonomischen negativen Folgen (I1). Neben diesen
speziell in Wuppertal vorhandenen Rahmenbedingungen und Krisen wurden auch
einige Themen genannt, die über die Stadtgrenzen hinausreichen. So wurden der
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Klimawandel und die Übernutzung von Ressourcen als Bedrohung beschrieben,
die die Notwendigkeit einer Nachhaltigkeitstransformation mit sich bringt (I1, I9,
I11–12, DI2, DI11, DI18, DI32, DI36, DI38–40). Dafür seien neue Instrumente
und neue Werte notwendig (I9) und neue Gewohnheiten in der Gesellschaft:
„Also die Nachhaltigkeit in die Stadt bringen und so, dass sie eben Spaßmacht. Dass es
auch eine Selbstverständlichkeit wird. Es darf nichtmehr so einfach sein, dasVerkehrte
zu tun […]. Esmuss in Fleisch undBlut übergehen. Andere Sachen sind ja auch einfach
normal. Wenn ich über die Straße gehe, dann gucke ich auch vorher rechts und links,
weil ich weiß, das gefährdet mein Leben. Aber mit demKlimawandel gehe ich einfach
so locker um, als ob der mich gar nicht angeht.“ (I11)
Das Thema Nachhaltigkeit wurde hauptsächlich von den institutionellen Unter-
nehmer*innen und den Mitgliedern zivilgesellschaftlicher Gruppen, nicht jedoch
von den Entscheidungsträger*innen genannt. Dieses sowie weitere genannte
Herausforderungen stellen daher keine Krisen dar, die zu einem Hinterfragen
bestehender Programme und Paradigmen führten. Die schlechte wirtschaftliche
Lage und die daraus resultierenden hohen Schulden der Kommune, die hohe
Armutsquote und die Notwendigkeit einer Verkehrswende wurden dagegen öffent-
lich als Krisen wahrgenommen und kommuniziert, die neue Lösungen erfordern
(Hay 2006, S. 67).
„Also wenn ich rumfrage zum Beispiel nach dem größten Problem der Stadt, ist das
eigentlich fast immer bei den Leuten im Kopf, dass das das Schuldenproblem ist,
dass Mobilität ein Problem ist auch und eigentlich auch, dass es viele arme Leute
gibt in der Stadt und viel Armut, insbesondere bei den Kindern, das wird auch seit
Jahren immer wieder in der WZ zum Beispiel und in der Rundschau gebracht. Also
das sind keine Sachen, die verdeckt sind, sondern da steht die Stadt schon dazu, dass
das Herausforderungen sind, an denen man wirklich hart arbeiten muss. Und die nicht
leicht zu lösen sind.“ (I9)
Die Themen Verschuldung, Mobilität und Armut wurden auch von Entschei-
dungsträger*innen, deren Wahrnehmung und Kommunikation eines Problems eine
besondere Rolle für die Chance eines Wandels spielt (Campbell 2004, S. 115,
siehe Abschn. 3.3.2), beschrieben und könnten daher für die Durchsetzung neuer
Ideen geeignete Anknüpfungspunkte darstellen. Bei den weiteren oben genannten
Themen stellen die Chancen sich als schwieriger dar, da die Entscheidungsträ-
ger*innen diese nicht klar als Krisen definieren und davon auszugehen ist, dass
sie auch ihre Macht und Ressourcen davon nicht gefährdet sehen.
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Des Weiteren beschrieben die Interviewten einige Veränderungen, die während
oder vor dem Untersuchungszeitraum stattgefunden haben und die die Verbrei-
tung und Umsetzung der Ideen möglicherweise beeinflusst haben. Auch wenn
hier einige Punkte aus Abschnitt 2.4 wieder aufgegriffen werden, stellt dies
nicht lediglich eine Wiederholung dar, da es an dieser Stelle darum geht, wel-
che Veränderungen die interviewten Expert*innen – nicht die Autorin – mit den
Ideen des ersten Falles in Verbindung bringen. So wurde der Umbau des Bahn-
hofsvorplatzes Döppersberg bereits einige Jahre zuvor begonnen und von vielen
als negativ wahrgenommen (I1, I11–12). Während des Untersuchungszeitraumes
wurden dann die Flüchtlingswelle 2015 (I1, DI18), die Gründung des Dezer-
nats für Bürgerbeteiligung, heute Stabsstelle Bürgerbeteiligung, beobachtet und
als relevant angesehen (I2, I9, DI30). In diese Zeit fielen außerdem die Wahl
eines neuen Oberbürgermeisters (I4, DI30) und die Gründung des wissenschaft-
lichen Beirates des Oberbürgermeisters (I1). Nach der Oberbürgermeisterwahl
entstand die Konstellation einer stabilen Mehrheit einer Koalition aus SPD und
CDU im Stadtrat mit gleichzeitig einem Oberbürgermeister, der für viele Ent-
scheidungen keine Mehrheit hinter sich hatte (I2, I11). Außerdem fand eine
Landtagswahl mit anschließendem Regierungswechsel statt (I4). Zusätzlich gab
es einige Prozesse auf der Stadtebene: Der Stadtentwicklungsprozess W2025
war auf der Suche nach einem Maßstab zur Evaluierung der 13 enthaltenen
Projekte (I2, I7, I13, DI12, DI13), mit der Entwicklung der neuen Stadtentwick-
lungsstrategie STEK2030 wurde begonnen (I4), das erste Bürgerbudget wurde
durchgeführt und benötigte dafür geeignete Gemeinwohlkriterien (I11, DI17,
DI20). Die Offene-Daten-Strategie der Stadt Wuppertal wurde umgesetzt und das
Thema gewann an Bedeutung (I2). Besonders die institutionellen Veränderun-
gen durch die neue Stabsstelle Bürgerbeteiligung, dadurch vermehrte personelle
Ressourcen in dem Bereich sowie die Stadtentwicklungsstrategien könnten den
Erfolg der Projektideen vorangebracht haben. In beiden Bereichen waren die insti-
tutionellen Strukturen noch nicht verfestigt und insofern noch offener für neue
Impulse.
In Bezug auf die Forschungslandschaft in Wuppertal gab es vor Projektbe-
ginn Veränderungen, die eine Rolle gespielt haben und von den Interviewten
erwähnt wurden. So wurde Uwe Schneidewind 2010 als Präsident des WI
ernannt und brachte neue Schwerpunkte in die Forschung zur Transformation in
Wuppertal (I1). Außerdem wurden zahlreiche zivilgesellschaftliche Initiativen in
verschiedenen Quartieren in Wuppertal sowie 2013 das Transzent gegründet (I1).
Aus den Interviews lässt sich schlussfolgern, dass insbesondere die neuen insti-
tutionellen Strukturen wie die Stabsstelle Bürgerbeteiligung, der neue Oberbürger-
meister sowie die Stadtentwicklungsstrategien institutionelle Kontexte darstellten,
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an die die Ideen des Falles gut anknüpfen konnten. Die Herausforderungen durch
die hohen Schulden der Stadt und dem damit zusammenhängenden schlech-
ten Image stellen möglicherweise eine Situation dar, die neue Lösungen von
institutionellen Unternehmer*innen erfordert.
5.1.3 Anknüpfungspunkte und Umsetzbarkeit der Ideen
Voraussetzung für erfolgreiche Verbreitung und Umsetzung von Ideen ist es, an
die vorhandenen wahrgenommenen Krisen oder Widersprüche mit Lösungsvor-
schlägen anzuknüpfen und diese als relevant, geeignet und umsetzbar darzustellen
(Campbell 2004, S. 177 f., siehe auch Abschn. 3.3.2). Im Folgenden wird daher
gezeigt, wo dies gelang und wo die Anknüpfung sich schwieriger gestaltete.
Die interviewten institutionellen Unternehmer*innen beobachteten eine posi-
tive Einstellung der Entscheidungsträger*innen gegenüber dem Projekt (I2–3) und
auch von diesen wurde in den Interviews das Projekt als relevant beschrieben
(I5–7, I13). Trotzdem hat sich bisher keiner der Entscheidungsträger*innen aktiv
für die Ideen eingesetzt, außer der bereits genannten Person eines städtischen
Betriebes, die als Vermittlerin agierte.
In einer Stadt mit überwiegend negativem Image waren die zwölf Dimensio-
nen vor allem dann gern gesehen, wenn sie dazu dienten, die positiven Seiten
der Stadt darzustellen. Hier kann die Idee des Projektes also an eine wahrgenom-
mene Krise anschließen, indem sie zeigt, dass mehr als nur die Finanzlage die
Lebensqualität in Wuppertal ausmacht und auf diese Weise zu einer Verbesse-
rung des Images beitragen (I2, I4, I6–8, I13, DI2). Außerdem ist die Stadt durch
den Mangel an Ressourcen interessiert daran, Synergien zu nutzen, indem auf
Ergebnisse zurückgegriffen wird, die von der Wissenschaft aus deren finanziellen
Mitteln entwickelt wurden (I9). Ein Mitarbeiter der Stadtverwaltung formulierte
die Relevanz der Projektideen für Stadtentwicklung wie folgt:
„Halte ich auch für sehr wichtig. Weil es in der Stadt, gerade in den letzten zehn,
fünfzehn Jahren eben immer sehr um den finanziellen Aspekt kreist; unter dem Stich-
wort ‚Kommune, die sparen muss und kein Geld hat‘ und man auf der anderen Seite
eben sieht, dass es eine extrem kreative Stadt ist. Also jetzt gerade auf Wuppertal
bezogen, mit viel Engagement, wo Leute eben auch was für diese Stadt tun und…
oder für ihre Gemeinschaft tun. Und dadurch merkt man: Okay, das ist denen wichtig
und die wohnen gerne hier und es kann nicht an ökonomischen Faktoren liegen. […]
Aber eigentlich deshalb umso wichtiger, dass man eben auf, auf solche Indikatoren
auch zurückgreifen kann, um vielleicht auch nicht immer diesen… dieses Spardiktat
irgendwie nach vorne zu stellen. Sondern auch zu merken, hier… es geht auch darum,
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dass ich andere Möglichkeiten der Beteiligung oder des kulturellen Zusammenlebens
schaffe, die einen unheimlichen Boost auf, auf ein Wohlbefinden geben können. Und
dementsprechend da auch strategisch vielleicht näher an den wirklichen Präferenzen
der Bürgerinnen und Bürger zu sein.“ (I6)
Hier wurden die Wohlstandsdimensionen als konkreter Lösungsvorschlag for-
muliert und auch als geeignet angesehen (I7, I9). Beim Bürgerbudget sowie
auch bei W2025 konnte die Stadt auf bestehendes zurückgreifen und Synergien
nutzen. Bei diesen Projekten war sie auf der Suche nach konkreten Instrumen-
ten oder Kategorien, was die Anschlussfähigkeit erhöhte (I7–8, DI7, DI30).
Die Wohlstandsindikatoren oder -dimensionen stellten ein mögliches Instrument
dar und einen Vorschlag für ein gerade gesuchtes Kriterienset (I3, I6–9, I13).
Dieses Zusammentreffen eines Bedarfs in der Stadtverwaltung beim Bürgerbud-
get mit dem Angebot der Forschenden wurde von einem Mitarbeiter aus der
Stadtverwaltung folgendermaßen beschrieben:
„Wir wollen, dass Leute Entscheidungen treffen, die auch gemeinwohlbasiert sind,
um dann eben auch zu gucken, wie kann man die Arbeit, die auch bei euch in diesem
Projekt Wohlstandsindikatoren gelaufen ist, auch da runter brechen. So, das war halt
eine direkte Zusammenarbeit.“ (I6)
Ähnlich gut konnten die Ideen des Projektes auf dieser Ebene an W2025
anknüpfen, da dort gerade ein Maßstab zur Evaluierung gesucht wurde. Ein
projektinterner Interviewter resümierte, dass beim W2025-Prozess,
„[…] schon immer – bevor wir da überhaupt reingekommen sind – klar war: Um den
Erfolg dieser Projekte zumessen, brauchenwirmehr als einWirtschaftswocheranking,
brauchen wir mehr als Wirtschaftszahlen, die bewirken was Anderes. Ursprünglich
sollte eine Bürgerbefragung stattfinden – regelmäßig – da war dann kein Geld dafür
da. Und da quasi haben wir diese Lücke ein Stück weit geschlossen.“ (I2)
Zwar war es zu Beginn des Projektes bereits geplant, die Wohlstandsdimensio-
nen an die Stadt heranzutragen, jedoch noch unklar, wie genau dies geschehen
wird. Mit beiden städtischen Prozessen (W2025 und Bürgerbudget) ergab sich
eine günstige Gelegenheit, die die institutionellen Unternehmer*innen nutzen, um
ihre Ideen in die Prozesse einzubringen. Auf dieser untersten Ebene, der Idee,
die Dimensionen in der Bürgerwerkstatt oder für Workshops mit den Reallaboren
als Bewertungskriterien zu nutzen, erfordert die Umsetzung nur kleine Verände-
rungen (I1–4, I6–9). Als ein neues Instrument ist das Projekt als passend und
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anschlussfähig beschrieben worden und wird als geeigneter Lösungsvorschlag
(Campbell 2004, S. 179; Schmidt 2002, S. 221) angesehen.
Doch auch auf dieser Ebene zeigte sich, dass es nicht allen gleich leicht fiel,
die Dimensionen zur Bewertung zu nutzen. Bei der Bürgerwerkstatt gelang dies
nur einigen Gruppen (DI21–28). Bei den Wirkungsabschätzungsworkshops der
Reallabore des WTW-Projektes, die im Gegensatz zur Bürgerwerkstatt von Wis-
senschaftler*innen moderiert wurden, wurde die Nutzung der Dimensionen von
den Teilnehmenden als hilfreich und gut verständlich wahrgenommen (DI29).
Zur Nutzung in dem späteren Stadtentwicklungsprozess STEK2030 wurden die
Wohlstandsdimensionen ebenfalls vom Leiter des Ressorts Stadtentwicklung als
geeignet angesehen, dann aber nicht dafür genutzt (I13).
Die Idee eines alternativen Wohlstandsverständnisses als Leitbild für städtische
Politik wurde als sehr anschlussfähig zu den Akteur*innen im Nachhaltigkeitsbe-
reich, also einer Gruppe in der Bevölkerung, wahrgenommen (I1, I9, I11–12).
Sowohl lokal als auch überregional betrachtet war sie außerdem anschlussfähig
an die Debatte über Nachhaltigkeitsindikatoren (I3). Ein Interviewter aus der
Zivilgesellschaft beschrieb die Relevanz der neuen Paradigmen:
„Naja, weil so wie wir unsere Gesellschaft, unser Wirtschaftssystem, unser politisches
System entwickeln, geht das ganze ja den Bach runter. Also wir… Also man kann ja
nicht sagen, dass wir auf einem guten Weg sind, nach meiner Interpretation. Sondern
wir sägen ja den Ast ab, auf dem wir sitzen. Und das heißt, wir wenden die Instru-
mente, die wir haben falsch an und oder haben die falschen Instrumente. Ja, vermutlich
beides. Das heißt, wir müssen das, was wir da haben sehr kritisch hinterfragen und
gucken, wie können wir das besser machen. Und da gehört natürlich die Messung von
Wohlstandsindikatoren gehört da wesentlich mit dazu, weil sie natürlich dazu beitra-
gen, solche Messverfahren wie Gesellschaft selbst ihre Realität wahrnimmt und das
was ihre Ziele sind und wohin sie sich entwickeln kann.“ (I9)
Aus dieser Perspektive können die Indikatoren ein Lösungsweg sein, um ressour-
censchonende und nachhaltige Stadtentwicklung und städtische Lebensqualität zu
fördern (DI2). Als eine Umsetzungsmöglichkeit dieser tiefgreifenden Idee wurde
ein Nachhaltigkeitscheck bei städtischen Entscheidungen von drei Personen der
Zivilgesellschaft genannt (I9, I11–12).
Inwieweit die Ideen des Projektes an die Vorstellungen der Stadtverwaltung
anschlussfähig sind, waren sich die Interviewten uneinig. Einige meinten, das
Projekt würde an die Vorstellungen vieler Verwaltungsmitarbeiter*innen anknüp-
fen (I11–13), jedoch nicht an die der leitenden Ebene (I11). Auch wurde es
eher als Kritik an aktuellen Entscheidungen verstanden (I1–2, I5) und würde
daher eine größere Veränderung fordern (I1–2, I4–5). Dass nur bei drei externen
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Interviewten – alle Nachhaltigkeitsakteur*innen der Zivilgesellschaft – die Ver-
breitung alternativer Paradigmen und ein Hinterfragen von Kriterien der Entschei-
dungsfindung als zentrales Ziel der institutionellen Unternehmer*innen ankam
(I9, I11–12), verdeutlicht, dass hier die Anschlussfähigkeit an den Rest der
Akteur*innen sehr gering war. Daneben zeigt dies, dass es sich als wesentlich
schwieriger herausstellte, dieses alternative Paradigma zu etablieren als kleine
Umsetzungen in Projekten wie dem Bürgerbudget durchzuführen (I1–4).
Eine Orientierung der Stadtpolitik und -verwaltung an den Indikatoren würde
Änderungen in Abläufen und Gewohnheiten bedeuten, worin einige Interviewte
auch wegen knapper finanzieller und zeitlicher Ressourcen Schwierigkeiten sahen
(I1–4, I6–9). Ein Mitarbeiter der Stadtverwaltung beschrieb dies wie folgt:
„Dass es zu abstrakt ist, und dass es halt in … in ein bestehendes Umfeld aus Infor-
mationen trifft. Und das ist dann halt so: Okay, noch eine Info. So. Und das wird
dann einfach in Zeiten der Arbeitsverdichtung oder auch vielleicht in einer politischen
Kurzfristigkeit sagt man: Ja, ist zur Kenntnis genommen. Dann war es das. Das ist halt
die Gefahr.“ (I6)
Insofern müssten die Indikatoren einfach anwendbar und nicht zu komplex sein,
um in der Verwaltung etabliert zu werden (I5, I12). Ein Mitarbeiter der Stadtver-
waltung merkte außerdem an, dass ein Vergleich mit anderen Städten notwendig
sei und er die Indikatoren ungern als erste und einzige Stadt nutzen würde (I7).
Wie von Campbell (2004, S. 179) argumentiert, hätte es hier geholfen zu zeigen,
wenn diese Indikatoren bereits an anderen Orten nützlich und geeignet waren
(siehe Abschn. 3.3.2). Andere dagegen sahen gerade den Wert darin, dass die
Indikatoren in und für Wuppertal entwickelt und daher genau passend seien (I11).
Die Analyse hinsichtlich der Anschlussfähigkeit und Umsetzbarkeit der Ideen
hat also gezeigt, dass das neue Paradigma hauptsächlich an die Nachhaltigkeitsak-
teur*innen, also eine Nische in Wuppertal, anschlussfähig ist, von diesen jedoch
als sehr relevant angesehen wurde. Der Großteil der Bevölkerung und der Ent-
scheidungsträger*innen sah hier dagegen weniger Bezug zu ihren Zuständigkeiten
und sah die Umsetzung als zu schwierig an. Hier wurde also bisher kein genü-
gender Handlungsdruck durch die Krisen wahrgenommen und die Ideen nicht
als geeignete Lösungsvorschläge bewertet. Auf der Ebene von Policies wurde
dagegen von allen Interviewten und in den Dokumenten eine Umsetzbarkeit
gesehen. In einigen Fällen konnten hier sogar Ressourcen auf Seiten der Stadt
gespart werden, was die Umsetzung der Policies für die Stadtverwaltung noch
erstrebenswerter machte.
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5.1.4 BeobachtbareVeränderungen
Die Interviewten beobachteten, dass einige Akteur*innen in der Stadt vermehrt
die Begriffe gutes Leben und Wohlstand im erweiterten Sinne nutzen, was als
eine erste beobachtbare Veränderung verstanden werden kann. So verwendete
unter anderem der Oberbürgermeister diese Begriffe sowie die Stadtsparkasse in
ihrem Kundenmagazin Treuewelt (I1–2). Im Hinblick auf das bisher oft negative
Image der Stadt meinte eine Interviewte, bereits eine diskursive Veränderung zu
beobachten:
„Und in diesem Zusammenhang denke ich, haben wir es wirklich geschafft, einen
Beitrag dazu zu liefern, zu sagen ‚Mensch, es gibt auch Sachen, da sindwirwirklich gut
drin‘. Ja, o. k., wir haben wirtschaftliche Probleme, Bevölkerungsrückgang. Aber wir
haben beispielsweise zivilgesellschaftliche Initiativen, die ganz stark zum Wohlstand
beitragen in dieser Stadt. Und diesen Negativdiskurs umzudrehen ein Stück weit zu
einempositivenDiskurs.Und ichdenke auf dieser diskursivenEbene, habenwir einiges
geschafft.“ (I1)
Bei den beiden Prozessen Bürgerbudget 2017 und W2025 entschieden sich
externe Personen bewusst für die Nutzung der Wohlstandsdimensionen und damit
wurde die Idee ein erstes Mal aktiv unterstützt (I7–8, DI13, DI17, DI32). Bei der
Durchführung des Bürgerbudget 2017 wurden die Wohlstandsdimensionen dann
auch bereits genutzt, wohingegen bei W2025 noch nicht mit der Nutzung begon-
nen wurde und noch nicht geklärt ist, wie dies geschehen soll (I8). Auch wenn
die Ideen bei den meisten Entscheidungsträger*innen und zivilgesellschaftlichen
Akteur*innen auf positive Resonanz gestoßen sind, haben sich bisher nur wenige
Personen aktiv dafür eingesetzt oder die Indikatoren aufgegriffen. Zwei Personen
nannten als Grund dafür einen Mangel an zeitlichen Ressourcen und die Vielzahl
anderer Aktivitäten (I10, I12).
Die bisherigen kleinen Anwendungen der Wohlstandsdimensionen beim Bür-
gerbudget und in Wirkungsabschätzungsworkshops beziehen sich auf die hinter
dem Projekt stehenden neuen Policies. Im Sinne der Einführung neuer Instru-
mente (Wandel erster Ordnung, Hall 1993, S. 278) wurde also schon ein Schritt
erreicht. Die dahinterliegenden Paradigmen wurden bei den bisherigen Anwen-
dungen jedoch nicht verändert, sind aber zu einzelnen Personen vorgedrungen
und in den Diskursen verbreitet worden.
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5.1.5 Zusammenfassung und Abgleichmit den Prognosen
Im Folgenden wird die vorangegangene Analyse des Projektes der Wohlstandsin-
dikatorenentwicklung im Rahmen des WTW-Projektes nun zusammengefasst und
die Ergebnisse werden eingeordnet, um im Sinne einer Kongruenzanalyse die laut
diskursivem Institutionalismus vorhergesagten Prognosen (siehe Abschn. 4.3) mit
den Beobachtungen in der Empirie zu vergleichen.
Wie in den vorangegangenen Abschnitten beschrieben, waren neue Ideen
vorhanden, die von den Mitarbeiter*innen der Forschungsinstitute WI und Tran-
szent vorangebracht wurden. Diese Akteur*innen können daher als institutionelle
Unternehmer*innen verstanden werden, die sich für diese Idee eingesetzt haben
(Campbell 2004, S. 177 f.) oder auch als epistemische Gemeinschaft, die als
Berater*innen herangezogen wurden (Campbell 2004, S. 106 f.; Haas 1992,
S. 27–29).
Diese institutionellen Unternehmer*innen bezweckten Veränderungen auf den
unterschiedlichen Ebenen. Eine Nutzung der Wohlstandsindikatoren zur Evalu-
ierung von Projekten würde mit einem Wandel erster Ordnung, teilweise auch
zweiter Ordnung einhergehen. Eine einzelne Anwendung der Wohlstandsdimen-
sionen stellt als Instrument beim Bürgerbudget eine neue Policy dar, während eine
Integration dessen in ein größeres stadtpolitisches Konzept oder die Zielsetzung
eines – auf den Indikatoren aufbauenden – Nachhaltigkeitschecks für stadtpoli-
tische Entscheidungen ein neues Programm darstellen würde. Eine Orientierung
stadtpolitischer Entscheidungen an einem neuen Wohlstandskonzept als überge-
ordnetem Kompass ist dagegen als neues Paradigma (Campbell 2002, S. 22 f.,
2004, S. 94 f.; Schmidt 2017, S. 251, siehe Abschn. 3.2.1) und damit als Wandel
dritter Ordnung zu verstehen (Hall 1993, S. 279, siehe Abschn. 3.3.1).
Da es sich um ein finanziell gefördertes Forschungsprojekt handelte, waren
Ressourcen für die Verbreitung der neuen Ideen vorhanden, was ebenfalls Voraus-
setzung für erfolgreiche Politikveränderungen ist (siehe Abschn. 3.3.2). Parallel
zu den Aktivitäten institutioneller Unternehmer*innen agierten die Wissenschaft-
ler*innen in ihrer Rolle als Forschende, indem sie untersuchten, was Wohlstand
für die Wuppertaler Bevölkerung bedeutet und wie dieser gemessen werden kann.
Die Analyse hat gezeigt, dass die Ideen des Projektes zu einem gewissen Teil
in der Stadtgesellschaft und -verwaltung diffundiert sind und dabei auch einige
Unterstützer*innen für sich gewinnen konnten. Dazu waren die bestehenden Netz-
werke der Wissenschaftler*innen sowie der neu gewonnen Unterstützer*innen
hilfreich. Bis Ende des Untersuchungszeitraumes war das Projekt allerdings noch
kaum in der Öffentlichkeit angekommen und wurde so nur von einem ausge-
wählten Kreis an Personen wahrgenommen. Die quantitativen Ergebnisse der
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Indikatorenberechnung sind in den öffentlichen Dokumenten nur bruchstückhaft
dokumentiert. Meist wurden nur die Dimensionen ohne dazugehörige Indikatoren
kommuniziert. Außerdem zeigte sich, dass die involvierten Personen meist nur
einzelne Teilaspekte des Projektes wahrgenommen haben und dies nicht in Gänze
überblickt haben. Auch in den Medien waren die Ideen des Projektes schwer zu
vermitteln.
Dies könnte darauf hindeuten, dass die Ideen des Projektes nicht, wie von
Campbell (2004, S. 177 f.) als Kriterium für erfolgreichen institutionellen Wandel
formuliert, einfach und verständlich kommuniziert wurden. Die Vielschichtig-
keit und teilweise fehlende Eindeutigkeit der Ideen (Schmidt 2006, S. 253, siehe
Abschn. 3.2.3) konnte also kaum positiv genutzt werden, sondern stellte sich eher
als Hindernis für die breite Diffusion der Idee im städtischen Diskurs dar.
Im Laufe des Projektes konnten zwei Vertreter der Zivilgesellschaft und
eine Vertreterin eines städtischen Betriebes als Unterstützer*innen und Vermitt-
ler*innen (Campbell 2004, S. 104 f.) gewonnen werden, die die Projektideen
in weitere städtische Netzwerke einbrachten und so den Zugang zu Entschei-
dungsträger*innen und die Umsetzung der Ideen förderten. Durch diese Kontakte
kamen auch die bisherigen Integrationen der Wohlstandsdimensionen in städtische
Prozesse zustande: Die Nutzung der Dimensionen beim städtischen Bürgerbud-
getprozess 2017 sowie die Entscheidung für eine Nutzung im Rahmen der Stadt-
entwicklungsstrategie W2025. Zugang zu Entscheidungsträger*innen (Campbell
2004, S. 178 f.) lag also vor, wurde jedoch nur in den genannten beiden Ein-
zelfällen intensiviert. Dieser Zugang wurde durch institutionelle Veränderungen
in Wuppertal ermöglicht, die geeignete Gelegenheitsfenster öffneten. So stell-
ten die Schaffung einer neuen Stabsstelle Bürgerbeteiligung und daraus folgende
vermehrte personelle Ressourcen in diesem Bereich sowie die Stadtentwicklungs-
strategie W2025 Prozesse dar, an welche die Ideen gut anknüpfen konnten. In
beiden Bereichen waren die institutionellen Strukturen noch nicht verfestigt und
deshalb noch offen für neue Impulse. Auch die Krisensituation durch die seit
Jahrzehnten andauernde schlechte wirtschaftliche Lage der Stadt und die hohe
Armutsrate schien letztlich dazu zu führen, dass viele Entscheidungsträger*innen
offen dafür waren, Synergien zu nutzen und auf Ergebnisse zurückzugreifen, die
in der Wissenschaft entstanden sind, um so selbst Ressourcen zu sparen. Hier
wurden die Wohlstandsdimensionen als Lösungsvorschlag für fehlende Bewer-
tungskriterien formuliert und auch als geeignet angesehen, was Voraussetzungen
für erfolgreichen Wandel sind (siehe Abschn. 3.3.2). Gleichzeitig bestand ein
Interesse an einer positiveren Darstellung Wuppertals, das oft durch die schlechte
Wirtschaftslage ein negatives Image bekommt. Auch hier konnten die Ideen eines
alternativen Wohlstandsverständnisses gut anknüpfen. Auf dieser höheren Ebene
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war zwar Anschlussfähigkeit vorhanden, die Hürden der Umsetzung waren jedoch
zu hoch und die Diffusion dieses Paradigmas zu gering, so dass es bisher nicht
zu einer Veränderung höherer Ordnung kam.
Zusammenfassend lässt sich feststellen, dass die Kriterien Vorhandensein insti-
tutioneller Unternehmer*innen, neuer Ideen und wahrgenommener Krisen also
vorliegen, eine Anknüpfung jedoch bislang nur auf der Ebene von Policies gelang.
Wie sich durch den diskursiven Institutionalismus im Voraus vermuten ließ (siehe
Abschn. 4.3), war eine Umsetzung auf höherer Ebene bisher nicht erfolgreich.
5.2 App-basiertes Panel„Glücklich inWuppertal“
5.2.1 Akteur*innen und Ideen
5.2.1.1 Institutionelle Unternehmer*innen und deren Ideen
Zur Analyse des zweiten Falles, des Projektes „Glücklich in Wuppertal“, wird
nun ebenfalls untersucht, ob durch das Projekt bereits ein Wandel in Wuppertal
zu beobachten ist. Zunächst wird dargestellt, welche institutionellen Unterneh-
mer*innen im Fall von „Glücklich in Wuppertal“ vorhanden waren und ob sie
über Ressourcen verfügt haben.
Das Projekt „Glücklich in Wuppertal“ wurde von vier Projektpartner*innen
durchgeführt, wobei die Ideen und die Umsetzung hauptsächlich von den zwei
involvierten wissenschaftlichen Instituten HRO und WI ausging. Im Laufe der
Projektplanungen konnten dann zwei lokale Unternehmen – die Stadtsparkasse
Wuppertal sowie die WSW – gewonnen werden (G1–4). Somit sind drei der
vier Projektpartner*innen lokal angesiedelte Organisationen, eine aus der Region.
Diese Konstellation aus wissenschaftlichen Einrichtungen und Unternehmenspart-
ner*innen, jeweils gut vernetzt und mit gutem Ruf in Wuppertal, brachte dem
Konsortium die notwendige Glaubwürdigkeit (G1, DG4). Externe Interviewte
bewerteten diese Zusammenarbeit der wissenschaftlichen Einrichtungen mit der
WSW und Sparkasse positiv, da es sich um anerkannte kommunale Unternehmen
handelte. Diese Zusammenarbeit habe laut den Interviewten zu einer besseren
Verankerung in der Stadt geführt und zu einer größeren Bekanntheit beigetragen
als bei rein wissenschaftlich getragenen Projekten (G6–9, G12–13).
Die vier involvierten Organisationen und ihre dafür zuständigen Mitarbeiten-
den waren unterschiedlich stark in das Projekt involviert. Projektleitung und die
meisten Personalressourcen lagen beim WI. Die HRO als zweite wissenschaftli-
che Akteurin lieferte Wissen in den Bereichen Glücksforschung, stellte die App
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zur Verfügung und passte sie für das Projekt entsprechend an (G2, G4). Die Unter-
nehmen Sparkasse und WSW trugen insbesondere durch finanzielle Unterstützung
zum Projekt bei, indem sie ein Spendenvolumen zur Verfügung stellten, das nach
Beantwortung der Fragen in der App über die Plattform „Gut für Wuppertal“
verteilt werden konnte. Daher war zusätzlich das Unternehmen Betterplace.org
involviert, über dessen Plattform das Spendenportal der Sparkasse betrieben wird
(G4, DG5–6, DG13). Außerdem agierten die Sparkasse und die WSW bei der Fra-
gebogenerstellung als Kommentatorinnen und gaben Feedback (G2–4). Zusätzlich
entwickelte die Sparkasse das Design der App und warb in ihren Kanälen für
die Teilnahme an den Befragungen. Dazu nutze sie ihre Newsletter sowie Spar-
kassenautomaten und ihr Kund*innenmagazin (G1–4, DG69). Zusätzlich wurde
für eine Teilfinanzierung das FGW gewonnen, das bei den Auswertungen und
Publikationen auch über die Finanzierung hinaus inhaltlich involviert war (G2).
Eine Finanzierung des Projektes konnte für drei Jahre sichergestellt werden, so
dass am WI ein Projektkoordinator sowie eine studentische Hilfskraft dafür zur
Verfügung standen und die HRO die App auf Wuppertal anpassen konnte. Res-
sourcen, die institutionellen Unternehmer*innen laut Campbell (2004, S. 178 f.,
siehe Abschn. 3.3.2) zur Verfügung stehen müssen, um erfolgreich Veränderungen
zu bewirken, waren also zum Aufbau der App vorhanden.
Mit dem Projekt „Glücklich in Wuppertal“ wurden von den Projektpart-
ner*innen verschiedene Ziele verfolgt, hinter denen Ideen der unterschiedlichen
Kategorien nach Schmidt (2017, S. 251, siehe Abschn. 3.2.1) standen. Dabei
ist deutlich geworden, dass nicht alle Projektbeteiligten dieselben Projektideen
verfolgten, sondern teilweise auch nur einen Teil davon, worauf im Folgenden
genauer eingegangen wird.
Ein Ziel des Projektes war es, herauszufinden, was die Menschen in Wuppertal
beschäftigt und was sie glücklich macht sowie das Glücksniveau zu messen (G3–
5, DG2–3, DG8, DG20, DG23, DG57–58, DG62, DG99, DG130). Zusätzlich
sollte, um dieses Ziel längerfristig zu erhalten, ein App-basiertes Panel aufgebaut
werden (DG6, DG182). Diese Ziele können als klassischer wissenschaftlicher
Beitrag des Projektes verstanden werden.
Die Wissenschaft sollte außerdem aber auch aus den Ergebnissen Handlungs-
empfehlungen und Leitlinien ableiten und die Ergebnisse für Stadtentwicklung
nutzbar machen, damit die Politik sich besser an den Wünschen der Bevölke-
rung orientieren kann (G2–4, DG3, DG6, DG20, DG23, DG36, DG67, DG130,
DG174). Auch bei konkreten Fragen wie zum zu der Zeit diskutierten Bau einer
Seilbahn könnte die App helfen, indem sie als Beteiligungsinstrument genutzt
wird (G2–4, DG57). Für die Nutzer*innen sollte die App die Vorteile haben,
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einerseits über das eigene Glück zu reflektieren und andererseits, sich in Stadtpo-
litik einzubringen (DG4, DG8, DG55). Daneben konnten sie als Dank und Anreiz
für die Teilnahme Spendenguthaben an Wuppertaler Projekte vergeben (DG8,
DG56, DG99). Diese Aspekte sind auch als wissenschaftlicher Beitrag, jedoch
im Sinne von Politikberatung zu verstehen, als ein Angebot an die Politik, sich
mehr an den Wünschen der Wuppertaler Bürgerschaft zu orientieren
Hinter diesen Zielen stand die Idee, selbst Einfluss auf stadtpolitische Entwick-
lungen zu nehmen. So könnten aus den neuen Erkenntnissen neue Programme
abgeleitet und eingeführt werden. „Glücklich in Wuppertal“ könnte also selbst
ein neues Instrument darstellen und gleichzeitig durch die Erkenntnisse die Ein-
führung weiterer neuer Policies bewirken. Eine Veränderung von Instrumenten
und Programmen durch neue Erkenntnisse über die Wünsche der Bevölkerung
würde in den meisten Fällen – beispielsweise bei der Entscheidung für oder
gegen den Bau der Seilbahn – eine Veränderung erster Ordnung bedeuten und
keinen tieferen Wandel voraussetzen (siehe Abschn. 3.3.1). Mit dieser Verände-
rungsintension gehen die Forschenden von „Glücklich in Wuppertal“ also über die
klassische Rolle als Wissenschaftler*innen hinaus und agieren als institutionelle
Unternehmer*innen.
Ein weiteres Ziel von „Glücklich in Wuppertal“ bezieht sich auf die Idee eines
alternativen, ressourcenarmen Wohlstands in der Stadt, denn für ein vollständiges
Set an Wohlstandsindikatoren für Wuppertal fehlten bisher noch subjektive Daten,
welche mithilfe dieser App erhoben werden könnten (G1–4, DG1, DG4, DG6,
DG20, DG174, DG182, DG210). Idee hinter dem Projekt war es daher zusätz-
lich, herauszufinden, wie ein nachhaltiger aber ressourcenschonender Lebensstil
der Wuppertaler*innen, der trotzdem eine hohe subjektive Lebenszufriedenheit
ermöglicht, aussehen kann (G1–2) und dazu subjektive Daten zu erheben. Damit
angereicherte Wuppertaler Wohlstandsindikatoren sollten dann als Kompass für
Stadtentwicklung und -politik dienen und den Blick von rein ökonomischen
Aspekten auf subjektive Zufriedenheit und andere nicht-materielle Faktoren
richten.
Mit dem Beitrag von „Glücklich in Wuppertal“ zu den Wohlstandsindikato-
ren wurde also ein transformativer Beitrag des Projektes angestrebt. Ziel war,
ein neues Paradigma einzuführen, bei dem Stadtpolitik nicht mehr hauptsächlich
nach ökonomischen Kriterien entscheidet, sondern den Blick auf weitere, teil-
weise subjektive Aspekte von Lebensqualität richtet (G2–3). Hier handelt es sich
um ein neues Paradigma, also eine kognitive Idee im Hintergrund der Debatte.
Intendiert wäre damit eine tiefgreifende Veränderung dritter Ordnung, also eine
Transformation (Campbell 2002, S. 22 f., 2004, S. 94 f.; Schmidt 2017, S. 251).
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Hinter dem Projekt verbergen sich demnach Ideen auf verschiedenen Ebenen.
Doch nicht alle an „Glücklich in Wuppertal“ Beteiligten vertreten alle dieser Ideen
gleichermaßen. So sahen alle Projektbeteiligten die Ziele der Datenerhebung,
um mehr über die subjektive Zufriedenheit zu erfahren und ein Befragungstool
zu entwickeln, mit dem Bürger*innen zu städtischen Prozessen befragt wer-
den können (G1–G5). Die grundlegendere dahinterstehende Idee einer Kritik an
einer rein ökonomischen Perspektive auf Stadtentwicklung und der Weiterent-
wicklung des BLI-u wurde dagegen hauptsächlich von den Beteiligten des WI,
weniger zentral auch von der HRO vertreten (G1–2, G4), weshalb sie als die
institutionellen Unternehmer*innen des Projektes angesehen werden. Die Rol-
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Abb.5.2 Zuordnung der Ideen zuVeränderungsintensionen („Glücklich inWuppertal“).Die
Abbildung zeigt die Zuordnung der Ideen der institutionellen Unternehmer*innen im Fall von
„Glücklich in Wuppertal“ zu den drei Graden der Veränderung nach Hall (1993). Die App
als Beteiligungsinstrument zu nutzen, würde je nach Ausgestaltung einen Wandel erster oder
zweiter Ordnung bedeuten, während die Einführung eines alternativen Wohlstandskompasses
eine Transformation mit sich bringen würde.
Quelle: Hall (1993) und eigene. Eigene Darstellung
Die Ideen sind auf den unterschiedlichen Ebenen verortet und Veränderungs-
intensionen sind auf allen drei Ebenen, von einem Wandel erster Ordnung bis hin
zu einer grundlegenden Transformation (siehe Abschn. 3.3.1), erkennbar (siehe
Abb. 5.2). Daher konnten die Projektpartner*innen – insbesondere die Forschen-
den – als institutionelle Unternehmer*innen (Campbell 2004, S. 177 f.) verstanden
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werden, die ihre Ideen in städtischen Diskursen vertreten und sich für Verän-
derungen einsetzen. Ressourcen dafür waren für drei Jahre vorhanden und die
institutionellen Unternehmer*innen genossen einen guten Ruf und Glaubwürdig-
keit bei ihren Aktivitäten in der Stadt. Diese Voraussetzung für Politikwandel ist
also vorhanden.
5.2.1.2 Unterstützung durch zivilgesellschaftliche Akteur*innen
und Unternehmen
Um erfolgreich Wandel voranzutreiben, ist die Verbreitung der Ideen in
unterschiedlichen Netzwerken notwendig und die Unterstützung durch andere
Akteur*innen, die als Vermittler*innen agieren (Campbell 2004, S. 104 f., siehe
Abschn. 3.3.2). Im Folgenden wird dargestellt, wer aus der Zivilgesellschaft und
Unternehmerschaft in das Projekt involviert war und die Ideen des Projektes
unterstützt und zu einer Diffusion beigetragen hat.
Um ihre Ideen zu verbreiten und Teilnehmende für die App zu gewin-
nen, pflegten die Wissenschaftler*innen Kontakt zu zivilgesellschaftlichen
Akteur*innen, beispielsweise zu dem „Freien Netzwerk Kultur“ (G17) und dem
Verein „Bürgerforum Heckinghausen“, in dessen Räumen eine Diskussion der
Ergebnisse stattfand (G2, DG206). Auch bei „Wuppertal Aktiv“ wurde über
„Glücklich in Wuppertal“ gesprochen, da es dort personelle Überschneidungen
mit Entscheidungsträger*innen gab, die über andere Wege von dem Projekt erfuh-
ren (G11, G17). Viele zivilgesellschaftliche Akteur*innen standen dem Projekt
positiv gegenüber und haben die Ideen unterstützt (G2) und durch die Verbrei-
tung in ihren Netzwerken geholfen, Teilnehmende für die Erhebungsrunden zu
rekrutieren (G5).
Zwischen dem Projektkoordinator von „Glücklich in Wuppertal“ und der Wirt-
schaftsförderung bestand bereits Kontakt über den ersten hier analysierten Fall,
das Projekt der Wohlstandsindikatoren für Wuppertal (G9, siehe Abschn. 5.1.1.2),
was sich positiv auf die Verbreitung der Ideen hinter „Glücklich in Wuppertal“
auswirkte. Dadurch erfuhr die Vertreterin der Wirtschaftsförderung auch von die-
sem Projekt und schlug vor, die App in den Stadtentwicklungsprozess W2025 auf-
zunehmen, weil sie sie für ein geeignetes Instrument zur Evaluierung der Projekte
hielt. Auf diesem Weg wiederum lernten zahlreiche Entscheidungsträger*innen
die App kennen und die Ideen konnten auch dorthin diffundieren.
Ein Vertreter des Stadtmarketings4 erfuhr auf der Auftaktveranstaltung Genau-
eres über die Ideen und bot daraufhin an, darüber in seinen Netzwerken zu
4Wuppertal Marketing GmbH ist ein Betrieb, zu dessen 27 Gesellschaftern die Stadt Wupper-
tal, die WSW sowie die Stadtsparkasse gehören und dessen Aufsichtsrat zu einem Drittel von
124 5 Analyse zweier transformativer Forschungsprojekte
informieren. Er trug dadurch zu einer weiteren Diffusion der Ideen bei, insbe-
sondere auch im Kreise von Unternehmen. Außerdem schlug er vor, die App in
den Stadtentwicklungsprozess W2025 einzubeziehen (G15, G17). Persönlich fand
er die Nutzung der App jedoch nach einer Weile zu zeitaufwendig und nennt im
Interview einige Kritikpunkte an der konkreten Umsetzung. Trotzdem kann er
als Vermittler im Sinne von Campbell (2004, S. 104 f.) verstanden werden, da
er die Ideen von „Glücklich in Wuppertal“ unterstützte und sowohl in Unterneh-
mensnetzwerke hinein als auch in städtischen Netzwerken wie dem Lenkungskreis
W2025 verbreitete.
Zusätzlich bestand eine Kooperation mit der WZ, die viel über die App berich-
tete und in Gastbeiträgen das Thema auf eine persönliche Ebene gebracht hat,
so dass es von der Leserschaft positiv aufgenommen wurde (G1–2, G6, G13,
G18). Dadurch agierte die WZ als Framerin (Campbell 2004, S. 102 f.), indem
sie die Programme an die Öffentlichkeit gebracht und sie so beschrieben hat,
dass sie zu den Ideen der Bevölkerung passten (G1–2, G19). So berichteten die
WZ-Redakteur*innen zunächst selbst in einer Kolumne über die eigene Nut-
zung der App (DG43, DG51, DG59, DG63, DG73, DG75–76, DG81, DG83,
DG86, DG92, DG135) und luden dann Wuppertaler Persönlichkeiten aus Stadt-
politik, -verwaltung und Zivilgesellschaft dazu ein, Gastbeiträge über ihr Glück
in Wuppertal zu schreiben, wodurch die WZ ebenfalls als Vermittlerin in wei-
tere Kontexte fungierte. Dadurch wurden in der Zivilgesellschaft einige Personen
und Organisationen erreicht und erfuhren über die App: zwei Kirchenangestellte
(DG110, DG194), der Direktor eines Kunstmuseums (DG176), eine Galeristin
(DG187), ein Mathematikprofessor (DG175), ein Lehrer (DG168), Kinder und
Erzieher*innen in Kindertagesstätten (DG194, DG198, DG202), sowie ein Zau-
berkünstler (DG184). Diese Personen oder Organisationen der Zivilgesellschaft
hatten jedoch keinen direkten Kontakt zu den Projektbeteiligten und bezogen
sich in ihren Beiträgen auch nicht konkret auf „Glücklich in Wuppertal“. Es
ist also nicht davon auszugehen, dass sie sich tiefgehender mit den Ideen des
Projektes auseinandersetzten. Zusätzlich erfuhren über diesen Weg einige Stadtpo-
litiker*innen von „Glücklich in Wuppertal“ und schrieben ebenfalls Gastbeiträge
in der WZ, worauf im folgenden Abschnitt zu Entscheidungsträger*innen ein-
gegangen wird. Weitere Framerin war die Sparkasse, indem sie das Design
entwickelte und in ihren Medien darüber berichtete (siehe Abschn. 5.2.1.1).
der Stadt gestellt wird (Wuppertal Marketing o. J.-a, o. J.-b). Durch diese starke Verbindung
mit der Stadt wird dieser hier ebenfalls als stadtnaher Betrieb eingeordnet.
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Aus Zivilgesellschaft und Unternehmerschaft bildeten sich also drei Organi-
sationen als Unterstützer*innen heraus: die Wirtschaftsförderung, das Stadtmar-
keting sowie die WZ, die alle drei als Vermittler*innen im Sinne von Campbell
(2004, S. 104 f.) auftraten, die die Ideen passend für die Bevölkerung übersetzten.
Daneben agierten die WZ sowie die Sparkasse als Framerinnen. Die laut Camp-
bell (2004, S. 178, siehe Abschn. 3.3.2) für erfolgreiche Veränderung notwendigen
Netzwerke der institutionellen Unternehmer*innen in unterschiedlichen Kreisen
konnten so im Laufe des Projektes auch in die Zivilgesellschaft, Bürgerschaft
und Unternehmerkreise herein ausgebaut werden.
5.2.1.3 Zugang zu Entscheidungsträger*innen
Voraussetzung für Politikwandel ist außerdem der Zugang zu und die Unter-
stützung durch Entscheidungsträger*innen. Je mehr Interesse Entscheidungsträ-
ger*innen an den Ideen haben, umso wahrscheinlicher wird ein erfolgreicher
Wandel. Dies war auch den Projektbeteiligten klar, weshalb sie neben einer
Verbreitung der Projektideen in der Zivilgesellschaft diese auch an Stadtverwal-
tung und -politik herantrugen. Dazu wurden gezielt Kontakte zu einer Auswahl
an Entscheidungsträger*innen hergestellt, die die Projektbeteiligten als offen
den Ideen gegenüber einschätzten (G1–2, G5). Außerdem wurden die Ideen an
unterschiedlichen Stellen in städtische Prozesse integriert. In diesem Zusam-
menhang nannten drei der Projektbeteiligten die Herausforderung, einerseits als
Wissenschaftler*innen neutral zu bleiben und nicht zum Projekt einer bestimm-
ten politischen Gruppe zu werden und andererseits Entscheidungsträger*innen
anzusprechen und für sich zu gewinnen (G1, G4–5).
Bei „Glücklich in Wuppertal“ bestand insbesondere über den STEK2030-
Prozess Kontakt zu Mitarbeitenden aller städtischen Ressorts sowie stadtnahen
Betrieben (G1–2, G4, G6–8, G14–15, G20, DG215, DG208): das Ressort Stadt-
entwicklung, das den STEK2030-Prozess steuerte sowie die im Planungsgremium
vertretenen Personen aus den Bereichen Gleichstellung, Klimaschutz, Grünflä-
chen und Forsten, Straßen und Verkehr, Bauen und Wohnen, Umweltschutz,
Sozialamt, Zuwanderung und Integration, Jugendamt, Kultur und Sport, Käm-
merei, die Stabsstelle Bürgerbeteiligung sowie die Wirtschaftsförderung und das
Jobcenter. Personen aller dieser Bereiche erfuhren so von den Ideen der institutio-
nellen Unternehmer*innen. Der engere Austausch zwischen den Projektbeteiligten
von „Glücklich in Wuppertal“ und dem STEK2030-Prozess lief dann jedoch
hauptsächlich über ein von der Stadt beauftragtes Planungsbüro und teilweise über
das Ressort Stadtentwicklung (G6–7, G11–12, G14). Dadurch haben die meis-
ten Beteiligten nur wenig über die Ideen erfahren und sich nicht vertieft damit
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beschäftigt (G8, G10). In diesem Stadtentwicklungsprozess wurde die App dann
das erste Mal als Beteiligungsinstrument genutzt.
Zusätzlich dazu wurde die App in den dem STEK2030 vorangehenden Pro-
zess W2025 integriert, nachdem Vertreter*innen der Wirtschaftsförderung (G2,
G8) sowie des Stadtmarketing (G1, G17) sich dafür eingesetzt hatten (siehe
Abschn. 5.2.1.2). Dadurch diffundierte ein Teil der Ideen zu den anderen Mit-
gliedern des Lenkungskreises W2025 (G2, G8–9, G11, G14–15, G17, DG80). Die
Treffen des W2025-Kreises wurden aber als sehr oberflächlich beschrieben, da aus
Mangel an Zeit meist nicht vertieft diskutiert wurde (G15). Der W2025-Prozess
sei außerdem mit der Zeit ins Stocken geraten, so dass beispielsweise 2018 kein
Treffen mehr stattgefunden habe und daher auch kein weiterer Austausch über
die Projekte und die Ideen von „Glücklich in Wuppertal“. So kam es bisher auch
nicht zur Nutzung der App (G17). Die meisten dort involvierten Entscheidungs-
träger*innen nahmen die Ideen wohlwollend zu Kenntnis, aber beschäftigten sich
größtenteils nicht weitgehender damit (G9) und auch außerhalb der eigentlichen
Lenkungskreistreffen fanden keine vertieften Gespräche zwischen den dort ver-
tretenen Entscheidungsträger*innen und den institutionellen Unternehmer*innen
statt (G15).
Über die Stadtentwicklungsstrategien hinaus wurde der Oberbürgermeister
gezielt angesprochen, der dann auch bei einigen Veranstaltungen des Projektes
anwesend war und ein Grußwort hielt (G1–4, G13–14, DG13, DG23, DG130,
DG148–49, DG151, DG161, DG181, DG189, DG210). Er und seine Mitarbei-
ter*innen erfuhren ganz zu Beginn des Projektes von den Ideen bei einem der
regelmäßigen Austauschtreffen zwischen dem Präsidenten des WI, der gleich-
zeitig Projektleiter von „Glücklich in Wuppertal“ war, und dem Büro des
Oberbürgermeisters sowie später erneut im Rahmen des W2025-Prozesses. Der
Austausch über die App war dann jedoch nach Angaben des Büroleiters des
Oberbürgermeisters nur sporadisch im Rahmen von Veranstaltungen vorhanden
(G14).
Weitere Entscheidungsträger*innen haben zunächst über die Presse von eini-
gen der Ideen erfahren, indem sie Artikel gelesen oder direkt von der WZ
für Gastbeiträge angefragt wurden (G18–20). So schrieben die Fraktionsvorsit-
zenden der SPD (G16, DG125), der CDU (G19, DG115) und Bündnis90/Die
Grünen (G18, DG102, DG162),) der Sozialdezernent (DG89), der Kämme-
rer (G20, DG104), ein Landtagsabgeordneter der Freien Demokratischen Partei
(DG120), zwei SPD-Landtagsabgeordnete (DG127, DG131), drei Bezirksbürger-
meister*innen (DG122, DG159, DG172) und eine Mitarbeiterin der Stabsstelle
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Bürgerbeteiligung (DG157) im Rahmen der Reihe je einen Gastbeitrag und wur-
den dadurch zumindest oberflächlich über die Ideen von „Glücklich in Wuppertal“
informiert.
Auch wenn von den interviewten Entscheidungsträger*innen selbst als Nut-
zen der App genannt wurde, die Wünsche und Einstellungen der Bevölkerung zu
erfragen (G1, G6–7, G11–12, G14–15, G19), hat dennoch bisher keiner von ihnen
die veröffentlichten Ergebnisse genutzt oder sich nach weiteren Erkenntnissen
der Befragungen erkundigt (G1–2, G4, G14–16, G18, G20). Ein projektinterner
Interviewter kritisierte, dass die Ansprache der Entscheidungsträger*innen zu spät
geschah und die Entscheidungsträger*innen nicht in die Fragebogenentwicklung
eingebunden waren. Das habe zur Folge gehabt, dass das konkrete Angebot von
„Glücklich in Wuppertal“ den Entscheidungsträger*innen unklar geblieben sei
(G2, G4). Auch die Interviews mit den Entscheidungsträger*innen deuten darauf
hin, dass diese selbst keinen konkreten Anwendungsbezug auf ihre Arbeitsberei-
che erkannten und sich deshalb nicht konkreter damit auseinandergesetzt haben
(G16, G18). Außerdem schien eine engere Zusammenarbeit zwischen den insti-
tutionellen Unternehmer*innen und den Entscheidungsträger*innen durch einen
Mangel an zeitlichen Ressourcen der Stadtverwaltung erschwert zu sein (G2,
G4, G8). Die Projektverantwortlichen nahmen von Seiten der Entscheidungs-
träger*innen eher ein Interesse an Befragungsergebnissen zu aktuellen strittigen
Themen wahr – wie dem Bau einer Seilbahn – und weniger an allgemeinen
Aussagen zur subjektiven Lebensqualität (G1–2).
So wurden zwar keine besonders unterstützenden Entscheidungsträger*innen
mobilisiert, aber es wurden auch keine wirklich kritischen Stimmen gegen die
App wahrgenommen, sondern eine breite Akzeptanz (G9, G16). Lediglich zwei
Interviewte bezeichneten sich als uninteressiert am Projekt und konnten sich
kaum an Ideen hinter dem Projekt erinnern (G8, G19). Einige Kritikpunkte
wurden in den Interviews jedoch trotzdem genannt. Es wurden Bedenken geäu-
ßert, dass voraussichtlich nicht alle Bevölkerungsgruppen gleichermaßen erreicht
und zur längerfristigen Teilnahme an der App bewegt werden könnten und die
Daten deshalb nicht repräsentativ seien (G6, G8, G11–12) oder sogar nur „Fre-
aks“ die App nutzen würden (G19). Andere nannten die Gefahr, dass die App
Erwartungen an Stadtentwicklung wecke, die nicht erfüllt werden könnten (G7,
G10). Wenn hauptsächlich Meinungsführer*innen zu Wort kämen, würde dies zu
einem falschen Bild von Beteiligung führen (G15). Innerhalb der Stadtverwaltung
könnten Alltagsroutinen und Gewohnheiten die Nutzung der App und der Ergeb-
nisse erschweren (G8–9, G11, G18). So könnte auf Seiten der Stadtpolitik die
Befürchtung aufkommen, sich nicht länger politisch durchsetzen zu können und
Verunsicherungen entstehen (G6, G15, G17). Ein Entscheidungsträger plädierte
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daher vor allem dafür, die App zur allgemeinen Erhebung von Stimmungen zu
nutzen und nicht für konkrete Abstimmungen (G6). Eine Abfrage auf einer sehr
allgemeinen Ebene wurde wiederum von anderen als nicht hilfreich empfunden
und konkrete Fragen befürwortet (G1–2, G16).
Zusammenfassend lässt sich also sagen, dass durch die Einbindung in Stadt-
entwicklungsprozesse sowie die Gastbeiträge in der WZ viele Entscheidungsträ-
ger*innen aus allen Bereichen der Verwaltung von den Ideen von „Glücklich in
Wuppertal“ erfuhren. Daneben wurden Mitglieder der meisten im Stadtrat ver-
tretenen Parteien darüber informiert. Mit vielen der Entscheidungsträger*innen
bestand jedoch kein direkter Kontakt, diese erfuhren nur über eine Ansprache
durch die WZ davon oder bei wenigen Sitzungen der Stadtentwicklungsprozesse.
Viele haben dadurch nur oberflächliche Informationen zu dem Projekt erhalten.
Dadurch und durch zu unkonkrete Angebote an die Entscheidungsträger*innen
haben sich bisher nur wenige genauer damit auseinandergesetzt und die Ergeb-
nisse bisher nicht für ihre politische Arbeit genutzt. Teilweise lagen die Ideen des
Projektes, insbesondere die App als neues Beteiligungsinstrument zu nutzen, im
Sinne der Entscheidungsträger*innen, da so eigene Ressourcen eingespart werden
konnten. Teilweise schien es auch eher als hinderlich für Ressourcen und aktuelle
Machtverhältnisse der Entscheidungsträger*innen und wurde – vermutlich auch
deshalb – nicht weiterverfolgt.
Mit der Nutzung beim STEK2030-Prozess kann die App als neues Instrument
bereits einen ersten Erfolg verbuchen. Insgesamt kann also die Voraussetzung
für Politikwandel – dass die institutionellen Unternehmer*innen Zugang zu Ent-
scheidungsträger*innen haben (Campbell 2004, S. 178 f., siehe Abschn. 3.3.2) –
als vorliegend betrachtet werden. Welche Ebenen von Ideen dabei bei den
Entscheidungsträger*innen ankamen, wird in Abschnitt 5.2.1.5 genauer analysiert.
5.2.1.4 Öffentliche Diskurse und Diffusion der Ideen
Weiterhin wichtig für erfolgreichen Wandel ist eine Verbreitung der Ideen in
den Diskursen. Daher wird im Folgenden dargestellt, wie weit die Ideen diffun-
diert sind und wo darüber berichtet wurde. Dabei werden sowohl die Ergebnisse
der Dokumentenanalyse als auch die Aussagen aus den Interviews über die
Verbreitung der Ideen dargelegt.
Die durchführenden Organisationen waren gut vernetzt und konnten so ihre
Ideen verbreiten und die Netzwerke der verschiedenen Projektpartner*innen konn-
ten sich dabei gut ergänzen. WSW, WI und Sparkasse konnten vor allem ihre
zahlreichen lokalen Netzwerke nutzen. Die HRO ist mit überregionalen und
internationalen Expert*innen im Bereich Glücksforschung und Panelerhebungen
vernetzt. Die verschiedenen lokalen Netzwerke der anderen Partner*innen wurden
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bei der Öffentlichkeitsarbeit genutzt, wodurch viele Bürger*innen erreicht wurden
(G2).
Vom WI wurden verschiedene Werbemaßnahmen durchgeführt, um Teilneh-
mende zu gewinnen und auf die Ergebnisse aufmerksam zu machen (G2): An
Schwebebahnhaltestellen wurden Poster aufgehängt, um für die erste Befragungs-
runde zu werben. In der Stadt wurden außerdem Postkarten in Cafés und anderen
Einrichtungen ausgelegt, Werbung auf der projekteigenen Webseite gemacht
sowie über soziale Medien und verschiedene Newsletter per E-Mail geworben
(G2, DG93, DG139, DG163, DG210).
Den Prozess der Rekrutierung von App-Teilnehmenden unterstützte die Spar-
kasse, indem sie auf Geldautomaten Werbung schaltete. Zusätzlich informierte
sie über das Projekt in ihrem Newsletter und im Kund*innenmagazin. Dadurch
sind die Informationen nochmals an viele weitere Personen gelangt (G2–4, G17,
DG69).
Das Stadtmarketing verbreitete Informationen über das Projekt außerdem noch
über seine Newsletter und Kanäle in den sozialen Medien. Nach eigenen Angaben
wurden pro Beitrag in den sozialen Medien circa 10.000 Personen erreicht. Der
Verteiler des Stadtmarketings umfasst unter anderem auch lokale Unternehmen,
so dass diese auf diesem Weg ebenfalls erreicht wurden (G17). Ein projektinter-
ner Interviewter meinte jedoch, bisher kein Interesse von Unternehmen außer der
Sparkasse und WSW wahrgenommen zu haben (G2).
Zusätzlich wurden öffentliche Veranstaltungen durchgeführt. Insgesamt kamen
zu diesen Veranstaltungen circa 100 Personen, insbesondere aus der Bürgerschaft
(G2–4, DG189). Durch die Nutzung beim STEK2030-Prozess erfuhren außerdem
die ungefähr 150 Teilnehmenden einer Zukunftswerkstatt von der App (DG189).
2000 Personen nahmen insgesamt an mindestens einer der App-Befragungsrunden
teil und bekamen dadurch einen Teil der hinter dem Projekt stehenden Ideen
vermittelt (G2, DG204, DG210, DG213, DG163).
Auch berichtete die WZ viel über die Ideen, die Möglichkeit der Teilnahme
an den Befragungsrunden und über Ergebnisse und Projektveranstaltungen (G1–
2, G13). Zusätzlich etablierte sie für 35 Wochen die bereits genannte Kolumne
zum Thema Glück, in der die Redakteur*innen der WZ sowie Gastautor*innen
über ihre persönlichen Glücksmomente und Vorstellungen vom Glück schrie-
ben. Dadurch ist ein neuer Diskurs in der Stadt entstanden, der Leser*innen und
Gastautor*innen dazu verholfen hat, über ihr Glück und Zufriedenheit in Wup-
pertal nachzudenken (G1–2, G4–5). Ein projektbeteiligter Interviewter beschrieb
im Interview, dass dadurch
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„[…] auch um die App herum so ein Diskurs und eine Perspektive auf Glück in
Wuppertal entstand. Zum Teil auch bei den Assoziationen, die die Personen haben,
weit weg jetzt von klassischer, subjektiver Zufriedenheitsmessung. Aber es ist auf
jeden Fall eine Diskussion über Glück und Zufriedenheit in der Stadt entstanden und
es war interessant zu sehen, wie viele sich damit identifizieren können.“ (G1)
Allerdings merkten einige der Interviewten an, dass die WZ auch nur einen Aus-
schnitt der Bevölkerung erreiche (G11, G13, G17). Mehr über die Ideen des
Projektes und genauere Reflexion über das eigene Glück erfuhren diejenigen, die
auch an der App teilnahmen, wobei kein repräsentatives Abbild der Bevölkerung
erreicht wurde und die bereits in der Stadt engagierten Personen eher teilnahmen
als andere. Es nahmen prozentual weniger Menschen mit Migrationshintergrund
teil als in der Stadtbevölkerung vorhanden und auch sehr junge und sehr alte
Menschen waren unterdurchschnittlich vertreten (G2, G9, G12, DG139, DG204).
Insbesondere zur Rekrutierung von Teilnehmenden wurde viel über das Pro-
jekt berichtet. Für die Dokumentenanalyse konnten 216 Dokumente gefunden
werden, die im Folgenden im Hinblick auf ihre Kanäle der Verbreitung, die
Autor*innenschaft, den Kontext sowie die Zeiträume der Veröffentlichung darge-
stellt werden, um zu untersuchen, inwieweit und wohin die Ideen von „Glücklich
in Wuppertal“ diffundiert sind.
In 75 der Dokumente wird das Projekt nur am Rande erwähnt; so beispiels-
weise in den Gastbeiträgen von Wuppertaler Persönlichkeiten in der WZ. Diese
Artikel sind jeweils mit dem Logo von „Glücklich in Wuppertal“ gekennzeichnet,
beziehen sich aber ansonsten kaum oder gar nicht auf das Projekt, hängen also nur
indirekt damit zusammen. Die Mehrheit der Dokumente (141) dreht sich jedoch
hauptsächlich um die Ideen von „Glücklich in Wuppertal“.
Die meisten der Dokumente sind öffentlich verfügbar, so sind nur acht intern
und nicht veröffentlicht. Kanäle der Verbreitung waren dabei vor allem soziale
Medien, wie Facebook (84 Beiträge) und Twitter (41 Beiträge) sowie Lokalzei-
tungen (67 Artikel). Außerdem gab es einen Radiobeitrag, einen Online-Artikel
auf der Seite des lokalen Fernsehsenders und drei Berichte in städtischen öffentli-
chen Dokumenten und Webseiten. Neben Informationen auf der Projektwebseite
wurde zweimal in den Newsbereichen anderer Webseiten über die Ideen von
„Glücklich in Wuppertal“ berichtet, zweimal in wissenschaftlichen Zeitschriften-
artikeln, in einer Broschüre, einmal im Kund*innenmagazin der Sparkasse sowie
zweimal auf einem Blog der Forschungsinstitute. Zielgruppe ist in den meis-
ten Fällen die Bürgerschaft Wuppertals, was zu erwarten war, da die App auf
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die Teilnahme zahlreicher Bürger*innen angewiesen war. Elf Dokumente rich-
ten sich jedoch auch an die Wissenschaft, Wissenschaftspolitik oder Förderer von
wissenschaftlichen Projekten.
Zeitraum der Erstellung von Dokumenten ist vor allem die zweite Hälfte
des Untersuchungszeitraumes. Auf 2015 und 2016 sind jeweils lediglich drei
Dokumente datiert. Im ersten Halbjahr 2017 wurden dann bereits 63 Dokumente
verfasst. In diese Zeit fiel auch der erste Befragungszeitraum, so dass die meisten
Beiträge potenzielle Teilnehmende zu rekrutieren versuchten. Im zweiten Halb-
jahr 2017 wurden sogar 114 Beiträge verfasst. 2018 entstanden im ersten Halbjahr
nochmals 33 Dokumente. Die Zeit, in der die meisten Dokumente verfasst und
veröffentlicht wurden, fällt in die Zeit der ersten beiden Befragungswellen, wäh-
rend denen jeweils circa 70 Dokumente verfasst wurden. Zusammen mit der
weiteren Werbung insbesondere während der ersten Runde konnten hier auch mit
Abstand am meisten Teilnehmende gewonnen werden. So konnten für die erste
Welle 1103 Fragebögen ausgewertet werden, für die zweite 564 und für die beiden
folgenden mit 359 und 252 Fragebögen deutlich weniger.
Die meisten Dokumente wurden von Projektmitarbeitenden verfasst, einige
von projektnahen Personen, beispielsweise von Institutsmitgliedern auf ihren pri-
vaten Benutzer*innenkonten in sozialen Medien. 95 Dokumente wurden von
externen Personen verfasst. Hier handelt es sich mehrheitlich um Journalist*innen,
jedoch auch um die Gastautor*innen in der Lokalzeitung, von denen einige
gleichzeitig städtische Mitarbeiter*innen oder Stadtpolitiker*innen sind. Diese
mit eingerechnet wurden 16 Dokumente von Personen aus Stadtpolitik und -
verwaltung verfasst. Daneben verweisen einige Facebooknutzer*innen aus der
Bürgerschaft auf die Möglichkeit der Teilnahme an der App.
Im Laufe der drei Jahre gab es viel Presseberichterstattung und zahlreiche
Hinweise in sozialen Medien über die Ideen von „Glücklich in Wuppertal“. Ein
großer Teil dieser Berichte ist von den Projektbeteiligten selbst geleistet wor-
den, aber auch die Presse und andere Akteur*innen haben die Befragungsrunden
der App zum Anlass genommen, über Glück und über das Projekt zu berichten.
Die Dokumente in den sozialen Medien sind meist sehr kurze Ankündigungen
oder Hinweise, die nur einen sehr geringen Informationsgehalt haben, jedoch das
Projekt und das Thema Glück allgemein in Erinnerung rufen.
Durch die in den vergangenen Absätzen genannten Berichte sind die Ideen
des Projektes sehr weit in der Stadt diffundiert, sowohl in Richtung Bürgerschaft
und Unternehmen, als auch zur Stadtpolitik und -verwaltung. Dies ist insbeson-
dere durch das Interesse der WZ am Thema geschehen. Die Öffentlichkeitsarbeit
des WI in den sozialen Medien sorgte außerdem dafür, dass bereits mit dem
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Projekt in Kontakt stehende Personen regelmäßig Informationen über die Erhe-
bungen und die Ergebnisse bekamen. Die meisten Personen erfuhren jedoch nur
oberflächlich über die Ideen von „Glücklich in Wuppertal“ und die Möglichkeit
der Teilnahme an der App. Tiefergehende Informationen wurden dann an einen
kleineren Kreis der Teilnehmenden bei Veranstaltungen des Projektes und des
STEK2030-Prozesses kommuniziert.
5.2.1.5 Kommunikation der Ideen
Nachdem untersucht wurde, wo über „Glücklich in Wuppertal“ berichtet wurde,
soll nun dargestellt werden, welche der Ideen bei den erreichten Personen auch
angekommen sind, auf welchen Ebenen der Ideen die Kommunikation also erfolg-
reich war. Dabei zeigt sich, dass meist nur ein Teil der Ideen kommuniziert wurde,
je nachdem, welche im jeweiligen Kontext als passend erschienen.
Von dem Interviewten der WZ wurden die Ideen auf allen drei Ebenen
wahrgenommen, einerseits die Policies und Programme – Glück im Sinne von
Lebenszufriedenheit im Umfeld der Stadt zu messen und ein Beteiligungstool
auch längerfristig zur Verfügung stellen, um Stadtpolitik stärker daran zu orien-
tieren – und andererseits die übergeordneten Paradigmen – herauszufinden, was
Menschen über ökonomische Faktoren hinaus glücklich macht und dafür einen
alternativen Maßstab zu entwickeln, der Leitbild für städtische Entscheidungen
sein soll (G13). In der Berichterstattung wurden dann aber vor allem persönli-
che Geschichten und Wuppertal-bezogene Aussagen kommuniziert (G2, G4–5,
G8, G13–14, G18). Das positiv besetzte Thema Glück kam gut an und wurde
daher von der Presse aufgegriffen (G4, G7, G9, G18). Nur wenige Zeitungsarti-
kel erwähnten die Idee, alternativen Wohlstand in der Stadt zu etablieren, indem
subjektive Daten erhoben werden (DG35, DG52, DG181, DG205).
Als Ziele von „Glücklich in Wuppertal“ wurden in der Presse und in Beiträ-
gen von Bürger*innen in sozialen Medien vor allem formuliert, herauszufinden,
was die Menschen in Wuppertal beschäftigt und was sie glücklich macht sowie
das Glücksniveau beziehungsweise die Zufriedenheit zu messen (DG13, DG24,
DG29, DG35, DG37, DG43, DG48, DG52, DG69, DG73, DG76, DG78, DG83,
DG148, DG152, DG161, DG179, DG202, DG206, DG216). Das Ziel eines App-
basiertes Panels, um die Lebenszufriedenheit über den Zeitverlauf zu messen,
wurde ebenfalls genannt (DG69, DG208). Daraus könnten Handlungsempfeh-
lungen abgeleitet und relevante Themen identifiziert werden (DG35, DG148,
DG152). Außerdem könnte es als Beteiligungsinstrument genutzt werden (DG29,
DG152, DG215). Indirekt sollte dadurch dazu beigetragen werden, die Wupperta-
ler*innen zufriedener zu machen (DG13, DG48, DG52). Im Zusammenhang mit
W2025 wurde „Glücklich in Wuppertal“ außerdem als Evaluationsinstrument für
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den Erfolg von Projekten und als Indikator für subjektive Lebenszufriedenheit
beschrieben (DG80).
In kürzeren Mitteilungen in den sozialen Medien oder Erwähnungen in Zei-
tungsartikeln, wo das Projekt nur am Rande erwähnt wurde, wird teilweise gar
nicht auf die Ideen direkt eingegangen, sondern nur erwähnt, dass dort Fragen
zum Glück beantwortet und Spendenguthaben verteilt werden können (DG56,
DG107, DG111). Darüber hinaus sollte die App bei der Reflexion über das
eigene Glück und die eigenen Lebensumstände helfen (DG63, DG73, DG75,
DG81, DG83, DG96). In der Öffentlichkeit ist so oft nur ein sehr oberflächli-
ches Verständnis des Projektes angekommen, das sich vor allem auf die Idee
der Wissensgenerierung über das Glück der Bevölkerung bezieht, also den klas-
sisch wissenschaftlichen Teil, nicht den transformativen Anspruch. Dass wie von
Schmidt (2006, S. 253) erläutert Mehrdeutigkeit in der Kommunikation von Ideen
sowohl förderlich als auch hinderlich sein kann, wurde hier deutlich. So konnten
mehr potenziell Interessierte erreicht werden, gleichzeitig blieben die eigentlich
hinter „Glücklich in Wuppertal“ stehenden Ideen aber auch für viele unklar. Durch
die vielen unterschiedlichen Ideen konnte eine breite Diffusion erreicht werden,
wodurch wiederum viele Teilnehmende der App rekrutiert werden konnten. Von
den wenigsten Personen ist allerdings die Intension eines Paradigmenwechsels
verstanden worden.
Auch die Entscheidungsträger*innen und die Beteiligten stadtnaher Betriebe
nahmen als Ziele des Projektes vor allem wahr, Glück zu operationalisieren
und zu messen (G14, G17) und dann herauszufinden, wie sich die Menschen
in der Stadt fühlen und was sie negativ oder positiv in ihrer Stadt und ihrem
Leben bewerten (G11, G14–16, G18). Glück wurde von den Interviewten der
Stadtverwaltung und -politik vor allem in Bezug auf den städtischen Kontext ver-
standen, also Lebenszufriedenheit im Umfeld der Stadt (G6–9, G11, G14–16,
G18–20). Die App könnte ihnen eine längerfristige Datenerhebung zum Zufrie-
denheitsniveau ermöglichen (G6–8, G10, G15, G17). Ein Interviewter nannte
die App „Thermometer der Lebensqualität“ (G14), ein anderer „Spiegelbild
der stadtgesellschaftlichen Meinung“ (G17). So könne die App niedrigschwellig
Stimmungen und Bedürfnisse sowie konkrete Beurteilungen von Projekten abfra-
gen (G9–12, G17) und Themen identifizieren, mit denen sich Stadtentwicklung
beschäftigen sollte (DG215).
Dies geschah beispielsweise im Kontext des STEK2030-Prozesses, wo die
App als Beteiligungsinstrument genutzt wurde (G6, G9, G11–12, G15, G17,
G20). Weitere von den Entscheidungsträger*innen genannte Einsatzmöglichkeit
sei die Evaluierung von bereits durchgeführten Projekten, beispielsweise hinsicht-
lich eines Beitrages zur Verbesserung der Lebensqualität (G9, G15). Aus den
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Daten der App könnten sich dann Handlungsempfehlungen ableiten lassen, die
bei zukünftigen städtischen Entscheidungen helfen könnten (G9, G13–14).
Die Entscheidungsträger*innen beschrieben also insbesondere die auf den
unteren Ebenen liegenden Ideen hinter „Glücklich in Wuppertal“, die Policies
und Programme. Der Gestaltungsanspruch des Paradigmenwechsels wurde von
den Entscheidungsträger*innen nicht erwähnt, was vermuten lässt, dass ihnen
dies nicht bekannt war. Zwei der Interviewten konnten sich insgesamt nicht mehr
genau an die hinter dem Projekt liegenden Ideen erinnern (G11, G19–20).
Die Ideen, die in den Medien sowie von den Entscheidungsträger*innen for-
muliert wurden, deuten darauf hin, dass zumindest ein Teil der hinter „Glücklich
in Wuppertal“ stehenden Ideen gut verständlich und einfach kommunizierbar war,
was ein Kriterium für erfolgreichen Wandel ist (Campbell 2004, S. 177 f.). Dies
trifft jedoch vor allem auf Policies und Programme zu und weniger auf die Para-
digmen, die wesentlich seltener kommuniziert und dadurch auch nur sehr begrenzt
zu den Entscheidungsträger*innen gedrungen sind.
5.2.1.6 Rolle derWissenschaft
Wie schon in Abschnitt 5.2.1.2 dargestellt, nahmen die Wissenschaftler*innen
unterschiedliche Rollen im Projekt ein: als klassische Forschende und als institu-
tionelle Unternehmer*innen. Das WI nahm die klassische Rolle von Forschenden
ein, indem die Wissenschaftler*innen Daten erhoben, neues Wissen über Glück
generierten und die Ergebnisse präsentierten (G2, G4–5, DG148, DG152).
Zusätzlich sahen es die Interviewten des WI auch als ihre Aufgabe an, der
Stadtpolitik konkrete Vorschläge für Entscheidungen zu unterbreiten und die Idee
eines alternativen Wohlstandsparadigmas in der Stadt zu verbreiten (G1–2). Damit
gingen sie über die klassische Rolle der neutralen Forschenden hinaus und brach-
ten die Ergebnisse aktiv in die Politik ein. Das WI kann hier daher auch im Sinne
eines institutionellen Unternehmers (Campbell 2004, S. 177 f.) und als Theoreti-
ker (Campbell 2004, S. 102) verstanden werden, der seine Ideen von alternativem
Wohlstand als Orientierung für die Stadtentwicklung in der Stadt verbreiten will.
Hier werden Ansätze einer Modus-3-Wissenschaft deutlich (siehe Abschn. 2.2.2),
indem die Forschenden ihre Rolle hinterfragen und institutionelle Rahmenbe-
dingungen ihrer Forschungseinrichtungen bei Bedarf anpassen. Der Projektleiter
schrieb der Arbeit des Instituts eine hohe diskursive Kraft zu, durch die Diskurse
mitgestaltet und so Einfluss auf die Stadtpolitik genommen werden kann (G1).
Den möglichen Einfluss beschrieb er wie folgt:
„[…] eine transformative Wissenschaft heißt, bewusst auch in reale Kontexte zu inter-
venieren, um besser Veränderungen zu verstehen. Haben natürlich jetzt hier eine
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hervorragende Situation, Diskursintervention zu erproben, indem man selbst zum
Aktionsforscher wird. Und das hat uns hier auch sehr gereizt. Diese Diskussion
über alternative Wohlstandsverständnisse, die wir insgesamt mit dem anderen Pro-
jekt[, WTW,] angestoßen haben, hier jetzt über so eine „Glücklich in Wuppertal“-App
nochmal intervenieren konnten.“ (G1)
Das WI verfügt über zahlreiche Netzwerke und Kontakte zur lokalen Zivilgesell-
schaft sowie zu einigen Akteur*innen aus der Stadtpolitik und -verwaltung, die es
mit in das Projekt einbrachte und weiter ausbaute. Insbesondere der Präsident des
Instituts verfügt über ein enges Netzwerk zu anderen Organisationen und ist hoch
angesehen. Er selbst war im Projekt als Leiter auch aktiv in die Ansprache von
Kontakten involviert, beispielsweise zu den lokalen Unternehmenspartner*innen
und zum Oberbürgermeister (G1, G4–5). Seine Rolle im Projekt, das Verbreiten
der Ideen des Projektes innerhalb seines Netzwerkes, wurde als sehr hilfreich für
das Projekt wahrgenommen (G5, G9).
Das WI ist damit auch als epistemische Gemeinschaft (Campbell 2004,
S. 104 f.; Haas 1992, S. 27–29) zu verstehen, die versucht die Politik mit seinen
Ideen zu beeinflussen. Laut Haas (1992, S. 27–29) müssen epistemische Gemein-
schaften in ihren Kontexten gut etabliert und anerkannt sein, damit sie erfolgreich
Politik beeinflussen können. Dies trifft auf das WI zu (G1–2, G14, G17).
Die anderen, nichtwissenschaftlichen Projektpartner*innen fanden die vom WI
eingenommene Rolle gut und richtig und befürworten es, wenn die Wissenschaft-
ler*innen ihre Forschungsergebnisse und Ideen in reale Kontexte integrieren und
voranbringen. Sie wünschten sich also diese Rolle der Theoretiker*innen oder
epistemischen Gemeinschaften von den Wissenschaftler*innen. Von ihnen wurden
die beteiligten Wissenschaftler*innen mit Respekt behandelt und als „Fachleute“
beschrieben, die Wissen einbringen und verbreiten (G3, G5).
Auch Interviewte außerhalb des Projektes sprachen sich für die lokale anwen-
dungsorientierte Forschung aus (G6–9, G11, G13, G16) und nahmen die Arbeit
der beteiligten Wissenschaftler*innen und die Projektpräsentationen als glaub-
würdig, wissenschaftlich korrekt und gleichzeitig transparent und nachvollziehbar
wahr (G8, G15–17) und beschrieben die Wissenschaftler*innen als Berater*innen
(G5–6, G14). Sie wurden dabei als offen wahrgenommen, hätten das Gespräch
gesucht und Vernetzung betrieben (G8–9, G13). Auf die Frage, wie er die
Wissenschaftler*innen wahrgenommen habe, beschrieb ein Mitarbeiter der Stadt-
verwaltung:
„Also ich würde sagen, ja als Partner und Berater. Vielleicht Berater am ehesten,
der bemüht ist, die Erkenntnisse, die er gewonnen hat, auch weiterzugeben, damit sie
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nicht nur irgendwie Erkenntnis bleiben, sondern auch imKonkreten dann weiterhelfen
können.“ (G6)
Fast alle Interviewten waren der Meinung, dass Wissenschaft dabei auch normativ
argumentieren darf und versuchen sollte, gesellschaftlich etwas zu bewegen und
Handlungsempfehlungen auszusprechen (G7, G9, G11, G13, G18, G20). Dies sei
besonders wertvoll, da die Wissenschaft als Impulsgeberin Ideen und Denkan-
stöße liefern könne, auf die die Stadtverwaltung selbst nicht käme (G11, G13–14,
G16). Im STEK2030-Prozess und bei W2025 sei dies sehr positiv gewesen (G15,
G17). Die wissenschaftlichen Impulse würden außerdem helfen, von emotionalen
Diskussionen wegzukommen und bisher eher intuitive Argumente wissenschaft-
lich zu fundieren (G17–18). Ein Interviewter meinte, die Wissenschaft könne
auch konkrete Forderungen stellen, wie mit ihren Ergebnissen und Vorschlägen
umgegangen werden solle (G15).
Das WI kann also als epistemische Gemeinschaft im Sinne von Haas
(1992, S. 27–29) und Campbell (2004, S. 104–105) verstanden werden (siehe
Abschn. 3.2.2), die auch über die notwendigen Netzwerke verfügt, im städtischen
Kontext gut angesehen ist und als Berater*in angefragt wird. Gleichzeitig agierte
das WI auch als institutioneller Unternehmer, der nicht nur berät, sondern selbst
Ideen aktiv voranbringt und Zugang zu Entscheidungsträger*innen sucht.
5.2.2 Rahmenbedingungen
Für den Erfolg neuer Ideen im Diskurs und das Anstoßen von Wandel spielen
die Rahmenbedingungen eine große Rolle: Sowohl der institutionelle Kontext der
Stadt als auch weitere Veränderungen und wahrgenommene Probleme, für die die
Ideen möglicherweise eine Lösung darstellen können. Dieser Hintergrund wird
daher im Folgenden anhand der von den Interviewten und in den Dokumenten im
Zusammenhang mit „Glücklich in Wuppertal“ genannten Themen beschrieben5.
Daraufhin (Abschn. 5.2.3) wird erläutert, wo die Ideen erfolgreich anknüpfen
konnten und wo nicht.
5Dadurch, dass es sich bei den beiden untersuchten Fällen um denselben städtischen Kontext
handelt, kommt es hier zu einigen Überschneidungen mit Abschnitt 5.1.2, den Rahmenbedin-
gungen des ersten Falles. Da es hier allerdings darum geht, welche Rahmenbedingungen –
wie Krisen oder institutionelle Veränderungen – von den Interviewten wahrgenommen und
im Zusammenhang mit diesem zweiten Fall genannt werden, wird eine separate Ausführung
aus methodischen Gründen als notwendig angesehen.
5.2 App-basiertes Panel„Glücklich inWuppertal“ 137
In den Interviews und Dokumenten wurde das Projekt in einen spezifischen
institutionellen Kontext eingebettet und mit verschiedenen Herausforderungen in
Wuppertal in Verbindung gebracht, von denen einige als für den Erfolg des Pro-
jektes förderlich, andere als erschwerend empfunden wurden. Die Koalition aus
SPD und CDU, die in Wuppertal im Stadtrat seit Jahren bestand, wurde als ein-
schränkend wahrgenommen, weil der Oberbürgermeister in dieser Konstellation
oft nicht über eine Mehrheit für seine Ideen verfügt (G1). Im Laufe des Inter-
viewzeitraumes wurde diese Koalition aufgelöst und die dadurch neu entstandene
Situation als offener für Veränderungen beschrieben (G15), was jedoch auf einen
Zeitpunkt nach Abschluss des Projektes fällt.
Als prägend für städtische Entwicklungen in Wuppertal wurde außerdem die
seit Jahrzehnten andauernde schlechte wirtschaftliche Lage genannt und die hohen
Schulden der Stadt, wodurch Wuppertal über wenig Entscheidungsspielraum bei
städtischen Entscheidungen verfügt (G1–2, G4, G7, G10, G15, G17, G19–20,
DG6, DG23, DG104). Über lange Zeit wurde Personal in der Verwaltung einge-
spart, so dass nun viele Ideen nicht umsetzbar sind (G15). So gab es zum Beispiel
in der Vergangenheit städtische Befragungen zur subjektiven Wahrnehmung der
Bevölkerung, die aber aufgrund von Personalwechsel und -einsparungen nicht
weitergeführt wurden (G6).
Dieses stellt das mit Abstand am häufigsten in den Datenquellen genannte
Problem dar und die Interviewten waren der Meinung, dass es auch in der
Stadtgesellschaft und -politik als Problem angesehen und so kommuniziert wird
(G1–2, G8, G13, G15, G19–20). Da diese Herausforderung von zahlreichen Ent-
scheidungsträger*innen wahrgenommen wird und in der Stadtpolitik Lösungen
debattiert werden, kann sie durchaus als Krise, wie sie im diskursiven Institutio-
nalismus als Voraussetzung für Veränderung genannt wird (siehe Abschn. 3.3.2),
verstanden werden. Dies bestätigt auch den in Abschnitt 2.4 genannten Fokus von
Stadtpolitik und -verwaltung auf wirtschaftliche Aspekte.
Weitere Probleme die genannt wurden, sind eine Segregation und Polarisie-
rung zwischen verschiedenen Bevölkerungsgruppen und Stadtteilen (G1–2, G11,
DG32, DG164, DG215), der demografische Wandel (G20, DG213, DG215), die
hohe Armutsrate, die private Überschuldung und Arbeitslosigkeit (G8, G11, G13,
DG32, DG164, DG213) sowie niedrige Bildungsabschlüsse in vielen Bevöl-
kerungsgruppen (DG164). Auch diese Probleme können als Krisen verstanden
werden, die die Stadtpolitik zu lösen versucht.
Damit zusammen hängen das schlechte Image der Stadt und das meist
schlechte Abschneiden Wuppertals in Städterankings (G2, DG1, DG164). Auch
das Selbstbild der Stadt ist eher negativ und positive Aspekte geraten oft in den
Hintergrund (G12, G18). Einige Probleme sind direkt im Stadtbild sichtbar, wie
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die hohe Leerstandsquote und die unbelebten Innenstadtbereiche, die neue Kon-
zepte in Zeiten des Online-Handels erfordern würden (G2, G18–19) sowie die
teilweise mangelnde Sauberkeit und schlechte Aufenthaltsqualität (G14, DG213).
Mittlerweile wächst die Einwohnerzahl Wuppertals wieder, so dass zumindest der
Wohnungsleerstand verringert werden konnte. Jedoch ist die Stadt nun damit kon-
frontiert, sich von einer schrumpfenden zu einer wachsenden Stadt zu entwickeln
und so städtische Entscheidungen zu überdenken (G12, DG104). Herausforderung
ist nun, geeigneten Wohnraum zu schaffen (G14–16, G18–19) ohne viel Fläche
dafür zu versiegeln (G15, G19) sowie neue Angebote an Kindergärten und Schu-
len bereitzustellen beziehungsweise zu verbessern (G18–19). Damit zusammen
hänge auch die andauernde Zuwanderung aus dem Ausland nach Wuppertal, die
sowohl in Bezug auf Wohnraum als auch auf die Integration Herausforderungen
mit sich bringe (G10, G12–13, G18, G20, DG213). Auch diese genannten Themen
wurden als Krisen verstanden, die potenzielle Anknüpfungspunkte für neue Ideen
darstellen könnten und von den Interviewten im Zusammenhang mit „Glücklich
in Wuppertal“ genannt wurden. Ob hier eine Anknüpfung gelang, wird später
ebenfalls analysiert.
Zusätzlich zu diesen Herausforderungen werden aktuelle Streitpunkte im städ-
tischen Diskurs wahrgenommen, insbesondere wurde hier die Diskussion um
Großprojekte genannt, wie der Umbau des Bahnhofsvorplatzes Döppersberg, die
Planung einer Seilbahn oder des Pina-Bausch-Tanzzentrums (G1–3, G6–8, G11,
G16–17, G19, DG164). Es sei schwer zu vermitteln, dass einerseits in Großpro-
jekte investiert wird, die Fördergelder jedoch zweckgebunden seien und nicht an
anderen Stellen ausgegeben werden könnten (G7, G17). Außerdem seien bei die-
sen Projekten die Gegenstimmen meist lauter als die der Befürwortenden, was
zu einem falschen Bild der Meinung der Wuppertaler*innen führe (G17). Diese
Diskussionen um die Großprojekte wurden als zentrale, offen diskutierte The-
men in der Stadt beschrieben (G8, G17, G19, DG164) und können in diesem
Sinne ebenfalls als Krisen verstanden werden, da sie neue Formen der Beteiligung
und Kommunikation der Politik erfordern. Hier könnte „Glücklich in Wuppertal“
womöglich eine Lösung bieten.
In diesem Zusammenhang wurde von einigen der Interviewten sowie in Doku-
menten eine Krise der repräsentativen Demokratie genannt, in der viele Menschen
bei klassischen Beteiligungsverfahren in der Stadt nicht mehr erreicht werden.
Viele würden sich gar nicht mehr oder stattdessen nur auf kleinräumiger Ebene,
beispielsweise in den Quartieren, einbringen wollen (G5, G7, G11, DG210). Ein
Interviewter schloss aus dem veränderten Umgang vieler Einwohner*innen ihm
als Stadtverwaltungsvertreter gegenüber auf eine Vertrauenskrise in das politische
System auch auf kommunaler Ebene. Viele würden der Kommunalverwaltung
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und -politik gegenüber weniger respektvoll begegnen (G20). Zwei Interviewte
beschrieben Kritik von Seiten der Bevölkerung gegenüber der Verwaltung, da ihre
hohen Erwartungen nicht erfüllt würden (G9, G20).
Bezogen auf Bürgerbeteiligung in Wuppertal fiel die Zeit des Projektstartes mit
der Gründung eines Beteiligungsdezernats in der Stadtverwaltung zusammen –
kurz darauf folgte die Einrichtung eines Beirates für Bürgerbeteiligung (G7–8) –
und damit in die Zeit einer Institutionenentwicklung. Personalwechsel bei den
Mitarbeitenden, die Abwahl des gerade erst berufenen Dezernenten und Umwand-
lung des Dezernats in eine Stabsstelle Bürgerbeteiligung und Engagement (siehe
Abschn. 2.4) brachten jedoch wieder Einschränkungen mit sich, unter anderem
da nun weniger Handlungsspielraum besteht als zu Beginn nach der Schaffung
des neuen Dezernates (G7). Trotzdem ist insgesamt eine Stärkung des Bereichs
Bürgerbeteiligung in der Stadt durch die zusätzlichen personellen Ressourcen zu
beobachten (G8).
„Es gab halt so einen Aufbruch sage ich mal, oder hoffe ich mal, aber man ist halt
diesen Schritt gegangen:Man hat einDezernat eingerichtet, man hat gesagt, wir wollen
uns mehr in diese Richtung entwickeln. Und in dem Zuge, oder in dem Sinne ist ja
vielleicht auch eine Glücksapp zu sehen, als eine Idee, sich auch zu öffnen. Und dann
war einfach so ein… so ein Cut da drin.“ (G7)
Als weitere Prozesse während des Untersuchungszeitraumes, die für die Verbrei-
tung der Ideen von „Glücklich in Wuppertal“ relevant sein könnten, wurde der
Prozess der Entwicklung eines neuen Stadtentwicklungskonzeptes (STEK2030)
genannt, der an eine externe Agentur vergeben wurde, die dann Kontakt zu den
Beteiligten von „Glücklich in Wuppertal“ aufgenommen und die App in den
Prozess integriert hat (G4, G6, DG189). Parallel lief noch das vorhergehende
Stadtentwicklungskonzept W2025, bestehend aus einer Reihe von Projekten, das
zu der Zeit auf der Suche nach geeigneten Evaluationskriterien für die Projekte
war (G4, G9, G15, G18, G20, DG213). Im Laufe des Untersuchungszeitraumes
kam dieser Prozess dann jedoch ins Stocken, so dass keine weiteren Treffen
stattfanden (G17).
Neben diesen größtenteils lokalen Veränderungen und Krisen wurden auch
Herausforderungen genannt, die über Wuppertal hinaus eine Rolle spielen und
vom nationalen Diskurs beeinflusst sind. So wurden in Dokumenten Umweltpro-
bleme und der Klimawandel als Krisen genannt (DG6, DG164, DG204, DG215,
DG23). Die projektinternen Forschenden des WI schlussfolgerten daraus die Not-
wendigkeit einer Nachhaltigkeitstransformation (DG6, DG164), und auch einige
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andere Interviewte sowie Dokumente beschrieben die Notwendigkeit, Klima-
schutz und Klimafolgenanpassung zu betreiben (G14–16, DG215). Weiterhin
wurde die Notwendigkeit einer Verkehrswende insbesondere zur Verringerung der
Feinstaubbelastung in der Stadt genannt (G13–16, G18–19). Die Feinstaubbelas-
tung wurde auch als offen kommuniziertes Problem beschrieben und ist vor allem
durch drohende Dieselfahrverbote und deutschlandweite Diskussionen darüber in
den Fokus geraten (G13–14, G16, G18–19).
Ein Widerspruch, der von einigen Interviewten wahrgenommen wurde, ist zwi-
schen der Verwendung wirtschaftlicher Kennzahlen wie dem BIP als Indikator für
Lebensqualität und der Differenz zur vielschichtigen Bedeutung von Lebensqua-
lität. Alternative Indikatoren werden oft nicht betrachtet und der Blick lediglich
auf wirtschaftliche Aspekte gerichtet. Gleichzeitig fehlen aber auch oft subjek-
tive Daten, um andere Indikatorensets wirklich nutzen zu können (G13, DG2–4,
DG13, DG23, DG32, DG93, DG204, DG210). Dies wurde teilweise auch in der
Presse so kommuniziert (DG13, DG32).
Ein Interviewter nannte außerdem einen Widerspruch zwischen verschiedenen
Entwicklungspfaden der Stadt: Einerseits einem investorengetriebenen Handeln
und Bestreben nach Wirtschaftswachstum und andererseits alternativen Projekten
aus der Zivilgesellschaft, welche sich die Freiräume und Leerstände Wupper-
tals zunutze machen und mit denen sich die Stadt gerne nach außen präsentiert
(G2). Aus den Dokumenten und Interviews ist aber nicht erkennbar, dass die-
ser Widerspruch offen im städtischen Diskurs wahrgenommen und kommuniziert
wird.
Weiterhin wurden verschiedene Herausforderungen nur in einzelnen Interviews
und Dokumenten genannt, so der Einfluss großer Unternehmen auf die Stadt durch
den Abzug von Arbeitsplätzen (G10), die Schließung kleiner Polizeiwachen und
anderer Orte lokaler Quartierskommunikation (G19), das Erstarken von Popu-
lismus und rechten Strömungen (G8) und das Thema Digitalisierung (DG213).
So war eine weitere Rahmenbedingung, in der das Projekt agierte und versuchte
daran anzuknüpfen, die Auswahl Wuppertals als eine von fünf digitalen Modell-
kommunen in NRW, was neue Finanzierungsmöglichkeiten von Projekten im
Bereich Digitalisierung mit sich brachte (DG204).
Zusammenfassend lässt sich also sagen, dass das Projekt in eine Zeit institutio-
neller Veränderungen fiel, von denen die Stärkung des Bereichs Bürgerbeteiligung
in der Stadt sowie die Ablösung eines Stadtentwicklungskonzeptes durch ein
anderes als besonders relevant für den untersuchten Fall wahrgenommen wur-
den. Die Schwierigkeit, die Bürgerschaft bei stadtpolitischen Themen zu erreichen
und die Konflikte über Großprojekte, werden sowohl öffentlich in der Presse
als auch von den Entscheidungsträger*innen und in städtischen Dokumenten
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als Herausforderung kommuniziert und können als Krisen verstanden werden.
Zusätzlich wurden die hohen Schulden der Stadt als Krise beschrieben, die
auch als solche von fast allen Entscheidungsträger*innen kommuniziert wurde.
Insbesondere scheint diese Krise andere Krisenwahrnehmungen mit sich zu
bringen, wie den geringen Handlungsspielraum der Kommune, das schlechte
Image der Stadt und die hohe Armutsquote der Bevölkerung. Andere Wider-
sprüche und Herausforderungen wie Umwelt- und Klimaschutz oder die Kritik
am Fokus auf wirtschaftliche Entwicklungen wurden hauptsächlich von den Wis-
senschaftler*innen und einzelnen anderen Personen wahrgenommen und von den
Entscheidungsträger*innen weniger oder gar nicht mit „Glücklich in Wuppertal“
assoziiert. Inwieweit „Glücklich in Wuppertal“ an diese Krisen und institutionel-
len Veränderungen anknüpfen konnte und was sich als förderlich und was als
hinderlich herausstellte, wird im folgenden Abschnitt dargestellt.
5.2.3 Anknüpfungspunkte und Umsetzbarkeit der Ideen
In Bezug auf die von einigen Interviewten wahrgenommene Krise der repräsen-
tativen Demokratie und die Schwierigkeiten, die Bürgerschaft in Beteiligungs-
prozessen zu erreichen, sahen einige Entscheidungsträger*innen die App als eine
mögliche Lösung, um zusätzliche Personen in Beteiligungsprozesse hereinzuholen
(G1–3, G5, G7, DG210). So könnten parteienübergreifend und niedrigschwellig
kontroverse Themen abgefragt werden, beispielsweise zu geplanten Großprojek-
ten (G11, G16).
„Also, wir wissen ja aus allen unseren Beteiligungsverfahren, dass aktiv vor allem
eben die sind, die dagegen sind. Und, dass es echt schwer ist, egal ob man in einer
Veranstaltung oder sonst wo sitzt, die zu motivieren, die was gut finden. Und ich
glaube, jetzt liegt in so einem Instrument erstens das Risiko, dass es da genauso ist.
Andererseits aber eben auch die Chance, dass es anders sein könnte, weil ich eben
nicht in einer Veranstaltung aufstehen muss und sagen muss, hey, ich finde es aber gut,
auch wenn ich jetzt ganz alleine bin, oder so.“ (G11)
Auch insgesamt wurde die App als relevant für Stadtentwicklung gesehen, weil
der Bereich Stadtentwicklung sich ebenfalls damit beschäftigt, die Lebensquali-
tät zu verbessern (G14, G16, G19–20). Außerdem wurde sie als geeignet für die
Quartiers- und Bezirksebene gesehen (G9, G11–12). Ebenso könnte sie als Män-
gelmelder genutzt werden (G10, DG210) und sei besonders anschlussfähig an
die Digitalisierungsbestrebungen der Stadt (G10, G12). Als Schwierigkeit wurde
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jedoch gesehen, dass die Stadtverwaltung schon über viele Daten verfügt und
Probleme hat, damit umzugehen (G17–18).
Von einigen Nutzer*innen wurde jedoch auch angemerkt, dass das Ausfül-
len der Fragen sehr lange dauert, Durchhaltevermögen erfordert, da oft im Laufe
des Tages immer wieder Fragen aufgetaucht und diese teilweise unlogisch auf-
gebaut seien, weshalb das Erreichen von Personen aller Bevölkerungsgruppen
möglicherweise schwierig sein könnte (G17, DG51, DG59).
Die bisher im Projekt entstandenen Daten waren noch nicht über einen langen
Zeitraum erhoben und nicht repräsentativ, so dass daraus noch keine aussagekräf-
tigen Schlussfolgerungen für städtische Entscheidungen abgeleitet werden können
(G1, G3, G14–15). Bisher konnten die meisten Entscheidungsträger*innen keinen
konkreten Nutzen für ihre Arbeitskontexte erkennen (G8, G12, G15, G20). Eine
bessere Aufbereitung der Ergebnisse hätte vermutlich insbesondere der Stadtpoli-
tik geholfen (G16, G18–19). Die Ideen von „Glücklich in Wuppertal“ stellten sich
als dort anschlussfähiger heraus, wo es um konkrete Fragen der Stadtpolitik ging,
beispielsweise den Bau einer Seilbahn (G1–2, G4–5). Allgemeinere Aussagen und
Ideen über Glück und Lebensqualität und neue Leitbilder scheinen dagegen weni-
ger anschlussfähig und schwieriger nutzbar zu sein, sowohl für die Stadt als auch
für die Pressekommunikation (G1–2, G4, G16, G18). Auf der höheren Ebene von
Ideen, den Paradigmen, war die Anschlussfähigkeit also weniger vorhanden.
Konkret anschlussfähig waren die Ideen an die Entwicklung der Stadtent-
wicklungskonzepte STEK2030 und W2025 (G4, DG189, DG213), hier fiel der
Projektzeitraum in einen günstigen Moment institutionellen Wandels. Bei W2025
wurde nach einem konkreten Maßstab zur Evaluierung der laufenden Projekte
gesucht, wo die App gut anknüpfen konnte (G9, G15, G18, G20, DG80). Der
Vertreter des Stadtmarketings beschrieb die Verknüpfung wie folgt:
„Also in der 2025, also in dem Strategiekreis war ja auch die Herausforderung, sie
haben 13 Schlüsselprojekte, die als Ziel haben, ja, auf die Dauer der Stadt eine neue
Lebensqualität, oder eine andere zu geben. Und dann ist ja immer genau die Frage, wie
ist dennLebensqualitätmessbar.Wir können überWirtschaftsrankings, allesMögliche,
kannst du alles messen. Aber ein Gefühl zu messen ist extremst schwierig. Und dann
habe ich das auch unterstützt, dass das da auch vorgestellt wird.“ (G17)
Die Art der Treffen des W2025-Kreises stellten sich aber als ungeeignet für
einen tieferen Austausch heraus (G15). Auch beim STEK2030-Prozess bekam die
App eine Relevanz und wurde genutzt, um andere Zielgruppen zu erreichen als
die Präsenzveranstaltungen und mehr Informationen über die Einstellungen der
Bevölkerung zu ermitteln (G9, G11, G14, G16). An die Stadtentwicklungspro-
zesse und die Krise der städtischen Beteiligungsinstrumente konnte „Glücklich
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in Wuppertal“ mit seinem Angebot also insgesamt gut anknüpfen. Auffällig ist
hier, dass die Anknüpfung an beide Prozesse sich im Laufe des Untersuchungs-
zeitraumes ergab und nicht von Anfang an geplant war. Hier wurde auf passende
Prozesse reagiert und eingegriffen. Erschwerend kam dann aber die weitere Ent-
wicklung von W2025 (siehe Abschn. 5.2.2) und die teils etwas zu langwierige
Nutzung der App hinzu, was jedoch einer ersten Nutzung des Instruments bei
STEK2030 nicht im Wege stand.
Auf diese Ebene bezogen – die Nutzung eines Befragungsinstruments zur
Erhebung subjektiver Daten – würden durch die Umsetzung der Idee keine
tiefgreifenden Veränderungen vorausgesetzt. Die vorherrschenden Paradigmen
könnten erhalten bleiben und es würde lediglich ein neues Instrument eingeführt,
was gegebenenfalls zu anderen kleinteiligen Entscheidungen führen würde, also
einem Wandel erster Ordnung (G2–6, G8–10, G16–17). Eine grundlegende Kritik
an den Entscheidungen wäre aber nicht zu erwarten (G6, G8–10, G16–17).
Dieses Angebot der App als neues Beteiligungsinstrument und zur Lösung der
Herausforderungen durch sowohl geringe finanzielle Mittel für Bürgerbeteiligung
als auch niedrige Beteiligungsquoten, bezieht sich auf die Ideen von „Glück-
lich in Wuppertal“ auf der ersten und teilweise zweiten Ebene. Auf der Ebene
von Paradigmen schließt „Glücklich in Wuppertal“ an die Debatte und Forschung
über alternativen Wohlstand und Definitionen von Lebensqualität an. Wohlstand
wird dabei nicht nur unter ökonomischen Gesichtspunkten verstanden, sondern
bezieht andere Aspekte ein, die die Menschen in der Stadt glücklich machen. So
könnte das Projekt Daten zur subjektiven Lebenszufriedenheit und deren Einfluss-
faktoren liefern, die bisher fehlen, um Lebensqualität umfassend zu messen. Das
Projekt könnte so dem BLI-u zur Etablierung verhelfen, indem fehlende Daten
dafür erhoben werden (G13, DG2–4, DG13, DG23, DG32, DG93, DG204).
Auf der Ebene der Paradigmen ist die Anschlussfähigkeit und Umsetzbarkeit
aber als schwieriger anzusehen und eine Orientierung politischer Entscheidungen
an alternativem Wohlstand würde tiefgreifende Veränderungen dritter Ordnung
voraussetzen. Auf die alternativen Paradigmen bezogen waren die Ideen des Pro-
jektes eher an nachhaltigkeitsorientierte Projekte und Akteur*innen in Wuppertal
anschlussfähig, die bereits ähnliche Ziele und alternative Entwicklungspfade ver-
folgten (G2). Die Stadt Wuppertal mit ihren hohen Schulden orientiert sich
weiterhin hauptsächlich an Zielen des Wirtschaftswachstums, so dass die Idee
eines neuen Wohlstandsmaßes und einer Abwendung von rein materiellen Aspek-
ten weniger anschlussfähig war und dieses Problem sich eher als hinderlich
herausstellte. Hier war also zwar eine Krise vorhanden und wahrgenommen,
doch die Ideen konnten nicht daran anknüpfen, da entweder der Handlungsdruck
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nicht hoch genug schien oder die Entscheidungsträger*innen andere Lösungen als
geeigneter ansahen.
Erleichtert wurde die Kommunikation jedoch durch den niedrigschwelligen
Begriff Glück. Das Konzept Glück wurde als geeigneter und verständlicher
Begriff gesehen (G2, G4, DG204). Glück abzufragen sei erst einmal ungewöhn-
lich aber dadurch interessant und innovativ (G14, G20), der Fokus auf das Positive
gut (G2, G11, G18).
„Nach dem Motto hey, wir machen hier was für Wuppertal, in Wuppertal kann man
auch glücklich sein. Hey, Wuppertal ist doch gar nicht so schlecht wie immer alle
sagen.“ (G2)
So könnte die App zu einer Verbesserung des Wuppertaler Images beitragen, einer
Stadt deren Bewohner*innen vorgeworfen wird, sich häufig zu beschweren und
vor allem auf das Negative zu schauen (G8, G13, G17–18). Dadurch ergibt sich
auch eine Anschlussfähigkeit an das Wuppertaler Stadtmarketing (G17, G20).
Eine Interviewte beschrieb den Vorteil des Glücksbegriffs:
„Diese Glückssache läuft auf einer allgemeineren Ebene. Das versteht ein Kind, […]
das verstehen ältere Menschen, wo ich glaube, das ist handhabbarer. Weil es einmal…
es erzeugt so ein Lächeln und es wirkt nicht so nach demMotto, da muss ich wer weiß
wie, da muss ich zehn Bücher lesen, bevor ich das verstehe. Sondern zu sagen, diese
positiveWahrnehmung, und das ist wasUniverselles. Da gibt es keine Sprachbarrieren,
und deswegen finde ich das ein schönes Instrument, weil das eben weg ist von diesem
akademischen Level einfach. Auch wenn es akademisch fundiert ist, aber es ist einfach
greifbarer.“ (G18)
Der Glücksbegriff wurde aber auch kritisch gesehen, da Glück tagesformabhängig
und nicht unbedingt Ziel von Politik sei (G8, G12). Auch ein Projektbeteilig-
ter merkte an, dass wenn Politik danach ausgerichtet würde, was das Glück
der Bevölkerung maximiert, dies nicht unbedingt mit den Zielen der Nachhal-
tigkeitstransformation zusammenpassen würde, sondern diesen sogar teilweise
widerspreche (G2).
Zusammenfassend lässt sich also festhalten, dass „Glücklich in Wuppertal“
durch den Begriff Glück gut ankam, an die laufenden Stadtentwicklungspro-
zesse gut anschließen konnte und sich diese als geeignete Gelegenheitsfenster
herausstellten. So konnte auch an die Schwierigkeit, Menschen für Bürgerbeteili-
gung zu erreichen, angeknüpft und die App als ein Lösungsvorschlag präsentiert
werden. Daneben konnte an die finanzielle Krise der Stadt nur insofern ange-
knüpft werden, als positive Aspekte in den Vordergrund gerückt wurden und
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das Beteiligungsinstrument gerne genutzt wurde, um Ausgaben für städtische
Beteiligungsinstrumente einzusparen. Grundlegender gelang es jedoch nicht, den
Fokus weg von finanziellen Aspekten, hin zu anderen Aspekten von Lebensquali-
tät zu lenken. Im Gegenteil erschien der mangelnde Entscheidungsspielraum der
Verwaltung sogar als hinderlich, weil so neue Ideen alleine schon aus Kapazitäts-
gründen nicht aufgegriffen wurden. Projektimmanenter hinderlicher Faktor schien
außerdem auch in der konkreten Ausgestaltung der App zu liegen, die laut eini-
gen Nutzer*innen aufwändig sei und teilweise unlogische Fragekombinationen
enthalte.
5.2.4 BeobachtbareVeränderungen
Nachdem beschrieben wurde, wo „Glücklich in Wuppertal“ anschließen konnte
und wie groß die vorausgesagten Veränderungen waren, wird nun dargestellt, wo
es bereits zu Veränderungen kam, wo Ideen bereits umgesetzt oder gar Politik-
veränderungen geschehen sind. Im Laufe des Untersuchungszeitraumes konnten
schon kleinere Prozesse beobachtet werden, bei denen durch „Glücklich in Wup-
pertal“ neue Ideen verbreitet oder sogar umgesetzt werden konnten. Die App
wurde beim STEK2030-Prozess erstmals als Beteiligungsinstrument verwendet.
Dazu wurden im Vorfeld einer Zukunftswerkstatt Fragen eingespielt und die Ant-
worten ausgewertet. In der Zukunftswerkstatt konnten diese dann angesehen und
analog ergänzt werden (G2, G4, G6, G13–14, DG204, DG208, DG210, DG215,
DG188, DG190, DG207). Wie die Ideen der institutionellen Unternehmer*innen
in die Ergebnisse des STEK2030 eingeflossen sind, ist zum Zeitpunkt der Unter-
suchung jedoch noch nicht erkennbar (G13, G20). Ein Interviewter meinte, sie
seien als eine von mehreren Quellen eingeflossen (G14). Beim W2025-Prozess
entschied man sich für eine Nutzung der App und diese wurde auch im Sach-
standsbericht über die Stadtentwicklungsprojekte erwähnt (DG213). Bisher ist es
allerdings nicht zu einer Nutzung der App als Evaluierungsinstrument gekommen
und auch keine konkrete Umsetzung geplant (G9). Ein Interviewter meinte jedoch,
dass die Ideen von „Glücklich in Wuppertal“ schon jetzt neue Denkanstöße im
Hinblick auf die Projekte von W2025 und den STEK2030-Prozess geliefert hätten
(G16).
Durch die starke Öffentlichkeitsarbeit von WI und Sparkasse sowie die
Berichte in der WZ ist außerdem ein Diskurs über Glück in der Stadt zu beob-
achten. Einige Expert*innen nehmen an, dass durch die zahlreichen Presseartikel
Leser*innen dazu angeregt wurden, über Glück und Zufriedenheit nachzuden-
ken (G1–2, G4). Die Sparkasse hat in ihrem Kund*innenmagazin die Begriffe
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Wohlstand und gutes Leben vermehrt genutzt und die gemeinsamen Ideen in ihre
eigenen Aktivitäten integriert. Hier hat also ein leichter Wandel in den Diskursen
des Unternehmens stattgefunden (G3).
Weiterhin waren erste Erhebungen erfolgreich und es konnten erste Erkennt-
nisse gewonnen werden, beispielsweise über die Zufriedenheit der Bevölkerung
unterschiedlicher Stadtteile im Vergleich oder die Zufriedenheit mit bestimm-
ten Aspekten der Stadt, die sowohl bei Veranstaltungen präsentiert, als auch auf
der Projekthomepage publiziert wurden (G2–3, G6–7, G9, G13). Ein Panel von
1000 Personen zu etablieren, ist allerdings noch nicht gelungen und die bereits
erhobenen Daten sind nicht repräsentativ (G1–3, G6, G9, G13).
Insgesamt ist also eine breite Diffusion der Ideen der unteren beiden Ebenen,
insbesondere der Policies, teilweise auch neuer Programme in die Bürgerschaft
und Stadtverwaltung hinein zu beobachten, vereinzelt auch in Richtung Unter-
nehmerschaft und Stadtpolitik. Auf diesen Ebenen erster und zweiter Ordnung
gab es auch bereits kleine Veränderungen. Auf der höheren Ebene von Paradig-
men kam es bisher zu einer wesentlich geringeren Diffusion und zu einem Wandel
dritter Ordnung ist es bislang nicht gekommen.
5.2.5 Zusammenfassung und Abgleichmit den Prognosen
Im folgenden Abschnitt werden die in den vorherigen Abschnitten dargelegten
Analyseergebnisse zusammengefasst und die Prognosen der Kongruenzanalyse
(siehe Abschn. 4.3) mit den Beobachtungen abgeglichen, um herauszufinden, ob
die Theorie des diskursiven Institutionalismus die Entwicklungen im Fall von
„Glücklich in Wuppertal“ erklären kann.
Bezogen auf das Vorhandensein, die Wahrnehmung und die Kommunikation
einer Krise zeigte die Analyse, dass insbesondere die hohen Schulden der Stadt
als solche verstanden werden können. Die Ideen von „Glücklich in Wuppertal“
konnten hier zwar nicht als Lösung der eigentlichen Krise angeboten werden,
jedoch gut anknüpfen, da die mit dem schlechten Image kämpfende Stadt gerne
positive Bilder in den Fokus rückt. Den Blick von den ökonomischen Aspekten
hin zu anderen Zielen zu lenken und stadtpolitische Entscheidungen daran auszu-
richten – eine Idee der institutionellen Unternehmer*innen – wurde jedoch bisher
nicht erreicht. Außerdem wurde es als schwierig beschrieben, die Bevölkerung
bei stadtpolitischen Fragen zu erreichen, ebenfalls eine von Entscheidungsträ-
ger*innen öffentlich kommunizierte Krise. Die Annahme, dass Krisen in der
Stadt wahrgenommen und kommuniziert wurden, konnte also bestätigt werden,
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womit eine der notwendigen Voraussetzungen für Politikwandel vorliegt (siehe
Abschn. 3.3.2).
In Bezug auf Bürgerbeteiligung fiel das Projekt „Glücklich in Wuppertal“ in
einen günstigen Zeitraum, wo dieses Thema gerade im Fokus stand und durch eine
neue Stabsstelle und zusätzliches Personal gestärkt wurde. Hier knüpft ein Teil
der Ideen der institutionellen Unternehmer*innen an: Die App als neues Beteili-
gungsinstrument zu nutzen und Politik so mehr an der Meinung der Bürgerschaft
auszurichten. Diese Idee würde veränderte Policies mit sich bringen und eine
Veränderung erster Ordnung bedeuten (Hall 1993, S. 278, siehe Abschn. 3.3.1).
Hier können bereits erste Erfolge im Zusammenhang mit STEK2030 und W2025
beobachtet werden. Gleichzeitig bezweckten die Projektbeteiligten eine Verschie-
bung des stadtpolitischen Fokus von wirtschaftlichen Aspekten auf Lebensqualität
und eine Stärkung der Wohlstandsindikatoren, also ein neues Paradigma, das Ent-
scheidungen leitet. Eine Umsetzung hier würde einen Wandel dritter Ordnung mit
sich bringen.
Diese Ideen unterschiedlicher Ebenen wurden von den institutionellen Unter-
nehmer*innen des Projektes vorangebracht und haben mit der Unterstützung von
Medien und Zivilgesellschaft eine breite Diffusion erfahren. Dabei zeigte sich eine
einfachere Kommunikation und höhere Anschlussfähigkeit der auf Beteiligung
und Glücksmessung bezogenen Ideen als des angestrebten Paradigmenwechsels.
Die Annahmen, dass institutionelle Unternehmer*innen vorhanden seien, die
neue Ideen voranbringen, können also auch bestätigt werden. Damit sind weitere
Voraussetzungen für Politikwandel erfüllt. Allerdings verfolgten nicht alle Pro-
jektpartner*innen alle Ideen in gleichem Maße, so dass vor allem die auf den
unteren beiden Ebenen liegenden Ideen kommuniziert wurden und weiter dif-
fundiert sind. Die Diffusion fand sowohl breit in die Bürgerschaft hinein statt, als
auch gezielt zu Entscheidungsträger*innen. Anwendungen und damit Veränderun-
gen erster Ordnung konnten bereits beobachtet werden. Veränderungen höherer
Ordnung sind bisher nicht eingetreten.
Insgesamt konnten also die vom diskursiven Institutionalismus prognostizier-
ten Veränderungen erster Ordnung (siehe Abschn. 4.3) in der Empirie beobachtet
werden. Für eine höhere Ordnung reichten das Vorhandensein der finanziellen
Krise und die Netzwerke der institutionellen Unternehmer*innen nicht aus, da die
Hürden und Gewohnheiten bei den Entscheidungsträger*innen zu groß schienen
und die Ideen der höheren Ebene weniger kommuniziert wurden.
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5.3 Vergleich der zwei Fälle
5.3.1 Akteur*innen und Ideen
Die Analyse hat gezeigt, dass in beiden untersuchten transformativen Forschungs-
projekten auch tatsächlich eine transformative Intension vorhanden und formuliert
war, und dass die Forschenden im Sinne institutioneller Unternehmer*innen agier-
ten und versuchten, ihre Ideen voranzubringen. Zusätzlich dazu verfolgten sie
klassische wissenschaftliche Ziele der Erkenntnisgewinnung und nahmen so auch
unterschiedliche Rollen gleichzeitig ein.
Bei beiden Fällen zeigt sich, dass die Forschungsinstitutionen über einen guten
Ruf in der Stadt verfügten und als epistemische Gemeinschaft (Campbell 2004,
S. 104 f.; Haas 1992, S. 27–29) wahrgenommen wurden. Sie verfügten damit
über eine gewisse „power through ideas“ (Carstensen und Schmidt 2016, S. 323–
326), die ihnen half, ihre Ideen zu verbreiten. Insbesondere die Beteiligung der
Institutsleitungen wurde als positiv von den externen Interviewten wahrgenom-
men und erhöhte die Glaubwürdigkeit der Projekte. Dies ermöglichte auch einen
Zugang zu höheren Ebenen in Politik und Unternehmen.
In Bezug auf die Wohlstandsindikatoren wurde die aktive Rolle der Wis-
senschaftler*innen von den Interviewten positiv gesehen, diese wurden als
Berater*innen, Impulsgeber*innen und Netzwerker*innen wahrgenommen, die
auch verschiedene Nachhaltigkeitsakteur*innen in der Stadt verstärkt zusammen-
gebracht haben (siehe Tab. 5.1). Als Vorteil von Wissenschaft in diesen und
ähnlichen städtischen Prozessen wurde gesehen, dass diese Ideen entwickle, auf
die die Verwaltung und Politik selbst nicht kämen und diese Ideen in verschiedene
Kontexte einbringen könne. Die Forschenden bei der Wohlstandsindikatorenent-
wicklung können also auch als Vermittler*innen im Sinne von Campbell (2004,
S. 104 f.) zwischen verschiedenen Kontexten – dem wissenschaftlichen und dem
der städtischen Verwaltung – gesehen werden.
Auch bei „Glücklich in Wuppertal“ wurden beide Aspekte eingenommen: die
der klassischen Forschenden und die der epistemischen Gemeinschaft. Auch hier
wurde dies von den Interviewten positiv wahrgenommen und die Wissenschaft-
ler*innen als Berater*innen und Fachleute beschrieben, die außerdem Vernetzung
betrieben, das Gespräch suchten und Ideen einbrächten, auf die Stadtverwaltung
und -politik selbst nicht komme (siehe Tab. 5.1).
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Die Tabelle zeigt die in den Interviews genannten wahrgenommenen Rollen der Wis-
senschaftler*innen sowie ihre Zuordnung zu den Akteur*innengruppen beim diskursiven
Institutionalismus.
Quelle: Campbell (2004) und eigene. Eigene Darstellung.
Die meisten Interviewten meinten, dass die Forschenden dabei auch normativ
werden dürften und sahen es auch in diesem Fall als positiv an, dass Wissenschaft
dabei innovativere Ideen entwickle, als die Angehörigen aus der Stadtverwaltung
selbst. Diese Reflexion über die eigenen Tätigkeiten und das Überschreiten der
klassischen Forschendenrolle können als Ansätze dessen verstanden werden, was
Schneidewind und Singer-Brodowski (2013, S. 78–81) als Modus-3-Wissenschaft
– aufbauend auf der Modus-2-Wissenschaft – bezeichnen (siehe Abschn. 2.2.2):
Bei Modus-2-Wissenschaft wird die Trennung zwischen Wissenschaft und Praxis
durch Einbeziehung von Praxiswissen teilweise überwunden, um sozial-robustes
Wissen zu schaffen, was hier ebenfalls beobachtet werden kann. Bei Modus-
3-Wissenschaft werden die Forschenden selbst für Veränderungsprozesse aktiv,
was in beiden untersuchten Fällen ebenfalls geschah. Ob daraus in diesen Fällen
auch eine Veränderung der Wissenschaftseinrichtungen folgte, über die bereits
im Vorhinein geschehene Gründung des Transzent hinaus, ist jedoch bisher nicht
erkennbar.
In beiden Fällen wurde Wissenschaft also mit ihren Aktivitäten positiv wahr-
genommen. Sie scheint sich als institutionelle Unternehmerin zu eignen, die neue
Ideen produzieren und in verschiedene Kontexte vermitteln kann. Gleichzeitig
wurde auch die Netzwerkfunktion in beiden Fällen als Gewinn angesehen. Bezüg-
lich ihrer Rolle unterschieden sich die Wissenschaftler*innen in den beiden Fällen
kaum.
Die Wissenschaftler*innen nahmen also in beiden Fällen einerseits eine
klassische Forschendenrolle ein, waren gleichzeitig aber auch aktiv an städti-
schen Prozessen beteiligt und konnten dabei verschiedenen der im diskursiven
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Institutionalismus beschriebenen Akteur*innengruppen (Campbell 2004) zuge-
ordnet werden. Sie wurden als institutionelle Unternehmer*innen mit alternativen
Paradigmen, als Theoretiker*innen und teilweise auch als Vermittler*innen identi-
fiziert. Teilweise versuchten die Wissenschaftler*innen zusätzlich, auch die Rolle
von Framer*innen auszufüllen, indem sie die Ideen mit den Wahrnehmungen
in der Bevölkerung zusammenbrachten und für die Öffentlichkeit übersetzten.
In den untersuchen Fällen haben die Wissenschaftler*innen also versucht, dem
Anspruch transformativer Forschung gerecht zu werden, indem sie drei der fünf
von Campbell (2004, S. 100–107) unterschiedenen Rollen zugleich ausfüllen und
nur teilweise auf die Unterstützung anderer Akteur*innen zurückgriffen. Dies
führte dazu, dass die Forschenden sich nicht auf alle Ideen und Ebenen der Kom-
munikation gleichzeitig fokussieren und nicht allen Rollen gleichzeitig gerecht
werden konnten.
Ähnlichkeiten bestehen ebenfalls dahingehend, dass in beiden Fällen die hin-
ter den Projekten stehenden Ideen der institutionellen Unternehmer*innen vor
allem auf der Ebene von Paradigmen angesiedelt waren (siehe Abb. 5.3). Kon-
kret zielten die Projekte darauf ab, das vorherrschende Wachstumsparadigma und
den Fokus auf wirtschaftliche Entwicklung zu ändern. Statt diese Paradigmen
direkt zu kommunizieren, war in beiden Fällen die Herangehensweise, mithilfe
der Umsetzung von Ideen erster und zweiter Ebene in Richtung der Änderung
des alternativen Paradigmas zu gelangen. Hier zeigt sich die oftmals im Kon-
text transformativer Forschung beschriebene Annahme, Transformationen würden
aus einer Akkumulation verschiedener kleiner Veränderungen entstehen (siehe
Abschn. 3.5).
Diese konkreten Anwendungen der unteren Ebenen, beispielsweise bei
W2025, waren teilweise nicht zu Beginn der Projekte geplant, sondern haben
sich erst im Laufe der Projektentwicklung ergeben, weil Anschlussmöglichkeiten
an städtische Prozesse sichtbar wurden. Kleine konkrete Umsetzungen konnten
hier ermöglicht werden, was leichter erschien, als eine Diffusion des alterna-
tiven Paradigmas in städtischen Diskursen. In beiden Fällen zeigte sich, dass
die Wissenschaftler*innen über städtische Prozesse Bescheid wussten und so
konkrete Möglichkeiten ergreifen konnten, wenn Projekte und institutionelle Ver-
änderungen greifbar waren. Gleichzeitig waren ihre Ideen insoweit diffundiert,
dass intermediäre Akteur*innen darüber Bescheid wussten und die Forschenden
in laufende Prozesse hereinholten. Bei diesen Anwendungen, beispielsweise beim
Bürgerbudget, wurden dann von Seiten der Wissenschaft konkrete Vorschläge für
die Umsetzung gemacht, was laut Campbell (2004, S. 118, siehe Abschn. 3.3.2)
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Abb. 5.3 Zuordnung der Ideen zu Veränderungsintensionen im Vergleich. Die Abbildung
zeigt die Zuordnung der Ideen der institutionellen Unternehmer*innen in beiden Fällen
im Vergleich (durchgängige Linie: „Glücklich in Wuppertal“, gestrichelte Linie: Wohl-
standsindikatoren) zu drei Graden der Veränderung. Die Wohlstandsdimensionen oder auch
dazugehörige Indikatoren zur Evaluierung von Stadtentwicklungsprojekten oder die App als
Beteiligungsinstrument zu nutzen, würde je nach Ausgestaltung einen Wandel erster oder zwei-
ter Ordnung bedeuten, während die Einführung eines alternativen Wohlstandskompasses eine
Transformation mit sich bringen würde.
Quelle: Hall (1993) und eigene. Eigene Darstellung.
eine Voraussetzung für das Aufgreifen neuer Programme durch Entscheidungs-
träger*innen ist. Dies geschah größtenteils, ohne die alternativen Paradigmen
dahinter explizit zu kommunizieren.
Hier erscheint es so, als ob die Forschenden ein an die MLP angelehntes
Transformationsverständnis vertreten und so versucht haben, aus der Nische her-
aus kleine Innovationen anzustoßen und damit das Regime zu verändern (Geels
2002, 2011; Kemp und van Lente 2013, siehe Abschn. 2.2.1). In der Theorie
des diskursiven Institutionalismus (siehe Abschn. 3.3.2) bleibt unklar, ob Verän-
derungen auf den ersten beiden Ebenen auf dem Weg zu Veränderungen dritter
Ordnung helfen. An einigen Stellen wird in der Theorie aber darauf hingedeutet,
dass es eher nicht zu einem Paradigmenwechsel kommt, wenn Veränderungen ers-
ter oder zweiter Ordnung vorgenommen wurden und die wahrgenommene Krise
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damit bereits zufriedenstellend gelöst wurde (Hall 1993, S. 280). Eine Implemen-
tierung von Policies und Programmen könnte also sogar kontraproduktiv sein,
wenn das Ziel eine Veränderung von Paradigmen ist. Eine öffentliche Debatte
über neue Paradigmen könnte dagegen Veränderung befördern (Hall 1993, S. 286;
Hay 2001, S. 200). Laut Campbell (2004, S. 104 f.) bringen Vermittler*innen
neue Ideen wie Paradigmen und Politikprogramme von der Forschung direkt zur
Politik, verbreiten sie aber auch in der Presse, um öffentliche Diskussionen zu
beeinflussen. Dafür hätte es bei den untersuchten Fällen allerdings eine Thema-
tisierung der alternativen Paradigmen in öffentlichen Diskursen gebraucht, was
jedoch in beiden Fällen kaum geschehen ist.
Dies trifft insbesondere auf „Glücklich in Wuppertal“ zu, wo zwar Ideen auf
den unterschiedlichen Ebenen vorhanden waren, jedoch wurden die Ideen der
ersten und zweiten Ebenen vordergründig kommuniziert und die App unter ande-
rem als neues Instrument dargestellt. Der Gestaltungsanspruch dahinter auch auf
der Ebene von Paradigmen wurde seltener kommuniziert und deshalb auch nur
von sehr wenigen Personen wahrgenommen. Bei dem ersten untersuchten Fall,
der Entwicklung von Wohlstandsindikatoren, war dies zwar etwas ausgegliche-
ner, durch die insgesamt weniger ausgeprägte Kommunikationstätigkeit kamen
jedoch auch hier nur bei wenigen Akteur*innen die alternativen Paradigmen an.
Zielgruppe der meisten Dokumente war die Bürgerschaft in Wuppertal. Da
wie eben erwähnt in demokratischen Gesellschaften der Kampf um konkurrie-
rende Paradigmen unter anderem in der Öffentlichkeit stattfindet, erscheint eine
Ansprache der Bürgerschaft und eine breite Presseberichterstattung in beiden Fäl-
len sinnvoll, wenn ein Paradigmenwechsel angestrebt wird. Bei der App war
dies zusätzlich deswegen wichtig, weil Teilnehmende gewonnen werden muss-
ten. Jedoch ist in den öffentlichen Dokumenten an die Bürgerschaft kaum klar
formulierte Kritik an bisherigen Ideen und vorherrschenden Paradigmen enthal-
ten, sondern die Projekte werden eher als zusätzliche Angebote und Instrumente
dargestellt. Eine große Zahl an Dokumenten, wenngleich weniger als an die
Bürgerschaft, richten sich an Wissenschaftler*innen oder Wissenschaftsförderer,
wodurch die klassische Rolle der Forschenden, die üblichen Adressaten ihrer
Publikationen und ihre Aufgaben in der Bearbeitung von Drittmittelprojekten
deutlich werden.
Erstaunlich ist, dass bei beiden Fällen kein Dokument sich explizit an die
Stadtverwaltung oder Stadtpolitik richtet. Die Kommunikation fand eher infor-
mell am Rande von Besprechungen und mündlich statt. Bei den Indikatoren wäre
mehr Kommunikation an die Entscheidungsträger*innen zu erwarten gewesen,
denn eine Implementierung der Wohlstandsindikatoren in der Stadt setzt auf Ver-
änderungen innerhalb der Verwaltung und Politik. Auch „Glücklich in Wuppertal“
5.3 Vergleich der zwei Fälle 153
hatte zum Ziel, die Ergebnisse der App für die Stadt nutzbar zu machen. Dieser
Kontakt zu Entscheidungsträger*innen ist jedoch in beiden Fällen eher oberfläch-
lich geblieben – einerseits, weil die Projektlaufzeit kurz war und andererseits, weil
von Seiten der Entscheidungsträger*innen kein großes Interesse wahrgenommen
wurde.
Am besten funktionierte die Zusammenarbeit mit den Entscheidungsträ-
ger*innen dort, wo es um konkrete Projekte ging, bei denen die Stadtverwaltung
selbst einen Vorteil in der Kooperation sah, beispielsweise beim STEK2030-
Prozess in Kooperation mit „Glücklich in Wuppertal“ und beim Bürgerbudget
mit der Nutzung der Wohlstandsindikatoren. Hier war die Stadt auf der Suche
nach konkreten Kriterien beziehungsweise einem Beteiligungsinstrument, so dass
es leichter fiel, die Projekte zu integrieren. Als förderlich stellte sich außer-
dem heraus, wenn die institutionellen Unternehmer*innen aus der Wissenschaft
die Umsetzung selbst durchführten, anstatt nur Vorschläge zu formulieren. Bei
beiden Fällen ging der Kontakt zur Zivilgesellschaft und zu den Entscheidungs-
träger*innen meist von den Forschenden aus, in seltenen Fällen wurden diese aus
der Stadtverwaltung heraus angesprochen. Erfolgreicher waren die Verbreitung
und Umsetzung der Ideen, wenn die Wissenschaft eine aktive Rolle einnahm.
In beiden analysierten Fällen wurden an die Entscheidungsträger*innen Ange-
bote formuliert und nicht konkrete Forderungen; zudem ist kaum Kritik an den
vorherrschenden Paradigmen bei den Entscheidungsträger*innen angekommen.
Ein Interviewter formulierte sogar selbst, die Wissenschaft könnte, wenn sie ihre
Instrumente der Stadtverwaltung zur Verfügung stellt – wie die App – auch
Forderungen stellen, wie damit verfahren werden sollte (siehe Abschn. 5.2.1.6).
„Glücklich in Wuppertal“ konnte bei der Kommunikation auf ein breiteres
Netzwerk mit einer größeren Reichweite zurückgreifen als die Wohlstandsindika-
torenentwicklung, insbesondere durch die angesehenen und lokal gut vernetzten
Unternehmenspartner*innen, die die Verankerung in der Stadt erleichterten (siehe
Tab. 5.2). Hier agierten beide stadtnahen Unternehmenspartner*innen als Fra-
mer*innen, was eine Verbreitung der Ideen auf den unteren beiden Ebenen und
eine Verknüpfung mit den öffentlichen Empfindungen vereinfachte. Durch die
Gastbeiträge in der WZ wurde „Glücklich in Wuppertal“ in den Zusammenhang
mit persönlichen Geschichten von Zeitungsredakteur*innen und lokalen Persön-
lichkeiten über ihr Glück gerückt. Allerdings wurde nur ein Ausschnitt der Ideen
vermittelt und das alternative Paradigma nicht kommuniziert. Indem die Spar-
kasse das Design der App entwickelte und Werbung auf ihren Kanälen machte,
agierte sie ebenfalls als Framerin. Bei „Glücklich in Wuppertal“ gab es daher im
Vergleich wesentlich mehr Kommunikation in der Öffentlichkeit und somit eine
breitere Diffusion der Ideen, jedoch oftmals nur mit wenigen Informationen. So
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wurde viel über die Möglichkeit der Teilnahme an den Befragungsrunden und
wenig über das alternative Paradigma informiert.
Die App stellte sich als anschlussfähiger an die Ideen der Entscheidungsträ-
ger*innen heraus, wenn es um konkrete Themen wie Abfragen zu verkehrspoli-
tischen Planungen oder um ein Bürgerbeteiligungsinstrument ging, als wenn es
sich um allgemeinere Trends in der Zufriedenheit handelte. Außerdem schien
es schwierig zu sein, bei stadtpolitischen Prozessen tiefgehend einzusteigen,
da beispielsweise die Treffen der W2025-Gruppe sehr kurz für die Menge an
besprochenen Projekten waren und so nur einen Teil der Ideen zu „Glücklich
in Wuppertal“ an die Entscheidungsträger*innen herangetragen wurde. Als Ver-
mittler*innen und Unterstützer*innen haben sich bei „Glücklich in Wuppertal“
insbesondere die WZ sowie zwei Vertreter*innen von städtischen Betrieben her-
ausgestellt, die die Ideen der App in andere Kontexte getragen haben. Weitere
intermediäre Akteur*innen aus Zivilgesellschaft und Unternehmen wurden nur
vereinzelt angesprochen.
Bei der Indikatorenentwicklung ist insgesamt weniger Diffusion der Ideen
in der Öffentlichkeit und zu Entscheidungsträger*innen zu beobachten. Diese
wurden hauptsächlich über die eigenen Kanäle und Netzwerke verbreitet, die
im Fall der Indikatorenentwicklung wesentlich kleiner waren als bei „Glücklich
in Wuppertal“ und hauptsächlich den Bereich der Zivilgesellschaft umfassten.
So konnte die Vernetzung zur Zivilgesellschaft Erfolge verzeichnen, auch wenn
die Projektinhalte für viele noch unkonkret und unklar blieben. Darüber hinaus
wussten auch einige Entscheidungsträger*innen darüber Bescheid und entschie-
den sich in einzelnen Fällen sogar für die Nutzung. Als Vermittler*innen und
Unterstützer*innen haben sich zwei zivilgesellschaftliche Akteur*innen und eine
Vertreterin eines städtischen Betriebes herausgestellt. Kontakt zu Unternehmen
bestand darüber hinaus in diesem Fall nicht, so dass auch hier kaum weitere
intermediäre Akteur*innen mobilisiert wurden, die als Vermittler*innen oder
Framer*innen agieren konnten.
Bezüglich der Kommunikation in die Öffentlichkeit hinein wurden die Begriffe
Wohlstand und gutes Leben als weniger klar wahrgenommen, weshalb sich
die Kommunikation dieser Ideen und Projektziele als schwieriger herausstellte
(siehe Abschn. 5.1.1.5). Der Begriff Wohlstand wurde weniger oft von anderen
Akteur*innen aufgegriffen als die Formulierung gutes Leben. Der Begriff Glück
dagegen ist besser angekommen, wurde als einfach verständlich wahrgenommen
und in vielen Presseberichten verwendet. Doch es gab auch Kritik daran, Glück
sei ein zu kurzfristiges und subjektives Gefühl, an dem sich Politik und Verwal-
tung nicht unbedingt orientieren sollten (siehe Abschn. 5.2.3). Alle drei Begriffe
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stellten sich als diffus heraus und wurden mit unterschiedlichen Bedeutungen
versehen.
Deutlich wird außerdem ein Unterschied in der Darstellung der Forschungser-
gebnisse zwischen den Wohlstandsindikatoren und „Glücklich in Wuppertal“: Bei
den Indikatoren wurde erst sehr spät die Auswahl der Dimensionen und Indika-
toren kommuniziert, die konkrete Berechnung blieb bis zum Projektende in den
veröffentlichten Broschüren und Webseiten unvollständig. Einige Interviewte hät-
ten sich konkrete Berichte gewünscht. Diese späte Ergebnisdarstellung war zu
einem Teil im Projektantrag angelegt, weil der Fokus auf dem partizipativen Ent-
wicklungsprozess der Indikatoren lag. Später verzögerte sie sich dann weiter, was
auf die Fülle der parallelen Aufgaben der Wissenschaftler*innen zurückzuführen
ist. Bei „Glücklich in Wuppertal“ waren erste Ergebnisse direkt nach Ende der ers-
ten Erhebungswelle online in einem Dashboard abrufbar, jedoch hätten sich auch
in diesem Fall einige Entscheidungsträger*innen eine konkrete Beschreibung der
Ergebnisse in einer für Stadtverwaltung und -politik einfacher nutzbaren, knap-
pen Form gewünscht. Bei „Glücklich in Wuppertal“ stellte es sich außerdem als
schwierig heraus, Nutzer*innen langfristig zu gewinnen, weshalb die bisherigen
Daten bislang nicht die gewünschte Qualität und Repräsentativität erreicht haben.
In beiden Fällen waren die Ergebnisse also nicht früh genug oder nicht in
zufriedenstellender Form und Qualität verfügbar. Für die Implementierung und
Bekanntmachung der Projekte wäre wesentlich mehr Zeit nötig gewesen. Die
Förderlaufzeiten der Projekte wurden als zu kurz angesehen, um nach einer fun-
dierten wissenschaftlichen Analyse noch genügend Zeit zur Verfügung zu haben,
um wirklich Wandel anstoßen zu können und die Ideen und die entwickelten
Instrumente in der Stadt zu verankern. Sollte dies gleichzeitig geschehen, schien
der transformative dem wissenschaftlichen Beitrag teilweise entgegenzustehen,
für zwei nacheinander laufende Prozesse schien die Laufzeit zu kurz zu sein (siehe
u. a. Abschn. 5.1.1.5).
Zusammenfassend lässt sich sagen, dass beide Fälle zum Ziel hatten, Ideen
unterschiedlicher Ebenen, von Policies über Programme bis hin zu Paradigmen,
zu verbreiten (siehe Tab. 5.3). Insbesondere war es ein Ziel, ein neues Konzept
ressourcenleichten Wohlstandes dem Wachstumsgedanken und dem Fokus auf
ökonomische Aspekte in städtischen Entwicklungen entgegenzustellen. In beiden
Fällen wurde dazu jedoch kaum ein kritischer öffentlicher Diskurs angestoßen,
sondern eher Ideen auf der ersten und zweiten Ebene kommuniziert und teilweise
umgesetzt. „Glücklich in Wuppertal“ ist dabei weiter in städtischen Diskursen
diffundiert als die Wohlstandsindikatoren. In beiden Fällen wurden die Forschen-
den als epistemische Gemeinschaft positiv wahrgenommen und konnten an einige
städtische Prozesse anknüpfen. Dies gelang bei „Glücklich in Wuppertal“ leichter,
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Netzwerke Eng, insb. zu organisierter
Zivilgesellschaft, teilweise
Stadtverwaltung
Breit, insb. in Bürgerschaft
hinein, Medien, teilweise
Stadtverwaltung





Framer*innen Keine Stadtnahe Unternehmen,
Medien









für App zu gewinnen und zu
halten
Die Tabelle zeigt im Vergleich der beiden Fälle, auf welchen Ebenen Ideen vorhanden waren
und wie weit und zu wem sie diffundierten. Daneben fasst sie zusammen, mit wem die institu-
tionellen Unternehmer*innen vernetzt waren und von wem sie Unterstützung erhielten, sowie
einige projektspezifische Faktoren.
Quelle: Campbell (2004) und eigene. Eigene Darstellung.
da auf breitere Netzwerke zurückgegriffen werden konnte und der Glücksbe-
griff anschlussfähiger war. In den untersuchten Fällen wurden die Ideen dort
erfolgreich verbreitet und umgesetzt, wo Vermittler*innen oder Framer*innen aus
Zivilgesellschaft oder stadtnahen Betrieben zwischen den Wissenschaftler*innen
und den Entscheidungsträger*innen standen und die Ideen in die entsprechenden
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Kontexte übersetzten, so dass die Wissenschaftler*innen selbst diese Rolle nicht
zusätzlich einnehmen mussten.
Überraschend ist, dass kein Dokument der Forschenden direkt an Entschei-
dungsträger*innen gerichtet ist, sondern meist die Bürgerschaft adressiert wurde
und dass bei beiden Fällen die Kommunikation von den Forschungsergebnis-
sen und Ideen als nicht ausreichend wahrgenommen wurde. Insbesondere trifft
dies auf die Wohlstandsindikatoren zu, wo die Kommunikation der eigentlichen
Indikatoren erst sehr spät und nur unvollständig geschah. An welche städtischen
Prozesse und Krisen die beiden Fälle mit ihren Ideen anknüpfen konnten und
bei welchem der beiden Fälle dies besser gelang, wird im folgenden Abschnitt
dargestellt.
5.3.2 Rahmenbedingungen und Anknüpfungspunkte
Zu den Rahmenbedingungen und Entwicklungen in der Stadt Wuppertal zählten
in beiden Fällen Krisen (Campbell 2004, S. 115; Hay 2006, S. 67), die neue
Lösungen erfordern und öffentlich diskutiert werden. Größtenteils wurden diesel-
ben wahrgenommenen Krisen im Zusammenhang mit beiden untersuchten Fällen
erwähnt. Manche Prozesse oder Krisen wurden jedoch auch nur im Zusammen-
hang mit einem der Fälle genannt, da nur hier von den Interviewten mögliche
Anknüpfungspunkte gesehen wurden (siehe Tab. 5.4).
In beiden Fällen wurden insbesondere die Verschuldung Wuppertals und der
dadurch oft geringe Entscheidungsspielraum von Stadtpolitik und -verwaltung
hervorgehoben. Außerdem nahmen die Interviewten eine hohe Armutsquote, das
schlechte Image der Stadt und auch ein negatives Selbstbild der Stadt wahr. Diese
Herausforderungen wurden als Krisen wahrgenommen, stellten jedoch keine kurz-
fristigen Probleme dar, sondern langfristige Rahmenbedingungen der Stadt. Hier
konnten beide Fälle anschließen, indem sie andere Faktoren von Lebensqualität
als wirtschaftliche Zahlen in den Vordergrund rückten und insbesondere auch die
positiven Aspekte der Stadt hervorhoben. Zu einer konkreten Nutzung der Indi-
katoren, mit denen die Stadtverwaltung ihre Entwicklungen beschreibt oder auf
Grundlage derer Entscheidungen getroffen werden, kam es jedoch nicht.
Die grundlegendere Frage, wie Lebensqualität in einer vom Strukturwandel
betroffenen Stadt unter der Notwendigkeit einer Nachhaltigkeitstransformation
aussehen könnte, wurde nur von den institutionellen Unternehmer*innen, also
den Forschenden, formuliert, schaffte aber keine Verknüpfung mit den genannten
Krisen. Woran dies liegt und was dies für die Thesen des diskursiven Institutio-
nalismus bedeutet, wird in Abschnitt 6.1 genauer diskutiert. Daneben wurde eine
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162 5 Analyse zweier transformativer Forschungsprojekte
Krise im Kontext von Bürgerbeteiligung und Vertrauen in die demokratischen
Institutionen wahrgenommen: Es werde immer schwerer, die Bürger*innen zu
erreichen und für Bürgerbeteiligung zu motivieren, außerdem sinke das Vertrauen
in städtische Institutionen. Hieran wurde in Bezug auf „Glücklich in Wuppertal“
eine Anschlussmöglichkeit gesehen, da die App gegebenenfalls ein niedrigschwel-
liges Beteiligungsinstrument darstellen könnte, das diese Menschen erreichen
könnte. Doch auch dieses Instrument müsste sich erst bewähren und zeigen, dass
es für die Stadt vorteilhaft genutzt werden kann, Ressourcen einspart und trotz-
dem ein repräsentatives Bild erzeugt. Hier erfolgte die Anknüpfung also auf den
niedrigsten Ebenen von Ideen als Policy oder Programm.
Des Weiteren konnten die beiden Fälle teilweise an institutionelle Veränderun-
gen in der Stadt anknüpfen, die sich im Laufe der Projektlaufzeit entwickelten.
So stellte die Neugründung des Bürgerbeteiligungsdezernats zunächst eine gute
Anschlussmöglichkeit dar, wenngleich dieses kurz darauf aufgelöst, in eine Stabs-
stelle umgewandelt wurde und es mehrere Wechsel der Mitarbeitenden gab. Diese
neu geschaffene Institution, die eine Schnittstelle zwischen Stadtverwaltung und
Bürgerschaft darstellt, könnte im Sinne einer durchlässigen Institution verstanden
werden, die es institutionellen Unternehmer*innen eher erlaubt, sich einzubringen
(Campbell 2004, S. 178). Die Stärkung des Bereichs Bürgerbeteiligung durch die
neuen Mitarbeitenden ermöglichte eine Zusammenarbeit zwischen dem Projekt
der Wohlstandsindikatoren und einem der ersten Beteiligungsprojekte der Stabs-
stelle: einem Bürgerbudgetprozess. Weitere städtische Prozesse waren W2025 und
STEK2030, was insbesondere für die App Anknüpfungspunkte lieferte, auch hier
auf der Ebene von Policies und Programmen. Daneben wurden weitere Prozesse
wie die digitale Modellkommune und die Wahl eines neuen Oberbürgermeisters
genannt, bei denen ein Anschließen bisher jedoch nicht erfolgreich war.
Besonders anschlussfähig sind beide Projekte außerdem an die im The-
menbereich Nachhaltigkeit engagierte Zivilgesellschaft in der Stadt; weniger
anschlussfähig an die Mehrheit der Gesellschaft, was insbesondere bei den Wohl-
standsindikatoren angemerkt wurde. Die Akteur*innen im Nachhaltigkeitsbereich
sahen die Wohlstandsindikatoren insbesondere als geeignete Grundlage für einen
Nachhaltigkeitscheck, der seit einiger Zeit ein Ziel dieser Akteur*innen ist. Hier
wäre eine Anknüpfung auf der höchsten Ebene von Ideen angesiedelt, was jedoch
auch die großen Hürden gegenüber einer Umsetzung erklärt. Im Fokus bei-
der Fälle standen der Kontakt zu Entscheidungsträger*innen und weniger eine
vertiefte Entwicklung der Ideen in Nischen. In diesen Nischen von Nachhal-
tigkeitsakteur*innen wurden die Ideen höherer Ebene positiv aufgenommen und
Anknüpfungsmöglichkeiten gesehen, da sie passend für deren Paradigmen und
Empfindungen waren. Bei den Entscheidungsträger*innen war dagegen noch ein
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Fokus auf ökonomische Ziele verankert, weshalb die neuen Paradigmen dort
weniger gut anknüpfen konnten.
Die Analyse beider Fälle deutet darauf hin, dass die genannten Krisen von
den Entscheidungsträger*innen bisher nicht als so gefährlich für die Macht- und
Ressourcenverteilung angesehen und die vorgeschlagenen Paradigmen nicht als
bessere Lösungen und zur Vergrößerung ihrer Macht und Ressourcen angesehen
wurden, als dass sie einen Wandel aktiv unterstützen würden. Laut Theorie des
diskursiven Institutionalismus kann es besonders in Krisenzeiten dazu kommen,
dass ein vorherrschendes Paradigma die Entwicklungen nicht mehr erklären kann
und die Durchsetzung eines alternativen Paradigmas gelingt (Hall 1993, S. 285).
Dass dies nicht erfolgte, liegt möglicherweise daran, dass es sich nicht um eine
neu hinzugekommene Krise handelt, sondern ein längerfristiges Problem. Bis-
her boten sich immer neue Policies und Programme an, so dass die Ebene der
Paradigmen noch nicht angetastet werden musste.
5.3.3 BeobachtbareVeränderungen
Nach drei Jahren Projektlaufzeit konnte beobachtet werden, dass einige
Akteur*innen in der Stadt die Begriffe gutes Leben und Wohlstand vermehrt nutz-
ten. Im ersten untersuchten Fall – der Entwicklung von Wohlstandsindikatoren –
kam es zu kleinen diskursiven Veränderungen. Auch die oft negative Selbstbe-
schreibung der Stadt konnte zu einem geringen Teil ins positive gedreht werden.
Beim Bürgerbudget kann bereits eine Umsetzung eines Teils der Ideen verzeich-
net werden, wobei es sich jedoch nicht um ein längerfristiges Instrument handelt,
sondern lediglich um eine einmalige Verwendung der Dimensionen. Bei W2025
wurde sich für die Nutzung entschieden. Da der Prozess dann aber insgesamt ins
Stocken geraten ist, kam es letztlich nicht zu einer Verwendung der Indikatoren.
Im W2025-Prozess entschied man sich zusätzlich für eine Nutzung von
„Glücklich in Wuppertal“, die jedoch auch in diesem Fall letztendlich nicht rea-
lisiert wurde. Doch auch die App wurde einmal in einem städtischen Prozess
genutzt, in diesem Fall beim STEK2030-Prozess. Im Laufe der drei Jahre hat
auch dieser zweite Fall einen Diskurs angestoßen. Durch die häufige Berichter-
stattung in der WZ ist dieser sogar noch sehr viel weiter in die Öffentlichkeit
gedrungen. Die Diffusion geschah allerdings nur bei einem kleinen Teil der Ideen
von „Glücklich in Wuppertal“ und es war kein kritischer Diskurs auf der Ebene
neuer Paradigmen, sondern eher auf das Thema Glück allgemein und auf die App
als Instrument bezogen.
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Beide Fälle transformativer Forschung haben kleine Veränderungen in den Dis-
kursen sowie vereinzelte neue Instrumente in der Stadtpolitik, also Veränderungen
erster Ordnung, bewirkt. Inwieweit diese zu einer Veränderung dritter Ordnung –
einer Transformation – beitragen können, ist jedoch unklar. Bisher ist es dazu in
beiden Fällen nicht gekommen. Die Ergebnisse deuten darauf hin, dass die Ideen
alternativer Paradigmen nicht weit genug verbreitet wurden, um mit den kleinen
Umsetzungen den Weg hin zu einer Transformation zu bereiten.
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6Schlussfolgerungen für Theorie undForschungspraxis: vom veränderten
Diskurs zur„GroßenTransformation“
Ein Ziel der Arbeit war es, den diskursiven Institutionalismus auf der lokalen
Ebene zur Untersuchung von zwei Fällen transformativer Forschung zu nutzen
und dabei herauszufinden, ob dieser auch auf der Ebene einer Stadt geeignet ist,
die beobachteten Entwicklungen zu erklären. Dadurch sollen mögliche Weiter-
entwicklungen der Theorieströmung des diskursiven Institutionalismus geleistet
werden, unter anderem um diesen auch auf kleinräumiger Ebene in kürzeren
Prozessen nutzbar zu machen, wo das Vorliegen einer Veränderung noch nicht
sichtbar ist. Daher legt das folgende Teilkapitel (Abschn. 6.1) zunächst dar,
welche Schlussfolgerungen für den diskursiven Institutionalismus aus den Ana-
lysen gezogen werden können. Dabei werden Weiterentwicklungen hinsichtlich
der Anwendbarkeit im Lokalen, eine Konkretisierung der Voraussetzungen für
Wandel sowie Schlüsse zum Zusammenhang der drei Grade von Veränderung
abgeleitet.
Weiteres Ziel war es, Schlussfolgerungen und Handlungsempfehlungen für die
Praxis transformativer Forschung zu ziehen, weshalb sich das zweite Teilkapi-
tel (Abschn. 6.2) wieder dem Untersuchungsgegenstand – der transformativen
Forschung – zuwendet. Aus der Analyse der beiden transformativen Forschungs-
projekte anhand des diskursiven Institutionalismus wird geschlussfolgert, wie
dieser Forschungsansatz erfolgreicher dabei sein könnte, Transformationen im
lokalen Umfeld anzustoßen.
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https://doi.org/10.1007/978-3-658-32601-2_6
165
166 6 Schlussfolgerungen für Theorie und Forschungspraxis:…
6.1 Weiterentwicklung des diskursiven Institutionalismus
6.1.1 DiskursiveVeränderungen im Lokalen
Zunächst einmal lässt sich festhalten, dass der diskursive Institutionalismus
grundsätzlich auch für die lokale Ebene anwendbar ist. Auch wenn sich Her-
ausforderungen und Probleme unterschiedlicher Städte ähneln, so zeigte sich
doch, dass in Städten jeweils spezifische Diskurse und Problemwahrnehmungen
existieren und Städte sich durch spezifische Eigenlogiken (Löw 2012) beziehungs-
weise Eigenarten (WBGU 2016, S. 143) auszeichnen. Daher kann durchaus von
spezifischen lokalen Diskursen ausgegangen werden, in denen sich Ideen ver-
breiten können. So stellten sich in Wuppertal beispielsweise insbesondere das
negative Image der Stadt und die hohen kommunalen Schulden als Anknüp-
fungspunkte für die Fallbeispiele heraus, an die diese anzuknüpfen versuchten
(siehe Abschn. 5.3.2). Natürlich sind die lokalen Diskurse, Ideen, Probleme
und deren Wahrnehmung sowie Akteur*innen nicht völlig losgelöst von anderen
räumlichen Ebenen zu betrachten. Aus diesem Punkt lässt sich schlussfolgern,
dass der diskursive Institutionalismus auch auf der lokalen Ebene prinzipiell
gut anwendbar ist, das heißt Veränderungen oder Stabilität auf lokaler Ebene
erklären kann. An einigen, im Folgenden ausgeführten, Stellen zeichnen sich
jedoch Aspekte ab, an denen eine Weiterentwicklung der zentralen Thesen des
diskursiven Institutionalismus sinnvoll für die Anwendung auf lokaler Ebene
erscheint.
6.1.2 Netzwerke der institutionellen Unternehmer*innen
Die Annahme, dass Netzwerke den institutionellen Unternehmer*innen bei der
Verbreitung ihrer Ideen helfen, konnte bestätigt werden (siehe Abschn. 5.3.1).
Außerdem wurde deutlich, dass der gute Ruf der Forschungsinstitute die Anspra-
che der Entscheidungsträger*innen und das Einbringen neuer Ideen erleichtert hat.
Jedoch zeigte sich, dass der gute Ruf und die breiten Netzwerke nicht automatisch
auch die Chance auf einen Wandel höherer Ordnung steigern. Voraussetzung dafür
ist, dass die alternativen Paradigmen bei den institutionellen Unternehmer*innen
vorliegen und in ihren Netzwerken explizit gemacht und in Diskurse eingebracht
werden.
In Abschnitt 3.3.2 wurde herausgearbeitet, dass institutionelle Unterneh-
mer*innen, die breite und heterogene Netzwerke haben, also Verbindungen zu
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unterschiedlichen Akteur*innen und deren Ideen, eher radikale Ideen entwi-
ckeln und durchsetzen können als Akteur*innen mit kleineren, homogeneren
Netzwerken. Schlussfolgernd aus der vorangegangenen Analyse wird nun aber
davon ausgegangen, dass die Chance eines Wandels dritter Ordnung nicht nur
von der Breite der Netzwerke, sondern auch davon abhängt, wie die Netzwerke
genau gestaltet sind. Hierzu können Annahmen aus dem Umfeld der Transition-
Forschung (siehe Abschn. 2.2.1) Erkenntnisse liefern, wonach es nicht nur auf
die Breite und Heterogenität der Netzwerke ankommt und geteilte Erwartungen
der Netzwerkpartner*innen notwendig sind (Kemp und van Lente 2013, S. 135).
Daneben sind sowohl formelle als auch informelle Netzwerke hilfreich für eine
Transformation, da sie sich in ihren Funktionen ergänzen (Brown et al. 2013,
S. 703). Die vorangegangene Analyse hat dies bestätigt und gezeigt, dass Netz-
werke zusätzlich zu den von Campbell (2004, S. 178–181) genannten Kriterien
der Diversität und Ressourcenausstattung über gemeinsame Erwartungen verfü-
gen müssen, um Transformation anzustoßen. Dies setzt voraus, dass nicht nur
abgeleitete Ideen erster und zweiter Ebene, sondern auch die dahinterliegenden
neuen Paradigmen in den Netzwerken geteilt werden.
Schlussfolgernd wird also das in Abschnitt 3.3.2 genannte Kriterium für trans-
formativen Wandel, dass die institutionellen Unternehmer*innen verschiedenen
Netzwerken angehören und dadurch Zugang zu einem breiten Ideenspektrum
haben, um die Tiefe der Netzwerke angepasst und daher wie folgt formuliert:
Tiefe und diverse Netzwerke mit geteilten Erwartungen sowie der Zugang zu einem
breiten Ideenspektrum erhöhen die Chance auf transformativen Wandel.
6.1.3 Kommunikation der Ideen unterschiedlicher Ebenen
Bei der Analyse zeigte sich, dass leicht verständliche Begriffe schnell in den
städtischen Diskursen diffundierten. Komplexere Zusammenhänge und alternative
Paradigmen wurden kaum explizit kommuniziert und schienen schwerer ver-
ständlich. Daneben konnten diffus formulierte Ideen zwar schnell diffundieren
und wurden von anderen Akteur*innen aufgegriffen, jedoch unterschiedlich ver-
standen. Dadurch haben die meisten Personen nur einen kleinen Teil der Ideen
wahrgenommen – meist nur die Vorschläge neuer Policies und Programme und
nicht die dahinterliegenden Paradigmen (siehe Abschn. 5.3.1). Die von Schmidt
(2006, S. 253) beschriebene Mehrdeutigkeit war in den untersuchen Fällen also
hilfreich für die Diffusion des allgemeinen Themas und der neuen Policies, jedoch
nicht für die Verbreitung neuer Paradigmen. Teilweise wurden diese grundle-
genden Alternativen zu verbreiteten Paradigmen schlicht nicht wahrgenommen,
168 6 Schlussfolgerungen für Theorie und Forschungspraxis:…
zu anderen Teilen vermutlich auch bewusst von Entscheidungsträger*innen nur
die weniger kritischen Ideen aufgegriffen und im eigenen Interesse genutzt, wie
es auch die Transition-Forschung beobachtet (Bauler et al. 2017; Pel 2016;
Sievers-Glotzbach und Tschersich 2019, S. 7–9, siehe Abschn. 2.2.1).
Ähnlich konnten einfache Darstellungen wissenschaftlicher Ergebnisse der
Projekte in wenigen quantitativen Zahlen besser verbreitet werden und waren von
den Entscheidungsträger*innen erwünscht. Komplexere Auswertungen wurden
dagegen weniger gut aufgenommen (siehe Abschn. 5.3.1).
Diese und andere projektspezifische Aspekte finden sich in den Thesen des
diskursiven Institutionalismus bei der Erklärung von Politikwandel bisher kaum.
Insbesondere zeigte die Analyse, dass mehrdeutige und anschlussfähige Formulie-
rungen und einfache wissenschaftliche Ergebnisse die Diffusion auf den unteren
zwei Ebenen erleichtert haben. Gleichzeitig erschwerte jedoch in den analysier-
ten Fällen ebendiese Mehrdeutigkeit und parallele Verwendung unterschiedlicher
Begriffe die Verbreitung der alternativen Paradigmen oder trug zumindest nicht
positiv dazu bei.
Da diese Aspekte der Kommunikation eine wichtige Rolle für die Durchset-
zung neuer Ideen zu spielen scheinen, wird folgende These aufgestellt: Leichter
greifbare und mehrdeutige Formulierungen erleichtern die Diffusion von Policies
und Programmen, jedoch fördert dies nicht unmittelbar einen Paradigmenwechsel.
6.1.4 Anknüpfungspunkte an Krisen und institutionelle
Veränderungen
Die in Abschnitt 3.3.2 genannte Voraussetzung für Politikwandel des diskursiven
Institutionalismus, dass Krisenwahrnehmungen vorhanden sein und neue Ideen als
Lösungen kommuniziert werden müssen, konnte bestätigt werden. Aus der Ana-
lyse lässt sich auch schlussfolgern, dass die institutionellen Unternehmer*innen,
um erfolgreich zu sein, selbst konkrete Anknüpfungspunkte herstellen müssen,
indem sie die Ideen als auf die Probleme zugeschnittene Lösungen formulieren.
Laut dem diskursiven Institutionalismus (Blyth 2002; Campbell 2004; King 1999)
können Krisen dann Wandel begünstigen, wenn sie als Gefahr für Verteilung von
Macht und Ressourcen wahrgenommen werden, Unsicherheiten erzeugen und so
die Suche nach neuen Lösungen hervorrufen. Dabei können die institutionellen
Unternehmer*innen und Framer*innen Situationen als Probleme beschreiben und
damit Wandel wahrscheinlicher machen. In der Analyse zeigte sich, dass die
schlechte finanzielle Lage der Stadt und die hohen kommunalen Schulden nicht
als Gelegenheitsfenster für Veränderung wirkten. Zwar waren diese als Problem
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von den Entscheidungsträgern wahrgenommen und kommuniziert und dadurch die
Ressourcen der Stadtverwaltung allgemein begrenzt, allerdings handelte es sich
nicht um eine akute Gefahr für Macht und Ressourcen, sondern um eine länger-
fristige Situation. In der Theorie bleibt unklar, um wessen Ressourcen in Gefahr
es sich handelt – die der Entscheidungsträger*innen als Gesamtheit, so beispiels-
weise Personaleinsparungen in der Stadtverwaltung und einzelnen Dezernaten,
oder das Einkommen und die Position einzelner Personen. Daneben schienen die
wahrgenommenen Probleme nicht als Widerspruch zu den vorhandenen Paradig-
men wahrgenommen zu werden, sondern, wenn überhaupt, lediglich zur Suche
nach neuen Policies oder Programmen zu führen. Sie hatten also, so wie sie
formuliert und wahrgenommen wurden, kein Transformationspotenzial.
Um zu verstehen, welche Probleme sich im Sinne von Krisen als Gelegen-
heitsfenster allgemein und für Transformation im spezifischen eignen und welche
nicht, wird hier das Konzept der Krisen als Voraussetzungen für Politikwan-
del weiter ausdifferenziert und dabei auf das Konzept Critical Junctures des
historischen Institutionalismus (Capoccia und Kelemen 2007, S. 350) zurück-
gegriffen. Auch darin werden Krisen als Gelegenheitsfenster für Politikwandel
verstanden, jedoch definiert als von kurzer Dauer im Vergleich zu der vorher-
gehenden Zeit politischer Stabilität (siehe Abschn. 3.1). Auch wenn hier eine
konkrete Zeitangabe fehlt, wird geschlussfolgert, dass der diskursive Institu-
tionalismus keine konkrete Unterscheidung zwischen langfristigen krisenhaften
Rahmenbedingungen und kürzeren Veränderungsdruck hervorrufenden Gelegen-
heitsfenstern macht. Dieser Aspekt des historischen Institutionalismus wird hier
hinzugezogen und angenommen, dass die über 40 Jahre andauernde schwierige
Finanzlage nicht als Krise verstanden werden kann, die im Sinne von „Critical
Junctures“ oder eines Gelegenheitsfensters neue Lösungsvorschläge erfordert und
die Umsetzung neuer Ideen ermöglicht. Daraus wird auch geschlussfolgert, dass
die Wahrnehmung einer Gefahr für die Macht- und Ressourcenverteilung auch
eine kurzfristige Veränderung beinhalten muss und keine allgemeine Situation
knapper Ressourcen oder jahrzehntelanger Einsparungen. Daneben muss für eine
erfolgreiche Transformation an Krisen angeknüpft werden, die die vorherrschen-
den Paradigmen infragestellen. Für Veränderungen niedriger Grade reicht eine
Wahrnehmung bei den Entscheidungsträger*innen aus, dass bestehende Policies
und Programme sich nicht mehr eignen und angepasst werden sollten. Zusätzlich
können aber auch – was im diskursiven Institutionalismus bisher kaum beachtet
wurde – institutionelle Veränderungen Gelegenheiten für Politikwandel bedeuten.
Durch institutionelle Veränderungen können Situationen der Unsicherheit entste-
hen, die dafür sorgen, dass Entscheidungsträger*innen offener für neue Ideen
institutioneller Unternehmer*innen sind.
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Um dies zu konkretisieren, werden der bisherigen These des diskursiven Insti-
tutionalismus – dass eine Krise vorhanden sein und kommuniziert sein muss
und als Gefahr für Macht und Ressourcen verstanden werden muss – folgende
Ergänzungen hinzugefügt: Nur diejenigen wahrgenommenen Krisen können als
Gelegenheitsfenster für politischen Wandel dienen, die sich über einen kurzen Zeit-
raum von wenigen Jahren erstrecken. Wird eine Krise als Indikator für einen
mangelnden Geltungsanspruch bestehender Paradigmen angesehen, kann eine
Transformation hier anknüpfen. Wird sie als innerhalb der Paradigmen lösbar
angesehen, kommt es eher zu einem Wandel erster oder zweiter Ordnung. Daneben
können auch institutionelle Veränderungen Gelegenheitsfenster für die neuen Ideen
von institutionellen Unternehmer*innen darstellen, wenn an sie bewusst angeknüpft
wird.
6.1.5 Zugang zu Entscheidungsträger*innen
Bezüglich des Zugangs zu und die Unterstützung durch Entscheidungsträ-
ger*innen hat die Analyse verdeutlicht, dass der Erfolg stark von Einzelpersonen
abhängt. So sind die städtischen Institutionen und deren Teilbereiche nicht als
neutrale Einheiten zu betrachten. Beispielsweise hat ein Wechsel des Personals
großen Einfluss, wenn eine neue Policy erprobt, aber noch nicht verstetigt ist. Ein
Wechsel der zuständigen Entscheidungsträger*innen kann sowohl Wandel behin-
dern als auch ein neues Gelegenheitsfenster eröffnen. An dieser Stelle wird daher
geschlussfolgert, dass die Voraussetzungen für Politikwandel, Zugang zu Ent-
scheidungsträger*innen zu haben (Campbell 2004, S. 178 f., siehe Abschn. 3.3.2)
genauer spezifiziert werden muss. So muss der Kontakt zu den Entscheidungs-
träger*innen und institutionellen Unternehmer*innen kontinuierlich vorhanden
sein und bei einem Wechsel der Personen erneut aufgebaut werden. Ansonsten
kann es passieren, dass die bereits ausgetauschten Ideen nicht weiterverfolgt und
verbreitet werden. Auch bezüglich der Interessen der Entscheidungsträger*innen
ergeben sich aus der Analyse weitere Ergänzungen. Laut Campbell (2004) haben
Entscheidungsträger*innen ein größeres Interesse an der Verbreitung und Umset-
zung einer Idee, wenn sie annehmen, dass die neuen Ideen ihre Ressourcen
und ihre Macht steigern. Die Analyse deutet sogar darauf hin, dass bereits das
Nutzen von Synergien zwischen Entscheidungsträger*innen und institutionellen
Unternehmer*innen das Interesse steigern kann, auch wenn keine zusätzlichen
Ressourcen zu erwarten sind. So kann insbesondere bei knapper Haushaltslage
schon die Möglichkeit der Umsetzung eines Projektes, das im Interesse der Entschei-
dungsträger*innen ist, mit Ressourcen der institutionellen Unternehmer*innen die
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Entscheidungsträger*innen von der Idee überzeugen, wenn sie auf diese Weise für
zusätzlichen Output keine zusätzlichen Ressourcen aufwenden müssen.
Eine Präferenz, ob Stadtpolitiker*innen oder Verwaltungsakteur*innen die
geeigneteren Adressaten für die Umsetzung neuer Ideen sind, lässt sich aus der
Analyse dagegen zunächst nicht ableiten, da beide Gruppen über gewisse Gestal-
tungsspielräume verfügen und sich in den untersuchten Fällen die Verwaltungs-
mitarbeitenden als genauso geeignete Entscheidungsträger*innen herausstellten
wie die Stadtpolitik. Auch die Art, wie und in welcher Form Ideen verbreitet wer-
den, ob dies beispielsweise schriftlich oder mündlich erfolgt, gilt es in zukünftigen
Studien genauer zu erforschen.
6.1.6 Entwicklung von diskursivemWandel hin zu den drei
Graden vonVeränderung
Die in Abschnitt 3.5 vorgenommene Zusammenführung der Konzepte von
Schmidt (2017, S. 251) und Campbell (2002, S. 21, 2004, S. 93) hat sich in
der Analyse als geeignet erwiesen. Während Schmidt drei Ebenen von Ideen
unterscheidet, kommt bei Campbell die unterste Ebene, die Policies, nicht als
solche vor. Werden diese mit den drei Graden der Veränderung nach Hall (1993,
S. 278–281) kombiniert, so stellt ein Wandel erster Ordnung eine Anpassung von
Policies dar, ein Wandel zweiter Ordnung eine Veränderung von Programmen
und daraus abgeleitet ein Ersetzen oder Verändern von Policies. Ein Wandel drit-
ter Ordnung ist dagegen eine Ablösung von Paradigmen, und damit einhergehend
eine Veränderung von Policies und Programmen (siehe Abschn. 3.5). In der Ana-
lyse wurde am Beispiel des Bürgerbudgets deutlich, dass eine Differenzierung von
Veränderungen erster Ordnung in einmalige und längerfristige Policies notwendig
ist, da ein einmaliges Einsetzen einer Policy noch keinen längerfristigen Wandel
darstellt, während eine dauerhafte Umsetzung auch langfristigen Wandel bewirkt.
Außerdem ist in der Theorie des diskursiven Institutionalismus bisher weitge-
hend unklar geblieben, wie die drei Grade der Veränderung zusammenhängen und
ob eine Veränderung niedriger Grade auf dem Weg hin zu einer Transformation
hilft. Daher werden die Thesen hier dahingehend weiterentwickelt und dazu auch
Erkenntnisse aus der Transition-Forschung hinzugezogen (siehe Abschn. 2.2.1).
Daneben konnte die Analyse einige Erkenntnisse liefern, inwieweit Ideen auf
höheren Ebenen zunächst in kleinen Netzwerken von Akteur*innen, die eine
Transformation unterstützen, verfestigt oder direkt auf unterer Ebene diffundieren
sollten.
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Die untersuchten Fallbeispiele weisen darauf hin, dass eine explizite Benen-
nung der neuen Paradigmen eine Voraussetzung für Paradigmenwechsel ist. So
ist eine Verbreitung dieser Paradigmen innerhalb von Nischen – also Kontexten,
in denen es Raum für Innovationen und Experimente gibt (siehe Abschn. 2.2.1) –
hilfreich, um diese zunächst dort zu verfestigen und daraus Policies und Pro-
gramme abzuleiten. Lediglich eine Kommunikation und Umsetzung abgeleiteter
Policies ohne explizite Nennung und Verbreitung des Paradigmas reicht dagegen
nicht aus. Da ein Wandel erster Ordnung ohne verfestigtes dahinterstehendes Para-
digma wieder leicht rückgängig zu machen ist oder es nur bei einer einmaligen
Umsetzung einer Policy bleibt, ist dieser nicht zielführend für eine Transforma-
tion. Ein Wandel dritter Ordnung bringt dagegen neue Pfadabhängigkeiten mit
sich, da die Etablierung neuer Paradigmen langfristig geschieht und zugleich
weniger leicht zu widerrufen ist. Daher deutet die Analyse darauf hin, dass es,
wenn eine Transformation intendiert ist, nicht zielführend ist, neue Policies zu
erproben, ohne das dahinterstehende alternative Programm oder Paradigma zu
vermitteln.
Um in Bezug darauf die Thesen weiterzuentwickeln, kann hier auf Erkennt-
nisse aus dem Bereich der Transformations- und Transition-Forschung zurück-
gegriffen werden (siehe Abschn. 2.2). Laut Göpel (2016, S. 49 f.) werden in
der Phase vor einer Veränderung Paradigmen benötigt, um Alternativen aufzuzei-
gen und Widersprüche im Zusammenhang mit bisherigen Paradigmen deutlich
zu machen. Später, kurz vor den Wendepunkten, helfen diese neuen Paradig-
men, Unsicherheiten auszuräumen und gemeinsame Ziele der Veränderung zu
haben. Diese Sichtweise von Göpel geht also davon aus, dass die Paradigmen
durchaus, zumindest in Nischen, entwickelt, etabliert und auch kommuniziert
werden sollten, um Veränderungen vorzubereiten und die Richtung zu zeigen.
Daneben argumentieren sowohl Sievers-Glotzbach und Tschersich (2019, S. 8)
als auch Smith (2007, S. 430), dass Nischen radikal sein und außerhalb der vor-
herrschenden Paradigmen stehen müssen, um Transformationspotenzial zu haben.
Folglich wird hier angenommen, dass, um einen Wandel dritter Ordnung zu errei-
chen, folgende Schritte zielführend sind: Eine Diffusion von radikaleren neuen
Ideen beziehungsweise alternativen Paradigmen sollte angestoßen, der diskursive
Wandel also auf der höchsten Ebenen angegangen werden. Des Weiteren ist es
hilfreich, wenn die institutionellen Unternehmer*innen die Alternativen selbst prak-
tisch erproben und erlebbar machen. Dies kann durch Experimente, Reallabore
oder andere Nischenprojekte geschehen, aber auch beispielhafte Policies oder
Programme in kleinen abgesteckten Bereichen, die trotzdem radikal genug sind,
also außerhalb der vorherrschenden Paradigmen stehen. Als Beispiel in diesem
Zusammenhang können Experimente zum bedingungslosen Grundeinkommen in
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Finnland (Kangas et al. 2019; Kela 2015) genannt werden. Dies sollte jedoch
abgeleitet aus den Paradigmen und parallel zur Verbreitung dessen geschehen.
Die meisten Veränderungen erster oder zweiter Ordnung, bei denen kein grundle-
gend anderes Paradigma im Hintergrund steht, zählen also nicht zu den Schritten,
die auf dem Weg zu einem Wandel dritter Ordnung zielführend sind. Es erscheint
daher eher unwahrscheinlich, dass eine Veränderung die drei unterschiedlichen
Grade nacheinander durchläuft. Daneben zeigt sich hier, dass eine diffuse Kom-
munikation, die die neuen Paradigmen nicht deutlich formuliert und verbreitet,
nicht zielführend für einen Paradigmenwechsel ist.
6.1.7 Zusammenfassung
Insgesamt hat sich gezeigt, dass der diskursive Institutionalismus auf lokaler
Ebene auch für die Analyse kleiner diskursiver Veränderungen nützlich ist und
sich auf dieser kleinräumigen Ebene entsprechende eigenständige Diskurse ent-
wickeln können. Ergänzend wurden einige Punkte herausgestellt, in Bezug auf
die eine Weiterentwicklung des diskursiven Institutionalismus sinnvoll ist (siehe
Abb. 6.1).
So zeigte die Analyse, dass die institutionellen Unternehmer*innen nicht nur
über breite Netzwerke verfügen müssen, sondern diese Netzwerke auch durch
geteilte Erwartungen und Ressourcen charakterisiert sein sollten, um eine Trans-
formation zu erleichtern. Daneben wurde deutlich, dass leicht verständliche,
mehrdeutige Formulierungen zwar die Diffusion von Policies und Programmen
erleichterten, diese aber nicht automatisch auch die Verbreitung und Umsetzung
neuer Paradigmen fördern.
Bezüglich der wahrgenommenen Krisen, an die institutionelle Unterneh-
mer*innen mit ihren Ideen anknüpfen können, wurde oben konkretisiert, dass
diese im Vergleich zur Phase der Stabilität von kurzer Dauer sein sollten, dass sich
also keine langfristigen Strukturprobleme für die Anknüpfung eignen. Zusätzlich
könnten auch andere Veränderungen Gelegenheitsfenster darstellen, beispiels-
weise neu geschaffene Institutionen, die noch offen für Ideen von außen sind oder
Zeiten von Wahlkampf. Unterstützend für Wandel ist es außerdem, wenn dieser
als Vorteil für die Macht und Ressourcen der Entscheidungsträger*innen gesehen
wird oder auch, wenn eine Umsetzung neuer Ideen indirekt Gelder einspart, was
sich darin äußert, dass die Entscheidungsträger*innen ohne den Einsatz eigener
finanzieller Mittel oder Aufwand zusätzliche Projekte umsetzen können.
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Da die Thesen des diskursiven Institutionalismus von einer Kontinuität bei
den Entscheidungsträger*innen ausgehen und dies beispielsweise durch Personal-
wechsel nicht immer gewährleistet wird, sollte dieser Punkt mit beachtet werden.
Wenn die Personen in für die Ideen relevanten Organisationen wechseln, so
muss erneut Kontakt mit den neuen zuständigen Personen aufgenommen werden
und auch bei gleichbleibenden Personen der Kontakt langfristig aufrechterhal-
ten werden. Neues Personal kann sowohl hinderlich für Veränderung sein als
auch förderlich, je nachdem, wie die Personen dazu und zu den institutionellen
Unternehmer*innen eingestellt sind.
In den vorangegangenen Abschnitten wurde außerdem ein Versuch unternom-
men, die Schritte hin zu einem Wandel dritter Ordnung genauer auszudifferenzie-
ren und dabei insbesondere Augenmerk auf die Phase des diskursiven Wandels zu
legen. Die Analyse deutet darauf hin, dass eine Transformation wahrscheinlicher
wird, wenn eine Diffusion der radikalen neuen Ideen, also der Paradigmen, statt-
findet, diese also in den Diskursen explizit gemacht werden. Zusätzlich, jedoch
nicht ohne den vorher genannten Punkt, ist eine Ableitung und Umsetzung von
neuen Policies und Programmen hilfreich. Eine Umsetzung von Policies und
Programmen, ein Wandel erster und zweiter Ordnung, kann also auf dem Weg
zu einer Transformation geschehen, solange die Paradigmen ebenfalls explizit
gemacht werden. Diese schrittweise Veränderung ist allerdings nicht zwingend.
Werden lediglich die neuen Policies und Programme formuliert und die Para-
digmen nicht explizit gemacht, ist es unwahrscheinlich, dass die drei Grade des
Wandels nacheinander durchlaufen werden.
Durch die genannten Schlussfolgerungen der Analyse können die zentralen
Thesen des diskursiven Institutionalismus daher in einiger Hinsicht ausdifferen-
ziert und erweitert werden, wie in Abb. 6.1 dargestellt wird. Diese stellen einen
Beitrag zum diskursiven Institutionalismus dar und sollten auch für die Transition-
und Transformationsforschung hilfreich sein. Insbesondere im diskursiven Institu-
tionalismus ist es bisher offen gewesen, ob die drei Stufen der Veränderung nach-
einander durchlaufen werden. Folgende Punkte sollen als wichtigste Ergänzungen
zum diskursiven Institutionalismus herausgestellt werden:
1. Die Netzwerke von institutionellen Unternehmer*innen müssen breit und
tief sein, Ressourcen beinhalten und die Vermittler*innen müssen die Ziele
teilen und die Ideen unterstützen, um Veränderungen dritter Ordnung zu
ermöglichen.
2. Ein guter Ruf der institutionellen Unternehmer*innen hilft ihnen bei der
Verbreitung der Ideen.
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Abb. 6.1 Voraussetzungen für Politikwandel. Die Abbildung zeigt die Voraussetzungen für
Politikwandel nach Campbell (2004, sieheAbschn. 3.3.2) mit den aus der Analyse abgeleiteten
eigenen Erweiterungen (kursiv). Demnach müssen ein Problem, eine neue Idee, institutio-
nelle Unternehmer*innen sowie Gelegenheitsfenster vorhanden sein, die spezifische, in der
Abbildung aufgezählte Charakteristika erfüllen.
Quelle: Campbell (2004) und eigene. Eigene Darstellung
3. Eine leicht greifbare und mehrdeutige Formulierung der Ideen erleichtert zwar
die Diffusion von Policies und Programmen, nicht jedoch die Verbreitung der
Paradigmen, welche eindeutig kommuniziert werden müssen.
4. Nur Krisen von relativ kurzer Dauer können als Gelegenheitsfenster für
Wandel dienen, wenn von institutionellen Unternehmer*innen bewusst daran
angeknüpft wird, nicht aber längerfristige Strukturprobleme. Um eine Trans-
formation hervorzurufen, müssen sie bei den Entscheidungsträger*innen zu
einem Hinterfragen der Paradigmen führen.
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5. Auch institutionelle Veränderungen, wie die Gründung einer neuen Institu-
tion oder Personalwechsel, können als Gelegenheitsfenster für Wandel genutzt
werden.
6. Um erfolgreich Politikwandel anzustoßen muss der Zugang zu Entschei-
dungsträger*innen über den gesamten Zeitraum, über den versucht wird, eine
Veränderung zu bewirken, aufrechterhalten werden oder gegebenenfalls erneu-
ert werden, wenn es zu Personalwechseln kommt. Dabei ist eine Begleitung
der Umsetzungen der Ideen durch die institutionellen Unternehmer*innen von
Vorteil, damit es nicht bei einmaligen Policies bleibt.
7. Wenn glaubwürdig gezeigt werden kann, dass eine Idee Ressourcen einspart
oder zusätzliche Vorteile bringt, ohne Ressourcen zu kosten, kann dies das
Interesse der Entscheidungsträger*innen an der Idee erhöhen.
8. Um Wandel dritter Ordnung anzustoßen, wird vor allem eine Diffusion der
neuen Paradigmen benötigt, die durch eine Erprobung abgeleiteter Policies
oder Programme begleitet werden kann. Eine Kommunikation lediglich von
Policies und Programmen, ohne die Paradigmen explizit zu machen, ist jedoch
kontraproduktiv für einen Paradigmenwechsel.
6.2 Schlussfolgerungen und Handlungsempfehlungen für
die transformative Forschung
6.2.1 Städtischer Transformationskontext
Die Analyse hat gezeigt, dass die wissenschaftlichen Institutionen als glaubwür-
dig wahrgenommen und als Berater*innen, Expert*innen, Impulsgeber*innen und
auch als Netzwerker*innen gesehen wurden. Die bestehenden Kontakte und der
gute Ruf der Organisationen halfen ihnen bei der Verbreitung ihrer Ideen und
dabei, Zugang zu Entscheidungsträger*innen und Vermittler*innen zu bekom-
men (siehe Abschn. 5.3.1). Die Forschenden und ihre Institutionen wurden im
Sinne epistemischer Gemeinschaften (Campbell 2004, S. 106 f.; Haas 1992,
S. 3 f., 27–29) wahrgenommen, die als Berater*innen kontaktiert und auch in
städtische Gremiensitzungen eingeladen wurden. Daneben war es hilfreich, dass
die Forschenden über die Prozesse in der Stadt Bescheid wussten. Dies ermög-
lichte ihnen, konkrete Gelegenheitsfenster zu nutzen und daran anzuknüpfen.
Dieses Wissen über aktuelle Vorgänge stellte sich als Voraussetzung heraus, um
bei transformativen Forschungsprojekten auf Prozesse, Konflikte und Krisen im
Kontext des Projektes zu reagieren und die transformativen Ideen als konkrete
Lösungswege zu formulieren.
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Es ist daher empfehlenswert, transformative Forschungsprojekte an Orten
durchzuführen, an denen gute Kontakte zur Zivilgesellschaft und zu Entschei-
dungsträger*innen bestehen und wo die Forschenden bereits über Reputation
verfügen. Alternativ kann dieser gute Ruf nach und nach aufgebaut werden.
Daneben sollte Wissen über laufende Prozesse aufgebaut und diese mitverfolgt
werden. Dazu gehört es auch, bei Veranstaltungen im Bereich Bürgerbeteiligung
oder Lokalpolitik präsent zu sein, bestehende Kontakte zu pflegen und neue zu
knüpfen.
6.2.2 Bereitstellung innovativer Ideen und ihre
Anschlussfähigkeit
Die Anknüpfung an Prozesse und Krisen, um diese als Gelegenheitsfenster zu
nutzen, erweist sich als wichtiger Aspekt transformativer Forschung. So können
zum Beispiel neu entstehende, (noch) durchlässige Institutionen (Campbell 2004,
S. 178) oder Veränderungen der Machtverhältnisse (Quack 2006, S. 180) bewusst
genutzt werden.
Bei den untersuchten Fällen konnte im Laufe des Untersuchungszeitraumes an
städtische Prozesse gewinnbringend angeknüpft werden, die nicht von vornehe-
rein geplant waren (siehe Abschn. 5.3.2). Hier zeigt sich, dass bei transformativer
Forschung ein gewisses Maß an Flexibilität vorteilhaft ist. Nicht alle Schritte
und Anknüpfungspunkte können im Voraus festgelegt werden, sondern müssen
an parallellaufende Prozesse, aufkommende Krisen und institutionelle Verände-
rungen angepasst werden. Dies beinhaltet neben dem Wissen über die laufenden
Prozesse auch eine konkrete Formulierung von Ideen als Lösungsvorschläge. Hier
zeigt die Analyse, dass die Forschenden noch klarer als in den untersuchten Fällen
formulieren sollten, wie die neuen Ideen dort Verwendung finden könnten.
Wie wichtig diese Übersetzungsfunktion in praktische Prozesse ist, zeigt auch
die Tatsache, dass die Zusammenarbeit mit den Entscheidungsträger*innen dann
besonders gut funktioniert hat, wenn ganz konkret formuliert wurde, wie die Ideen
in der Praxis genutzt und umgesetzt werden könnten, insbesondere, wenn dabei
auf Seiten der Stadt Ressourcen eingespart werden können. Transformative For-
schungsprojekte sollten also, um längerfristig erfolgreicher zu sein, noch gezielter
kommunizieren, wie die Ideen für städtische Prozesse gewinnbringend genutzt
werden können und wie die Entscheidungsträger*innen selbst von den neuen
Ideen profitieren könnten, beispielsweise durch die Vergrößerung von Macht oder
Ressourcen oder auch als bessere Lösung für bestehende Herausforderungen.
Dafür sollten aus den von den institutionellen Unternehmer*innen vertretenen
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Paradigmen konkrete Programme hergeleitet und kommuniziert werden, die an die
wahrgenommenen Krisen gut anknüpfen, was beispielsweise in Form von Policy
Briefs geschehen könnte. Weiterhin könnten transformative Forschungsprojekte
auch bereits an der Stelle der Krisendefinition ansetzen und zunächst ihren Fokus
darauf richten, Krisen passend zu den vorhandenen Ideen zu framen und bewusst
eine erhöhte Krisenwahrnehmung bei den Entscheidungsträger*innen zu erzeugen
(Campbell 2004, S. 177; King 1999, S. 39).
In den untersuchten Fällen richteten sich keine Dokumente explizit an Stadt-
verwaltung und -politik (siehe Abschn. 5.3.1). Übermittlung und Austausch über
die Ideen mit den Entscheidungsträger*innen fand persönlich in Gesprächen,
Workshops und Gremien statt. Zwar wurden Ergebnisse von „Glücklich in Wup-
pertal“ online in einem Dashboard veröffentlicht, was von vielen jedoch noch
als zu kompliziert wahrgenommen wurde. Stattdessen sollten Ergebnisse noch
klarer, einfacher und knapper, auch in schriftlicher Form, an die Entscheidungs-
träger*innen erfolgen.
Dazu sollten einerseits frühzeitig Ergebnisse bereitgestellt werden, unter
anderem gut aufbereitete quantitative Berechnungen, und diese an die Entschei-
dungsträger*innen herangetragen werden. In der Planung der Projekte sollte daher
genügend Zeit für die eigentliche Umsetzung veranschlagt werden, die nach der
klassischen wissenschaftlichen Analyse folgt, sowie für Kommunikations- und
Vernetzungsmaßnahmen. Dies deutet darauf hin, dass eine zeitlich begrenzte
projektbasierte Förderung transformativer Forschung möglicherweise nicht die
geeignete Finanzierung darstellt, da nach Ende der Förderlaufzeit der Erfolg von
der Weiterführung und Finanzierung durch die Stadt oder andere Akteur*innen
abhängt. Dadurch wäre eine längerfristige Förderung der Aktivitäten der transfor-
mativen Forschenden und ihres Austausches mit den Entscheidungsträger*innen
von Vorteil. Im Sinne der Modus-3-Wissenschaft (siehe Abschn. 2.2.2) stellt
dies einen Aspekt dar, der von den Forschenden reflektiert wird und bei dem
gegebenenfalls Weiterentwicklungen in Wissenschaftseinrichtungen und Förder-
strukturen notwendig wären.
Wesentlich bei der Verbreitung der Ideen ist außerdem, die Paradigmen explizit
zu kommunizieren und entsprechend den verbreiteten Wahrnehmungen zu fra-
men, die dabei allerdings nicht ihre Radikalität einbüßen sollten. Hierbei kann es
hilfreich sein, mit geeigneten Framer*innen zusammenzuarbeiten. Diese Empfeh-
lung, die Kommunikation der Ideen vermehrt an andere Akteur*innen abzugeben,
könnte als Widerspruch zum Anspruch transformativer Forschung verstanden
werden, da diese ja gerade nicht nur wie Theoretiker*innen neues Wissen pro-
duzieren, sondern dieses auch aktiv in Transformationsprozesse einbringen will
(Schneidewind und Singer-Brodowski 2013, S. 72 f.). Doch auch dann scheint
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es empfehlenswert zu sein, auf zusätzliche Vermittler*innen, beispielsweise aus
der Zivilgesellschaft, zurückzugreifen und mit Personen zu kooperieren, die als
Framer*innen agieren können. Dabei muss aber sichergestellt werden, dass die
grundlegenden Ideen als solche bestehen bleiben und im Zuge der Übersetzung
durch die Akteur*innen nicht der Bezug zum eigentlichen alternativen Paradigma
eingebüßt wird. Die transformativen Forschungsprojekte müssten daher auch
gezielter auf der Ebene von Paradigmen neue Lösungsvorschläge ausformulieren
und deren Vorteile konkret nennen. Dies erscheint insbesondere deswegen wich-
tig, da ansonsten eine Vereinnahmung der Ideen der transformativen Forschung
durch Entscheidungsträger*innen droht, wodurch das Transformationspotenzial
verloren gehen könnte. So könnte es passieren, dass die Ideen der transforma-
tiven Forschungsprojekte lediglich von den Entscheidungsträger*innen für deren
eigenen Imagegewinn genutzt werden, die grundlegenden Paradigmen und Pro-
gramme aber verloren gehen. Um dies zu verhindern ist es auch hilfreich, wie
eben beschrieben, bei der Krisenwahrnehmung anzusetzen und so zunächst eine
erhöhte Wahrnehmung einer grundsätzlich die Paradigmen hinterfragende Krise
(siehe Abschn. 6.1.4) zu bewirken.
6.2.3 Begleitung praktischer Umsetzungen undVerstetigung
der Ideen
Die Analyse hat außerdem Hinweise geliefert, dass es hilfreich sein kann, wenn
die Wissenschaft selbst als institutionelle Unternehmerin die Umsetzung der Ideen
mit begleitet oder in die Hand anderer institutioneller Unternehmer*innen gibt
und nicht alleine den Entscheidungsträger*innen überlässt. Die untersuchten Fälle
waren dort erfolgreich, wo die Wissenschaftler*innen sehr eng in die Umset-
zung eingebunden waren, diese konkret mitgestalten konnten (wie Bürgerbudget
und STEK2030) und nicht nur das Angebot machten, auf Forschungsergebnisse
zurückzugreifen (wie W2025). Was sich jedoch als schwierig herausstellte, ist
sicherzustellen, dass es nicht bei einer einmaligen Nutzung bleibt (wie beim Bür-
gerbudget und STEK2030), sondern dass die Ideen längerfristig einfließen, was
sich bei zeitlich begrenzter Förderung für Forschungsprojekte und dem Anspruch,
die Umsetzung selbst mit zu begleiten, jedoch sehr schwierig einlösen lässt.
Förderlich hier wäre eine längerfristige Ermöglichung sowohl der Finanzierung
der Wissenschaftler*innen als auch der Begleitung von städtischen Prozessen über
einzelne Anwendungen und Projekte hinaus. Insbesondere bei Personalwechseln
sollte der Kontakt erneut hergestellt und die Verstetigung der Ideen sichergestellt
werden.
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6.2.4 Verfestigung der Paradigmen in Nischen
Transformative Forschungsprojekte verfolgen ihrem Ansatz nach neue Paradig-
men mit dem Ziel, grundlegende Strukturen und Institutionen zu verändern und
eine Nachhaltigkeitstransformation anzustoßen. Gleichzeitig versuchen die Pro-
jekte, die lokalen Akteur*innen einzubeziehen und für die Ideen des Projektes
zu gewinnen. Diese Übersetzung in lokale Kontexte und zu den Vorstellungen
von Entscheidungsträger*innen und Bürgerschaft kann schnell mit einer Anpas-
sung der Ideen an bestehende Paradigmen und Empfindungen einhergehen und
das Transformationspotenzial mindern. Daher müssen die transformativen For-
schungsprojekte je nach Forschungskontext eine Strategie entwickeln, inwieweit
sie sich von vorherrschenden Paradigmen explizit abgrenzen.
Im Fall der Wohlstandsindikatorenentwicklung hat sich gezeigt, dass die Ideen
insbesondere an Nischenakteur*innen im Nachhaltigkeitsbereich anschlussfähig
waren und weniger an die breite Bevölkerung und Entscheidungsträger*innen.
In diesem untersuchten Fall wurde dann auch hauptsächlich Anschluss an die
Nischenakteur*innen gesucht und die Ideen kaum in der Stadtöffentlichkeit
verbreitet. Im Fall von „Glücklich in Wuppertal“ war dagegen eine breite Kommu-
nikation erforderlich, um Nutzer*innen für die App zu gewinnen und damit eine
gute Datenqualität zu erreichen. Dabei wurden häufig soziale Medien als Ver-
breitungsmedium genutzt, weshalb komplexe Ideen kaum darstellbar schienen. In
beiden untersuchten Fällen wurden kleine Umsetzungen auf der ersten und zwei-
ten Ebene von Ideen erprobt, mit dem Ziel, damit den Ideen im Hintergrund zur
Verbreitung zu verhelfen.
Schlussfolgernd aus den in Abschnitt 6.1 genannten Punkten wird hier davon
ausgegangen, dass für das konkrete Transformationspotenzial die direkte For-
mulierung der Paradigmen und deren Übersetzung in (radikale) Programme ein
notwendiger Baustein transformativer Forschung ist. Dies beinhaltet auch eine
öffentliche Kommunikation der alternativen Paradigmen und eine Kritik an beste-
henden Paradigmen, statt hauptsächlich Angebote für zusätzliche Möglichkeiten
zu unterbreiten.
In beiden Fällen hätten eine engere Verbindung mit zusätzlichen Akteur*innen,
die die Idee unterstützen, und ein stärkerer Diskurs über die alternativen Paradig-
men die Chance auf einen transformativen Wandel erhöht, statt breite Gruppen
von Akteur*innen mit oberflächlichen Informationen auszustatten. Wenn ein Dis-
kurs eine radikale Transformation von bestehenden Werten fordert, kann er sich
laut Schmidt (2002, S. 221) auch auf neu aufkommende Werte berufen und
damit einen Wertewandel bestärken. Die beiden Projekte hätten sich hier also
auf andere neu aufkommende Alternativen zum vorherrschenden Paradigma, die
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beispielsweise in der Zivilgesellschaft vorhanden sind, beziehen und sich mit
diesen verbinden können. Hier stellt sich dann jedoch die Frage, wie das Ansto-
ßen von und Agieren in einem kritischen öffentlichen Diskurs – was durchaus
dem selbst gestellten Anspruch der transformativen Forschenden entspricht –
sich mit den Erwartungen an sie als Wissenschaftler*innen und ihrem Ansehen
als epistemische Gemeinschaft vereinbaren lässt, oder ob hier widersprüchliche
Anforderungen entstehen würden.
6.2.5 Zusammenfassung
Zusammenfassend lässt sich festhalten, dass sich der lokale Kontext einer Stadt
als geeignet für den Forschungsansatz transformativer Forschung herausstellte. Es
zeigte sich außerdem, dass die transformative Forschung, um erfolgreich Trans-
formation anzustoßen oder zu unterstützen, die Kommunikation ihrer Ideen –
insbesondere der Paradigmen – und die längerfristige Begleitung der Umset-
zung verstärkt fokussieren muss. Dazu zählt auch die Zusammenarbeit mit
Akteur*innen, die als Framer*innen oder Vermittler*innen agieren können. Im
Folgenden werden die in den vorangegangenen Abschnitten hergeleiteten Emp-
fehlungen für zukünftige transformative Forschungsprojekte zusammengefasst:
1. Die Wissenschaftler*innen in transformativen Forschungsprojekten müssen gut
über Prozesse in dem Kontext ihrer Forschung Bescheid wissen, weshalb sich
eine Durchführung am Standort der Forschungsinstitute gut eignet. Sofern
noch nicht vorhanden, sollten sie Kontakte herstellen und eine gute Reputation
ihrer Organisation erreichen.
2. Die transformativen Forschungsprojekte sollten flexibel auf aufkommende
Projekte, Krisen und Prozesse reagieren können, sofern diese Gelegenheits-
fenster und Anknüpfungspunkte für ihre transformativen Ideen darstellen.
Dabei sollte klar formuliert werden, wie die neuen Ideen als Lösungsvor-
schläge dienen, wie sie umgesetzt werden können und welche Vorteile dies
den Entscheidungsträger*innen bringt.
3. Zur vertieften Kommunikation der Ideen, insbesondere der Paradigmen und
der konkreten, daraus abgeleiteten Programme, wird eine Zusammenarbeit mit
Framer*innen und Vermittler*innen benötigt, die über die notwendige Kom-
munikationskompetenz verfügen, gute Netzwerke haben und die Paradigmen
der institutionellen Unternehmer*innen teilen.
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4. Diese Ideen sowie erste Forschungsergebnisse sollten nicht nur mündlich in
Besprechungen, sondern schriftlich in konkreten Policy Briefs an die Entschei-
dungsträger*innen kommuniziert werden. Hierfür sollten genügend personelle
und finanzielle Mittel und Zeit im Rahmen der Forschungsprojekte eingeplant
werden.
5. Widersprüche zu bestehenden Paradigmen sollten nicht verschwiegen, sondern
Diskussionen über die alternativen Paradigmen angestoßen und bestehende
Paradigmen kritisiert werden.
6. Wenn möglich, sollten Umsetzungen von neuen Policies und Programmen
mitbegleitet und praktisch unterstützt werden. Damit dies nicht bei einer ein-
maligen Umsetzung der Ideen bleibt, sollte auch auf eine Verstetigung der
Ideen und des politischen Wandels hingewirkt werden.
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Die aktuelle, immer deutlicher werdende fortschreitende Verknappung natürlicher
Ressourcen und der Klimawandel sowie vermehrte Luftverschmutzung und Flä-
chenverbrauch insbesondere in Städten lässt die Notwendigkeit einer umfassenden
Transformation spürbar werden. So zeigen Konzepte wie das der planetaren Leit-
planken (Rockström et al. 2009; Steffen et al. 2015, siehe Abschn. 2.1), dass
sich das Erdsystem auf Veränderungen mit teilweise unvorhersehbaren Folgen
zubewegt. Um diese Prozesse aufzuhalten, muss die erforderliche Transforma-
tion sowohl politische als auch gesellschaftliche Veränderungen beinhalten, neue
Technologien sowie neue Werte, Normen und Handlungsroutinen. Doch wie
diese Vision erreicht werden kann, ist zu großen Teilen bislang unklar – das
sogenannte Transformationswissen fehlt. So wird teilweise darauf gesetzt, Unter-
stützung aus der Mehrheit der Gesellschaft für die Veränderungen zu erreichen
und teilweise auf die Rolle von Nischenakteur*innen mit innovativen Ideen des
Wandels fokussiert.
An dieser Stelle setzt die transformative Forschung an, die es zum Ziel hat,
Wissen darüber zu generieren, wie eine Transformation gelingen kann sowie
Transformationsprozesse zu verstehen. Dazu begleiten und initiieren die For-
schenden gemeinsam mit lokalen Akteur*innen selbst Veränderungsprozesse.
Dadurch sollen neue Ideen und Narrative in der Gesellschaft verbreitet und
Paradigmen verändert werden, die bisher ressourcenschonende Politik und Hand-
lungsroutinen erschweren (Schneidewind, Singer-Brodowski, Augenstein, et al.
2016; Schneidewind und Singer-Brodowski 2013; WBGU 2011, S. 23 f., siehe
Abschn. 2.2.2). Indem Forschende bei diesem Ansatz selbst Transformation initi-
ieren und unterstützen und ihre normativen Ansprüche explizit machen, gehen
sie über ihre Rolle als Forschende im klassischen Sinne hinaus und werden
so selbst zu institutionellen Unternehmer*innen (Campbell 2004, S. 177 f.;
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DiMaggio 1988, S. 14). Dabei hat die transformative Forschung mit ihrer inten-
dierten Wirkungslogik implizit einige Gemeinsamkeiten mit dem diskursiven
Institutionalismus (u. a. Campbell 2004; Schmidt 2008, 2017): Institutionelle
Unternehmer*innen mit innovativen Ideen für Policies, Programme und Paradig-
men – in diesem Fall mit dem Ziel einer Nachhaltigkeitstransformation – bringen
diese Ideen in meist städtische Diskurse, stoßen dadurch Veränderungen an und
kooperieren mit lokalen Akteur*innen.
Laut diskursivem Institutionalismus ist das Vorhandensein institutioneller
Unternehmer*innen, die eine neue Idee voranbringen, eine Voraussetzung für
Politikwandel. Dabei sind der Zugang zu Entscheidungsträger*innen sowie die
einfache, anschlussfähige Kommunikation dieser Idee in Diskursen relevant.
Darüber hinaus bieten vorhandene Krisen, die als Gefahr für die Macht- und
Ressourcenverteilung wahrgenommen werden, geeignete Gelegenheitsfenster, an
die die institutionellen Unternehmer*innen mit ihren Ideen anknüpfen können.
Beim diskursiven Institutionalismus wird außerdem angenommen, dass Politik-
veränderungen nicht nur durch Ereignisse von außen ermöglicht werden, sondern
auch durch intern wahrgenommene Krisen. Dadurch kann es zu Veränderungen
unterschiedlicher Intensitäten kommen, die von gradueller Veränderung einzelner
Policies oder der Einführung neuer Programme bis hin zu transformativem Wan-
del – dem Ersetzen der Paradigmen – reichen können. Teilweise findet außerdem
eine langfristige Institutionalisierung der neuen Ideen statt.
Um einerseits die transformative Forschung theoretisch zu fundieren und ande-
rerseits den diskursiven Institutionalismus weiterzuentwickeln, wurden in dieser
Arbeit beide Perspektiven zusammengeführt und es wurde untersucht, ob durch
zwei beispielhafte transformative Forschungsprojekte und ihre geführten Diskurse
bereits ein Wandel stattgefunden hat. Anhand von zwei Fallbeispielen aus dem
Kontext der Wuppertaler Transformationsforschung wurden Ideen, Akteur*innen,
Diskurse und Prozesse untersucht.
Dazu wurden aus der Theorie des diskursiven Institutionalismus Prognosen
dazu herausgearbeitet, welche Entwicklungen in den beiden Fällen zu erwarten
sind und anschließend im Rahmen einer Kongruenzanalyse mit den Beobachtun-
gen in der Empirie abgeglichen. Die Datenbasis stellten Expert*inneninterviews
und Dokumente dar, die mithilfe einer qualitativen Inhaltsanalyse hinsichtlich
ihres Inhaltes sowie mithilfe einer Dokumentenanalyse in Bezug auf ihre Ent-
stehungszusammenhänge untersucht wurden (siehe Kap. 3). Daneben wurden
die Transformationsverständnisse des Untersuchungsgegenstandes der transfor-
mativen Forschung, der eng damit verbundenen Transition-Forschung sowie dem
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diskursiven Institutionalismus verglichen, um später den diskursiven Institutiona-
lismus mithilfe einiger Thesen der transformativen und der Transition-Forschung
weiterzuentwickeln.
Die Analyse kam zu dem Ergebnis, dass innerhalb des Untersuchungszeit-
raumes von drei Jahren bereits kleine Veränderungen stattgefunden haben (siehe
Abschn. 5.3.3). Es wurden neue Diskurse angestoßen und einige der Ideen sind
in Stadtverwaltung und Bürgerschaft hinein diffundiert. Die neuen Paradigmen,
die Grundlage einer umweltverträglichen Gesellschaft ohne den Anspruch dau-
erhaften Wirtschaftswachstums sein sollten, wurden kaum verbreitet. Dadurch
hat gradueller Wandel teilweise stattgefunden, also die Umsetzung kleiner neuer
Policies. Eine Transformation konnte bislang jedoch keiner der beiden Fälle
anstoßen.
Die Forschenden und ihre Organisationen wurden als institutionelle Unter-
nehmer*innen und im Sinne epistemischer Gemeinschaften (Campbell 2004,
S. 106 f.; Haas 1992, S. 3 f., 27–29, siehe Abschn. 5.3.1) wahrgenommen, als
Berater*innen kontaktiert und in städtische Gremiensitzungen eingeladen. Dass
sie gut über die Prozesse in der Stadt informiert waren, ermöglichte es ihnen,
konkrete Gelegenheitsfenster zu nutzen und daran anzuknüpfen. Aus der Analyse
konnten einige Handlungsempfehlungen abgeleitet werden, die transformative
Forschungsprojekte in Zukunft erfolgversprechender machen würden sowie die
zentralen Thesen des diskursiven Institutionalismus weiterentwickelt werden.
Bezüglich der theoretischen Weiterentwicklung (siehe Abschn. 6.1) soll hier
insbesondere hervorgehoben werden, wie die unterschiedlichen Grade der Verän-
derung von einer Diffusion der Ideen über Wandel erster und zweiter Ordnung
bis hin zu einer erfolgreichen Transformation zusammenhängen. Im Kontext der
Transformationsforschung ist zwar die Annahme verbreitet, dass ein transforma-
tiver Wandel grundlegender Ideen in Politik und Gesellschaft notwendig ist, doch
trotzdem werden meist nur kleine Veränderungen und inkrementeller Wandel initi-
iert, statt radikale Veränderungen umzusetzen. Dem liegt der Glaube zugrunde,
dass inkrementelle Veränderungen sich langfristig zu transformativem Wandel
aufsummieren (Brand 2016, S. 24, siehe Abschn. 3.5).
Die Analyse hat allerdings gezeigt, dass die drei Grade des Wandels in den
meisten Fällen nicht nacheinander durchlaufen werden, gradueller Wandel also
selten nach und nach zu einer Transformation akkumuliert. Die Ergebnisse dieser
Arbeit deuten darauf hin, dass ein gradueller Wandel, also die Einführung neuer
Policies und Programme zu einer Transformation nur insoweit beiträgt, wenn
die im Hintergrund liegenden radikalen Paradigmen ebenfalls explizit gemacht
werden. Werden lediglich die neuen Policies und Programme formuliert und
die Paradigmen nicht explizit gemacht, ist es unwahrscheinlich, dass die drei
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Grade des Wandels nacheinander erreicht werden. Wahrscheinlicher ist, dass die
Veränderung nach der Einführung der neuen Policies und Programme endet.
Um die alternativen Paradigmen verständlich zu kommunizieren, ist es hilfreich,
diese zunächst in kleinen Nischen zu etablieren und erst im nächsten Schritt zu
verbreiten. Dazu gehört auch eine Kritik bestehender Paradigmen.
Bei der Kommunikation der Ideen in den Diskursen zeigte sich außerdem,
dass eine enge Kooperation mit Akteur*innen, die als Framer*innen und Ver-
mittler*innen agieren können, zielführend ist. Diese sollen nicht nur die neuen
Vorschläge für Policies und Programme teilen und verbreiten, sondern ebenso die
neuen Paradigmen. Eine Formulierung der Ideen in einer anschlussfähigen und
kontextspezifischen Art und Weise, aber ohne Abschwächung ihres Transforma-
tionspotenzials, ist ein herausfordernder Balanceakt. Dabei ist eine Verbreitung
in die Bevölkerung hinein zielführend, eine konkrete Ansprache der Entschei-
dungsträger*innen jedoch noch zentraler. Für diese Kooperation mit anderen
Akteur*innen zeigte sich, dass die institutionellen Unternehmer*innen über
tiefe Netzwerke verfügen müssen, in denen sie mit den Netzwerkpartner*innen
Erwartungen teilen und über Ressourcen verfügen.
Daneben konnte in dieser Arbeit eine weitere Voraussetzung für Wandel
genauer ausdifferenziert werden. So müssen laut diskursivem Institutionalismus
Krisen vorhanden sein, um bei den Entscheidungsträger*innen eine Offenheit
gegenüber einer Veränderung zu erreichen. Die Analyse zeigte jedoch, dass
als Gelegenheitsfenster in diesem Sinne sowohl wahrgenommene Krisen die-
nen können, als auch institutionelle Veränderungen. Krisen eignen sich dazu
nur, wenn sie von kurzer Dauer sind im Gegensatz zur Phase der Stabilität
und daher von den Entscheidungsträger*innen als akute Gefährdung wahrgenom-
men werden. Längerfristige Strukturprobleme eignen sich hier nicht. Hier konnte
die Definition von Krisen also verfeinert werden als von den Entscheidungs-
träger*innen wahrgenommene kurzfristige, akute Gefährdung für die aktuelle
Macht- und Ressourcenverteilung, die die Suche nach neuen Lösungen erfor-
dert (siehe Abschn. 6.1.4). Andere institutionelle Veränderungen eignen sich
dann besonders gut als Gelegenheitsfenster, wenn neu geschaffene Institutionen
oder neues Personal noch offen für Ideen von außen sind oder wenn Syner-
gien genutzt und Ressourcen durch die Zusammenarbeit mit den institutionellen
Unternehmer*innen eingespart werden können.
Weiterhin konnte überprüft werden, ob der diskursive Institutionalismus sich
für die Analyse von Veränderungen auf der lokalen Ebene eignet und ob über-
haupt Paradigmenwechsel im räumlichen Radius einer Stadt möglich sind. Aus
der Literatur zu urbanen Transformationsprozessen und Stadtsoziologie wurde
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herausgefunden, dass es in Städten unterschiedliche Krisendefinitionen, Lösungs-
strategien und Diskurse gibt und sich durchaus eigenständig neue Paradigmen
entwickeln und verbreiten können (siehe Abschn. 2.3).
Schlussfolgernd aus der Analyse konnten Empfehlungen für zukünftige trans-
formative Forschungsprojekte abgeleitet werden (siehe Abschn. 6.2). Insbeson-
dere soll hier hervorgehoben werden, dass sich der lokale Kontext sehr gut eignet,
wenn die Forschenden dort über gute Reputation, tiefe Netzwerke und Wissen
über lokale Prozesse verfügen. Die transformativen Forschenden müssen im Laufe
des Forschungsprozesses auf aufkommende Gelegenheitsfenster reagieren, um
ihre transformativen Ideen in städtische Diskurse zu integrieren und als konkrete
Lösungswege zu kommunizieren. Daher ist eine gewisse Flexibilität vorteilhaft,
weshalb nicht alle Schritte des Forschungsprojektes bereits im Voraus festgelegt
werden sollten.
Die Forschenden müssen mit ihren Ideen als konkrete Lösungsvorschläge an
Prozesse anknüpfen und die Ideen aller drei Ebenen – Policies, Programme und
Paradigmen – klar formulieren. Transformative Forschungsprojekte sollten daher
in Zukunft noch gezielter kommunizieren, wie die Entscheidungsträger*innen von
den Ideen profitieren können, beispielsweise durch die Vergrößerung ihrer Macht
und wie sie diese gewinnbringend nutzen können. Dies geschieht nur, wenn die
Entscheidungsträger*innen selbst eine grundlegende Krise wahrnehmen, die sie
als ihre Paradigmen infragestellend empfinden und so offen für fundamentalen
Wandel sind. Aus den an die Entscheidungsträger*innen kommunizierten alter-
nativen Paradigmen müssen dann wiederum konkrete Programme und Policies
hergeleitet werden, die an die wahrgenommenen Krisen gut anknüpfen können
und trotzdem umsetzbar erscheinen. Hierzu ist die enge Kooperation mit wei-
teren Akteur*innen notwendig. Diese sollten die Policies und Programme so
übersetzen, dass der Bezug zum eigentlichen Paradigma und das Transformati-
onspotenzial nicht eingebüßt werden. Transformative Forschende benötigen daher
enge Verbindungen zu Akteur*innen, die als Vermittler*innen und Framer*innen
die Ideen verständlich verbreiten können.
Wie genau dies am besten gelingt und wie Paradigmen aus radikalen Nischen
diffundieren können, dazu besteht noch weiterer Forschungsbedarf. Bei diesen
Fragen könnte auf Erkenntnissen aus dem Bereich der Transition-Forschung
zurückgegriffen und diese weiterentwickelt werden (u. a. von Wirth et al. 2019).
Daneben sollte genauer untersucht werden, auf welche Dauer transformative For-
schungsprozesse angelegt sein müssten, um die Chance eines transformativen
Wandels zu steigern und wie sich dies mit den aktuellen Praktiken der For-
schungsförderung vereinbaren ließe. In diesem Zusammenhang stellt sich auch
die Frage, wie radikal die Forschenden dabei in der Formulierung ihrer neuen
188 7 Fazit
Paradigmen sein können, ohne ihr Ansehen als epistemische Gemeinschaft zu
gefährden. Diese Aspekte sind jedoch nicht mehr Teil dieses Buches, sondern
stellen mögliche Forschungsfragen für die weitere Entwicklung transformativer
Forschung dar.
Zusammenfassend lässt sich festhalten, dass in dieser Arbeit sowohl ein Bei-
trag zur Weiterentwicklung des diskursiven Institutionalismus geleistet werden
konnte als auch praktische Empfehlungen für transformative Forschung gegeben
wurden: Bezüglich der Theorie konnten die Voraussetzungen für Transformation
und die Definition von Gelegenheitsfenstern für Politikwandel verfeinert und neue
Erkenntnisse bezüglich des Zusammenhangs zwischen graduellem und transfor-
mativem Wandel gewonnen werden. Im Hinblick auf die Praxisempfehlungen
zeigt sich, dass der Ansatz transformativer Forschung durchaus erfolgverspre-
chend ist, wenn einige Aspekte beachtet werden, so insbesondere die Kooperation
mit lokalen Akteur*innen sowie die explizite Kommunikation der alternativen
Paradigmen. Auch wenn ein Anstoßen von Transformation innerhalb von kurzen
Projektlaufzeiten unwahrscheinlich ist, so kann Wissenschaft in längerfristigen
Prozessen als institutionelle Unternehmerin wichtige Beiträge zu städtischen
Transformationsdiskursen und der Verbreitung neuer Paradigmen leisten.
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